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Max  Seydewitz 

Zur  Einführung 


■  ein  Buch  über  Sowjetrußland  herauszugeben.  Dies  vor  allem,  weil 
leider  immer  noch  von  vielzuvielen  Sowjetrußland  als  die  Angelegen- 
heit einer  Partei  und  nicht  als  die  Sache  des  Proletariats  be- 
trachtet wird.  Darum  auch  wird  das,  was  wir  in  diesem  Rußland-Buch 
glauben  aussprechen  zu  müssen,  entstellt  und  mißdeutet  werden  —  so- 
wohl links  als  auch  rechts  von  uns.  Das  aber  kann  uns  nicht  abhalten 
von  der  Erfüllung  der  im  Interesse  des  um  seine  Befreiung  kämpfenden 
Proletariats  gelegenen  Pflicht,  klar  und  eindeutig  unsere  Meinung 
zu  dem  sozialistischen  Versuch  in  Sowjetrußland  zu  sagen 
und  auszusprechen,  was  auf  Grund  unserer  Forschungen  und  Unter- 
suchungen uns  als  die  den  Proletariern  mitzuteilende  Wahrheit  erscheint. 

Die  Kommunisten  in  den  außerrussischen  Ländern,  die  Sowjetrußland 
in  all  den  Jahren  törichterweise  sehr  unsachlich  und  kurzsichtig  für 
ihre  Parteipropaganda  mißbraucht  haben,  haben  dadurch 
starken  Widerspruch  und  Abwehr  im  sozialistischen  Lager  ausgelöst 
und  den  Proletariern  in  den  westeuropäischen  Ländern  die  objektive 
Stellungnahme  gegenüber  Sowjetrußland  außerordentlich  erschwert. 
Auch  in  Moskau,  das  in  seinem  weiteren  Kampfe  und  bei  seiner  wei- 
teren Aufbauarbeit  die  Sympathie  und  die  Unterstützung  der  Prole- 
tarier in  der  übrigen  Welt  braucht,  sollte  man  endlich  erkennen,  daß 
die  kommunistische  P  a  r  t  e  i  propaganda  mit  dem  „Sowjetparadies" 
Sowjetrußland  mehr  geschadet  als  genützt  hat  und  Millionen  Prole- 
tarier in  der  ganzen  Welt,  die  mit  ihrem  Herzen  immer  bei  der  Sache 
der  Arbeiterklasse  stehen,  mißtrauisch  gemacht  und  in  einen  Gegensatz 
zu  Sowjetrußland  gebracht  hat. 

Viel  Gestrüpp  ist  im  letzten  Jahrzehnt  auf  den  innerhalb  der  Arbei- 
terklasse gezogenen  Grenzlinien  gewachsen,  und  immer  schwerer  ist  es 
geworden,  durch  dieses  dichte  Gestrüpp  hindurch  die  wirklichen  Tat- 
sachen und  die  Wahrheit  zu  sehen.  Unser  Rußland-Buch  soll  mit  dazu 
beitragen,  das  Gestrüpp  zu  beseitigen,  die  Bahn  freizumachen  für  einen 
klaren  Blick  gegenüber  Sowjetrußland,  das  in  dieser  Zeit  der  sich  immer 
mehr  verschärfenden  Krise  des  kapitalistischen  Systems  immer  mehr 
zu  einer  Sache  des  Proletariats  wird. 
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Das  vorliegende  Buch,  das  in  einem  ganz  bescheidenen  Sinne  ein 
Bekenntnisbuch  ist,  müht  sich,  ganz  objektiv  das  geschichtliche 
Werden  der  Dinge  und  das  Geschehen  in  Sowjetrußland  zu  werten.  Wir 
sehen  viele  Fehler  und  Mängel,  wir  haben  viel  auszusetzen  an  dem 
Ablauf  der  Dinge  in  Sowjetrußland,  aber  weil  wir  wissen,  daß  das 
schwerste  und  komplizierteste  Stück  des  proletarischen 
Befreiungskampfes  die  sozialistische  Aufbauarbeit  ist,  darum  haben  wir 
Verständnis  für  die  Schwächen  und  Fehler,  darum  schauen  wir  schärfer 
hin,  um  auch  Vorzüge  und  Erfolge  zu  sehen,  um  den  Proletariern  die 
trotz  alledem  unverrückbare  Tatsache  mitzuteilen,  daß  die  sozialistische 
Wirtschaft  in  ihren  allgemeinen  Leistungen  und  Ergebnissen,  in  ihrer 
moralischen  Auswirkung  und  auch  bei  der  Befriedigung  der  menschlichen 
Bedürfnisse  unvergleichlich  leistungsfähiger  ist  als  die  kapitalistische 
Wirtschaft,  deren  Versagen  die  Proletarier  heute  auf  Schritt  und  Tritt 
am  eigenen  Leibe  schmerzhaft  verspüren. 

Diese  Ueberlegenheit  des  Sozialismus  wird  auch  nicht  widerlegt  durch 
die  Tatsache,  daß  in  den  Jahren  der  Kämpfe  bis  zur  Erzwingung  des 
Zeitpunktes,  wo  mit  dem  sozialistischen  Aufbau  begonnen  werden  kann 
und  während  dieses  schweren  Aufbaues  von  der  Arbeiterschaft  harte 
Opfer  gebracht  werden  müssen  — ,  die  nicht  gegen  den  Sozialismus, 
aber  für  die  Bereitschaft  der  Proletarier,  für  ihren  Glauben  an  und  ihren 
unerschütterlichen  Willen  für   den  Sozialismus  sprechen. 

Der  Parteivorstand  der  Schweizer  Sozialdemokratischen  Partei  hat  am 
6.  Juni  1931  in  einer  Entschließung  auch  zu  dem  Problem  Sowjetruß- 
land Stellung  genommen.  In  dieser  Entschließung  sagt  er  u.  a. : 

„Die  Sozialdemokratische  Partei  der  Schweiz  erblickt  in  der  russischen  Revo- 
lution ein  historisches  Ereignis  von  größter  geschichtlicher  Bedeutung,  durch  das 
die  russische  Arbeiterklasse  zur  Führerin  in  der  Befreiung  der  Millionen  russischer 
Bauernmassen  von  der  Sklaverei  des  Feudalismus  berufen  wurde.  Der  wirtschaft- 
liche Aufbau  Sowjetrußlands  auf  der  Grundlage  des  Fünfjahrplanes  ist  ein  ge- 
waltiger Versuch  zur  Verwirklichung  der  kollektiven  Planwirtschaft  in  einem  der 
größten  Länder.  Gelingt  dieser  Versuch,  so  kann  die  russische  Revolution  einen 
Auftrieb  zu  einer  Umwälzung  der  Eigentumsverhältnisse  im  Sinne  der  Gemein- 
wirtschaft auch  für  die  anderen  Länder  geben,  selbst  wenn  diese  andere  poli- 
tische Methoden  anwenden.  .  .  . 

Wie  bisher  wendet  sich  die  SPS.  gegen  alle  Angriffsversuche  kapitalistischer 
Kreise  und  Regierungen  auf  die  russische  Revolution  und  gegen  alle  Interven- 
tionsgelüste imperialistischer  Kriegstreiber  auf  Sowjetrußland." 

Diese  Entschließung  des  Parteivorstands  der  Schweizer  Sozialdemo- 
kratie ist  ein  Beweis  dafür,  daß  in  sozialdemokratischen  Kreisen  das 
Bemühen,  den  Ablauf  der  Dinge  in  Sowjetrußland  objektiv  zu  würdigen, 
immer  mehr  an  Boden  gewinnt.  In  dieser  Richtung  wirken  will  auch 
unser  Rußland-Buch,  und  wenn  es  nur  einen  Teil  klassenbewußter  Prole- 
tarier zum  Nachdenken  und  objektiven  Nachprüfen  anregt,  wenn  es 
sachliche  Diskussion  auslöst,  erfüllt  es  seinen  Zweck. 
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Theodor  Hartwig  Teil  I 

Die  Bedeutung 

der  Sowjetunion  für  die 

proletarische  Weltrevolution 


Die  Bedeutung  der  russischen  Revolution  für  den  Befreiungskampf 
des  Proletariats  sollte  in  sozialistischen  Kreisen  nicht  erst  demon- 
striert werden  müssen.  Mögen  viele  auch  in  unseren  Reihen  dem 
sozialistischen  Aufbau  in  der  USSR.  skeptisch  gegenüberstehen,  die 
Sowjetunion  ist  eine  Realität,  mit  der  wir  rechnen  müssen.  Wer  diesen 
Aktivposten  der  proletarischen  Kampffront  zu  entwerten  sucht,  schädigt 
das  Gesamtinteresse  der  Werktätigen  aller  Länder. 

Proletarische  Solidarität  bedeutet  nicht  himmelblaue  Sympathie,  son- 
dern verdammt  irdische  Interessengemeinschaft.  Wenn  die  englischen 
Bergarbeiter  streiken,  dann  müssen  die  Bergarbeiter  auf  dem  Kontinent 
mitstreiken,  und  die  Transportarbeiter  müssen  verhindern,  daß  Kohle 
nach  England  kommt.  Nur  so  kann  der  Streik  für  die  Arbeiterschaft 
günstig  enden. 

Wenn  aber  statt  dessen  die  Arbeiter  in  den  anderen  Ländern  in 
,. christlicher  Nächstenliebe"  Almosen  sammeln,  um  die  proletarischen 
Brüder  in  England  zu  unterstützen,  während  die  Kohlenarbeiter  in 
Belgien,  Frankreich  und  Deutschland  die  für  sie  scheinbar  „günstige 
Konjunktur"  ausnützen,  um  Ueberstunden  zu  machen,  dann  muß  der 
Streik  in  England  zusammenbrechen  und  —  das  ist  das  entscheidende  — 
die  Verschlechterung  der  Arbeitsbedingungen  in  England  hat  früher 
oder  später  auch  die  Verschlechterung  der  Arbeitsbedingungen  in  jenen 
Ländern  zur  Folge,  die  vorübergehend  an  dem  Streik  in  England  „pro- 
fitiert" haben. 

Es  ist  gewiß  menschlich  rührend,  wenn  sich  Arbeiter  den  Bissen  vom 
Mund  absparen,  um  ihre  internationale  Gesinnung  zu  betätigen,  nur 
nützt  dieses  Mittel  nichts.  Wenn  einem  Typhuskranken  die  Haare  aus- 
fallen, dann  kuriert  man  ihn  nicht  mit  Haarwasser.  Bei  Epidemien  han- 
delt es  sich  überdies  nicht  nur  darum,  den  anderen  zu  helfen,  sondern 
letzten  Endes:  sich  selbst  zu  schützen.  Dies  gilt  auch  für  soziale  „Epi- 
demien". Die  Bergarbeiter  Europas  hätten   sich  selbst  geschützt,  wenn 
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sie  durch  den  allein  wirksamen  „Sympathie"-Streik  den  englischen  Ge- 
nossen zum  Siege  verholfen  hätten.  Proletarische  Solidarität  ist  eine  sehr 
erhebende  Sache  mit  nüchternen  Hintergründen  und  muß  in  jedem  ein- 
zelnen Falle  konkret  richtig  betätigt  werden. 

In  diesem  Sinne  haben  wir  die  Sympathien  für  Sowjetrußland,  die 
im  Weltproletariat  tief  verwurzelt  sind,  zu  überprüfen.  Mit  sicherem 
Instinkt  erkennen  die  Massen  die  Bedeutung  des  gewaltigsten  sozialen 
Experiments  der  Weltgeschichte  für  ihren  eigenen  Befreiungskampf.  Wie 
man  den  derzeitigen  Zustand  in  der  Sowjetunion  benennen  will,  das 
tut  nichts  zur  Sache.  Worauf  es  ankommt,  das  ist  die  Tatsache,  daß  in 
der  USSR.  das  Proletariat  als  Klasse  die  politische  Vormacht  besitzt. 
Es  gibt  keine  absoluten  Maßstäbe  und  keine  ewigen  Wertungen,  sondern 
immer  nur  eine  relative  „Moral".  Das  Proletariat  hat  alle  Ursache,  an 
soziale  Erscheinungen  seinen  eigenen,  proletarischen  Maßstab  anzulegen. 

In  dieser  Einstellung  kann  das  Proletariat  durch  das  Wutgeheul  seiner 
Gegner  nur  bestärkt  werden.  Was  bedeuten  denn  die  Haßgesänge  der 
Dunkelmänner  aller  Schattierungen  gegen  den  „Kulturbolschewismus", 
was  bedeutet  der  Kreuzzug  des  Papstes  gegen  das  „moderne  Heiden- 
tum", was  bedeutet  der  immer  dringlicher  erhobene  Ruf  der  imperia- 
listischen Staaten  nach  „Intervention"?  Es  ist  der  Angstschrei  der  von 
inneren  Krisen  durchschüttelten  Niedergangsepoche  des  Kapitalismus 
vor  dessen  nahem  Ende.  Drohend  schrieb  die  russische  Revolution  in 
Flammenzeichen  das  Menetekel  an  die  Pforten  des  Herrschaftspalastes 
der  Bourgeoisie. 

Auf  der  am  18.  März  1931  in  Wien  abgehaltenen  Mitteleuropäischen 
Wirtschaftskonferenz  sprach  Graf  H  o  y  o  s  von  der  Sowjetunion  und 
betonte,  daß  in  diesem  Lande  „eine  ganz  andere  volkswirtschaftliche 
Struktur  als  in  den  kapitalistischen  Ländern"  vorliegt:  „Dies  ist  die 
ungeheure  Gefahr,  die  uns  bedroht.  Wenn  man  sieht,  wie  sich  alle 
großen  Industrieexportländer  unter  dem  schweren  Druck  der  Arbeits- 
losenfrage die  Füße  ablaufen,  um  von  dem  Fünfjahrplan  Bestellungen 
für  sich  zu  gewinnen,  und  wenn  man  daran  denkt,  daß  die  zu  investie- 
renden 64  Milliarden  Rubel  auch  bald  arbeiten  werden,  dann  läuft  es 
einem  kalt  über  den  Rücken." 

Wenn  es  unserem  kapitalistischen  Gegner  kalt  über  den  Rücken  läuft, 
dann  muß  es  einem  sozialistischen  Herzen  warm  werden.  Wer  soll  es 
denn  besser  wissen,  was  uns  frommt,  als  unser  Gegner?  Er  lebt  von 
unseren  Niederlagen  und  er  zittert  um  seinen  Besitz,  wenn  wir  irgendwie 
und  irgendwo  an  politischer  Macht  gewinnen.  Man  stelle  sich  doch  nur 
vor,  mit  welcher  Vehemenz  die  politische  und  Kulturreaktion  einsetzen 
und  sich  austoben  würde,  wenn  das  Sowjetsystem  zusammenbräche! 

Schon  allein  durch  die  bloße  Existenz  der  Sowjetunion  wird  manches 
verhütet,   was  sonst  hemmungslos   Westeuropa   überfluten  würde.   Auch 
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dieser  Aktivposten  wird  vielfach  zu  gering  eingeschätzt.  Aber  geradezu 
blind  stehen  gewisse  Parteisozialisten  der  Tatsache  gegenüber,  daß  die 
Sowjetunion  einen  unersetzlichen  seelischen  Aktivposten  für  das  Welt- 
proletariat bedeutet. 

Auch  hier  sieht  der  Gegner  klarer  als  so  mancher  Genosse.  Die  bür- 
gerlichen Blätter  wissen  ganz  genau,  warum  sie  jede  Gelegenheit  be- 
nützen, um  Krisennachrichten  über  die  USSR.  zu  verbreiten.  Dadurch 
soll  der  Glaube  an  das  sozialistische  Zukunftsideal  erschüttert  werden. 
Jede  Entwertung  der  Errungenschaften  der  russischen  Revolution  ent- 
mutigt das  Weltproletariat.  Insbesondere  sind  es  „die  unter  dem  Druck 
der  Wirtschaftskrise  leidenden  Massen,  die  den  Glauben  an  die 
kapitalistische  Gesellschaftsordnung  verloren 
habe  n",  aber  „w  egen  des  ihnen  so  oft  bewiesenen 
Versagens  des  ersten  sozialistischen  Versuches  in 
Rußland  kein  Vertrauen  zum  Sozialismus"  gewinnen 
können  und  so  „ohne  Ideal,  Ziel  und  Glauben  leicht  eine  Beute  der 
faschistischen  Propaganda"  werden1. 

Man  erinnere  sich,  welche  tiefe  Entmutigung  sich  in  Deutschland  1918 
breiter  Schichten  der  Arbeiterschaft  bemächtigte,  da  die  Entwicklung 
ganz  anders  kam,  als  man  doch  immerhin  erwarten  durfte.  Damals  mag 
so  mancher  Prolet  sich  bestürzt  gefragt  haben:  Also  auch  dann,  wenn 
wir  die  politische  Macht  besitzen,  auch  dann  können  wir  den  Sozialis- 
mus nicht  aufbauen?  —  Und  Tausende  dieser  Proletarier,  die  mit  ge- 
radezu religiöser  Inbrunst  an  die  sozialistische  Erlösung  glaubten, 
flüchteten  in  ihrer  Enttäuschung  in  eine  der  vielen  Sekten,  die  damals 
wie  Pilze  aus  dem  Boden  schössen. 

Man  hat  damals  gesagt:  Einen  Trümmerhaufen  kann  man  nicht  sozia- 
lisieren. Aber  der  Trümmerhaufen  in  Rußland  sah  noch  viel  schlimmer 
aus.  Wir  wollen  auch  nicht  darüber  philosophieren,  ob  es  überhaupt 
möglich  ist,  in  einem  einzelnen  Lande  den  Sozialismus  aufzubauen. 
Entscheidend  ist,  daß  heute  schon  die  Vorbedingungen  für  einen  künf- 
tigen Sozialismus  geschaffen  werden. 

Was  das  Proletariat  dringend  braucht,  ist  Ermutigung.  Erinnern  wir 
uns,  daß  bereits  Karl  Marx  gesagt  hat:  „Das  Proletariat,  das  sich 
nicht  als  Kanaille  behandeln  lassen  will,  hat  seinen  Mut,  sein  Selbst- 
gefühl, seinen  Stolz  und  seinen  Unabhängigkeitssinn  noch  viel  nötiger 
als  sein  Brot." 

Der  Klassenstolz  des  einst  revolutionären  Bürgertums  stützte  sich  auf 
seine  erstarkende  wirtschaftliche  Macht.  Der  Klassenstolz  des  revolu- 
tionären Proletariats  kann  nur  in  seiner  organisatorischen  Kraft  wurzeln. 
In  dem  Glauben  an  diese  seine  organisatorische  Kraft  liegt  das  Selbst- 

Vgl.  Bd.  I  der  „Roten  Bücher"  der  „Marxistischen  Büchergemeinde":  Die  Krise 
des  Kapitalismus  und  die  Aufgabe   der  Arbeiterklasse,  S.   125. 
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gefühl  des  Proletariats.  An  diesem  Glauben  darf  es  nicht  irre  gemacht 
werden.  Die  Augen  des  Lohnsklaven  beginnen  zu  leuchten,  wenn  man 
ihm  davon  erzählt,  was  sozialistischer  Wille  im  roten  Wien  an  Für- 
sorgeeinrichtungen geschaffen  hat,  und  es  ist  ein  Stück  seiner  eigenen 
Sehnsucht,  was  in  der  USSR.  von  seinen  Klassenbrüdern  verwirklicht 
wurde. 

Man  unterschätze  nicht  die  Stoßkraft  dieser  seelischen  Impulse.  Mit 
welcher  Begeisterung  wurde  der  Russenfilm  „Panzerkreuzer  Potemkin" 
in  der  ganzen  proletarischen  Welt  aufgenommen.  Die  stumme  Sprache 
dieses  Films  wurde  verstanden.  Da  ist  ein  Bild:  Die  meuternden  Matrosen 
haben  ihre  Offiziere  ins  Meer  geworfen.  Plötzlich  sieht  man  auf  der 
Leinwand  die  Schiffsmaschinen  arbeiten.  Was  soll  dieses  Bild  bedeuten? 

Die  Offiziere  sind  die  Führer  des  Schiffes;  sie  repräsentieren  die  gei- 
stige Kraft  des  Getriebes.  Die  Mannschaft  hat  nur  zu  gehorchen;  sie  ist 
die  an  sich  willenlose  Materie,  die  die  Befehle  der  Leitung  auszuführen 
hat.  Wenn  nun  diese  Werkzeugmenschen,  diese  lebendigen  Anhängsel 
der  toten  Maschinerie  revoltieren  und  sich  ihrer  Führer  entledigen,  dann 
müßte  doch  —  sollte  man  meinen  —  das  ganze  Getriebe  zum  Stillstand 
kommen.  Es  geschieht  nicht,  sondern  die  Maschinen  laufen  weiter;  die 
Matrosen  haben  die  Führung  des  Schiffes  selbst  übernommen! 

Der  Prolet  versteht:  Auch  er  ist  nur  ein  Rädchen  im  kapitalistischen 
Getriebe,  das  von  den  Unternehmern,  von  den  wirtschaftlichen  Führern 
in  Gang  erhalten  wird.  Die  proletarische  Revolution  wird  mit  diesen 
Führern  aufräumen,  so  wie  die  Matrosen  des  Panzerkreuzers  „Potemkin" 
mit  ihren  Offizieren.  Das  Getriebe  wird  deshalb  doch  nicht  zum  Still- 
stand kommen;  es  wird  nicht  „der  Untergang  des  Abendlandes"  ein- 
treten. Die  Maschinen  laufen  weiter,  so  jubelt  der  Film  mit  revolutio- 
nierender Betonung.  Und  der  Prolet  wird  mit  Zuversicht  erfüllt:  Was 
unsere  Führer  können,  das  können  wir  auch! 

Der  Panzerkreuzer  Potemkin,  das  ist  nur  ein  Symbol  für  Sowjetruß- 
land. Das  Proletariat  hat  die  Führung  des  Staates  selbst  übernommen 
und  es  holt  mit  einer  die  ganze  Welt  in  Erstaunen  setzenden,  geradezu 
verbissenen  Energie  nach,  was  unter  der  Herrschaft  des  Zarismus  ver- 
säumt worden  war.  Der  Analphabetismus  wird  liquidiert,  die  industrielle 
Entwicklung  schreitet  unaufhaltsam  vorwärts  und  in  Sibirien  ersteht 
„ein  neues  Amerika".  Die  Maschinen  arbeiten  mit  Volldampf,  so  wie 
es  der  Film  vorausgesagt  hat.  Ein  Land  ohne  Arbeitslosigkeit  inmitten 
der  kapitalistischen  Wüste,  deren  Schrecken  sich  unter  dem  Gluthauch 
der  Weltwirtschaftskrise  für  die  Mehrzahl  der  Menschen  zu  einer  wahren 
Hölle  auf  Erden  steigern:  Der  Kapitalismus  kann  seine  Sklaven  nicht 
mehr  ernähren! 

Schon  dieser  Gegensatz  wirkt  revolutionierend  auf  die  Arbeitermassen 
der  anderen  Länder.  Dazu  kommt  noch  die  ideologische  Umwälzung  in 
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der  Sowjetunion,  die  eine  ungeheure  werbende  Kraft  ausstrahlt.  Selbst 
bürgerliche  Berichterstatter  werden  von  dem  neuen  Menschentum  tief 
ergriffen,  das  ihnen  in  der  USSR.  entgegentritt. 

Dieses  unerhört  Neue  kann  nicht  gezeigt,  es  muß  empfunden  werden. 
Man  kann  landwirtschaftliche  Großbetriebe  zeigen,  Arbeiterfakultäten, 
Bauernheime,  Kinderkrippen  usw.,  aber  die  treibende  Kraft  —  der  Ge- 
staltungswille, der  sich  der  sozialen  Grenzen  seiner  Tätigkeit  bewußt 
bleibt  —  und  die  ideologische  Auswirkung  der  neuen  ökonomischen 
Tatsachen  auf  die  breiten  Massen  der  Bevölkerung,  das  kann  nicht  ge- 
zeigt, das  muß  erlebt  werden.  Was  von  den  Reisenden  in  Rußland  — 
ich  selbst  war  1926  in  Moskau  —  als  überwältigend  empfunden  wird, 
das  ist  die  „Reform  des  Bewußtseins",  die  sich  durchzusetzen  beginnt. 
Gewiß,  auch  wir  in  Westeuropa  leisten  in  der  sozialistischen  Bewegung 
„Arbeit  des  Menschen  am  Menschen",  aber  wir  stoßen  zumeist  allzubald 
an  die  gesellschaftlichen  Schranken.  Und  wenn  dieser  bürgerliche  „Erden- 
rest, zu  tragen  peinlich",  sich  auch  nur  in  der  Vorherrschaft  des  Mannes 
auswirkt.  Die  Ausläufer  des  kapitalistischen  Konkurrenzkampfes  sind 
eben  selbst  in  den  zartesten  seelischen  Regungen  der  Menschen  zu  ver- 
spüren. 

Nur  in  einer  klassenlosen  Gesellschaft  kann  es  eine  wahre  Gleich- 
berechtigung der  Geschlechter  geben.  Diese  wird  nicht  etwa  durch  eine 
neue  Ehegesetzgebung  gesichert,  sondern  umgekehrt :  Eine  neue  Ehegesetz- 
gebung ist  nur  in  der  Sowjetunion  möglich,  weil  dort  die  sozialen  Vor- 
aussetzungen für  dieselbe  erfüllt  sind.  Nur  in  einer  Bedarfswirtschaft, 
wo  die  Produktion  für  die  Gesamtheit  im  Mittelpunkt  des  gesellschaft- 
lichen Systems  steht,  kann  auch  die  mütterliche  Produktionskraft  wahr- 
haft geschätzt  werden.  Mütter  ehrt  man  nicht  durch  Muttertage,  sondern 
durch  soziale  Maßnahmen  (Schwangerenfürsorge),  die  letzten  Endes 
nicht  nur  der  Mutter,  sondern  dem  Kinde  zugute  kommen.  In  der  Sowjet- 
union erhält  jede  gebärende  Arbeiterin  vier  Monate  Urlaub  (je  zwei 
Monate  vor  und  nach  der  Geburt)  und  während  dieser  Zeit  ihren  vollen 
Gehalt.  Dies  nur  ein  einzelnes  Beispiel. 

Mit  Recht  hat  Gumbel  einmal  gesagt,  daß  die  russischen  Proletarier 
schon  allein  dadurch  Unvergängliches  geleistet  haben,  indem  sie  den 
Beweis  erbrachten,  wie  sehr  Arbeitsfreudigkeit  dem  Arbeitszwang  über- 
legen ist.  Die  Vertreter  der  Bourgeoisie  behaupten  immer  wieder,  daß 
der  Produktionsapparat  ohne  Hungerpeitsche  nicht  dauernd  in  Gang 
erhalten  werden  kann,  und  folgern  daraus,  daß  der  Sozialismus  schei- 
tern müsse,  weil  die  Menschen  nun  einmal  an  angeborener  Faulheit 
leiden.  Wir  Sozialisten  wissen,  daß  im  Menschen  ungeahnte  Kräfte 
schlummern;  sie  müssen  nur  durch  neue  Verhältnisse  geweckt  werden. 

Man  darf  die  aufbauende  Kraft  der  ideologischen  Umlagerung 
nicht  unterschätzen.  Der  ideologische  „Ueberbau"  ist  nicht  einfach  nur 
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etwas  Sekundäres,  wie  die  Vulgärmarxisten  meinen,  sondern  übt  seine 
Rückwirkung  auf  das  ökonomische  Fundament  aus.  Die  Menschen  sind 
nicht  nur  Produkte  der  Verhältnisse,  in  denen  sie  leben,  sondern  sie  sind 
„Schauspieler  und  Verfasser  ihrer  Geschichte"  zugleich.  Wie  stark  sich 
der  kollektivistische  Mensch  in  der  USSR.  bereits  durchgesetzt  hat,  das 
kann  nur  derjenige  ermessen,  der  auch  die  besonderen  Schwierigkeiten 
in  Betracht  zieht,  die  gerade  in  diesem  Lande  bestanden  haben  und  teil- 
weise noch  bestehen.  Um  nur  einige  derselben  zu  nennen:  Die  geogra- 
phische Lage  und  Weite  des  Landes  (1/c  der  festen  Erdoberfläche!), 
Mangel  an  Verkehrsmitteln,  industrielle  Rückständigkeit,  Differenzie- 
rung der  Bevölkerung  nach  Abstammung  und  Sitte  (über  100  Natio- 
nalitäten!), Feindseligkeit  des  Auslandes,  konterrevolutionäre  Ten- 
denzen, Wirtschaftssabotage,   Zwang  zur  Militarisierung  usw. 

Unter  diesen  Verhältnissen  ist  es  begreiflich,  daß  die  Sowjetregierung 
genötigt  ist,  mit  ideologischen  Faktoren  zu  rechnen.  Der  Staatsapparat 
allein  kann  es  nicht  schaffen.  Wenn  sich  schon  in  Westeuropa  die  Ueber- 
schätzung  des  organisatorischen  Apparates  —  auch  in  den  politischen 
Parteien  —  bitter  rächt2,  so  würde  in  der  USSR.  eine  auch  nur  teilweise 
Arterienverkalkung  des  Systems  die  Verstopfung  der  Produktionskanäle 
bedeuten.  Ohne  Dynamik  keine  Entwicklung.  Und  zu  dieser  Dynamik 
gehört  in  der  Sowjetunion  die  Begeisterung,  denn  nur  sie  allein  vermag 
jene  hinreißende  Kraft  zu  entwickeln,  die  über  unvermeidliche  Stockun- 
gen und  Entbehrungen  hinweghilft. 

Diese  Begeisterung  wirkt  zündend  über  den  Erdball  hinweg  und  er- 
füllt mit  lodernden  Flammen  die  Herzen  des  Weltproletariats.  Millionen 
„Verdammte  dieser  Erde"  richten  ihre  Blicke  erwartungsvoll  auf  das 
verheißungsvolle  „Licht  aus  dem  Osten".  Wer  bringt  den  traurigen 
Mut  auf,  angesichts  dieser  letzten  Hoffnung  des  Weltproletariats  von 
einer  trügerischen  Fata  Morgana  zu  sprechen? 

Dieser  wahnwitzigen  Verblendung  gegenüber  haben  die  Marxisten 
nur  festzustellen,  daß  sich  die  Formen  des  Klassenkampfes  den  jewei- 
ligen sozialen  Bedingungen  anzupassen  haben.  Wenn  wir  aber  die  fal- 
schen Losungen  der  Komintern  für  Westeuropa  als  unmarxistisch  ab- 
lehnen, so  heißt  das  doch  nicht,  daß  wir  den  Leistungen  des  russischen 
Proletariers  unsere  Anerkennung  versagen  dürfen.  Wir  müssen  doch  ver- 
stehen, daß  die  russischen  Proletarier  aus  Selbsterhaltungstrieb  sich  für 
ihre  Aufbauarbeit  internationale  Sicherungen  zu  schaffen  suchen,  da  sie 
nicht  auf  einer  weltfernen  „Insel  der  Seligen"  leben.  Umgekehrt  wäre 
es  für  das  Weltproletariat  verhängnisvoll,  wenn  es  warten  wollte,  bis 
die  russischen  Arbeiter  sozusagen  die  Kastanien  aus  dem  Feuer  geholt 
haben.  Vielmehr  liegt  hier  ein  dialektischer  Prozeß  vor,  in  dessen  Ver- 

2  Vgl.  Bd.  II  der  „Roten  Bücher"  der  „Marxistischen  Büchergemeinde":  Die  Orga- 
nisation im  Klassenkampf. 
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lauf  Wechselwirkungen  auftreten,  die  wir  politisch  entsprechend  aus- 
werten müssen,  wenn  wir  wirklich  als  Geburtshelfer  des  Sozialismus 
wirken  wollen. 

Es  war  kein  Geringerer  als  Lenin,  der  offen  zugegeben  hat,  daß  die 
russische  Revolution  im  Jahre  1917  unter  besonders  günstigen  Bedin- 
gungen ihr  Ziel  erreichen  konnte: 

„Wir  hatten  es  leichter  anzufangen,  erstens  weil  die  —  für  das  Europa  des  20. 
Jahrhunderts  —  ungewöhnliche  politische  Rückständigkeit  der  Zarenmonarchie  eine 
ungewöhnliche  Kraft  des  revolutionären  Ansturmes  der  Massen  hervorrief.  Zweitens 
führte  die  Rückständigkeit  Rußlands  zu  einer  eigenartigen  Verflechtung  der  prole- 
tarischen Revolution  gegen  die  Bourgeoisie  mit  der  Bauernrevolution  gegen  die 
Grundherren.  Damit  begannen  wir  im  Oktober  1917,  und  wir  hätten  damals  nicht  so 
leicht  gesiegt,  wenn  wir  nicht  damit  begonnen  hätten. . . .  Drittens  hatte  die  Revo- 
lution des  Jahres  1905  außerordentlich  viel  für  die  politische  Aufklärung  der  Ar- 
beiter- und  Bauernmassen  getan. . . .  Ohne  eine  solche  Generalprobe,  wie  die  von 
1905,  wären  im  Jahre  1917  sowohl  die  bürgerliche  Februarrevolution  als  auch  die 
proletarische  Oktoberrevolution  unmöglich  gewesen.  Viertens  gestatteten  die  geo- 
graphischen Verhältnisse  Rußland  länger  als  anderen  Ländern,  dem  äußeren  Ueber- 
gewicht  der  kapitalistischen,  vorgeschritteneren  Staaten  standzuhalten.  Fünftens  er- 
leichterte das  eigenartige  Verhältnis  des  Proletariats  zur  Bauernschaft  den  Ueber- 
gang  von  der  bürgerlichen  Revolution  zur  sozialistischen,  erleichterte  den  Einfluß 
des  städtischen  Proletariats  auf  die  halbproletarischen,  armen  Schichten  der  Werk- 
tätigen auf  dem  Lande.  Sechstens  erleichterten  die  lange  Schule  des  Streikkampfes 
und  die  Erfahrung  der  europäischen  Massenbewegung  der  Arbeiter  bei  der  Tiefe 
und  schnellen  Zuspitzung  der  revolutionären  Situation  die  Entstehung  einer  so  eigen- 
artigen Organisation  wie  die  Sowjet  s." 

Und  er  fügt  hinzu,  daß  „Europa  nicht  denselben  Weg  zur  Revolution 
geht",  und  daß  es  notwendig  ist,  die  „konkreten  Besonder- 
heiten ganz  klar  einzuschätzen,  die  dieser  Kampf  in  jedem  einzelnen 
Lande  entsprechend  der  Eigenart  seiner  Wirtschaft,  Politik  und  Kultur, 
seiner  nationalen  Zusammensetzung  (Irland  usw.),  seiner  Kolonien, 
seiner  religiösen  Spaltungen  usw.  usw.  annimmt  und  unvermeidlich 
annehmen  muß". 

Die  Kämpfe  der  Arbeiterschaft  in  den  einzelnen  Ländern  sind  aber 
nicht  unabhängig  voneinander.  Jede  lokale  Errungenschaft  wirkt  sich 
schließlich  in  internationalem  Maßstabe  aus.  Nicht  nur  in  ideologischem 
Sinne:  „So  etwas  vergessen  die  Völker  nicht  mehr!"  Denn  das  Prole- 
tariat führt  seinen  Kampf  als  Schicksalsgemeinschaft.  Auf  den  wirt- 
schaftlichen Schlachtfeldern  in  China  und  Indien  wird  auch  das  Ge- 
schick der  Arbeiterschaft  in  Europa  mit  entschieden. 

In  diesem  Kampfe  werden  wir  zu  unserem  eigenen  Vorteil  den  Be- 
stand der  Sowjetunion  als  Aktivposten  verwerten,  wenn  wir  keinen 
Zweifel  darüber  walten  lassen,  daß  uns  die  Schicksalsgemeinschaft  voll 
bewußt  ist,  die  das  Weltproletariat  mit  der  Sowjetunion  verbindet.  Wir 
müssen  auch  den  Imperialisten  ins  Gesicht  sagen,  daß  wir  genau  wissen, 
warum  sie  bisher  den  Interventionskrieg  gegen  die  USSR.  nicht  gewagt 
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haben.  Natürlich  ist  es  wieder  nur  in  unserem  eigenen  Interesse,  dafür 
zu  sorgen,  daß  die  imperialistischen  Räuber  auch  weiterhin  es  nicht 
wagen,  die  Aufbauarbeit  in  Rußland  zu  stören. 

Der  Proletarier  hat  kein  Vaterland  in  jenem  Sinne,  wie  die  Natio- 
nalisten es  meinen.  Er  hat  kein  Interesse  daran,  den  heimischen  Kapi- 
talismus zu  verteidigen.  Das  kapitalistische  System  soll  überwunden 
werden,  das  ist  unsere  „historische  Mission",  und  darum  haben  wir 
alle  im  Namen  der  Weltrevolution  das  Land  der  proletarischen  Dik- 
tatur zu  schützen  und  zu  verteidigen.  Auch  davon  hat  der  Film  „Panzer- 
kreuzer Potemkin"  zu  den  Proletariern  aller  Länder  gesprochen,  und 
sie  haben  seine  stumme  Sprache  verstanden:  Die  Admiralsflotte  ist  aus- 
gezogen, um  den  Panzerkreuzer  Potemkin  wieder  zum  Gehorsam  zu 
zwingen.  Drohend  richten  sich  die  Geschütze  gegen  die  Meuterer.  Da 
hissen  diese  die  Flagge:  Schießt  nicht,  ihr  Brüder! 

Die  Admiralsflotte,  das  sind  die  vereinigten  imperialistischen  Staaten, 
die  gegen  das  meuternde  Sowjetsystem  mobilisieren,  um  es  niederzu- 
ringen. Da  hissen  die  russischen  Proletarier  die  Flagge  der  proletarischen 
Solidarität:  Schießt  nicht,  ihr  Brüder!  —  Es  ist  die  Flagge  der  Welt- 
revolution: die  rote  Fahne  des  Sozialismus.  Sie  weht  auf  den  Zinnen 
des  Kreml.  Und  wir  geloben:  Die  imperialistischen  Räuber  sollen  sie 
nicht  niederholen!  Das  ist  unser  Bekenntnis  zur  Einheitsfront  des  Welt- 
proletariats! 
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Fritz  Lewy  Teil  II 

Vor  der  Revolution 

I.  Zu  welchem  Ende 

studieren  wir  Revolutionsgeschichte 

Ein  Felsblock  steht  über  dem  Abhang.  Sommer  und  Winter  spren- 
gen seinen  Halt.  Er  muß  stürzen;  aber  noch  hält  ihn  unterliegen- 
des Gestein  und  umklammerndes  Wurzelgeflecht.  Stürzt  er  jetzt,  so  ver- 
nichtet die  entfesselte  Kraft  Baum  und  Strauch,  vielleicht  auch  Tier 
und  Mensch  in  der  Unbewußtheit  ihres  Existenzkampfes.  Aber  noch  hält 
der  Block;  und  morgen  wird  sich  unbewußt  der  Gefahr  ein  blühendes 
Dorf  am  Abhang  siedeln.  Ein  spielendes  Kind,  eine  nagende  Maus 
reißt  den  Block  herab,  und  die  entfesselte  Gewalt  tötet  und  verdirbt  auf 
ihrer  Bahn.  Aber  es  kann  auch  sein,  daß  ein  bewußter  Mensch  die  Ge- 
fahr erkennt,  die  Siedlung  verhindert  oder  die  Bewohner  rechtzeitig 
warnt.   Der  Felsblock  stürzt,  aber  er  bringt  niemand  Gefahr. 

Eine  solche  Naturkraft  ist  der  Kampf  der  Klassen,  der  die  Gesell- 
schaftsordnungen auseinandersprengt,  totes  Gestrüpp  der  Geschichte  zer- 
reißt und  mit  dem  Toten  auch  vieles  Lebendige  in  den  Abgrund  der 
Revolution  stürzt.  Aber  wenn  die  Staubwolke  sich  senkt,  die  Sturzbahn 
vernarbt,  baut  eine  befreite  Welt  aus  den  Trümmern  ein  wohnliches 
Heim.  Daß  die  alten  Ordnungen  stürzen  müssen,  das  ist  ein  Gesetz  der 
Oekonomie.  Wann  sie  stürzen,  wie  lang  und  wie  verderblich  der  Sturz 
dauert  und  wirkt,  das  ist  in  die  Hand  der  Menschen  gegeben,  ihrer  Ein- 
sicht und  Klugheit,  ihrer  Willenskraft,  ihrer  Ueberzeugungstreue  und 
ihrer  Führerschaft. 

In  diesem  Buch  ist  wenig  von  Menschen  die  Rede,  obwohl  es  im 
Namen  der  Menschlichkeit  geschrieben  ist,  der  die  sozialistische  Be- 
wegung dient,  obwohl  es  für  die  Menschen  geschrieben  ist,  die  aus  der 
Geschichte  lernen  und  begreifen  sollen.  In  diesem  Buch  ist  kaum  von 
den  Parteien  die  Rede,  die  das  Gefäß  des  politischen  Willens  sind,  in 
diesem  Buch  stehen  Fürsten  und  Volkstribune  unter  dem  alles  beherr- 
schenden Schatten  der  großen  Ereignisse  des  Klassenkampfes.  Nicht  die 
Zaren  und  nicht  die  Volkskommissare  machen  die  Geschichte,  sondern 
die  Klassen  selbst,  nach  den  ehernen  Gesetzen  der  Oekonomie. 

Damit  soll  nicht  das  Werk  der  Helden  und  Märtyrer  der  großen  russi- 
schen Revolution  verkleinert  werden,  das  Werk  der  Namenlosen,  die  seit 

2  Unsere   Stellung   zu  Sowjetrußland 
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Jahrzehnten  durch  die  Nächte  der  Schlüsselburg  und  der  Katorga 
gegangen,  die  auf  allen  Schlachtfeldern  des  Krieges  und  des  Bürger- 
krieges und  dann  auch  an  der  Front  des  grausamen,  entmutigenden 
Wirtschaftskrieges  um  den  Aufbau  gekämpft  haben.  Sie  haben  die  Not- 
wendigkeiten der  Geschichte  vollzogen,  gewiß.  Aber  wie  sie  diese  voll- 
zogen, mit  welchem  Opfermut  und  Idealismus,  mit  welcher  Treue  und 
Begeisterung,  mit  welcher  Erkenntnis  und  Bewußtheit,  das  ist  nicht 
belanglos  für  die  Menschen  selbst.  Wenn  heute  in  den  Schützengräben 
des  Klassenkrieges,  im  Schlamm  und  in  den  Sümpfen  des  Stellungs- 
krieges wie  damals,  1917,  ein  Hoffnungszeichen  winkt,  so  ist  es  das 
Zeichen  des  sieghaften  Aufbaues  der  russischen  Wirtschaft.  Daß  hier 
das  nahezu  Unmögliche  gelingt,  das  ist  die  Durchbruchschlacht  des 
Sozialismus,  das  ist  der  Beweis,  daß  die  Revolution  auch  mit  den 
Fäusten  zu  siegen  vermag,  wenn  sie  die  Bajonette  entbehren  muß.  Der 
Sieg  wird  nicht  an  der  russischen  Front  vollendet  werden  können;  hier 
liegt  unsere  Aufgabe,  die  Aufgabe  des  internationalen  Proletariats. 

1789  brach  an  einer  dünnen,  unelastischen  Stelle  das  System  des 
Feudalismus.  Es  bedurfte  mehr  als  eines  Jahrhunderts,  bis  die  Bürger- 
lichkeit auch  Deutschland  überzogen  hatte.  Von  1918  bis  1931  hat 
Deutschland  gebraucht,  um  erkennbar  werden  zu  lassen,  daß  die  Bour- 
geoisie zu  spät  ihre  Herrschaft  angetreten  hat,  daß  sie  alt  und  krank 
geworden  ist.  Dazu  hat  Rußland  nur  5  Monate  gebraucht,  und  3  weitere 
Monate,  um  den  Kranken  zu  begraben.  Auch  das  deutsche  Proletariat 
ist  nicht  Arzt,  sondern  Totengräber  des  kapitalistischen  Systems.  Wie 
lange  es  zu  dieser  Erkenntnis  brauchen  wird,  und  wann  es  aus  dieser 
Erkenntnis  zur  Tat  schreiten  wird,  das  steht  noch  dahin.  Aus  der  großen 
russischen  Revolution  aber  zu  lernen,  das  ist  die  Aufgabe  revolutionärer 
Sozialisten. 

„Eine  Nation  soll  und  kann  von  der  andern  lernen",  heißt  es  einmal 
bei  Marx.  „Auch  wenn  eine  Gesellschaft  dem  Naturgesetz  ihrer  Be- 
wegung auf  die  Spur  gekommen  ist  .  .  .  .,  kann  sie  naturgemäß  Ent- 
wicklungsphasen weder  überspringen  noch  wegdekretieren.  Aber  sie 
kann  die  Geburtswehen  abkürzen  und  mildern."  Zu  diesem  Zwecke  stu- 
dieren wir  die  Geschichte  des  revolutionären  Werdens  in  Rußland,  zu 
diesem  Zwecke  ist  hier  der  gewagte  Versuch  gemacht,  die  Besonderheiten 
und  nicht  minder  die  allgemeingültigen  Erfahrungen  der  großen  russi- 
schen Revolution  aufzuspüren  und  zu  verstehen. 


IL  Der  Staat  der  Romanows 

Abseits  von  den  Hauptverkehrszentren,  abseits  von  den  Zentren  der 
Kultur  des  Abendlandes  und  des  Morgenlandes    ziehen  sich  die  uner- 


Vor  der   Revolution  19 

meßlichen  Weiten  der  Tiefebenen  von  Westen  nach  Osten,  von  der  Ost- 
see bis  zum  Stillen  Ozean.  Der  russisch-sibirische  Kontinent  ist  eine 
Welt  für  sich,  eine  Welt,  die  spät  erst  in  die  Geschichte  eintritt,  vom 
Westen  und  vom  Osten  Bausteine  ihres  Aufbaues  übernimmt  und  doch 
immer  ihr  eigenes  Gesicht  zeigt,  das  Gesicht  der  grenzenlosen  Steppen 
und  pfadlosen  Wälder.  Vom  nördlichen  Eismeer  bis  fast  zur  tropischen 
Zone,  von  der  Primitivität  der  Steinzeit  bis  zur  westlichen  Zivilisation 
spannt  sich  die  Reichweite  dieser  Welt.  Ein  wanderndes  Volk  noch,  im 
Kampfe  gegen  die  schweifenden  Nomaden,  breiten  sich  die  Slaven  aus: 
Kolonisatoren,  Kosaken  oder  auch  Händler.  Die  Uebereinanderschich- 
tung  und  Zusammenballung,  aller  Gesellschafts-  und  Staatsbildung  des 
Westens  eigen,  fehlt  hier.  Der  Raum  ohne  Grenzen,  das  Volk  ohne  Ver- 
gangenheit, urwüchsig  der  Boden,  so  tritt  diese  Welt  in  die  Arena  der 
Geschichte,  als  der  Westen  bereits  die  Zersetzung  des  Feudalismus  er- 
fährt und  die  Geldwirtschaft  bis  zum  frühen  Kapitalismus  steigert. 

Die  feudalstaatlichen  und  stadtstaatlichen  Anfänge  Rußlands  werden 
in  ihrer  Entfaltung  durch  den  Sieg  der  Tataren  im  Jahre  1224  aufge- 
halten. Bis  1480  dauert  dann  die  Tatarenherrschaft  an.  Aber  die  Tataren 
bleiben  außerhalb  der  Grenzen,  sie  bilden  keinen  neuen  Staat.  Sie  be- 
schränken sich  auf  Tributforderungen,  wobei  der  Großfürst  von  Moskau 
sie  unterstützt.  Der  Moskauer  Großfürst  ist  der  Treuhänder  des  tata- 
rischen Tributgläubigers,  unter  dessen  Schutz  er  sich  eine  außerordent- 
lich starke  und  grausame  Staatsgewalt  aufbaut.  Der  neue  Staatsapparat 
ist  bereits  stark  geldwirtschaftlich  unterbaut;  der  Feudalismus  ge- 
langt nicht  zur  Reife.  Die  absolute  Macht  des  Fürsten  wird  weniger 
eingeschränkt  durch  die  Notwendigkeit,  das  Gefolge  mit  Lehen,  Grund- 
besitz und  Privilegien  auszustatten  und  damit  die  zentrale  Macht  zu 
schwächen.  Nach  der  Abwerf ung  des  Tatarenjochs  (1480)  ist  die  Her- 
ausbildung der  absoluten  Gewalt  des  Zaren  beendet.  Gestützt  auf  ein 
stehendes  Heer,  das  in  der  beginnenden  Geldwirtschaft  möglich  wurde, 
wird  der  Widerstand  des  alten  Adels  gebrochen.  Der  von  der  Natural- 
zur  Geldwirtschaft  übergehende  Staat  stützt  sich  außer  auf  die  Armee 
auf  ein  Beamtentum,  das  in  einer  strengen  Hierarchie  der  Ränge 
(Tschin)  gegliedert  ist  und  in  das  der  Geburtsadel  eingegliedert  wird. 
Krone  und  Bojaren  schließen  jetzt  Frieden  und  verbünden  sich  zu  ge- 
meinsamer Ausbeutung  der  Unterklasse,   des  Bauern. 

In  das  15.  Jahrhundert  geht  der  Moskowiterstaat  schon  als  Staat  des 
Großgrundbesitzes  hinein.  Seit  etwa  dem  13.  Jahrhundert  bildet  sich 
der  Großgrundbesitz  aus,  ohne  freilich  sofort  überall  zu  einer  Unter- 
werfung der  freien  Bauern  führen  zu  können.  Noch  gab  es  zu  viel  freien 
Boden,  auf  die  sich  der  Bauer  flüchten  konnte.  Es  bedurfte  außergewöhn- 
lichen, staatlichen  Zwanges,  um  den  Bauern  an  den  Boden  zu  heften. 
Erst    in    der    Mitte    des    17.    Jahrhunderts,    unter    der    Herrschaft    der 
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Romanows,  wurde  die  Leibeigenschaft  endgültig  festgelegt,  nachdem  in 
blutigen  Kämpfen  der  Aufstand  der  Bauern  und  Kosaken  nieder- 
geworfen war. 

Die  letzte  Wurzel  dieser  Entwicklungsreihen  ist  das  vorzeitige  Ein- 
dringen der  Geldwirtschaft  aus  dem  Westen.  Die  Geldwirtschaft  stärkt 
die  Zentralgewalt,  die  sich  von  dem  ritterlichen  Adel  militärisch  un- 
abhängig macht  und  gleichzeitig  den  Bojaren  (Ritter)  in  den  Ritter- 
gutsbesitzer verwandelt.  Das  Interesse  des  feudalen  Grundbesitzertums 
und  des  am  Verkauf  überschüssiger  Agrarprodukte  interessierten  Ritter- 
gutsbesitzers gehen  aber  weit  auseinander.  Das  Machtstreben  des  feu- 
dalen Adels  gegenüber  der  zentralen  Macht  der  Krone  kann  nur  im 
Bündnis  mit  den  Hintersassen  befriedigt  werden.  Die  Landesfürsten,  die 
aus  den  Großgrundbesitzern  sich  entwickelten,  haben  daher  sich  mit 
dem  städtischen  Bürgertum  und  den  unteren  Schichten  auf  dem  Lande 
vereinigen  und  entsprechende  Konzessionen  an  sie  gewähren  müssen. 
Dieses  Bündnis  ist  aber  in  Rußland  nicht  möglich,  da  der  Großgrund- 
besitzer viel  elementarer  das  Interesse  an  einer  größtmöglichen  Aus- 
beutung des  Bauern  hat.  Macht  ist  ja  niemals  Selbstzweck,  sondern 
zielt  auf  die  Güter,  die  diese  Macht  gewährt.  Hier  in  Rußland,  wo  der 
Mehrwert  sich  frühzeitig  in  klingende  Münze  umwandeln  läßt,  drängt 
der  Großgrundbesitz  zu  einer  Steigerung  der  Ausbeutung,  wendet  sich 
also  gegen  die  Bauern  und  unterliegt  damit  der  Zentralgewalt,  der 
Zarenkrone. 

Daher  reift  der  Feudalstaat  in  Rußland  nicht  aus.  Ja  selbst  der 
Ständestaat  als  Zwischenglied  zwischen  Feudalstaat  und  absoluter  Mon- 
archie zeigt  sich  nur  in  Ansätzen,  um  sofort  wieder  zu  vergehen.  Die 
Bojarenduma  wird  durch  den  beamteten  Senat  verdrängt.  Die  Kirche 
wird  vom  Staat  abhängig  und  von  einem  staatlichen  Beamten  ver- 
waltet. Allgemeine  Steuern,  in  der  Form  der  Kopfsteuern,  werden  er- 
hoben. Ein  bürokratisch-polizeilicher  Beamtenapparat  überzieht  das 
Land.  Das  Volksrecht  wird  durch  das  gelehrte  Beamtengericht  ver- 
drängt. Die  Grenzen  von  Erb-  und  Dienstadel  werden  verwischt.  Ein 
nur  dem  Zaren  unterstellter  Staatsapparat  steht  dem  Volke  gegenüber. 

Indessen  ist  dieser  Staatsapparat  nur  der  Ausdruck  der  bestehenden 
Klassenverhältnisse.  Es  ist  der  Staat  der  handelskapitalistischen  Groß- 
grundbesitzer, die  weniger  Grundherren  als  Kaufleute  sind.  Und  der  Zar 
ist  der  erste  Kaufmann  unter  Kaufleuten. 

Der  Staat  der  Romanows  ist  schon  bürgerlich  unter  dem  Gewände  des 
Feudalismus.  Es  ist  kein  Wunder,  daß  mit  dem  Staat  der  Romanows 
auch  die  Bourgeoisie  schon  in  den  Abgrund  stürzt,  die  Bourgeoisie, 
die  nur  8  Monate  der  reinen,  offenen  Klassenherrschaft  im  Jahre  1917 
brauchen  wird,  um  für  immer  abgewirtschaftet  zu  haben.  Der  Staat  der 
Romanows   beginnt   als   handelskapitalistischer   Feudalismus   und   endet 
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als  feudalbürokratischer  Kapitalismus;  er  endet  an  mangelnder  Ent- 
wicklungsfähigkeit des  Frühreifen.  Zwischen  Beginn  und  Ende  liegt  der 
dauernde  Konflikt  zwischen  Frühreife  und  Rückständigkeit,  ein  Kon- 
flikt, der  zum  Gesetz  wird,  wonach  der  erste  Arbeiterstaat  der  Welt  ein 
halbes  Jahrtausend  später  anzutreten  hat. 

Der  Feudalstaat  als  Vollzugsorgan  der  herrschenden  Klasse  ver- 
schleiert seine  Ausbeutungsfunktion  durch  ständischen  Aufbau  und  kirch- 
liche Weihe.  Der  kapitalistische  Industriestaat  verlegt  die  Ausbeutung 
aus  der  staatlichen  Sphäre  heraus,  um  den  Staat  nur  als  letzte  Siche- 
rung der  Ausbeutung  auf  dem  freien  Markt  bereit  zu  haben.  Der  Han- 
delskapitalismus aber  hat  keine  Schleier,  auch  keine  Scham.  Der  Staat 
der  Romanows  ist  die  Polizeigewalt  des  Wucherers,  ist  die  Sklaven- 
peitsche des  Grundherrn.  In  diesem  Staat  ist  die  Unterklasse  nur  Objekt, 
niemals  Subjekt.  In  diesem  Staat  kämpfen  keine  herrschenden  Klassen 
ernsthaft  gegeneinander  um  ihren  Anteil  am  Mehrwert,  gibt  es  daher 
auch  keine  Gewalt,  die  sich  auch  nur  zeitweise  auf  die  Unterklasse 
stützen  kann  oder  muß,  um  sich  Bundesgenossen  gegen  die  konkur- 
rierende Ausbeutergruppe  zu  schaffen.  Erst  mit  dem  Auftreten  des 
Industriekapitalismus  finden  sich  derartige  Ansätze,  aber  da  ist  es  be- 
reits zu  spät. 

Der  russische  Staat  zählte  im  Jahre  1913  ca.  176,5  Millionen  Men- 
schen auf  einem  Gebiet  von  21,8  Millionen  Quadratkilometern.  Das  ist 
ein  Gebiet,  mehr  als  doppelt  so  groß  wie  das  der  USA.,  43mal  so  groß 
wie  das  damalige  Deutsche  Reich.  Trotz  riesiger  Seegrenzen  ist  es  prak- 
tisch infolge  seiner  Lage  ein  riesenhaftes  Landgebiet,  das  abseits  von 
den  völkerverbindenden  Seestraßen  auf  seine  eigenen  Kräfte  angewiesen 
ist.  Im  übrigen  ist  die  landwirtschaftlich  nutzbare  Fläche  relativ  gering 
und  beträgt  nur  das  9 — lOfache  der  Nutzfläche  des  Deutschen  Reiches, 
freilich  in  einer  viel  größeren  Mannigfaltigkeit  des  Bodens,  Klimas  und 
der  Bodenschätze,  wie  sie  eben  ein  Land  aufweist,  das  sich  über  43  Brei- 
tengrade und  187  Längengrade  hinzieht. 

Rußland  war  damals  16mal  dünner  besiedelt  als  Deutschland.  Aber 
dieser  Durchschnitt  sagt  noch  wenig  angesichts  des  wreiten  Raums  und 
des  dünnen  Volkes  in  vielen  und  großen  Teilen  des  Riesenreiches,  ins- 
besondere in  seinen  asiatischen  Teilen.  Die  Bevölkerung  ist  nicht  ein- 
heitlich, sondern  in  eine  Unzahl  von  Nationalitäten  zersplittert,  von 
denen  man  70  aufzählen  müßte,  um  nur  die  wichtigsten  zu  nennen. 
Manche  hat  erst  die  Forschungsarbeit  nach  der  Revolution  zur  Kenntnis 
gebracht.  Man  rechnete  mit  114  Millionen  Russen,  wovon  etwa  80  Mil- 
lionen auf  die  Weißrussen  entfallen. 

Der  überwiegende  Teil  der  Bevölkerung  wohnt  auf  dem  flachen 
Lande.  Wäre  in  Polen  und  Finnland  die  Verstädterung  nicht  schon 
weiter  fortgeschritten,  so  würde  selbst  der  Durchschnittssatz  von  14  % 
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städtischer  Bevölkerung  noch  weiter  herabgedrückt  werden.  Dieses 
national-sprachlich  zersplitterte  Volk,  dünn  über  das  weite  Land  zer- 
streut, wird  von  dem  modernen  Verkehrswesen  wenig  nur  aufgeschlossen. 
Das  Eisenbahnnetz  betrug  1913  etwa  70  000  km,  wenig  mehr  als  das 
des  weit  kleineren  Deutschen  Reichs.  Selbst  im  europäischen  Rußland 
entfielen  auf  10  000  qkm  nur  1,2  km  Eisenbahnbetriebslänge,  wogegen 
Deutschland  11,8  km,  die  Vereinigten  Staaten  allerdings  nur  4,4  km 
aufzuweisen  hatten.  Dafür  kamen  aber  in  den  Vereinigten  Staaten 
42,3  km  auf  10  000  Einwohner,  während  im  europäischen  Rußland  nur 
4,8  km  auf  sie  entfielen. 

Dieses  gering  erschlossene  Land  ist  nun  in  einem  absoluten  Polizei- 
staat gefügt.  Städte  gibt  es  nur  1117  mit  mehr  als  10  000  Einwohnern; 
sie  sind  konsumierende  Beamtenstädte  und  nicht  Gewerbestädte  mit 
kommunaler  Selbstverwaltung.  Die  Bauern  stehen  außerhalb  der  staat- 
lichen Ordnung.  Die  Selbstverwaltung,  außer  der  inneren  der  Dorf- 
gemeinden, ist  beschränkt  und  durch  ein  Wahlrecht,  demgegen- 
über das  preußische  Dreiklassenwahlrecht  noch  als  radikale  Demokratie 
erschien,  dem  Adel  und  Beamtentum  ausgeliefert.  Das  Parlament,  die 
Duma,  die  die  Revolution  von  1905  dem  Zarismus  abtrotzte,  zeigte  von 
Beginn  an  eine  antizaristische  Mehrheit.  Es  bedurfte  eines  neuen  Staats- 
streiches, um  eine  Wahlordnung  zu  schaffen,  die  die  Mehrheitsverhält- 
nisse änderte.  Daß  der  Zarismus  sich  aber  nur  durch  die  Gewalt  seines 
bürokratischen  Apparates  und  durch  die  Trägheit  der  Bauern  und  Sol- 
daten hielt,  war  bereits  vor  dem  Weltkriege  deutlich  zu  sehen. 

Die  Bevölkerung  ist  rückständig;  nur  21  %  können  schreiben,  ein 
Prozentsatz,  der  in  Sibirien  sogar  noch  auf  12,3  %  und  in  Zentralasien 
auf  5,3  %  fällt.  Das  Volk  und  der  Polizeistaat  sind  hier  absolute 
Gegensätze.  Funktioniert  das  staatliche  System  einmal  nicht,  so  tritt 
sofort  ein  Vakuum  auf,  das  nicht  nur  durch  bereits  entwickelte  demo- 
kratische Einrichtungen  ausgefüllt  werden  kann.  Diesen  Staatsapparat 
zertrümmern  wollen,  heißt  ganz  neue  Instrumente  der  Staatsverwaltung 
aus  dem  Boden  stampfen  müssen.  Die  Zählung  von  1897  verzeichnet  als 
persönlichen  Adel  und  Beamte  eine  Bevölkerung  von  nur  0,6  Millionen, 
daneben  einen  erblichen  Adel  von  1,2  Millionen.  Aus  diesem  Kreise, 
der  nur  1,5  %  der  Bevölkerung  ausmachte,  stammte  alles,  was  den 
Staatsapparat  bildete.  Ohne  vergleichen  zu  wollen,  nur  um  eine  Vor- 
stellung über  die  innere  Struktur  des  Staatsapparates  zu  bekommen,  sei 
gesagt,  daß  der  deutsche  Staatsapparat  im  Jahre  1925  etwa  800  000  Be- 
amte beschäftigte,  ungerechnet  des  ganzen  Selbstverwaltungsapparates, 
daß  hier  also  auf  eine  fast  dreimal  so  kleine  Bevölkerung  mit  ausgebil- 
deter Selbstverwaltung,  ausgiebiger  Verkehrserschließung  und  ratio- 
nellem Betrieb  ein  Staatsapparat  im  engsten  Sinne  des  Wortes  (gegenüber 
den  obigen  russischen  Angaben)   entfällt,  der  wenig  gerechnet  eine  Be- 
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völkerung  von  1,6  Millionen,  d.  i.  2,5  % ,  repräsentiert.  Fällt  hier  der 
Staatsapparat,  der  sich  ja  nicht  in  allen  seinen  Teilen  in  einem  unbe- 
dingten Gegensatz  zur  Masse  des  Volkes  befindet,  so  bleibt  immerhin 
noch  ein  Verwaltungsapparat  übrig,  der  in  diesem  verkehrstechnisch 
weit  fortgeschrittenen  Teile  sich  sehr  bald  wieder  zu  einer  geordneten 
Einheit  fügen  läßt. 

Dies  also  ist  der  erste  Knoten,  der  sich  in  Rußland  für  die  proleta- 
rische Revolution  schürzt.  Der  Staatsapparat  ist  völlig  volksfremd,  das 
Volk  ist  völlig  staatsfremd.  Die  Revolution  muß  aus  sich  heraus  neue 
Formen  und  Inhalte  der  staatlichen  Neugestaltung  des  russischen  Volkes 
finden  und  organisieren.  Eine  solche  staatsbildende  Kraft  aber  hat  in 
Rußland,  wie  wir  nunmehr  sehen  werden,  nicht  das  Bauerntum  und 
nicht  das  Bürgertum,  sondern  allein  das  Proletariat.  Aus  seinen  organi- 
satorischen Instrumenten  des  Klassenkampfes  wächst  denn  auch  der 
neue  Staat,  der  Staat  der  „Sowjets". 


III.  Die  Agrarfrage 

Der  russische  Feudalstaat  war  noch  nicht  ausgereift,  als  bereits  der 
Handelskapitalismus  einzudringen  begann.  Der  Bojar  verwandelte  sich 
in  den  Großgrundbesitzer.  Der  Bauer  war  den  Grundbesitzern  allein 
ausgeliefert,  er  war  beinahe  wie  der  Sklave  dem  staatlichen  System  als 
Eigentum  der  Grundherren  nicht  eingegliedert.  Die  Leibeigenschaft  ist 
daher  auch  in  Rußland  stärker  und  gründlicher  ausgebildet  als  in 
irgendeinem  andern  europäischen  Lande.  Die  Ausbeutung  des  Bauern 
ist  in  Rußland  die  vollkommenste.  Die  Rechtlosigkeit  des  Bauern  ist 
in  Rußland  die  ausgesprochenste.  Die  Klassenschichtung  als  ein  Aus- 
beutungsverhältnis ist  in  Rußland  am  deutlichsten  ausgeprägt. 

Der  feudale  Bojar  kennt  in  der  Mehrwerterpressung  eine  Sättigung, 
wenn  die  naturalen  Bedürfnisse  seines  Trosses  befriedigt  sind.  Der  kapi- 
talistische Rittergutsbesitzer,  der  Exportinteressen  hat,  der  den  Mehr- 
wert in  klingende  Münze  umsetzt,  ist  in  seinem  Ausbeutungsbedürfnis 
schrankenlos.  Erst  die  Exportinteressen,  deren  Befriedigung  im  Rahmen 
der  bestehenden  Produktionsverhältnisse,  der  Leibeigenschaft,  die  nur 
eine  extensive  Bodenkultur  erlaubten,  unmöglich  war,  ließen  das  Be- 
dürfnis einer  Wandlung  der  Rechtsordnung  entstehen  und  durchsetzen. 
Die  Industrialisierung  Englands,  die  die  englische  Landwirtschaft  ver- 
nichtete, machte  Rußland  zur  englischen  Kornkammer.  Der  Getreide- 
export stieg  seit  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  sprunghaft.  Die  weitere 
Steigerung  war  unvereinbar  mit  der  bäuerlichen  Sklaverei,  deren  Fesseln 
reif  zur  Sprengung  wurden.  Aber  in  diesem  Staate  waren  die  Kräfte, 
die  zu  einer  solchen  Aenderung  drängen  konnten,  außerordentlich  gering. 
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Die  Schicht  des  bürgerlichen  Handelskapitals,  die  zu  einer  revolutio- 
nären Lösung  der  Bauern-  und  Bodenfrage  treiben  konnte,  war  zu 
schwach  gegenüber  dem  bürokratischen  und  feudalen  Adel.  Das  Be- 
dürfnis des  Großgrundbesitzers  nach  höherem  Bodenertrag  stand  im 
Widerspruch  zu  seinen  Besitzinteressen,  die  eine  Auflösung  des  Groß- 
grundbesitzes nicht  zuließen.  In  diesem  Staate  war  daher  eine  bürger- 
liche Revolution  mit  einer  Lösung  der  Bauern-  und  Bodenfrage  schwie- 
riger als  etwa  1789  in  Frankreich.  Wie  in  Preußen  konnte  hier  nur 
eine  Teillösung  erstrebt  und  erreicht  werden:  die  Bauernbefreiung  unter 
Aufrechterhaltung  des  Großgrundbesitzes.  Diese  Teillösung  aber  konnte 
auf  die  Dauer  nicht  befriedigen,  sie  mußte  im  weiteren  Verlauf  zu  neuen 
revolutionären  Spannungen  führen.  Sie  mußte  dazu  führen,  daß  das 
russische  Proletariat  die  ungelösten  Aufgaben  der  bürgerlichen  Revo- 
lution übernehmen  und  einer  radikalen  Lösung  zuführen  sollte.  Sie 
schürzte  den  zweiten  Knoten,  der  in  der  Februarrevolution  unlösbar 
erschien  und  in  der  Oktoberrevolution  eine  überraschende  Lösung  erfuhr. 
Selbst  die  Teillösung  der  Bauernbefreiung  ist  um  Jahrzehnte  ver- 
zögert. Erst  1861  wird  die  Leibeigenschaft  formal  beseitigt.  Das 
Sinken  des  Weltmarktpreises  für  Getreide  seit  Beginn  der  zweiten  Hälfte 
des  19.  Jahrhunderts,  das  Bedürfnis  des  allmählich  aufkommenden  Indu- 
striekapitalismus nach  einem  kaufkräftigen  inneren  Markt  macht  die 
Beseitigung  der  Leibeigenschaft  zu  einem  gebieterischen  Zwang.  Nach 
der  Niederlage  im  Krimkriege  muß  der  Zarismus  nachgeben.  Aber  die 
Bauernbefreiung  ist  nicht  die  Erlösung  des  Bauern  von  der  Ausbeutung 
überhaupt,  sondern  nur  die  Anpassung  der  Ausbeutungsform  an  die 
Interessen  des  Kapitals.  Der  Bauer  mußte  mit  Boden  ausgestattet  wer- 
den, wenn  er  weiterhin  existieren  sollte.  Der  Grundbesitzer  wiederum 
konnte  nicht  existieren  ohne  die  Arbeitskraft  des  Bauern.  Das  Gesetz 
vom  19.  Februar  1861  hielt  an  dem  Besitzrecht  des  Grundherrn  fest. 
Der  aus  der  Leibeigenschaft  entlassene  Bauer  mußte  für  den  ihm  zu- 
gewiesenen Boden  den  Bodenzins  zahlen;  die  Arbeitsrente  ist  in  eine 
Grundrente  umgewandelt.  Wollte  der  Bauer  aber  den  Boden  als  sein 
Eigentum  erwerben,  so  wurde  der  Gutsbesitzer  vom  Staate  ausgezahlt 
und  der  Bauer  hatte  dieses  Kapital  dem  Staate  in  49  Raten  zu  6  %  zu 
verzinsen.  Für  die  Bodengröße  des  neuen  bäuerlichen  Besitzes  wurden 
bestimmte  Mindest-  und  Höchstmaße  festgelegt.  Wo  der  Bauer  weniger  als 
das  gesetzliche  Mindestmaß  vor  der  Befreiung  bereits  selbst  bearbeitete, 
sollte  sein  Bodenanteil  auf  das  Mindestmaß  erhöht  werden,  wo  er  mehr 
als  das  Höchstmaß  bearbeitete,  sollte  er  auf  das  Höchstmaß  herabgesetzt 
werden.  Das  Mindestmaß  war  durchweg  zu  klein  festgesetzt.  Aber  die  Fest- 
setzung des  Höchstmaßanteils  führte  dazu,  daß  unter  dem  Titel  der  Bauern- 
befreiung in  besonders  fruchtbaren  Gegenden,  wo  das  Höchstmaß  äußerst 
niedrig  angesetzt  worden  war,  der  Bauer  sogar  von  seinem  seit  Jahr- 
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hunderten  bebauten  Boden  an  den  Grundherrn  noch  abgeben  mußte. 
Im  Schwarzerdegebiet  wurden  24  %  des  bäuerlichen  Bodens  von  den 
Grundherren  eingezogen.  Deutlicher  ist  kaum  irgendwo  der  Sinn  der 
kapitalistischen  „Reformen''  in  Erscheinung  getreten. 

Der  mit  zuwenig  Boden  ausgestattete  Bauer  war  gezwungen,  einen 
Teil  seiner  Arbeitskraft  dem  Grundherrn  zur  Verfügung  zu  stellen,  in 
anderer  Form  lebte  also  der  Frondienst  wieder  auf.  Dazu  kam,  daß  der 
Zinsendienst  der  Bauern  oft  seinen  Bodenertrag  überstieg,  so  daß  sie 
auch  aus  diesem  Grunde  gezwungen  waren,  dem  Grundherrn  ihre 
Arbeitskraft  zur  Abgeltung  der  Zinsen  anzubieten.  Die  Befreiung  der 
Bauern  war  ein  ungeheuerlicher  Betrug,  eine  ungeheure  Belastung  der 
Bauern,  eine  Verschärfung  der  Arbeitsfron,  eine  Erhöhung  der  Aus- 
beutung. Sehr  oft  verzichteten  daher  auch  die  Bauern  auf  die  ihnen 
zustehenden  Landanteile  und  ließen  sich  ihre  gesetzmäßigen  Ansprüche 
durch  Zuweisung  eines  kleinen,  aber  unbelasteten  Bodenanteils  abkaufen. 
Diese  Kleinstanteile  waren  oft  nur  ein  Fünftel  des  Bodenbesitzes,  dessen 
eine  lebensfähige  Bauernwirtschaft  bedurfte.  Die  Bauern  aber,  die  den 
Mut  aufbrachten,  trotz  der  Höhe  des  Bodenzinses  ihren  Landanteil  zu 
übernehmen,  die  mußten  oft  die  Erfahrung  machen,  daß  die  den  Rein- 
ertrag bis  oft  um  mehr  als  250  %  übersteigende  Zinslast  sie  erdrückte. 
Dann  aber  konnte  er  seinen  Bodenbesitz  nicht  einfach  verkaufen  —  er 
hatte  ihn  ja  noch  nicht  abgezahlt  — ,  sondern  mußte  demjenigen,  der 
ihm  den  Boden  abnahm,  noch  eine  Zuzahlung  geben.  Die  Leibeigen- 
schaft lebte  in  der  kapitalistischen  Schuldverpflichtung  fort. 

Noch  in  einem  weiteren  Punkte  erweist  sich  die  Reform  von  1861  als 
eine  einfache  Anpassung  der  feudalen  Ausbeutung  an  die  kapitalistische 
Ausbeutungsform.  Dem  feudalen  Grundherrn  und  dem  Staat  stand  nicht 
der  Bauer  für  sich  gegenüber,  sondern  Staat  und  Grundherren  machten 
die  Bauerngemeinde,  den  „Mir",  für  den  Eingang  der  Steuern  und  Ab- 
gaben haftbar.  Die  Beseitigung  der  Leibeigenschaft  änderte  an  diesem 
Rechtsverhältnis  nichts.  Der  „Mir"  wurde  aufrechterhalten.  Die  Ge- 
meinde verfügte  über  das  Land  und  verteilte  es;  sie  blieb  für  die 
Steuern  und  Ablösungsgelder  haftbar.  Aber  mit  der  Befreiung  des 
Bodens  wurde  die  Organisation  des  „Mir"  zu  einem  ausgesprochen 
reaktionären  Instrument.  Das  Verhältnis  von  Herren-  und  Bauern- 
boden war  nunmehr  endgültig  festgelegt,  und  die  Bauern  waren  dabei 
außerordentlich  schlecht  weggekommen.  Teilte  der  „Mir"  jetzt  perio- 
disch den  Boden  auf  die  Kopfzahl  seiner  Angehörigen  auf,  so  änderten 
sich  nicht  nur  die  Bodenanteile,  sondern  auch  der  Verteilungsschlüssel. 
Die  Reform  von  1861  hatte  also  weder  das  bürgerliche  Privateigentum 
in  der  bäuerlichen  Landwirtschaft  geschaffen,  noch  verhindert,  daß  mit 
wachsender  Bevölkerung  die  Bodenanteile  so  klein  wurden,  daß  die 
bäuerliche  Existenz  nicht  mehr  haltbar  blieb.  Von   1861   bis   1905  hat 
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sich  die  bäuerliche  Bevölkerung  mehr  als  verdoppelt,  der  Bodenbesitz 
der  Bauern  wuchs  nur  um  ein  Fünftel,  der  durchschnittliche  Landanteil 
eines  Bauerngutes  sank  infolgedessen  von  4,8  Desjatinen  auf  2,6  Des- 
jatinen. 

Das  System  des  „Mir"  und  seine  wirtschaftliche  Auswirkung  wurde 
zu  einem  großen  Hemmschuh  der  agrarischen  Fortentwicklung.  Die 
periodische  Neuaufteilung  machte  Fortschritte  unmöglich,  spät  realisier- 
bare Anlagen  sinnlos.  Die  bäuerliche  Bodenkultur  blieb  extensiv  wie 
bisher.  Die  Verkleinerung  der  Bauernhöfe  verringerte  weiterhin  noch 
die  Bewegungsfreiheit  des  Landwirtes,  zwang  ihn,  Weideland  in  Acker- 
land umzuwandeln  für  seinen  eigenen  Brotbedarf.  Dadurch  verringerte 
sich  der  Viehbestand,  wodurch  wiederum  die  Bodendüngung  einge- 
schränkt wurde  und  der  Bodenertrag  herabgesetzt  wurde.  Der  Hektar- 
ertrag vom  Roggen  betrug  im  Anfang  des  20.  Jahrhunderts  nur  die 
Hälfte  des  an  sich  auch  schon  rückständigen  deutschen  Hektarertrages. 
Ein  Ueberfluß  an  Arbeitskräften  trat  ein,  die  von  dem  bäuerlichen 
Boden  nicht  mehr  ernährt  werden  konnten.  Wie  der  Raub  des  bäuer- 
lichen Bodens  im  Jahre  1861,  wie  die  Höhe  des  Zinses  und  der  Ab- 
lösungsgelder zwang  auch  die  Verkleinerung  der  Bodenanteile  den 
Bauern  zur  Arbeit  auf  dem  Gutshof  unter  ungünstigsten  Bedingungen. 
Er  arbeitet  den  Pachtzins  ab,  und  da  er  arbeiten  muß,  um  existieren 
zu  können,  ist  der  abzuarbeitende  Pachtzins  nur  scheinbar  ein  kapita- 
listisch bestimmter  Zins,  sondern  in  Wirklichkeit  eine  vorkapitalistische 
Arbeitsrente,  deren  Höhe  allein  von  dem  Angebot  an  überzähligen 
Arbeitskräften  abhängt.  Hatte  der  Grundherr  gegenüber  seinem  Leib- 
eignen noch  Hemmungen  aus  seinem  Interesse  an  der  Erhaltung  der 
Arbeitsfähigkeit  seiner  „Seelen",  so  fallen  solche  Hemmungen  jetzt  fort. 
Der  Taglohn  des  abarbeitenden  Bauern  ist  niedriger  als  der  Taglohn 
des  freien  Lohnarbeiters,  obwohl  dieser  mit  dem  Inventar  des  Grund- 
herrn ausgestattet  werden  muß,  während  der  erstere  mit  eigenem  In- 
ventar arbeiten  muß.  Der  Feudalismus  in  der  Maske  des  Handelskapita- 
lismus ist  das  System  der  grausamsten  Ausbeutung. 

Am  entgegengesetzten  Pol  des  russischen  Klassensystems  steht  der 
feudale  Großgrundbesitz.  Neben  dem  Staat  und  der  Kirche  als  den  größ- 
ten Grundbesitzern  mit  155  Millionen  stehen  28  000  Großgrundbesitzer 
mit  62  Millionen  Desjatinen.  Dagegen  verfügen  12,3  Millionen  Bauern 
in  den  Gemeinden  (Mir)  nur  über  136  Millionen  Desjatinen  und 
600  000  bäuerliche  Privateigentümer  mit  einem  Besitztum  unter  50  Des- 
jatinen verfügten  über  weitere  6,5  Millionen  Desjatinen.  Die  Klassen- 
schichtung im  Dorf  (1905)  zeigt  sich  in  der  Gliederung  der  Anteil- 
ländereien:  Anteile  über  15  Desjatinen  hatten  15  %  der  Bauernhöfe, 
von  5  bis  10  Desjatinen  33  %,  unter  5  Desjatinen  25  % .  27  %  der 
Bauern  waren  landlos. 
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Je  billiger  die  Arbeitskraft,  um  so  extensiver  die  Arbeitsleistung. 
Auch  der  Großgrundbesitz  treibt  daher  extensive  Wirtschaft.  Als  im 
letzten  Jahrzehnt  des  19.  Jahrhunderts  die  Getreidepreise  wieder  zu 
steigen  anfangen,  rentiert  sich  die  intensivere  Bodenkultur  mit  freien 
Bauern,  die  Landwirtschaft  beginnt  sich  zu  industrialisieren.  Die  Pacht- 
zinse  steigen  und  machen  die  Pacht  von  Herrenland  für  die  Bauern 
unmöglich.  Die  Notlage  der  Bauern  verschärfte  sich  zusehends.  Schon 
1881  hatte  der  Zarismus  in  weiteren  Reformen  die  Reform  von  1861 
ergänzen  müssen.  Jetzt  im  Beginn  des  20.  Jahrhunderts  wird  die  Lage 
der  Bauern  unerträglich,  eine  Kette  von  Aufständen  zieht  sich  bis  zum 
Revolutionsjahr  1905  hin.  Ein  Schrei  nach  Land  geht  durch  das  ganze 
Reich.  Ohne  eine  radikale  Umgestaltung  der  Bodenbesitzverhältnisse  ist 
dieser  Schrei  nicht  mehr  zu  dämpfen,  nicht  durch  das  Donnern  der 
Hufe  der  Kosakenpferde,  nicht  durch  die  Kriegstrompeten  des  Pan- 
slavismus.  Die  Lavamasse  im  russischen  Vulkan  brodelt,  sie  muß 
und  wird  ausbrechen. 

Die  Bauernbefreiung  ohne  Aenderung  der  Großgrundbesitzverhält- 
nisse, der  Bevölkerungsüberschuß  auf  dem  Lande,  der  weder  in  der 
bäuerlichen  noch  jetzt  in  der  Herrenwirtschaft  Unterkunft  findet,  löst 
nunmehr  den  Bauern  vom  Lande,  treibt  21j2  Millionen  in  die  Städte,  pro- 
letarisiert  ihn.  Der  aufkommende  Industriekapitalismus  konkurriert  die 
bäuerliche  Eigenproduktion  an  gewerblichen  Gütern  nieder,  eröffnet 
durch  Eisenbahnbau  den  inneren  Markt.  Die  dörfliche  Bevölkerung 
differenziert  sich  immer  mehr:  einer  kleinen  Oberschicht  der  Bauern 
ist  es  gelungen,  in  den  zwei  Jahrzehnten  nach  den  Reformen  von  1881 
Land  zuzupachten  oder  zu  kaufen.  Groß-  und  Mittelbauern  sind  ent- 
standen, die  „Dorfbourgeoisie"  ist  entstanden,  die  zwar  nur  eine  dünne 
Oberschicht  darstellt,  aber  doch  stark  genug  ist,  um  später  unerhörte 
Schwierigkeiten  der  Revolution  entgegenzusetzen.  Der  Agrarkommunis- 
mus  verfällt  immer  mehr,  Neuaufteilungen  finden  nicht  mehr  statt.  Die 
Proletarisierung  der  Landbevölkerung  wird  zwar  dadurch  nicht  auf- 
gehalten, aber  sie  findet  nicht  einheitlich  statt.  Die  Klassenschichtung 
wird  auch  auf  das  Dorf  getragen. 

Nach  den  Stürmen  des  Jahres  1905  hat  auch  die  herrschende  Gesell- 
schaft die  Unmöglichkeit  der  bestehenden  agrarischen  Verhältnisse  er- 
kannt und  drängt  zu  weiteren  Reformen  (Stolypins  Reformen).  Der  Aus- 
tritt aus  dem  „Mir"  wird  gestattet,  die  Dorfbourgeoisie  macht  sich  von 
allen  Fesseln  des  „Mir"  frei.  Aber  auch  die  ärmsten  Bauern,  die  keinen 
existenzfähigen  Anteil  mehr  haben,  lösen  sich  von  der  Dorfgemein- 
schaft, verkaufen  ihre  Anteile  an  die  Dorfbourgeoisie  und  ziehen  in  die 
Stadt.  Der  Sinn  dieser  Reformen  ist  also  nicht  eine  Lösung  der  Boden- 
frage, sondern  die  Schaffung  einer  Schicht  konservativen,  weil  gesättigten 
Bauerntums  als  Schutzwehr  gegen  die  großen  Massen  der  revoltieren- 
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den  Landproletarier.  Die  arme  Bauernschaft  wird  damit  ihrer  Köpfe, 
ihrer  Einheitlichkeit  beraubt.  Sie  wird  außerstande  gesetzt,  zu  für  die 
herrschende  Klasse  gefährlichen  Vorstößen  zu  schreiten.  Ohne  Führung 
durch  das  städtische  Proletariat  würde  die  Bauernklasse  auf  unabseh- 
bare Zeit  nicht  imstande  sein,  das  bestehende  System  zu  stürzen.  Indessen 
gelang  es  dem  System  nicht  mehr,  diesen  Sinn  der  neuen  Agrarreformen 
zu  verwirklichen.  Bevor  der  ganze  Umgestaltungsprozeß  beendet  war, 
brach  der  Krieg  herein  und  in  seinem  Gefolge  die  Revolution  des  indu- 
striellen Proletariats. 


IV.  Auf  dem  Wege  zur  bürgerlichen  Revolution 

Wie  alle  absolutistischen  Staaten  hat  auch  der  russische  zum  Teil 
aus  handelskapitalistischen,  zum  Teil  aus  kriegstechnischen  Gründen 
begonnen,  eine  Industrie  zu  organisieren.  Die  Schwierigkeiten  waren 
aber  in  Rußland  besonders  groß,  weil  das  städtische  Handwerk,  das 
die  notwendigen  Arbeitskräfte  hätte  liefern  können,  fehlte.  Die  Land- 
bevölkerung befand  sich  in  staatlicher  oder  grundherrlicher  Leibeigen- 
schaft, auch  die  untere  städtische  Bevölkerung  war  zumeist  leibeigen. 
So  kam  es  in  Rußland  zu  dem  eigentümlichen  System  der  Zuweisung 
von  Leibeigenen  an  die  Fabrikanten,  kam  es  auch  zur  Ausbildung  einer 
gutsherrlichen  Fabrikation,  die  auf  denselben  Arbeitskräften  ausgebaut 
wurde.  Genau  genommen  waren  diese  leibeigenen  Fabrikbauern  nichts 
anderes  als  Sklaven,  die  gekauft  wurden,  in  Naturalien  entlohnt  wurden 
und  lebenslänglich  —  bei  den  bürgerlichen  Fabriken  (Possessions- 
fabriken) —  an  die  Fabrik  gebunden  waren.  Die  Beschaffung  solcher 
Arbeitskräfte  fiel  aber  —  nicht  zuletzt  durch  den  Widerstand  der  Guts- 
herren —  sehr  schwer.  Sie  wurden  durch  die  Gutsfabriken  überflügelt. 
Im  Interesse  der  Entfaltung  der  industriellen  Wirtschaft,  der  aber  die 
Gutsfabriken  nicht  Genüge  leisten  konnten,  mußte  die  Regierung  sich 
allmählich  entschließen,  die  Freilassung  der  in  den  bürgerlichen 
Fabriken  beschäftigten  Leibeigenen  zu  verfügen  und  ihre  Anstellung 
im  freien  Arbeitsvertrag  zu  gestatten  (1840).  In  den  nächsten  beiden 
Jahrzehnten  zeigte  sich  die  absolute  Konkurrenzüberlegenheit  dieser 
Fabrikationsmethode  über  die  gutsherrliche.  Der  kapitalistische  Lohn- 
arbeiter war  für  den  Unternehmer  profitabler  als  der  feudale  Zwangs- 
arbeiter. Von  hier  aus  gingen  die  stärksten  Antriebe  zur  Bauernbefreiung 
und  zu  den  späteren  Agrarreformen,  bis  schließlich  sich  genügend 
städtisches  Proletariat  gebildet  hatte. 

Die  von  Napoleon  erzwungene  Kontinentalsperre  im  Beginn  des 
19.  Jahrhunderts  brachte  einen  sehr  starken  industriellen  Antrieb;  1822 
setzte    dann    das    System    der    Schutzzölle    ein,    hinter    deren    Mauern 
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die  russische  Textilindustrie  in  sehr  raschem  Tempo  aufwuchs.  Das 
Bestreben,  im  naheliegenden  Orient  Absatzmärkte  für  diese  Produktion 
zu  finden,  scheiterte  am  Widerstand  des  französischen  und  englischen 
Kapitals,  das  im  Krimkriege  den  erwachenden  russischen  Imperialismus 
niederwarf  (1856).  Nunmehr  blieb  nichts  anderes  übrig,  als  den  inneren 
Markt  zu  erschließen.  Mangel  an  Arbeitskräften  mit  der  Wirkung  stei- 
gender Löhne  und  das  Bedürfnis  nach  der  Ausbildung  eines  inneren 
Marktes  einerseits,  Intensivierung  der  Agrarproduktion  andererseits,  das 
sind  die  Wurzeln  für  das  Kompromiß  zwischen  Handels-  und  Industrie- 
kapital, zwischen  Großgrundbesitz  und  bürgerlichem  Unternehmertum, 
das  in  der  Agrargesetzgebung  von  1861  seinen  Ausdruck  fand.  Es  gelang 
tatsächlich,  wie  oben  bereits  gezeigt,  eine  mittlere  Linie  zwischen  dem 
Interesse  des  Handelskapitals  und  Großgrundbesitzes  nach  erhöhter  Aus- 
beutung durch  größere  Getreideüberschüsse  und  Senkung  der  Löhne 
durch  Vergrößerung  der  industriellen  Reservearmee  zu  erzielen.  Damit 
war  freilich  der  innere  Markt  nicht  kaufkräftiger  geworden.  Von  hier 
aus  ging  der  Druck  auf  die  Schaffung  eines  kaufkräftigen  Bauerntums 
weiter,  dem  sich  der  Staat  aus  innerpolitischen  Gründen  immer  zugäng- 
licher zeigte.  Zunächst  aber  wurden  die  Schwierigkeiten  des  Absatzes 
durch  Erschließung  des  Landes  mittels  Eisenbahnbaues  überwunden. 
War  die  Schienenlänge  vor  der  Bauernbefreiung  noch  ganz  geringfügig, 
so  wuchs  sie  jetzt  mit  großer  Schnelligkeit,  beförderte  das  Wachstum 
der  Metallindustrie,  der  Eisenproduktion,  bis  allmählich  die  Nieder- 
konkurrierung  des  bäuerlichen  Textilhandwerks  und  die  Ausbildung 
der  Dorfbourgeoisie  auch  einen  normalen  Binnenmarkt  entstehen  ließ. 
Um  die  Wende  des  20.  Jahrhunderts  besitzt  Rußland,  aufgepfropft  auf 
eine  primitive  Wirtschaft,  eine  moderne  Großindustrie. 

Die  Industrialisierung  Rußlands  erfolgte,  als  das  fortgeschrittenere 
Westeuropa  bereits  auf  der  Suche  nach  neuen  Absatzmärkten  für  seine 
Waren  und  sein  Kapital  war.  Die  alten  Industrieländer  sahen  in  Ruß- 
land mit  seinen  billigen  Arbeitslöhnen  das  kommende  Land  industrieller 
Kolonisation.  Von  1893  bis  1908  sind  nach  Rußland  1150  Millionen 
Rubel  vom  Ausland  eingeführt  worden;  in  derselben  Zeit  betrug  die 
innere  industrielle  Kapitalbildung  nur  764  Millionen.  Man  hat  be- 
rechnet, daß  das  Tempo  der  Kapitalbildung  in  dem  Jahrzehnt 
1895  bis  1905  in  einer  Steigerung  um  107  %  und  von  1905  bis  1913 
immer  noch  in  einer  Steigerung  von  65  %    sich  ausdrückte. 

Auf  eine  primitive  Volkswirtschaft  wird  durch  das  ausländische 
Kapital  eine  moderne  Industriewirtschaft  aufgepfropft.  Mit  dem  aus- 
ländischen Kapital  kommen  auch  die  ausländischen  Ingenieure  und 
Kaufleute.  Die  Industrie  wächst  nicht  organisch,  sondern  wird  in  der 
Treibhausluft  des  Kapitalimports  künstlich  nach  dem  Schema  West- 
europas   aufgesetzt.    Eine    entwicklungsfähige    Stadtwirtschaft    fehlt    in 
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Rußland.  Die  Landwirtschaft  ist  zu  lange  im  primitiven  Stadium  stecken- 
geblieben, um  einem  städtischen  Handwerkertum  Entfaltungsmöglich- 
keiten zu  geben,  und  die  Leibeigenschaft  verhindert  ebenso  den  mit  dem 
Großgrundbesitz  verbundenen  Prozeß  der  Verstädterung.  So  ist  die 
Bourgeoisie  nur  eine  dünne  Oberschicht,  von  ausländischen  Elementen 
stark  durchsetzt.  Ein  großer  Teil  des  Mehrwerts  wird  in  Paris  und 
London  verzehrt.  Der  Luxuskonsum  ist  durch  die  Ueberfremdung  des 
Industriekonsums  stark  beschränkt,  es  fehlt  also  die  Gruppe  der  Ar- 
beiter, die  unmittelbar  durch  eine  Expropriation  des  Bürgertums  in 
Mitleidenschaft  gezogen  wird  und  daher  mit  ihren  unmittelbaren  Inter- 
essen zum  Bürgertum  hinneigt. 

Zwischen  Kapital  und  Arbeit  steht  nicht  eine  breite  Schicht  von  ge- 
hobenen Arbeitskräften,  Kleinbürgern,  Mittelständlern.  Andererseits  ist 
die  Arbeiterschaft  in  ihrer  sozialen  Struktur  weit  vorangeschritten,  ob- 
wohl sie  zumeist  erst  in  der  ersten  oder  zweiten  Generation  in  der  Stadt 
lebt  und  noch  lebendige  Verbindung  mit  der  dörflichen  Heimat  hat. 
Da  die  Industrie  nicht  organisch  wächst,  sondern  künstlich  aufgepfropft 
ist,  ist  die  Zahl  der  Großbetriebe  im  Verhältnis  zur  gesamten  Betriebs- 
zahl unverhältnismäßig  groß. 

Fabrikin  d  u  str  ie      Produktionsmittelin  dustrie 
Rußland  1913     Deutschland  1925 
Betriebe  mit  Arbeitern  Zahl  der  Arbeiter  (in  von  Hundert) 

bis  50 10,9  39,6 

50—200 17,7  22,2 

200—1000 32,5  20,8 

über  1000 38,9  17,4 

In  den  mittleren  und  größten  Betrieben,  die  nur  11,9  %  der  Betriebe 
ausmachen,  sind  also  71,4  %  aller  Fabrikarbeiter  beschäftigt.  Die  abso- 
lute Zahl  der  in  der  Fabrikindustrie  Beschäftigten  ist  mit  2  319  000 
gewiß  sehr  gering,  die  Konzentration  und  Zentralisation  des  Kapitals 
aber  ist  höher  als  in  den  westlichen  Industrieländern.  Selbst  in  der 
deutschen  Produktionsmittelindustrie  allein  ist  1925  eine  solche  Kon- 
zentration nicht  einmal  erreicht.  Selbstverständlich  knüpft  die  Revo- 
lution später  hier  an.  Die  Arbeiterschaft  wurde  daher  viel  schneller 
von  der  proletarisch-marxistischen  Ideologie  erfaßt  als  in  den  hoch- 
kapitalistischen Ländern.  Sie  kann  ihrer  ganzen  Lage  nach  nicht  so 
sehr  den  kleinbürgerlichen  Ideologien  unterliegen,  wie  die  Arbeiter 
von  industriell  fortgeschritteneren  und  älteren,  aber  betrieblich  nicht 
so  stark  konzentrierten  Ländern.  Zwischen  diesem  machtwilligen  Pro- 
letariat und  der  kapitalistischen  Klasse  gibt  es  weder  soziale 
noch  ideologische  Puffer.  Die  Zählung  von  1897,  der  gegenüber  die 
weitere  Entwicklung  wenigstens  keine  grundlegende  Veränderung  herbei- 
geführt hat,  zeigt  folgenden  Klassenaufbau  der  russischen  Gesellschaft:1 

1  Nach  Otto  Hoetzsch:  Rußland,  2.  Aufl.,  Berlin  1917. 
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Von  Hundert  der  Bevölkerung  entfielen  auf 

Gebiet  Adel        Bour-        Klein-        Bauern  Geistlich-  Kosaken  Fremd-  andere 

geoisie       bürger  keit  linge 

Gesamtgebiet  ...     1,5  0,5  10,7  77,1  0,5  2,3  6,5  0,9 

Diese  Statistik  ist  nicht  so  sehr  eine  Berufs-  als  eine  Standesstatistik. 
Die  Fremdstämmigen  und  die  Kosaken  sind  zumeist  Bauern,  unter 
Bauern  sind  Teile  der  Arbeiterschaft,  die  teilweise  auch  als 
„Kleinbürgertum"  auftreten,  zu  finden.  Die  „Intelligenz"  wiederum 
erscheint  unter  dem  Titel  „andere".  Der  Adel  enthält  gleich- 
zeitig das  Beamtentum.  Aber  in  den  Hauptlinien  tritt  doch  das 
hervor,  was  hier  zu  zeigen  ist,  daß  das  Kapital,  die  „Bour- 
geoisie", außerordentlich  dünn  ist  und  unmittelbar  der  Arbeiterschaft 
gegenübersteht.  Auch  hier  finden  wir  schwer  Vergleichszahlen,  die  wir 
benutzen  können.  Ein  Versuch,  auf  Grund  der  Berufsgliederung  die 
soziale  Gliederung  des  deutschen  Volkes  festzustellen,  ergibt  für  die 
Oberklasse  einen  Anteil  von  etwa  1,5  %,  für  die  Unterklasse  von  etwa 
65,5  % .  Die  Mittelschichten,  der  „Mittelstand",  würde  dann  etwa 
33  %  umfassen.  In  Wirklichkeit,  d.  h.  auf  Grund  der  Einkommen- 
schichtung, wird  man  für  die  eigentliche  Oberklasse  nur  mit  0,15  %  und 
für  die  Zwischenschichten  mit  6  %  zu  rechnen  haben.  Allerdings  ist 
der  „ideologische"  Mittelstand  viel  breiter  als  der  ökonomische.  Die 
Zwischenschichten  sind  also  auch  nicht  gerade  mehr  sehr  stark,  aber 
sie  sind  als  Puffer  zwischen  den  Klassen  doch  immer  noch  wirksam. 
Es  ist  angesichts  der  obigen  Standesstatistik  nicht  anzunehmen,  daß  im 
damaligen  Rußland,  selbst  nur  im  städtischen  Rußland,  eine  solche 
Prozentziffer  der  mittleren  Einkommen  in  Erscheinung  treten  könnte, 
schon  deshalb  nicht,  weil  wir  im  Jahre  1913  von  insgesamt  rund 
24  Millionen  städtischer  Bevölkerung  allein  o  Millionen  Lohnempfänger 
haben,  die  Zahl  derjenigen,  die  Einkommen  als  selbständige  Erwerbs- 
tätige bezogen,  außerordentlich  gering  gewesen  sein  muß. 

Daß  bei  dieser  sozialen  Struktur  der  Bevölkerung  die  mittelständ- 
lerische  Ideologie  nur  schwach  entwickelt  wird  und  sich  als  wenig  halt- 
bar erweist,  daß  die  städtische  Intelligenz  und  vor  allem  die  Studenten 
in  starkem  Maße  von  der  Ideenwelt  des  Sozialismus  angezogen  wird, 
kann  nicht  wundernehmen.  Die  Ideologien  der  Zwischenschichten  wer- 
den durch  die  Wucht  der  Gegensätzlichkeit  der  proletarischen  und  kapi- 
talistischen Klasse  zerrieben.  Der  Klassenkampf  wird  bewußter  geführt, 
machtwilliger  als  anderswo.  Das  Bürgertum  ist  ideologisch  schwächer, 
aber  auch  ängstlicher  und  daher  unsicherer  und  zurückhaltender  in 
seinen  Reformbestrebungen.  Es  ist  nicht  mehr  imstande,  die  Notwendig- 
keiten seiner  bürgerlichen  Existenz  selbst  zu  vollziehen.  Die  Führung 
im  geschichtlichen  Fortschritt  geht  auf  das  städtisch-industrielle  Prole- 
tariat über. 
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Der  Niedergang  der  Landwirtschaft  in  dem  industrialisierten  England 
seit  Beginn  des  19.  Jahrhunderts,  späterhin  ebenso  in  Deutschland,  macht 
Rußland  zur  Getreidekammer  der  westlichen  Wirtschaft.  Der  Getreide- 
export zu  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  betrug  nahezu  7  Millionen  Pud, 
verdoppelte  sich  in  den  ersten  beiden  Jahrzehnten  und  verdreifachte  sich 
bis  zum  Ende  des  4.  Jahrzehntes.  Um  die  Mitte  des  Jahrhunderts  wur- 
den 26  Millionen  Pud  exportiert,  1860  waren  in  schnellerem  Steigerungs- 
tempo bereits  42  Millionen  erreicht,  im  nächsten  Jahrzehnt  verdoppelte 
sich  wiederum  diese  Zahl,  am  Ende  des  Jahrhunderts  betrug  allein  der 
Weizenexport  237  Millionen  Pud.  (Nach  Angaben  Pokrowskis.)  Dieser 
Exportaufschwung  war  nur  möglich,  wenn  der  Bauer  im  stärksten  Maße 
ausgebeutet  wurde,  also  nur  durch  eine  Unterkonsumtion  im  Inlande 
zu  erzielen.  Auf  die  Dauer  konnte  aber  aus  dieser  extensiven  Wirtschaft 
ein  solcher  steigender  Export  überhaupt  nicht  herausgeholt  werden,  die 
Landwirtschaft  mußte  intensiviert  werden.  Die  starke  Verschuldung  an 
das  Ausland  —  von  1851  bis  1877  waren  25  Staatsanleihen  im  Ausland 
aufgenommen  worden  in  der  Gesamthöhe  von  45  Millionen  Gulden, 
100  Millionen  Rubel  und  131  Millionen  Pfund  Sterling  —  zwang  den 
Staat  darauf  zu  achten,  daß  die  Handelsbilanz  aktiv  blieb;  sie  konnte 
es  nur  durch  ständige  Erhöhung  des  Getreideexportes  bleiben. 

Diese  Auslandsverschuldung2,  z.  T.  für  Staatsbedürfnisse,  zum  andern 
für  Eisenbahnbauten  und  Industrieanlagen,  ist  bis  zu  Beginn  des  Welt- 
krieges auf  etwa  17  Milliarden  Mark  angewachsen.  Der  jährliche 
Produktionszuwachs  hat  im  Durchschnitt  1878/1887  26,1  Millionen 
Rubel  betragen.  Das  Wachstum  der  Industrie  spiegelt  sich  in  dem 
Ansteigen  der  Kohlenförderung,  die  1860  nur  18,3  Millionen  Pud, 
1870  schon  42,4  Millionen,  1880  200,6  Millionen,  1900  986,7  und 
1910  1522,4  Millionen  Pud  betrug.  Die  Roheisenproduktion  stieg  von 
55,2  Millionen  Pud  im  Jahre  1890  auf  185,6  Millionen  Pud  im  Jahre 
1910.  Aber  die  Produktion  bleibt  absolut  geringfügig.  Die  Kohlen- 
produktion von  35,2  Mill.  t  im  Jahre  1913  gegen  517  Mill.  t  der  Ver- 
einigten Staaten,  die  Eisenproduktion  von  4,6  Mill.  t  gegen  31,5  Mill.  t 
zeigen  die  geringe  weltwirtschaftliche  Bedeutung  der  russischen  Indu- 
strie (weltwirtschaftlicher  Anteil  der  Kohlenproduktion:  2,8  %,  der 
Eisenproduktion:  4,0  %.  Dagegen  Weizen  37,7  %  der  Weltproduktion). 
Die  Einfuhr  von  Rohstoffen  und  Halbfabrikaten  stieg  von  282,4  Mil- 
lionen Rubel  im  Jahre  1895  auf  600,9  Millionen  Rubel  im  Jahre  1913. 

Indessen  gelang  es  nicht,  den  industriellen  Export  anzukurbeln.  Die 
Fabrikatausfuhr  stieg  im  selben  Zeitraum  nur  von  11,2  auf  30,4  Mil- 

2  Vgl.    A.     Sartorius    von    Waltershausen,      Die     Entstehung    der    Weltwirtschaft, 
Jena  1931,  S.  598  ff. 


Vor  der   Revolution  33 

lionen  Rubel  und  machte  im  Mittel  nur  4,5  %  der  Ausfuhr  aus.  Soweit 
die  Industrialisierung  Rußlands  also  fortschritt,  mußte  sie  den  Absatz 
auf  dem  inneren  Markt  suchen.  Dabei  darf  man  die  Bedeutung  der 
industriellen  Produktion  für  das  Inland  selbst  nicht  überschätzen.  Der 
Verbrauch  pro  Kopf  im  Jahre  1910  betrug  z.  B.  in  Pud  bei  Steinkohle 
und  Koks  12,0.  Dagegen  wiesen  zur  selben  Zeit  Deutschland  einen  Ver- 
brauch von  205,4,  Frankreich  von  88,2,  England  von  42,3  und  die  Ver- 
einigten Staaten  von  291,4  Pud  aus.  Der  Verbrauch  an  Roheisen  betrug 
in  Rußland  pro  Kopf  1,13,  in  Deutschland  13,4,  in  England  8,4  und 
in  USA.  17,8  Pud;  der  Verbrauch  an  Baumwolle  betrug  pro  Kopf  in 
Rußland  5,5,  in  Deutschland  14,4,  in  Frankreich  9,7,  in  England  42,3 
und  in  USA.  27,4  Pud.  Die  Preise  der  Waren  sind  hoch,  die  Qualitäten 
schlecht.  Die  „Preisschere"  von  industriellen  und  agrarischen  Produkten 
ist  schon  für  die  Vorkriegszeit  eine  typische  Erscheinung  der  russischen 
Wirtschaft. 

Der  russische  Kapitalismus  zeigt  die  typischen  Merkmale  des  Früh- 
kapitalismus, verbunden  mit  den  reifen  Formen  des  Finanzkapitalismus. 
Er  ist  zu  spät  in  die  Welt  getreten  gegenüber  dem  westlichen  Kapitalis- 
mus, zu  zeitig  gegenüber  seinen  eigenen  Entwicklungsbedingungen.  Früh- 
reife und  Rückständigkeit  verbinden  sich  gleichzeitig,  um  einerseits  den 
Klassenkampf  in  seine  reifsten  Formen  zu  pressen  und  zugleich  alle 
Merkmale  der  Rückständigkeit  tragen  zu  lassen. 

Der  Binnenmarkt  der  russischen  Industrieproduktion  bleibt  eben  in- 
folge der  langsamen  Fortbewegung  der  Agrarreform  äußerst  beschränkt. 
Schon  seit  Beginn  des  20.  Jahrhunderts  tritt  eine  allgemeine  Stockung 
ein,  die  erst  am  Ende  des  ersten  Jahrzehntes  einem  neuen  Konjunktur- 
aufschwung weicht.  In  dieser  Zeit  vermehren  sich  die  schon  vorher  nicht 
seltenen  Streiks  zu  einer  immer  stürmischer  drängenden  Angriffswelle, 
um  anschließend  an  die  militärische  Niederlage  des  Zarismus  im 
russisch-japanischen  Kriege  sich  zu  einem  revolutionären  Sturm  zu  er- 
heben. Das  Staatsproblem  wie  die  Klassenspannungen  in  der  Land- 
wirtschaft und  in  der  Industrie,  auf  dem  flachen  Lande  wie  in  der  Stadt 
drängten  gleichermaßen  zu  einer  Lösung.  Diese  Lösung  konnte  nur  eine 
revolutionäre  sein,  da  es  sich  hierbei  um  die  Existenz  einer  Klasse,  des 
Großgrundbesitzes,  handelte,  die  jeder  wirklichen  Reform  letzten  Wider- 
stand entgegensetzen  mußte,  und  sie  mußte  eine  proletarische  sein,  da 
in  diesem  Staate  nur  das  Proletariat  noch  den  Kampf  für  die  bürger- 
liche Revolution  aufnehmen  konnte.  Diese  Lösung  konnte  aber  u.  U. 
auch  zu  einer  sozialistischen  werden,  weil  die  Vereinigung  des  Angriffs 
der  Unterklasse  in  Stadt  und  Land,  weil  die  besonderen  Bedingungen 
der  sozialen  Revolution  in  Rußland  in  ihrer  Mischung  von  Fortschrittlich- 
keit und  Rückständigkeit  die  Wucht  des  proletarischen  Angriffs  zur  stärk- 
sten Entfaltung  kommen  lassen  und  über  sich  hinaus  treiben  lassen  mußte. 

3   Unsere  Stellung   zu   Sowjetrußland 
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Die  Revolution  von  1905  zeigt  bereits  die  charakteristischen  Merk- 
male des  russischen  Klassenkampfes:  die  umfassende,  das  ganze  Volk 
in  Mitleidenschaft,  wenn  nicht  in  Mittätigkeit  ziehende  Bewegung,  die 
Lahmlegung  der  Staatsmaschine,  das  Ueberschlagen  des  wirtschaftlichen 
Streiks  in  den  politischen  und  schließlich  den  Uebergang  zum  bewaff- 
neten Aufstand. 

Die  Revolution  wird  brutal  niedergeschlagen;  die  russische  Arbeiter- 
schaft hat  sich  zu  weit  vorgewagt.  Aber  die  Erinnerung  der  Revolution 
bleibt  in  der  Arbeiterschaft  lebendig.  Schon  wenige  Jahre  später  tritt 
neue  Unruhe  in  den  Fabriken  und  Arbeiterquartieren  ein.  Die  herr- 
schende Klasse,  die  Großgrundbesitzer  wie  die  Kapitalistenklasse  und 
ihre  Agenten  in  der  Bürokratie  sehen  die  Gefahr  und  versuchen  durch 
neue  Agrarreformen  zwischen  sich  und  der  Revolution  eine  Schicht  kon- 
servativen, landgesättigten  Bauerntums  zu  legen.  Ehe  aber  dieser  Prozeß 
abgeschlossen  ist,  reißt  die  Militärkamarilla  und  der  Imperialismus 
Rußland  in  den  Weltkrieg. 

V.  Der  Zusammenbruch  des  Zarismus 

Rußland  ging  in  den  Weltkrieg  hinein,  ohne  ihm  technisch  gewachsen 
zu  sein.  Der  Munitionsmangel  spornte  zu  einer  Aufblähung  der  Muni- 
tionsindustrie an.  Aber  mindestens  ebenso  wichtig  war  in  diesem  Krieg 
bereits  das  Verkehrswesen,  das  in  Rußland  immer  mehr  vernachlässigt 
und  ruiniert  wurde.  Der  überlegenen  Technik  der  deutschen  Armeen 
die  große  Zahl  der  in  schlechte  Uniformen  gepreßten  und  unvollständig 
ausgerüsteten  Muschiks  gegenüberzustellen,  das  ist  der  Gedanke  des 
russischen  Imperialismus,  der  zum  Vorstoß  und  Ausbruch  gedrängt 
wurde,  bevor  die  technischen  Voraussetzungen  des  modernen  Imperia- 
lismus in  Rußland  herangereift  waren.  So  sammelten  sich  in  Petersburg 
ungeheure  Arbeitermassen  in  der  Kriegsindustrie,  so  sammelten  sich 
andererseits  hinter  den  Fronten  ungeheure,  nicht  einsetzbare  Armeen 
der  bäuerlichen  Soldaten.  Die  Hoffnung  auf  einen  Sieg  ging  in  einer 
Dauerkette  von  Niederlagen  zugrunde.  Der  bäuerlichen  Kleinwirtschaft 
fehlte  es  immer  mehr  an  den  notwendigen  Arbeitskräften.  Dem  mitt- 
leren und  großen  Grundbesitz  fehlte  der  Export.  Das  Industriekapital 
konnte  allein  durch  die  Kriegsgewinne  nicht  darüber  hinweggetäuscht 
werden,  daß  das  ganze  Gebäude  der  russischen  Wirtschaft  morsch  war, 
auf  tönernen  Füßen  stand.  Das  Bürgertum  verlangte  Reformen,  Besei- 
tigung des  korrupten  Beamtentums,  Stärkung  des  bürgerlichen  Ein- 
flusses. Teuerung  und  Hunger  wuchsen.  Die  Abgeschlossenheit  der 
Armee  von  der  Arbeiterschaft  milderte  sich.  Schließlich  brach  das 
zaristische  System  zusammen,  ohne  anderes  zu  tun,  als  zu  zögern  und 
auf  ein  Wunder  zu  warten. 
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Die  Februarrevolution  brachte  das  Bürgertum  unter  Tolerierung,  dann 
unter  offener  Koalition  mit  den  Sozialdemokraten  (Menschewiki),  zur  Re- 
gierung. Aber  diese  Koalition  erwies  sich  nicht  als  stark  genug,  um  die 
geschichtlichen  Notwendigkeiten  der  russischen  Revolution  zu  vollziehen. 
Während  es  ein  Jahr  später  in  der  deutschen  Revolution  verhältnismäßig 
leicht  gelang,  die  Frontarmeen  zu  demobilisieren,  weil  für  die  Soldaten 
der  Gedanke  einer  Rückkehr  zur  friedlichen  Arbeit,  aus  der  sie  der 
Krieg  herausgerissen  hatte,  überwiegend  befriedigte,  war  für  den  russi- 
schen Soldaten  der  Frieden  ohne  Land  ein  unzureichendes  Zukunftsbild. 
Die  Zerrüttung  des  Verkehrswesen  machte  die  Demobilisation  an  sich 
zu  einem  schwierigen  Problem.  Die  Regierung  aber  konnte  sich  nicht 
entschließen,  die  Friedensfrage  und  die  Bodenfrage  zu  einer  Lösung  zu 
bringen.  Der  Krieg  wurde  mit  unzureichenden  Mitteln  fortgesetzt,  damit 
die  Wirtschaft  weiterhin  zerstört,  die  revolutionären  Spannungen 
vergrößert.  Die  Massen  der  Arbeiter  und  Bauern  radikalisierten  sich  zu- 
sehends und  gingen  enttäuscht  nach  wenigen  Monaten  zu  den  linken 
Flügeln  der  Bauernpartei  und  Arbeiterpartei,  zu  den  linken  Sozial- 
revolutionären und  zu  den  Bolschewiki. 

Keine  von  beiden  Parteien  hatte  diese  Entwicklung  erwartet.  Beide 
waren  bei  Beginn  der  Revolution  machtlose  Minoritäten.  Beide  Parteien 
wurden  zur  Machtergreifung  durch  die  Massen  selbst  gezwungen.  Beide 
standen  vor  der  Tatsache  der  Macht  mit  ihrer  ganzen  Problematik  und 
unter  den  erschwerenden  Bedingungen  des  Erbes  aus  der  russischen 
Geschichte  und  des  Kriegszusammenbruches.  Unter  dem  Gesamtblick  der 
russischen  ökonomischen  und  sozialen  Verhältnisse  kam  die  Revolution 
als  bürgerliche  zu  spät,  als  proletarische  zu  zeitig.  Aber  die  Geschichte 
erlaubt  nicht  den  Ausweg  des  Mittelwegs.  Die  Revolution  als  bürgerliche 
zu  beenden,  mußte  die  Reaktion  in  ihrer  schlimmsten  Form  in  den 
Sattel  setzen.  Die  Revolution  als  proletarische  weiterführen,  mußte  be- 
deuten, sie  auf  das  Niveau  der  gegebenen  sozialen  Verhältnisse  herab- 
zuziehen. Den  schmalen  Pfad  zwischen  der  Gegenrevolution  und  dem 
Aufbau  einer  zur  proletarischen  Demokratie  reifenden  Wirtschaft  hielt 
die  Diktatur  der  bolschewistischen  Partei.  Ob  es  ihr  gelingt,  den  Weg 
heraus  und  aufwärts  zu  finden,  das  kann  nur  der  Erfolg  lehren.  Wie 
sie  ihn  zu  finden  sich  bemühte,  das  soll  der  folgende  Abschnitt  nun 
zeigen. 
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I.  Am  Tage  nach  der  Revolution 

TY 

■ie  bürgerliche  Revolution  beseitigt  die  politischen  Fesseln  der  kapi- 
JL_-^tal istischen  Wirtschaft.  Sie  hat  das  feudale  Wirtschaftssystem  längst 
zersetzt,  wenn  sie  darangeht,  die  Vorrechte  und  die  Machtstellung  der 
feudalen  Herrenklasse  zu  beseitigen.  Sie  nimmt  deren  Stellung  als  herr- 
schende Klasse  ein,  ohne  ihre  neuerworbene  politische  Macht  zum  Auf- 
bau auch  einer  neuen  Wirtschaftsordnung  benützen  zu  müssen.  Die  neue 
Wirtschaftsordnung,  der  Kapitalismus,  ist  bereits  da;  die  bürgerliche 
Revolution  ist  vielmehr  nur  die  Legalisierung  des  kapitalistischen  Aus- 
beutungsverhältnisses, das  an  die  Stelle  des  feudalen  Ausbeutungsver- 
hältnisses getreten  ist. 

Die  proletarische  Revolution  schafft  nicht  nur  eine  neue  politische 
Ordnung,  neue  Rechts-  und  Moralbegriffe,  sondern  sie  ist  auch  die  Vor- 
aussetzung dafür,  daß  sich  eine  neue  Wirtschaftsordnung  ausbilden 
kann.  Die  proletarische  Wirtschaft  besteht  nicht  vor  der  Revolution, 
sondern  wird  erst  durch  die  Revolution  möglich.  Die  proletarische 
Wirtschaft  ersetzt  nicht  eine  Ausbeutungsordnung  durch  eine  andere, 
sondern  beseitigt  radikal  die  Ausbeutung.  Die  proletarische  Revolution 
beschränkt  sich  also  nicht  darauf,  den  politischen  Ueberbau  zu  ändern, 
sie  bedeutet  nicht  die  Anpassung  eines  neuen  Ueberbaus  an  bereits  be- 
stehende neue  Produktionsverhältnisse,  die  durch  das  Recht  der  Revo- 
lution zu  legalisieren  sind,  die  proletarische  Revolution  ist  also  nicht 
nur  eine  politische  Revolution  allein,  sondern  zugleich  eine  allgemeine 
soziale  und  ökonomische  Revolution.  Die  ökonomische  Revolution  und 
soziale  Revolution  des  Kapitalismus  bereitet  sich  durch  Jahrhunderte 
hindurch  vor;  die  politische  Revolution  ist  nur  die  letzte  Zuspitzung 
des  Klassengegensatzes,  der  durch  die  soziale  und  ökonomische  Revo- 
lution entstanden  ist.  In  der  proletarischen  Revolution  ist  diese  Vor- 
bereitung nicht  abgeschlossen.  Die  Revolution  muß  zugleich  politisch 
als  auch  sozial  und  ökonomisch  sein;  die  politische  Revolution  ist  die 
Voraussetzung  dafür,  daß  die  soziale  und  ökonomische  Revolution  einem 
Abschluß  zugeführt  werden  kann. 

Der  Kapitalismus  entwickelte  sich  gleichzeitig  und  neben  dem  Feuda- 
lismus,    weil     sein   sozialer    Inhalt,     das   Ausbeutungsverhältnis,     zwar 
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anders  geformt,  aber  eben  mit  dem  des  Feudalismus,  der  feudalen  Aus- 
beutung, zunächst  wenigstens,  vereinbar  war.  Erst  als  die  Weiterent- 
wicklung des  Kapitalismus  gehemmt  wurde  durch  das  politische  System 
des  Feudalismus,  kam  es  zum  Bruch.  Die  Ausbeutungsordnung  des  Kapi- 
talismus und  die  klassenlose  Ordnung  des  Sozialismus  sind  aber  an 
keiner  Stelle  auch  nur  vorübergehend  vereinbar.  Es  kann  nicht  ein  Teil 
der  Arbeiter  ausgebeutet  sein,  während  gleichzeitig  ein  anderer  Teil  den 
vollen  Arbeitsertrag  erhalten  würde.  Wie  die  Profitrate  gleicht  auch  die 
Ausbeutungsrate  auf  die  Dauer  gesehen  sich  aus.  Auch  dort,  wo  der 
private  Ausbeuter  fehlt,  bleibt  daher  die  Ausbeutung  selbst  erhalten. 

Der  Kapitalismus  entwickelt  aber  Formen,  die  für  einen  neuen  sozia- 
len Inhalt  aufnahmefähig  sind,  er  entwickelt  die  Voraussetzungen  der 
Reife,  die  zum  Uebergang  zum  Sozialismus  erforderlich  sind;  er  ent- 
wickelt die  Widersprüche,  die  den  Uebergang  schließlich  zu  einer  ge- 
bieterischen Forderung  machen,  und  er  entwickelt  die  Gegenkräfte,  die 
ihn  schließlich  überwinden  können.  Der  Kapitalismus  enteignet  selbst 
die  kleinen  Kapitalisten,  er  verringert  die  Zahl  der  Kapitalisten.  Der 
Kapitalismus  nimmt  dem  Unternehmer  Stück  für  Stück  seine  Funktion 
und  beschränkt  ihn  auf  den  parasitären  Bezug  seines  Anteiles  am 
Mehrwert.  Der  Kapitalismus  entpersönlicht  die  kapitalistische  Unter- 
nehmung und  versachlicht  sie.  Der  Kapitalismus  organisiert  schließlich 
wesentliche  Teile  des  kapitalistischen  Marktes,  verwandelt  die  Markt- 
beziehungen zwischen  den  Betrieben,  die  durch  das  Geld  vermittelt  wer- 
den, in  unmittelbare  naturalwirtschaftliche  Beziehungen,  schaltet  die 
Betriebe  neben-  und  hintereinander  und  unterstellt  sie  einem  gemein- 
samen Produktionsplan.  Weder  die  Enteignung  noch  die  Planung  sind 
unerforschte  Experimente  mehr;  jedes  Kartell,  jeder  Trust  ist  gewohnt, 
unter  schwierigsten  Bedingungen  dauernd  dieses  Experiment  zu  vollziehen. 

Der  Staat  und  seine  Organe  treten  als  Unternehmer  auf  oder  schrän- 
ken die  absolute  Herrschaft  des  privaten  Unternehmers  ein.  Die  Arbeiter- 
schaft übt  zeitweilig  mehr  oder  weniger  auf  die  Wirtschaft  nicht  nur 
im  direkten  Klassenkampf,  sondern  auf  dem  Umweg  über  den  Staat  und 
seine  Kredit-  und  Tarifpolitik,  seine  Steuer-  und  Finanzpolitik,  seine 
Handels-  und  Wirtschaftspolitik  und  Sozialpolitik  ihren  Einfluß  aus. 
Man  hat  mit  einem  sehr  mißverständlichen  und  irreführenden  Wort  die 
Gesamtheit  dieser  Erscheinungen  „Wirtschaftsdemokratie"  genannt.  Aber 
der  Einfluß  des  Staates  ist  genau  sowenig  wie  die  Form  der  Aktien- 
gesellschaft oder  das  Streikrecht  schon  ein  sozialistischer  Bestandteil 
innerhalb  der  kapitalistischen  Wirtschaft.  Wohl  ist  die  Aktiengesell- 
schaft eine  besonders  reife  Organisationsform  der  Kapitalismus,  ist  der 
Trust  in  sich  die  höchste  Stufe  rationeller  Wirtschaftsführung  (wenn 
auch  nicht  immer  in  der  Praxis!)  Wohl  ist  die  Betriebsführung  des 
entpersönlichten    Unternehmens    wie    auch    der    Genossenschaft   so   weit 
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durchgebildet,  daß  zumindest  eine  wesentliche  Rückständigkeit  gegen- 
über der  Betriebsführung  des  Privatunternehmers  nicht  mehr  vorhanden 
zu  sein  braucht.  Aber  unbestreitbar  sind  die  Betriebs-  und  Organisations- 
formen kapitalistische  Formen,  Formen  der  kapitalistischen  Ausbeutung. 
Genau  so  ist  die  staatlich-kommunale  Unternehmungs-  oder  Wirtschafts- 
politik kapitalistisch,  selbst  wenn  durch  sie  der  Ausbeutung  irgend- 
welche Schranken  gezogen  werden.  Es  liegt  hier  gewiß  die  höchste  Ent- 
faltung jener  Arbeitsmarkt-  und  Lohnpolitik  vor,  den  die  Betriebs- 
belegschaft oder  Gewerkschaft  durch  ihre  Vertragspolitik  oder  durch 
Streik  im  engeren  Kreise  anstrebt.  Aber  wie  der  Streik  nicht  das  Aus- 
beutungsverhältnis, sondern  nur  den  Grad  der  Ausbeutung  verändert, 
so  ändert  auch  der  Staat  allenfalls  den  Grad,  nicht  das  Ausbeutungs- 
verhältnis selbst.  Niemand  wird  in  diesem  Sinne  die  Praxis  der  „Wirt- 
schaftsdemokratie" leugnen  oder  verneinen  wollen. 

Aber  der  Staatsapparat,  d.  i.  die  Bürokratie,  die  Justiz,  die  Polizei 
und  in  letzter  Instanz  die  Armee,  kann  nur  vorübergehend  zwei  Klassen 
gleichzeitig  dienen,  oder  besser  zu  dienen  scheinen.  Der  Staat  dient  ent- 
weder der  Aufrechterhaltung  der  Klassenordnung,  und  das  heißt  wirt- 
schaftlich der  Ausbeutungsordnung,  oder  er  dient  ihrer  Beseitigung. 
Stehen  sich  ausbeutende  und  ausgebeutete  Klassen  mit  gleichen  Kräften 
gegenüber,  so  pendelt  der  Staatsapparat  wohl  zeitweilig  zwischen  den 
Interessen  der  beiden  Klassen  umher,  um  aber  schließlich  seinen  Ruhe- 
punkt dort  zu  finden,  wo  die  bestehende  Wirtschaftsordnung  und  die 
wirtschaftlich  herrschende  Klasse  ihre  Interessen  hat.  Der  Staatsapparat 
verselbständigt  sich,  die  parlamentarische  Demokratie  stirbt  ab;  der 
Staatsapparat  besinnt  sich  auf  die  letzten  Kräfte  des  Staates,  auf  die 
bewaffnete  Gewalt,  und  stellt  diese  in  den  Dienst  der  herrschenden 
Klasse.  Damit  wird  aber  die  „Wirtschaftsdemokratie"  ebenfalls  in  den 
Dienst  der  Ausbeutung  gestellt.  Der  Inhalt  jener  wirtschaftlichen 
Formen,  die  auch  mit  sozialistischem  Inhalt  gedacht  werden  können, 
tritt  eindeutig  als  ein  kapitalistischer  Inhalt  hervor.  Und  da  noch  nie- 
mals eine  herrschende  Klasse  freiwillig  abgedankt  ist,  wird  diese  Ent- 
wicklung um  so  stärker  eintreten,  als  der  Kapitalismus  solche  über- 
individuelle Formen  entwickelt,  als  er  reif  und  damit  zugleich  unsicher 
wird.  Der  Kapitalismus  entwickelt  in  seiner  Reifezeit  die  Tendenz,  die 
kapitalistische,  marktmäßige  Ausbeutung  durch  eine  neue  Sklaverei, 
gemildert  durch  Sozialpolitik,  zu  ersetzen  und  als  politischen  Aus- 
druck dieser  wirtschaftlichen  Tendenz  an  die  Stelle  der  Demokratie  die 
nackte  Gewalt  des  Faschismus  zu  setzen.  Der  Parlamentarismus  kann, 
in  neuer  Form,  nur  durch  eine  Revolution  wieder  lebendig  gemacht 
werden.  Wirtschaftlich  aber  ist  eine  Weiterentwicklung  des  Kapitalis- 
mus nicht  mehr  möglich.  Keine  innere  „Wachstumsidee"  läßt  den  Kapi- 
talismus  in   den   Sozialismus   überschlagen.   Der  Kapitalismus  wird   zu 
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einem  Hemmnis  der  weiteren  Entwicklung.  An  die  Stelle  des  freien 
Schaltens  der  Marktgesetze  sind  monopolistische  Machtstellungen  ge- 
treten; an  Stelle  des  Profits  tritt  die  Monopolrente  in  den  Vordergrund. 
Damit  wird  aber  der  eigentliche  Mechanismus  der  kapitalistischen  Fort- 
entwicklung ausgeschaltet,  das  System  ist  organisch  krank  geworden. 
Die  Krise  ist  nicht  mehr  ein  Moment  im  Wellengang  der  Konjunktur, 
sondern  ein  schleichender  Fäulnisprozeß  des   Wirtschaftssystems. 

Aber  nicht  anders  würden  Eingriffe  des  Staates  in  das  Getriebe  des 
Wirtschaftssystems  wirken,  wenn  es  damit  gelingen  würde,  entgegen  den 
kapitalistischen  Wirtschaftsgesetzen  Einkommensumschichtungen  und  da- 
mit entscheidende  Eingriffe  in  die  Kapitalbildung  und  -lenkung  zu  er- 
reichen. Indessen  beschränken  sich  bisher  in  der  Regel  die  Maßnahmen 
auf  den  Versuch,  die  Preisbildung,  Einkommenbildung  und  Kapital- 
lenkung von  den  privatmonopolistischen  Fesseln  freizumachen,  sozu- 
sagen als  „Vollstrecker  der  Gesetzlichkeit  der  freien  Konkurrenzwirt- 
schaft" 1  aufzutreten.  Aber  auch  dies  gelingt  nur  wenig  oder  gar  nicht, 
wie  sich  in  der  ganzen  Geschichte  des  Kampfes  gegen  Monopolpreise 
und  Kartelle  gezeigt  hat.  Derartige  wirkungsvolle  Eingriffe  sind  erst 
möglich,  wenn  die  Rentabilität  des  Kapitals  aufgehört  hat  der  entschei- 
dende Antrieb  der  wirtschaftlichen  Handlungen  zu  sein,  wenn  also  das 
Kapital  als  Klasse  beseitigt  worden  ist.  Am  Anfang  der  sozia- 
listischen Wirtschaft  muß  also  stehen  die  Eroberung  der  politischen 
Macht  durch  das  Proletariat,  die  Diktatur  des  proletarischen  Staates, 
die  proletarische  Demokratie.  Erst  nach  der  Revolution  beginnt 
die  sozialistische  Evolution. 

1  Vgl.  C.  Landauer,  Planwirtschaft  und  Verkehrswirtschaft,  Leipzig  1931.  Selbst- 
verständlich werden  damit  die  Notwendigkeit  und  Möglichkeit  staatlicher  Ein- 
griffe, sei  es  durch  Bildung  von  Planwirtschaftskörpern,  sei  es  durch  Kartellauf- 
sicht und  Monopolkontrolle  oder  durch  Kapitallenkung  mittels  Diskontschraube  und 
Kreditpolitik  oder  staatlicher  Lohnregulierung  nicht  geleugnet.  Man  muß  sich  nur 
der  Grenzen  dieser  Instrumente  bewußt  bleiben.  Entspringen  die  Zielsetzungen 
dieser  Eingriffe  nur  zufälligen  Interessen  oder  Notlagen,  statt  einen  einheitlichen 
Wirtschaftsplan  zu  verfolgen,  so  verstärken  sie  nur  die  Desorganisation  der  Markt- 
wirtschaft. Auch  F.  Tarnow  (in:  Warum  arm  sein?  Berlin  1928)  gibt  zu,  daß  wir 
„nicht  die  Macht  haben,  der  heutigen  Wirtschaft  einen  festen  Verteilungsplan  auf- 
zuzwingen", glaubt  aber,  daß  die  Stärkung  des  Konsums  (durch  Kaufkraftstärkung 
der  breiten  Massen)  die  der  Produktionskapazität  entsprechende  Nachfrage  ent- 
stehen lassen  und  somit  das  Auseinanderfallen  von  Produktion  und  Konsum  mil- 
dern könnte.  Das  wäre  richtig,  wenn  der  Warenabsatz  das  alleinige  Problem  der 
kapitalistischen  Krise  wäre.  Das  Problem  ist  aber  der  Warenabsatz  bei  gleich- 
zeitigem Wachstum  der  Profitmasse,  in  diesem  Sinne  also  die  „Kapital- 
verwertung". Dieser  Widerspruch  zwischen  Absatzbedürfnissen  und  Kapital- 
verwertungsbedürfnissen gehört  zum  Wesen  der  kapitalistischen  Wirtschaft; 
den  Kapitalismus  von  diesem  Widerspruch  zu  reinigen,  sozusagen  einen  verbesserten 
Kapitalismus,  der  die  soziale  Frage  nach  Fordschem  Rezept  durch  allgemeinen 
Wohlstand  löst,  zu  schaffen,   ist  im   Grunde  eine  kleinbürgerliche  Utopie. 
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Am  Tage  nach  der  Revolution  beginnt  der  sozialistische 
Aufbau.  Je  reifer  die  kapitalistische  Wirtschaft,  um  so  leichter  der  Auf- 
bau, um  so  geringer  auch  die  Zerstörungen  durch  die  Revolution.  In- 
dessen ist  die  Revolution  die  Resultante  verschiedenster  ökonomischer, 
politischer,  ideologischer  Kräfte  und  Situationen.  Der  Grad  der  Reife, 
bei  der  die  Revolution  stattfinden  wird,  wird  weder  der  höchste  sein 
können  noch  müssen,  noch  sich  vorausberechnen  lassen.  Wenn  nach 
der  russischen  Revolution  von  1905  Karl  Kautsky  bekannte,  er  könne 
„heute  nicht  mehr  mit  der  Bestimmtheit,  wie  ich  es  damals  tat,  erklären, 
daß  bewaffnete  Inspektionen  mit  Barrikadenkämpfen  in  der  kommen- 
den Revolution  eine  entscheidende  Rolle  nicht  mehr  spielen  werden. 
Dagegen  sprachen  zu  laut  die  Erfahrungen  des  Moskauer  Straßen- 
kampfes .  .  ."  2,  so  hatte  er  recht,  diese  Möglichkeit  auf  Grund  der  russi- 
schen Revolutions  erfahrung  in  Rechnung  zu  stellen.  Er  hatte  un- 
recht insoweit,  als  die  zweite  russische  Revolution,  sowohl  im  Februar 
wie  im  Oktober,  verhältnismäßig  unblutig  verlaufen  ist.  Erst  die  Gegen- 
revolution fordert  die  ungeheuren  Opfer.  Aber  wenn  damals  Kautsky 
sich  den  Tag  nach  der  Revolution  vorstellte,  als  den  Tag  der  Verwirk- 
lichung radikaler  Demokratie:  Vereins-  und  Pressefreiheit,  mit  einer 
anschließenden  jahrzehntelangen  Periode  langsamer  Vorbereitung  der 
Uebernahme  der  Wirtschaft  und  Beseitigung  der  kapitalistischen  Besitz- 
verhältnisse, so  hat  die  zweite  russische  Revolution  auch  diese  Vor- 
stellung über  den  Haufen  geworfen.  Sie  hat  möglich,  sogar  wahrschein- 
lich gemacht,  daß  der  Tag  nach  der  Revolution  die  Arbeiterschaft  un- 
mittelbar vor  die  schwierigsten  und  umfassendsten  Aufgaben  stellt,  daß 
die  ökonomische  Revolution,  soweit  sie  den  Aufbau  des  Sozialismus 
darstellt,  gewiß  eine  lange  Periode  der  Entwicklung  bedingt,  daß  ihr 
vorangehen  muß  aber  eine  kurze,  eng  zusammengedrängte  Periode  des 
Abbaues  des  Kapitalismus,  eine  Periode  mit  so  großen  ökonomischen 
Verlusten  und  Gefahren,  daß  sogar  der  Aufbau  des  Sozialismus  durch  eine 
Niederlage  in  dieser  ersten  Periode  in  Frage  gestellt  sein  kann.  Obwohl 
die  kommende  deutsche  Revolution  sehr  viel  mehr  die  Vorbedingungen 
des  sozialistischen  Aufbaues  mitbringen  wird  als  die  russische  Revolu- 
tion, so  scheint  doch  die  erste  Periode  des  kapitalistischen  Abbaues  in 
der  deutschen  Revolution  nicht  minder  schwierig,  ja  sogar  schwieriger 
als  es  1917  in  Rußland  der  Fall  war.  Werden  die  ökonomischen  Barri- 
kaden hier  und  da  auch  verschieden  sein,  so  werden  die  Erfahrungen 
Rußlands,  der  russischen  Arbeiterschaft  beitragen  können,  den  Sturm 
gegen  die  Barrikaden  schneller  und  mit  geringeren  Verlusten  zu  unter- 
nehmen. Und  dann  werden  die  Millionen  russischer  Arbeiter  und  Bauern, 
die  an  der  Front  gegen  Denekin  und  Wrangel,  wie  an  der  Front  gegen 
den   Hunger,   gegen   die   Mutlosigkeit   und   Disziplinlosigkeit   gekämpft 

2  Karl  Kautsky,   Die   soziale   Revolution,   Vorwort  zur  2.   Auflage   1906. 
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haben  und  gefallen  sind,  nicht  vergebliche  Opfer  gebracht  haben.  Sie 
waren  Pioniere  für  uns.  Von  Leningrad  bis  Wladiwostok  haben  sie  den 
Boden  gedüngt  für  die  Ernte  der  neuen  Welt.  Von  Leningrad  bis  Wladi- 
wostok weht  die  rote  Fahne,  die  Fahne  der  warmen  Liebe  zu  allem,  was 
Menschenantlitz  trägt,  die  Fahne  des  harten  Zornes  gegen  alle  Feinde 
der  Menschlichkeit. 

IL  Die  ersten  Schritte 

Die  elementaren  Gewalten,  die  die  Oktoberrevolution  erzeugten,  rissen 
sie  auch  über  die  Schranken  hinaus,  die  sie  sich  selbst  setzen  mußte. 
Getragen  von  dem  Landhunger  der  Bauern,  kann  sie  nach  der  Beseitigung 
des  Großgrund  be  s  i  t  z  e  s  vor  dem  Groß  betrieb  nicht  Halt  machen. 
Zwar  wird  am  zweiten  Tage  nach  der  Revolution  bereits  angeordnet, 
daß  nach  der  entschädigungslosen  Enteignung  der  Gutsbesitzer  die  Ver- 
waltung der  Gutsbetriebe  in  die  Hände  der  Bauernräte  übergeht.  Aber 
die  Notwendigkeit,  den  Bauern  unmittelbar  zu  befriedigen,  bzw.  die 
Unmöglichkeit,  ihn  von  der  bereits  zur  Zeit  der  Provisorischen  Regie- 
rung einsetzenden  planlosen  Beschlagnahme  und  Aufteilung  der  Güter 
abzubringen,  ist  die  Grundlage  des  „Grundgesetzes  über  den  Boden" 
vom  27.  Januar  1918,  das  formell  zwar  die  Nationalisierung  des  Bodens 
verfügt,  praktisch  ihn  aber  der  individuellen  Benutzung  der  Bauern 
übergibt.  Die  vorgesehene  gleichmäßige  Verteilung  scheitert  im  übrigen 
an  der  Unmöglichkeit,  das  notwendige  landwirtschaftliche  Inventar  im 
ausreichenden  Umfange  aus  der  Beschlagnahme  oder  aus  der  Produktion 
zur  Verfügung  zu  stellen.  Die  soziale  Stellung  der  Mittel-  und  Groß- 
bauern auf  dem  Dorfe  ist  im  übrigen  noch  stark  genug,  um  sich  der 
Nivellierung  des  Bodenbesitzes  entziehen  zu  können;  er  allein  kann  aber 
wirklicher  Nutznießer  der  Landverteilung  sein,  da  allein  sein  Inventar 
ausreicht,  um  den  größeren  Bodenbesitz  zu  bewirtschaften.  Da  bei  der 
extensiven  Wirtschaft,  die  durch  Krieg  und  Revolution  noch  verstärkt 
worden  war,  der  gesamte  zur  Verfügung  stehende  kulturfähige  Boden 
nicht  einmal  ausgereicht  hätte,  den  Bodenbedarf  zu  befriedigen,  so 
konnte  die  Vernichtung  des  Großgrundbesitzes,  dessen  Anbaufläche  1916 
nur  101/,  %  der  Anbaufläche  überhaupt  ausmachte,  nur  einen  ver- 
hältnismäßig geringen  Bodenzuwachs  für  den  einzelnen  Bauernbetrieb 
bringen.  Diese  Agrarrevolution  mußte  die  Hemmungen  für  eine  sozia- 
listische Gestaltung  der  Wirtschaft  noch  vergrößern,  aber  sie  war  der 
Tribut,  der  dem  Bündnis  zwischen  Industrieproletariat  und  Bauern  ge- 
zahlt werden  mußte,  um  zunächst  dem  Proletariat  die  Ruhe  für  den 
Aufbau  des  Staates  zu  lassen. 

Die  zweite  elementare  Gewalt  war  der  Hunger.  Da  der  Hunger  nicht 
sofort  gestillt  werden  konnte,  trieb  er  die  Arbeiter  zu  Handlungen,  die 
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in  ihrer  Auswirkung  den  Aufbau  der  Industrie  und  damit  die  Herbei- 
führung der  Grundlagen  einer  Wirtschaft,  die  imstande  gewesen  wäre, 
den  Hunger  zu  stillen,  sabotierten.  Daraus  erwuchs  die  Zwangslage, 
über  die  ersten  Schritte,  die  den  Boden  erst  hätten  prüfen  und  abtasten 
müssen,  zur  Organisation  eines  Systems  zu  schreiten,  das  unter  den 
Bedingungen  der  russischen  Wirtschaft  tatsächlich  nur  die  Sozialisie- 
rung des  Hungers  sein  konnte  und  zusammenbrechen  mußte.  Daß  dieser 
Weg  eingeschlagen  werden  mußte,  ist  nicht  minder  eine  Folge  der 
russischen  Rückständigkeit,  die  sich  jetzt  stärker  in  den  Vordergrund 
schiebt  als  bei  der  Untersuchung  der  Vorkriegslage,  bei  der  die  Er- 
scheinungen der  Reife  und  des  Fortschrittes  sich  mehr  in  das  Gesichtsfeld 
drängten,  wie  die  Möglichkeit,  diesen  Weg  nicht  nur  bis  zum  Ende 
—  und  das  sind  drei  Jahre  —  zu  beschreiten,  bis  zu  einem  Ende  mit 
Schrecken,  und  dann  doch  wieder  noch  einmal  von  vorn  anfangen  zu 
können.  Dieser  Radikalismus  verlangt  Nerven  bei  Führern  und  Ge- 
führten, die  die  Völker  des  Westens  wahrscheinlich  nicht  aufzubringen 
vermöchten,  und  jene  Elastizität,  die  gerade  die  primitive,  der  Natur 
nahestehende  Wirtschaft  stärker  besitzt  als  die  fortentwickelte  der  tech- 
nischen Zivilisation. 

Machtwille  der  Arbeiter,  passive  Resistenz  und  Sabotage  der  Unter- 
nehmer und  kapitalistischen  Fachleute  ließen  eine  Uebertreibung  der 
„Arbeiterkontrolle"  entstehen,  die  statt  zu  einer  „Sozialisierung",  d.  h. 
zunächst  Einordnung  der  Betriebe  in  eine  Produktionsordnung,  zu  einer 
planlosen  Besitznahme  der  Betriebe  führte.  Statt  der  Organisation  der 
Produktion  entstand  eine  Desorganisation.  Die  Interessen  der  Arbeiter 
des  Betriebes  wurden  nicht  den  Gesamtinteressen  untergeordnet. 

Auf  der  anderen  Seite  gelang  es  nicht  oder  sehr  langsam,  die  neuen 
Organe  der  Produktion  zu  entwickeln.  Zwar  wurde  schon  Anfang 
Dezember  1917  der  „Oberste  Volkswirtschaftsrat"  geschaffen  und  mit 
der  Aufgabe  betraut,  die  Neuorganisation  und  Reorganisation  der  Wirt- 
schaft vorzunehmen,  aber  dieser  Aufbau,  auch  nur  in  seinen  organisa- 
torisch-bürokratischen Elementen,  schritt  sehr  langsam  vorwärts  und 
funktionierte  die  ersten  Monate  nach  der  Revolution  wenigstens  über- 
haupt nicht.  Dazu  kam,  daß  die  Schwierigkeiten  in  den  Betrieben  selbst 
zu  weitergehenden  Schritten  in  der  Beschlagnahme  und  Kontrolle  der 
Betriebe  führten,  als  ursprünglich  vorgesehen  war  und  in  der  Not  des 
Augenblicks  zu  bewältigen  war.  Statt  von  unten  her  die  Konsumtion  zu 
organisieren  und  an  sie  durch  die  nationalisierten  Banken  die  Kapital- 
leitung anzupassen  und  so  natürlich  wachsend  den  Zellenaufbau  des 
neuen  Systems  entstehen  zu  lassen,  um  dann  allmählich  durch  sie  die 
kapitalistischen  Elemente  verdrängen  zu  lassen,  bis  schließlich  zuletzt 
der  „Markt"  seine  Funktion  verloren  hätte,  werden  im  einzelnen  Be- 
triebe wie  in  der  Gesamtwirtschaft  Notmaßnahmen  vollzogen,  die,  sofern 
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sie  in  der  Richtung  zur  Planwirtschaft  gedacht  waren,  nicht  funktio- 
nierten, sofern  sie  funktionierten,  sich  aber  meistens  als  Elemente  der 
Anarchie  erwiesen.  Hierin  prägt  sich  der  Widerspruch  der  Oktober- 
revolution aus,  die  nach  den  besonderen  Bedingungen  Rußlands  Auf- 
gaben einer  reifsten,  d.  h.  rationalisiertesten  Wirtschaft  auf  dem  Boden 
einer  rückständigen  Wirtschaft  muß  vollziehen  wollen.  Hier  wirkt  sich 
die  Notlage  der  Oktoberrevolution  aus,  die  nicht  aus  dem  Ueberfluß 
des  kapitalistischen  Systems,  sondern  aus  dem  Mangel  des  Zusammen- 
bruches und  des  Krieges  entstanden  war. 


III.  Ein  falscher  Weg 

Im  Frühjahr  1918  schlugen  die  Wellen  des  Zusammenbruchs  über 
diese  ersten  Schritte  zusammen.  Bürgerkrieg  und  der  Interventionskrieg 
des  Auslandes,  die  Wirtschaftsblockade  und  das  Versagen  der  Binnen- 
wirtschaft führten  zu  einem  System  der  Versorgung  der  Bevölkerung, 
das  wenig  mit  „Wirtschaft",  viel  mit  Gewalt  zu  tun  hat.  Sicher  waren 
es  die  äußeren  Umstände,  war  es  der  Krieg  der  Klassen,  der  Völker, 
des  Hungers,  die  entscheidend  dabei  mitwirkten.  Aber  darin  bestand 
nicht  der  Fehler  dieser  Periode,  die  drei  Jahre  lang  bis  zum  März  1921 
andauerte;  der  Fehler  bestand  darin,  daß  aus  der  Not  eine  Tugend 
gemacht  wurde,  daßdiesesSystemwirtschaftsloserVer- 
sorgung  als  System  proletarischer  Naturalwirt- 
schaft angesehen  und  daher  länger  fortgeführt  und  erst  nach  schweren 
inneren  Kämpfen  und  nach  völligem  Zusammenbruch  beseitigt  wurde. 

Für  die  Versorgung  der  Armeen  und  der  Städte  mit  ihren  kriegsnot- 
wendigen Industrien  reichte  die  Zufuhr  an  Nahrungsmitteln  vom  Lande 
nicht  mehr  aus.  Die  Agrarrevolution  hatte  mit  dem  Steuerdruck  und 
Pachtzinsdruck  und  der  gutsherrlichen  Gewalt  zugleich  den  einzigen 
Antrieb  der  Millionen  kleinen  Bauernwirtschaften,  einen  Teil  ihrer  zum 
eigenen  Leben  nicht  ausreichenden  Produktion  auf  den  Markt  zu  bringen, 
beseitigt;  sie  hatte  zugleich  auch  den  den  Markt  beliefernden  Groß- 
betrieb beseitigt.  Der  mit  Boden  gesättigte  mittlere  und  größere  Bauer 
aber  dachte  nicht  daran,  ohne  ausreichende  Gegenwerte  die  Städte  zu 
beliefern.  Die  Industrie  aber  stand  völlig  unter  dem  Zwange,  die  Kriegs- 
produktion vordringlich  aufrechtzuerhalten.  Die  Gewerkschaften  waren 
mobilisiert,  die  Arbeiter  kämpften  an  allen  Fronten.  Das  Verkehrswesen 
kam  immer  mehr  herunter  durch  Unfähigkeit,  Sabotage,  Abnutzung  und 
Krieg.  Es  gab  Zeiten,  wo  mehr  als  60  %  des  Schienennetzes  in  den 
Händen  der  Kriegsgegner  waren.  Lieferungen  wurden  unterwegs  in  aus- 
gehungerten Landstrichen  aufgehalten  und  geraubt  oder  erreichten  in- 
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folge  Verkehrsstockungen  nicht  ihr  Ziel.  An  einen  Wirtschaftsplan  und 
an  die  Durchorganisierung  der  Wirtschaft  war  nicht  mehr  zu  denken. 

Da  entschloß  man  sich,  die  Ablieferung  der  Bauern  zu  pressen,  indem 
man  den  Klassenkampf  auf  das  Dorf  trug.  Am  11.  Juni  1918  wurde 
durch  ein  Dekret  die  Bildung  von  Komitees  der  Dorfarmen  angeordnet, 
die,  wie  man  meinte,  die  Interessen  der  Sowjetmacht  auf  dem  Dorfe 
wahrnehmen  sollten.  Indessen  führte  diese  Maßnahme  dazu,  daß  nun- 
mehr auch  der  Boden  der  reicheren  Bauern  beschlagnahmt  wurde,  daß 
ihre  Vorräte  ohne  Entschädigung  beschlagnahmt  wurden,  daß  ihr  Besitz 
und  Inventar  aufgeteilt  wurde.  Diese  zweite  Agrarrevolution  vollendete, 
was  in  der  ersten  unvollkommen  geblieben  war.  Der  bäuerliche  Besitz 
wurde  nivelliert,  aber  zugleich  die  volkswirtschaftliche  Unterproduktion 
allgemein.  Die  beschlagnahmten  Vorräte  blieben  außerdem  zumeist  auch 
im  Dorfe  hängen.  Die  bedrängten  Bauernschichten  wehrten  sich,  fanden 
natürlich  auch  Anhang.  Im  Dezember  bereits  mußte  dieser  Gedanke  auf- 
gegeben werden. 

Es  blieb  nunmehr  nichts  anderes  übrig,  als  an  Stelle  der  automatischen 
Presse  die  direkte  Gewaltpresse  zu  setzen.  Bewaffnete  Requisitionsabtei- 
lungen zogen  von  der  Stadt  aufs  Land  und  beschlagnahmten.  Der  Wider- 
stand der  Bauern  wurde  allgemein,  sie  wehrten  sich  durch  Einschrän- 
kung der  Produktion,  durch  Verbergen  der  Vorräte,  schließlich  mit 
offener  Gewalt.  Auf  der  anderen  Seite  hatten  die  Staatsgüter  und  Ge- 
nossenschaftsgüter vorläufig  nur  experimentelle  Bedeutung,  meist  wohl 
zunächst  auch  nicht  einmal  diese.  Es  blieb  nichts  anderes  übrig,  als  vor 
der  Gewalt  der  Tatsachen  zu  kapitulieren.  Der  Mittelbauer  wenigstens 
mußte  als  wirtschaftliche  Notwendigkeit  anerkannt  und  geschont  werden. 

Die  Not  der  Städte  wuchs  ungeheuerlich;  die  Bewohner  flüchteten. 
Die  sozialistischen  Arbeiter,  soweit  sie  nicht  an  den  Fronten  kämpften, 
kämpften  auch  an  dieser  Wirtschaftsfront  einen  heroischen  Kampf.  Aber 
die  Disziplinlosigkeit,  der  Schlendrian,  das  Diskutieren  statt  des  Pro- 
duzieren wurde  allgemein.  Es  blieb  nichts  anderes  übrig,  als  immer 
größere  Teile  der  Industrie,  schließlich  sogar  des  Handwerks  und  der 
Kleinindustrie,  zu  nationalisieren  oder  Avenigstens  einem  Produktions- 
und Ablieferungszwang  zu  unterwerfen.  Der  „Rat  für  Arbeit  und  Ver- 
teidigung" entwickelte  sich  neben  den  eigentlich  vorgesehenen  Behörden 
und  verfügt  die  Militarisierung  der  Holzbeschaffung  als  Anfang  der 
allgemeinen  Arbeitspflicht.  Die  Kaufkraft  des  Geldes  verflüchtigt  sich, 
Naturalzuweisungen  und  das  Kartensystem  treten  an  seine  Stelle  bei 
Lohnzahlungen.  Für  den  Austausch  der  industriellen  und  landwirtschaft- 
lichen Produkte  werden  Zwangspreise  festgesetzt,  zunächst  im  Verhältnis 
1  :  3,  später  im  Verhältnis  1  :  2.  Weder  das  Kartensystem  noch  das 
System  der  Zwangspreise  funktionierte,  und  je  knapper  die  Vorräte,  um 
so   schlechter   funktionierte   es.    Ebensowenig   funktionierte   das    System 
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der  Arbeitspflicht.  Die  Desertion  wurde  allgemein,  die  Belieferung  mit 
Lebensmitteln  und  Geräten  funktionierte  nicht,  und  oft  waren  zwar  die 
Arbeitspflichtigen  da,   aber  keine  Arbeitsmöglichkeiten   geschaffen. 

Die  Anbauflächen  sanken  schnell,  die  Ernteerträge  noch  mehr,  der 
Viehbestand  schmolz  dahin.  Da  wurde  ein  letzter  Schritt,  ein  Schritt 
der  Verzweiflung  getan:  die  Sozialisierung  der  Bauernwirtschaften 
wurde  angeordnet,  die  Anbaupflicht  befohlen  und  staatliche  „Saat- 
komitees" eingesetzt.  Dies  blieb  wirkungslos,  die  Autorität  und  Macht 
der  Regierung  ging  verloren.  Bauernaufstände  häuften  sich,  griffen  auf 
die  Armee  über.  Schließlich  mußte  die  Revolution  gegen  die  Revolutio- 
näre von  1917  gerettet  werden.  Der  Kronstädter  Matrosenaufstand  wird 
mit  Gewalt  beendet,  beendet  allerdings  zugleich  auch  das  ganze  Experi- 
ment, auf  einen  Schlag  den  Sozialismus,  die  proletarische  Naturalwirt- 
schaft einzuführen. 

Kennzeichnend  für  diese  Periode  ist,  daß  außer  dem  „Rat  für 
Arbeit  und  Verteidigung"  neben  den  eigentlichen  volkswirtschaftlichen 
Behörden,  oft  sogar  gegen  sie,  das  Ernährungsamt  (Narkomprod)  sich 
am  stärksten  entwickelte  und  nahezu  das  einzig  funktionierende  Amt 
war.  Die  Bedürfnisse  des  Krieges  und  der  unmittelbaren  Ernährung, 
unabhängig  von  den  volkswirtschaftlichen  Bedürfnissen,  standen  eben 
völlig  im  Vordergrund.  Man  dachte  militärisch,  nicht  ökonomisch,  und 
man  handelte  auch  mit  militärischen,  nicht  mit  ökonomischen  Methoden. 
Die  Beseitigung  des  Marktes  und  die  Militarisierung  der  Arbeitspflicht 
stammten  aus  derselben  Quelle  des  Denkens,  dem  Kriege. 

An  der  Wende  der  Jahre  1919/20  hörte  indessen  der  Krieg  auf.  Die 
Bürgerkriegsarmeen  waren  geschlagen.  Die  Revolutionsarmeen  hatten 
sich  wieder  einmal  als  stärker  erwiesen  gegenüber  der  Koalition  der 
Gegner.  Aber  die  Wirtschaftsmethoden  wurden  nicht  geändert.  Und  an 
dieser  Front  verlor  die  Revolutionsarmee  eine  Schlacht,  für  die  riesige 
Anstrengungen  gemacht  und  Opfer  gebracht  wurden. 

Mit  der  Nationalisierung  der  Wirtschaft  und  Militarisierung  der 
Arbeit  wächst  sich  der  „Oberste  Volkswirtschaftsrat"  zu  einer  voll- 
kommenen Wirtschaftsorganisation  aus.  Die  Industrie  wird  in  16  Indu- 
striezweige aufgeteilt,  die  in  trustähnlichen  Gebilden  zusammengefaßt 
werden.  Entsprechend  gliedert  sich  der  „Oberste  Volkswirtschaftsrat" 
in  Produktionsabteilungen,  die  mit  den  Industriestrusts  durch  Haupt-  und 
Zentralverwaltungen  (Glavki)  verbunden  werden.  Neben  diesen  Pro- 
duktionsabteilungen bestehen  noch  zwei  weitere  Gruppen,  von  denen 
die  eine  die  Planarbeits-  und  wissenschaftlich  technischen  Gruppen,  die 
andere  die  Hilfsorgane   (innerdienstliche  in  der  Hauptsache)   enthält. 

Neben  dieser  zentralen  Organisation  besteht  noch  eine  gebietliche. 
Die  Gouvernementsvolkswirtschaftsräte  waren   ähnlich  wie  der   Oberste 
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Volkswirtschaftsrat  organisiert;  sie  gliederten  sich  wiederum  in  Bezirks- 
volkswirtschaftsräte in  den  kleineren  Verwaltungseinheiten. 

In  die  Zuständigkeit  der  direkten  Verwaltung  des  Obersten  Volkswirt- 
schaftsrates fielen  alle  wichtigeren,  für  die  Allgemeinheit  bedeutungs- 
vollen Betriebe.  In  die  Kompetenz  und  Verwaltung  der  Gouvernements- 
volkswirtschaftsräte fielen  alle  Betriebe  von  mehr  lokaler  Bedeutung, 
die  aber  immerhin  über  den  örtlichen  Markt  hinaus  lieferten.  Diese 
sollten  daher  auch  nach  Plänen  verwaltet  werden,  die  der  Bestätigung 
der  Hauptverwaltungen  unterlagen.  Ohne  diese  Bestätigung  fielen  direkt 
in  die  Kompetenz  der  Gouvernementswirtschaftsräte  alle  die  Betriebe, 
die  nur  für  den  lokalen  Markt  in  Frage  kamen. 

Die  Betriebsleitung  lag  in  der  Hand  von  Einzelpersonen  oder  von 
Kollegien.  Sie  waren  nur  ausführendes  Organ  der  für  sie  zuständigen 
Wirtschaftsbehörde.  Die  Betriebsräte  sollten  zwar  nur  die  Interessen 
der  Belegschaften  wahren,  gingen  aber  in  der  Praxis  mit  ihren  Befug- 
nissen meistens  so  weit,  daß  die  Grenzen  gegenüber  der  Betriebsleitung 
wenig  oder  gar  nicht  erkennbar  blieben. 

Dieser  ganze  Apparat  funktionierte  nur  negativ.  Ist  schon  in  Deutsch- 
land unter  verhältnismäßig  günstigen  Bedingungen  die  „Kriegswirt- 
schaft" mit  bürokratischem  Leerlauf  verbunden  gewesen,  so  ist  die 
russische  Kriegswirtschaft  schon  während  des  Krieges  unzureichend  und 
unfähig,  ihre  Aufgaben  zu  bewältigen.  Dieses  System  aber  soll  nicht 
nur  unter  noch  weit  ungünstigeren  Voraussetzungen  wirken,  ist  nicht 
nur  noch  umfassender  in  seinem  Aufgabengebiet,  dient  nicht  nur  der 
für  die  besonderen  Kriegsbedürfnisse  notwendigen  Bewirtschaftung  der 
Vorräte,  sondern  soll  den  tatsächlichen,  planmäßigen  Neuaufbau  der 
Wirtschaft  bewältigen.  Dazu  ist  es  aber  nicht  imstande,  weil  ihm  erstens 
eine  Wirtschaft  unterstellt  ist,  die  noch  gar  nicht  reif  dazu  ist  (die 
Masse  der  Klein-  und  Handwerksbetriebe),  weil  es  zweitens  weder  in 
der  eigenen  Verwaltung  noch  in  den  ausführenden  Organen  die  geeig- 
neten Menschen  besitzt,  drittens  weil  es  im  organisatorischen  Aufbau 
verfehlt  ist  —  es  ist  überorganisiert  — ,  viertens  weil  es  zentralistisch- 
bürokratisch  die  verantwortliche  Aktivität  erstickt,  und  fünftens  schließ- 
lich, weil  es  zwar  eine  Planorganisation,  aber  ohne  Plan  ist  und  daher 
desorganisierend  wirken  muß. 

Der  Oberste  Volkswirtschaftsrat  brachte  es  bis  zum  Zusammenbruch 
weder  fertig,  die  Kompetenzen  in  seinen  Behörden  zu  regeln,  noch  alle 
neben  ihm  bestehenden  Wirtschaftsorgane  sich  einzugliedern,  noch  einen 
Plan  zu  entwerfen.  Dagegen  entwickelte  er  einen  ungeheuren  Apparat 
der  Bürokratie,  die  diese  Wirtschaftsorganisation  (Glavkismus)  zu  einem 
Schrecken  machte.  Die  Erbitterung,  die  gegen  die  Zwangswirtschaft  sol- 
cher Art  überall  und  immer  entsteht,  war  hier  noch  größer  und  sicher 
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berechtigt  und  wurde  kaum  von  dem  Haß  gegen  die  weißen  Gegenrevo- 
lutionäre übertroffen. 

Von  der  Problematik  dieser  Organisation  sollen  nur  zwei  Fragen 
besonders  genannt  werden.  Die  damalige  Wirtschaftsorganisation  er- 
kannte nicht,  daß  man  zwar  zentral  leiten,  aber  nur  dezentralisiert  ver- 
walten kann.  Ohne  die  Bewegungsfreiheit,  nach  den  örtlichen  Bedin- 
gungen im  Rahmen  eines  einheitlichen  Planes  mit  persönlicher  Verant- 
wortung entscheiden  zu  können,  läßt  sich  ein  Betrieb  nicht  führen.  Ein 
Plan  wiederum  ist  nur  möglich,  wenn  die  Produktion  in  rationellen, 
statistisch  erfaßten  und  organisatorisch  kontrollierbaren  Betrieben  er- 
folgt. Dafür  waren  die  Voraussetzungen  nicht  vorhanden  und  konnten 
es  nicht  sein;  es  wird  nunmehr  Jahre  dauern,  bis  sich  die  Wirtschaft 
von  diesem  verfehlten  Experiment  erholt  haben  wird.  Es  wird  Jahre 
dauern,  bis  auch  nur  einigermaßen  die  Voraussetzungen  für  die  Schaf- 
fung eines  Planes  entstanden  sein  werden.  Es  wird  weiterer  Jahre  be- 
dürfen, um  die  Grundlagen  für  einen  Plan  zu  entwerfen  und  ihn  durch- 
zuführen. Und  es  wird  vieler  Pläne  und  Planperioden  bedürfen,  bis  die 
Wirtschaft  in  allen  ihren  Teilen  so  reif  gemacht  sein  wird,  daß  man 
wird  daran  denken  können,  das  Experiment  einer  proleta- 
rischen Naturalwirtschaft  auf  dem  Boden  einer  hochent- 
wickelten, technisierten  Industrie-  und  Agrarwirtschaft,  deren  Ertrag 
groß  genug  ist,  auch  vorübergehende  Ausfälle  erträglich  erscheinen  zu 
lassen,  zu  wiederholen.  Das  Scheitern  dieses  ersten  Versuches  sagt  ge- 
wiß nichts  aus  gegen  den  Gedanken  des  Sozialismus  selbst.  Es  wird  sich 
vielmehr  auf  Grund  der  Erfahrungen  der  nächsten  Periode  der  Sowjet- 
wirtschaft zeigen,  daß  diese  Heranreifung  der  Wirtschaft  durchaus  nicht 
nur  im  Rahmen  der  kapitalistischen  Gesellschaftsordnung  möglich  ist, 
daß  eine  Zwischenstufe  erreichbar  ist:  der  Kapitalismus  ohne  Kapita- 
listen, die  Marktwirtschaft  mit  organisiertem  oder  doch  wenigstens  ge- 
lenktem Markt.  Die  Gesetze  des  Marktes  sind  unverbrüchlich  nur  für  die 
kapitalistische  Klasse.  Das  Proletariat  betet  dieses  Götzenbild  nicht  an. 
Es  reißt  ihm  den  Schleier  herab;  es  bezwingt  die  „Naturgesetze"  des 
Kapitalismus,  weil  es  seine  Natur  erkennt.  Die  Oekonomie  des  Kapitals 
ist  aber  politisch  wie  jede  Oekonomie.  Im  Kampfe  der  politischen 
Oekonomie  des  Kapitals  mit  der  politischen  Oekonomie  des  Proletariats 
siegt  das  Proletariat,  weil  seine  Politik  stärker  und  seine  Oekonomie 
zweckmäßiger  ist. 

IV.  Das  Steuer  herum! 

Nach  dem  Zusammenbruch  des  kommunistischen  Experiments  blieb 
nur  der  Weg  übrig,  dort  wieder  anzuknüpfen,  wo  nach  den  ersten 
Monaten  infolge  Kriegsnot  und  dann  schließlich  allzu  einfachen,  illu- 
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sionären  Wirtschaftsdenkens  der  Irrweg  begonnen  hatte.  Wieder  einmal 
drückten  die  Millionen  Bauernwirtschaften  der  Regierung  den  Stempel 
ihres  Willens  auf.  Die  Bauern  lieferten  nicht  ohne  Gegenleistung.  Aber 
die  Staatsindustrie  war  im  Augenblick  weder  imstande,  ausreichende 
Gegenleistungen  zu  produzieren,  noch  in  direktem  Austauschverkehr  mit 
den  Bauern  die  Getreidebeschaffung  zu  organisieren.  Schon  zur  Zeit 
des  Kriegskommunismus  war  der  illegale  Handel  eine  unbezwingbare 
Macht,  die  von  der  Regierung  zwar  nicht  anerkannt  wurde,  aber  ge- 
duldet werden  mußte.  Tatsächlich  war  der  private  Handel  für  die  Ver- 
sorgung der  Städte  unentbehrlich.  Solange  es  nicht  gelang,  das  Klein- 
gewerbe durch  den  Großbetrieb  zu  ersetzen,  mußte  auch  die  klein- 
gewerbliche Produktion  ein  unberechenbarer,  unüberschaubarer  Faktor 
für  die  Belieferung  bleiben.  Genau  so  entzieht  sich  die  bäuerliche  Pro- 
duktion jeder  Berechenbarkeit,  soweit  nicht  schon  durch  die  Naturnähe 
der  Agrarproduktion  auch  in  einer  vollentwickelten  Planwirtschaft  die 
landwirtschaftliche  Produktion  immer  ein  unsicherer  Faktor,  wenn 
auch  gewiß  nicht  in  der  heutigen  Bedeutung,  bleiben  wird.  Man  hat 
im  Vorkriegsrußland  mit  einem  städtischen  und  ländlichen  Kleingewerbe 
von  mindestens  5  Millionen  gerechnet  und  einem  Anteil  an  der  Ge- 
samtproduktion von  24  bis  35  % .  Auf  das  Gebiet  der  Sowjetunion  ent- 
fielen davon  3,3  Millionen.  Derartige  Massen  von  kleinen  und  kleinsten 
Produzenten  organisatorisch  zu  erfassen,  zu  beaufsichtigen  und  —  was 
ebenfalls  nicht  zu  entbehren  ist  —  individuell  zu  berücksichtigen,  ist 
überhaupt  keine  sinnvolle  wirtschaftspolitische  Aufgabe. 

Im  Augenblick,  wo  die  militaristischen  Wirtschaftsordnungen  fielen, 
die  Zwangswirtschaft  aufgegeben,  der  Kurs  der  Neuen  Oekono- 
mischen  Politik  (NEP)  eingeschlagen  wurde,  entfaltete  sich  die 
Produktion  in  einem  ungeahnten  Tempo.  Freilich  war  diese  Entfesselung 
zunächst  nichts  anderes  als  eine  völlige  Anarchie.  Der  freie  Markt  war 
wieder  da,  aber  die  Marktgesetze  spielten  noch  nicht.  Durch  Inflation 
und  Zwangswirtschaft  waren  alle  normalen  Grundlagen  der  Wirtschafts- 
rechnung verlorengegangen.  Weder  für  die  Selbstkostenrechnung,  noch 
für  die  Preisbildung  gab  es  ausreichende  Anhaltspunkte  und  Bestim- 
mungskräfte. Das  Marktgleichgewicht  konnte  sich  erst  allmählich  wie- 
der einspielen. 

Aber  trotz  aller  Erschütterungen  und  Krisen  entstand  allmählich  eine 
gewiß  armselige,  aber  immerhin  normale  Züge  tragende  Wirtschaft. 
Das  blieb  auf  die  soziale  Ordnung  nicht  ohne  Einfluß.  Hatte  der  „Kriegs- 
kommunismus" eine  zweite  Agrarrevolution  mit  sich  gebracht,  in  der 
die  Nivellierung  der  Bauernschaft  Ziel  und  Erfolg  waren,  so  zeigte  sich 
erneut,  wie  schwankend  und  ungefestigt  die  sozialen  Verhältnisse  immer 
noch  waren.  In  kurzer  Zeit  hat  sich  eine  neue  Differenzierung  auf  dem 
Dorfe  gebildet.   Im  Grunde  war  eben  auch  auf  dem  Dorfe  die  zweite 
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Agrarrevolution  nur  eine  scheinbare.  Bodenbesitz  ohne  Inventar  ist  wert- 
los; jetzt  wirkt  sich  dies  aus,  jetzt  zeigt  sich,  daß  wohl  so  durchgreifend 
die  Nivellierung  nicht  vollzogen  worden  war,  wie  es  in  der  vorangehen- 
den Zeit  schien.  Die  Beseitigung  der  Requisition,  die  Einführung  einer 
Naturalsteuer,  die  Oeffnung  des  freien  Marktes  läßt  die  Differenzierung 
auf  dem  Dorfe  in  einem  unheimlich  schnellen  Tempo  erfolgen.  Aller- 
dings ist  „Reichtum'"  auf  dem  Dorfe  eine  sehr  relative  Bezeichnung.  Der 
Besitz  von  drei  Stück  Arbeitsvieh,  oder  die  Beschäftigung  von  zwei 
Landarbeitern,  eine  Saatfläche  über  10  Desjatinen  genügt  schon,  um 
die  Merkmale  eines  „Kulaken"  (wohlhabenden  Bauern)  zu  tragen.  Der 
Mangel  an  Inventar  zwingt  die  unzureichend  ausgestatteten  Dorfarmen, 
sich  Inventar  vom  Kulaken  zu  entleihen  und  mit  ihrer  Arbeitskraft  zu 
bezahlen  oder  ihren  Bodenertrag  zu  verpfänden.  Selbst  im  Jahre  1927 
haben  24  Millionen  Bauernwirtschaften  nur  9  Millionen  Pflüge  und 
8  Millionen  Eggen  zur  Verfügung.  7  Millionen  Bauernwirtschaften  ver- 
fügen weder  über  Pflug  noch  Egge,  sind  also  nur  nominell  selbständige 
Betriebe,  in  Wirklichkeit  ausgesprochenes  Landproletariat.  Staatliche 
Großgüter  und  Kollektivgüter  spielen  zunächst  überhaupt  keine  Rolle. 
Der  wirtschaftsfähige  Bauer  muß  jetzt  also  geschont  werden,  er  wird 
zur  „zentralen  Gestalt"  des  Neuaufbaus  der  Wirtschaft.  Ja,  man  scheut 
sogar  nicht  davor  zurück,  ihm  das  „Bauern,  bereichert  Euch"  zuzurufen, 
so  sehr  fühlt  man  sich  abhängig  von  seiner  Wirtschaftlichkeit.  Da  auf 
der  anderen  Seite  die  armen  Bauern  nicht  nur  an  dieser  „Bereicherung" 
nicht  teilnehmen  können,  sondern  überhaupt  wenig  oder  gar  nicht  exi- 
stenzfähig sind,  wird  der  „Kulak"  zu  dem  sozialen  Problem  dieser 
Periode  schlechthin.  Das  Kulakentum  wird  geradezu  zu  einer  neuen 
Klasse,  dessen  wirtschaftliche  Bedeutung  auf  die  Dauer  auch  seine  poli- 
tische Bedeutung  begründen  und  festigen  mußte.  So  sah  der  objektive  Zu- 
schauer die  Perspektiven  der  russischen  Revolution:  Ist  der  Wiederaufbau 
ohne  die  Kulaken  nicht  zu  vollziehen,  so  wird  er  nicht  nur  wirtschaft- 
lich, sondern  auch  politisch  kurz  über  lang  seinen  Wechsel  präsentieren. 
Er  wird  das  tragende  Bündnis  zwischen  Arbeiter  und  Bauern  zerreißen, 
wie  er  jetzt  schon,  indem  er  das  Dorf  sozial  differenziert,  das  Dorf  lang- 
sam von  der  Stadt  und  der  Sowjetmacht  ablöst.  Und  er  wird  im  Bünd- 
nis mit  dem  städtischen  Neukapital,  dem  Handwerkertum,  den  „Nep- 
leuten",  die  sich  aus  den  Resten  der  alten  Bourgeoisie  und  Intelligenz 
und  aus  den  noch  gefährlicheren  „neuen"  Kapitalisten  zusammensetzen, 
die  tragende  Klasse  der  Gegenrevolution  sein.  Im  Kulakentum  wird  der 
Bonaparte  der  russischen  Revolution  Wurzel  fassen. 

Auch  in  der  Stadt  hatte  eine  neue  Differenzierung  eingesetzt.  Die 
allgemeine  Nationalisierung  war  rückgängig  gemacht  worden.  Die  Staats- 
betriebe waren  nunmehr  auf  bestimmte  Betriebszweige  und  Betriebs- 
größen begrenzt.   Die  naturalwirtschaftlichen   Verteilungen  hörten   auf, 
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die  Lohnzahlungen  fanden  wieder  in  Geldzeichen  statt.  Die  Inflation 
konnte  zwar  nur  allmählich  eingedämmt  werden.  Die  umlaufende  Geld- 
menge stieg  bis  Ende  1923  auf  22  701  Billionen  Rubel,  so  daß  der  Rubel 
praktisch  ausfiel.  Aber  es  gelang  auch,  eine  neue  Währung  einzuführen 
(Tschernowez)  und  trotz  aller  Schwierigkeiten  das  Staatsbudget  zu 
balancieren  (im  letzten  Quartal  1923).  Damit  waren  die  Voraussetzun- 
gen für  die  Neubildung  von  Privatkapital  gegeben.  85  %  des  Kleinhan- 
dels ging  durch  private  Hände,  auch  im  Großhandel  dürfte  der  Anteil 
des  Privatkapitals  mehr  als  die  offiziellen  14  %   betragen  haben. 

Anders  lagen  die  Dinge  freilich  in  der  Industrieproduktion  und  im 
Außenhandel.  Zwar  war  zunächst  für  die  Belieferung  des  dringendsten 
Bedarfs  der  kleine  Produzent  von  größter  Bedeutung,  da  die  Staatsindu- 
strie erst  langsamer  sich  auf  die  neuen  Produktionsverhältnisse  umstel- 
len konnte,  aber  sie  blieb  doch  als  solche  erhalten.  Auch  sie  war  nun- 
mehr angehalten,  sich  Rohstoffe  und  Geld  auf  dem  freien  Markt  zu  be- 
schaffen. Auch  sie  mußte  nunmehr  zu  einer  wirtschaftlichen  Rechnungs- 
legung und  normalen  Rentabilitätsrechnung  übergehen.  98  %  der  „Zen- 
susindustrie", zu  der  die  Betriebe  ohne  motorische  Triebkräfte  mit  mehr 
als  30  Arbeitern  und  die  Betriebe  mit  motorischen  Hilfskräften  mit 
mehr  als  15  Arbeitern  gezählt  werden,  blieben  in  der  Hand  der  Staats- 
verwaltung, während  in  der  handwerklichen  und  heimindustriellen  Pro- 
duktion dieser  Prozentsatz  auch  im  Jahre  1927  nur  2,1  %  ausmachte, 
neben  denen  allerdings  noch  genossenschaftliche  Unternehmungen  mit 
einem  Anteil  von  24,1  %  standen.  In  der  Hand  des  Staates  blieb  auch 
der  Außenhandel,  das  Außenhandelsmonopol,  die  Banken  und  das  Ver- 
kehrswesen. 

Welches  ist  nun  der  strategische  Gedanke,  der  sowohl  der  Rückkehr 
zur  Marktwirtschaft,  wie  ihrer  Beschränkung  an  bestimmten  Stellen  zu- 
grunde lag?  Nun  gibt  es,  wenn  überhaupt  jemals,  jedenfalls  auch  heute 
in  den  kapitalistischen  Ländern  nur  bedingt  einen  freien  Markt.  Mono- 
pole in  einzelnen  Produktionszweigen,  Monopolorganisationen  und  das 
stark  zentralisierte  Bankwesen  auf  der  einen  Seite,  der  Staat  mit  seinem 
mehr  oder  weniger  monopolisierten  Verkehrswesen  und  seinem  Einfluß 
auf  die  Wirtschaft  direkter  oder  indirekter  Art  (Produktionsaufträge, 
Subventionen,  Zoll-,  Handels-,  Tarif-  und  Steuerpolitik)  andererseits. 
Diese  wirtschaftlichen  Kräfte  sind  „Kommandohöhen",  von  denen  aus 
der  Markt  Direktiven  empfängt.  Von  hier  aus  werden  entgegen  den 
„natürlichen"  Marktgesetzen  oft  einschneidende  Veränderungen  in  der 
natürlichen  Marktentwicklung  gefördert,  Veränderungen  zugunsten  be- 
stimmter Wirtschaftsgruppen.  Aber  der  Markt  läßt  sich  nicht  betrügen; 
gerade  die  ungleichmäßige  Entfaltung  der  Marktkräfte  unter  dem  Ein- 
fluß monopolistischer  Kräfte,  gerade  dies  Eindringen  politischer  Fak- 
toren in  die  Welt  der  Oekonomie  ist  eine  der  wesentlichsten  Ursachen 
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des  Versagens  des  Marktmechanismus,  damit  der  Tiefe  und  Dauer  der 
kapitalistischen  Krisen.3  Der  Markt  läßt  sich  nicht  betrügen,  ein  Gesetz 
der  Fernwirkungen  umspannt  alle  seine  Glieder.  Die  Schwächung  einer 
Wirtschaftsgruppe  ist  nur  bedingt  eine  Stärkung  der  andern,  da  Kauf- 
kraftschwächung  bei  der  einen  Absatzstockung  bei  der  andern  zur  Folge 
hat.  Ohne  gleichmäßige  proportioneile  Entwicklung  aller  Marktglieder 
gibt  es  keine  normale  Entfaltung  des  Marktes,  und  es  ist  die  Funktion 
der  Krise,  die  ungleichmäßige  Entfaltung,  die  Disproportionalitäten  zu 
beseitigen. 

Mit  welchem  Recht,  mit  welchem  Sinn  konnte  in  Rußland  erwartet 
werden,  daß  der  Markt  auf  „Kommando"  einschwenkt,  daß  er  sich  be- 
trügen ließe?  Der  Unterschied  ist  aber  der,  daß  der  monopolistische  Ein- 
griff in  kapitalistischen  Ländern  unter  privatkapitalistischen  Gesichts- 
punkten —  auch  überwiegend  seitens  des  Staates,  der  ja  nur  ein  Voll- 
zugsorgan der  herrschenden  bürgerlichen  Klasse  ist  —  erfolgt.  Dieser 
Eingriff  erfolgt  also  ohne  Plan,  ohne  Berücksichtigung  des  Gesetzes  der 
Fernwirkung.  Würde  es  in  Rußland  gelingen,  auf  Grund  eben  dieses 
Gesetzes  die  Fernwirkung  zu  berechnen,  so  wäre  denkbar,  gerade  durch 
die  operativen  Eingriffe  die  Entwicklung  in  bestimmte  Richtung  zu  len- 
ken, in  die  Richtung  einer  wirklichen  Planwirtschaft. 

Soll  dieser  strategische  Plan  durchgeführt  werden,  so  muß  die  Taktik 
eingehalten  werden,  alle  Elemente  zu  fördern,  die  dem  Plane  förder- 
lich, alle  Elemente  zu  hemmen,  die  ihm  selbst  zum  Hemmnis  werden 
können.  Muß  zunächst  einmal  der  Markt  Entfaltungsfreiheit  erhalten 
und  damit  die  Grundlage  für  Kapitalbildung  geschaffen  werden,  so  gilt 
es  doch  anderseits  die  Zahl  der  kleinen  Kapitalisten  möglichst  zu  be- 
grenzen, den  kapitalistischen  Individualismus  in  Bindungen  zu  pressen, 
die  nicht  unbedingt  das  kapitalistische  Profitstreben  unbefriedigt  lassen, 
aber  doch  in  geordnete,  lenkbare  Bahnen  leiten,  die  Zügel  der  „Kom- 
mandohöhen" schleifen  zu  lassen,  ohne  sie  doch  ganz  aus  der  Hand 
zu  verlieren.  Es  gilt,  den  kapitalistischen  Markt  überschaubar  zu 
machen,  in  statistischen  Reihen  aufzufangen,  ohne  ihn  zunächst  den 
Zahlenkolonnen  zu  unterwerfen.  Es  gilt,  die  agrarische  Basis  des  Landes 
erst  einmal  soweit  zu  entwickeln,  daß  die  Existenz  seiner  Bevölkerung 
gesichert  ist.  Es  gilt  darüber  hinaus,  diese  agrarische  Basis  weiterzuent- 
wickeln, daß  durch  Export  die  für  den  industriellen  Aufbau  notwen- 
digen Maschinen,  Rohstoffe  und  Spezialisten  vom  Ausland  bezogen  wer- 
den können.  Es  gilt  weiterhin,  das  Land  zu  industrialisieren,  damit  tat- 
sächlich der  handwerkliche  Kleinbetrieb  durch  den  maschinisierten 
Großbetrieb  verdrängt  werden  kann,  daß  die  Agrarwirtschaft  aus  ihrem 
naturhaften  Zustand  auf  die  Höhe   der  industriellen  Betriebswirtschaft 

3  Vergleiche  das  1.  Buch  der  „Roten  Bücher":  Die  Krise  des  Kapitalismus  und  die 
Aufgabe  der  Arbeiterklasse. 
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gehoben  wird,  daß  für  die  produktioneilen  wie  konsumtiellen  Bedürf- 
nisse im  Gleichklang  Sorge  getragen  werden  kann,  damit  vor  allem  der 
wirtschaftliche  Austausch  von  Stadt  und  Land  auf  die  Grundlage  eines 
gleichwertigen  „Gib  und  nimm!"  gestellt  werden  kann.  Gerade  dieser 
letzte  Gesichtspunkt  muß  sogar  im  Vordergrund  des  Interesses  stehen, 
da  ja  die  ursprüngliche  Grundlage  des  Bündnisses  von  Proletariat  und 
Bauern  verlorengegangen  ist  —  das  Agrarproblem,  wie  es  im  alten 
Staat  als  einer  der  entscheidendsten  revolutionären  Antriebe  bestand, 
ist  gelöst  und  das  Bündnis  selbst  in  der  vorangehenden  Periode  auf  die 
härteste  Probe  gestellt  —  und  jetzt  zunächst  auf  Grundlage  gemein- 
samer Interessen  nur  kurze  Zeit  fortgesetzt  werden  kann.  Das  sind 
nicht  nur  unter  den  Bedingungen  des  russischen  Staates  und  der  russi- 
schen Wirtschaft  ungeheuer  schwierige,  nahezu  unüberwindbare  Auf- 
gaben, es  wären  sogar  unter  den  Bedingungen  reifer  und  reifster  kapita- 
listischer Staaten  schwierige  und  höchst  widerspruchsvolle  Aufgaben. 
Es  bedarf  in  Rußland  zunächst  4  Jahre,  bis  die  neue  Plattform  des  stra- 
tegischen Planes  gewonnen  ist,  und  es  bedarf  eines  weiteren  halben 
Jahrzehntes,  bis  an  die  Aufnahme  einer  neuen  Wirtschaftsoffensive  zu 
denken  sein  wird.  In  dieser  Zeit  entspringen  den  notwendig  inneren 
Widersprüchen  dieses  Planes  schwere  Krisen  und  Erschütterungen,  wie 
auch  die  neue  Offensive  nicht  aufgenommen  werden  wird,  ohne  daß  die 
Angriffswelle  aus  ihrer  eigenen  Schwungkraft  übersteigert  wird  und 
1929  ihre  Marneschlacht  erfährt. 

V.  Krisen 

Die  eben  genannten  Widersprüche  setzen  sich  zum  Teil  direkt  in 
Krisen  um,  zum  Teil  schwelen  sie  unter  der  Decke,  hemmen  und  ver- 
langsamen das  gewollte  und  berechnete  Tempo  der  Entwicklung,  bedin- 
gen eine  Anpassung  des  politischen  Wollens  an  die  wirtschaftlichen  Tat- 
sachen. Die  wirtschaftliche  Entwicklung  verläuft  nicht  in  gerader  Linie, 
sondern  in  schwankenden  Kurven.  Hinter  politischen  Differenzen  und 
persönlichen  Streitigkeiten  verbirgt  sich  der  Zwang  der  ökonomischen 
Verhältnisse  auf  die  Ausbildung  der  politischen  „Linie". 

Die  Widersprüche  äußern  sich  kritisch  vom  Beginn  der  „NEP"  an.  Der 
Aufschwung  der  freien  Wirtschaft  war  notwendig  verbunden  mit  einer 
erhöhten  Ausbeutung  der  Arbeitskraft.  Auf  die  Landwirtschaft  wirkte 
dagegen  der  wirtschaftliche  Kurswechsel  zunächst  nicht  sofort  ein;  sie 
braucht  —  gebunden  an  den  Ablauf  der  Jahreszeiten  —  Zeit,  um  sich 
auf  die  veränderten  Verhältnisse  einzustellen.  Dazu  kam  die  Dürre  und 
Mißernte  des  Sommers  1921,  der  Ernteertrag  lag  um  ein  Drittel  noch 
unter  dem  des  vorangehenden  Jahres,  betrug  weit  weniger  als  die  Hälfte 
der   letzten   Vorkriegsernten.   Trotz    aller   Bemühungen,   auch   des   Aus- 
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landes,  mag  diese  letzte  Auswirkung  des  „Kriegskommunismus"  im  Zu- 
sammentreffen mit  besonders  ungünstigen  Umständen  zum  Hungertod 
von  5  Millionen  Menschen  geführt  haben,  wenn  deren  Zahl  nicht  noch 
höher  war. 

Die  Kaufkraft  des  flachen  Landes  konnte  zunächst  also  nicht  gestärkt 
werden.  So  gering  die  industrielle  Produktion  daher  auch  war,  gegen- 
über der  Kaufkraft  des  Landes  war  sie  sogar  noch  zu  groß.  Eine  regel- 
rechte Absatzkrise  trat  in  einem  Augenblick  ein,  wo  es  den  Volks- 
massen auch  an  den  notwendigsten  Dingen  fehlte.  Die  Industrie  aber 
war  auf  Verkauf  angewiesen;  die  Beseitigung  der  naturalwirtschaftlichen 
Verkehrs-  und  Entlohnungsformen  zwang  sie,  unter  allen  Umständen 
sich  auf  dem  Markte  Geld  zu  verschaffen.  Das  Ernährungsamt  hatte  im 
Jahre  1920  noch  38  Millionen  ernährt,  1921  waren  es  nur  noch  8  Mil- 
lionen. Die  Jagd  nach  Zahlungsmitteln  führte  zu  einem  Ausverkauf  der 
Sachwerte,  zu  einer  Verschleuderung  der  Substanz.  Und  trotz  der  maß- 
los niedrigen  Preise  trat  die  Absatzkrise  ein.  Daraus  läßt  sich  der  un- 
geheure Umfang  der  Not  erst  ermessen. 

Die  besseren  Ernten  der  nächsten  Jahre,  das  allmähliche  Einspielen 
des  Marktes  brachte  in  den  folgenden  Jahren  eine  Erhöhung  der  Kauf- 
kraft mit  sich.  Die  industriellen  Preise  stiegen,  die  Agrarpreise  fielen. 
Ende  September  1922  war  ungefähr  die  Ausgleichung  des  Preisniveaus 
eingetreten,  von  da  an  tritt  dauernd  die  gegensätzliche  Preisbildung  ein, 
die  „Schere"  öffnet  sich  und  erneut  tritt  eine  Absatzkrise  ein,  weil  die 
Bauern  die  Industrieprodukte  mit  ihrer  gegenüber  den  Agrarpreisen 
überhöhten  Preisbildung  nicht  kaufen  konnten.  Ende  1923  bekommt  der 
Bauer  nur  ein  Drittel  Industrieprodukte  für  seine  Waren  gegenüber  der 
Vorkriegszeit.  Noch  immer  gelang  es  also  nicht,  Industrie  und  Landwirt- 
schaft in  Uebereinklang  zu  bringen.  Gleichzeitig  war  der  erste  Ansturm 
der  Nachfrage  auf  dem  städtischen  Markt  befriedigt,  die  Produktions- 
verhältnisse festigten  sich,  um  freilich  als  Kehrseite  eine  wachsende 
Arbeitslosigkeit  in  Erscheinung  treten  zu  lassen.  Die  Regierung  mußte 
mit  schärfsten  Mitteln  durchgreifen,  die  Währung  stabilisieren,  die  In- 
dustriepreise herabsetzen  und  durch  Aufkäufe  die  Getreidepreise  herauf- 
schrauben. Aber  die  Preisherabsetzungen  waren  nur  zum  Teil  echte, 
d.  h.  durch  Kostensenkung  und  Arbeitsintensivierung  hervorgebracht, 
zum  andern  Teile  erfolgten  sie  ganz  einfach  auf  Kosten  des  Gewinnes 
und  der  notwendigen  Abschreibungen.  Die  Arbeitsintensivierung  ver- 
mehrte die  Arbeitslosigkeit,  die  unersetzte  Abnutzung  der  Anlagen  mußte 
zu  demselben  Ergebnis  führen.  Gleichzeitig  ist  die  Stärkung  der  Kauf- 
kraft in  der  Landwirtschaft  nicht  allgemein,  sondern  mit  einer  schroffen 
Differenzierung  der  Landbevölkerung  verbunden.  Ein  Teil  der  Land- 
bevölkerung löst  sich  erneut  vom  Boden  los,  drängt  in  die  Stadt  und 
vermehrt  dort  die  industrielle  Reservearmee. 


54  FritzLewy 

Das  Jahr  1924  brachte  wiederum  eine  Mißernte.  Sie  mußte  durch 
Herabsetzung  der  Agrarsteuer  in  ihrer  Wirkung  gemildert  werden.  Aber 
zugleich  wurde  dadurch  die  Wirtschaftskraft  des  Staates  so  sehr  ge- 
schwächt, daß  die  „NEP"-Politik  verstärkt  werden  mußte,  so  daß  die 
Gefahr,  daß  der  Markt  ganz  seine  Fesseln  abwerfen  könnte,  sich  ver- 
größerte. Umgekehrt  wirkte  die  gute  Ernte  von  1925.  Aber  die  Getreide- 
beschaffung versagte.  Die  Exportmenge  mußte  verringert,  die  vorge- 
sehene Einfuhrmenge  mußte  daher  ebenfalls  abgedrosselt  werden,  und 
eine  schwere  Industriekrise  war  die  Endauswirkung. 

Gute  oder  schlechte  Ernten,  steigende  oder  fallende  Preise,  die  Wirt- 
schaft taumelt  von  Krise  zu  Krise.  Die  letzte  Wurzel  ist,  daß  die  Preis- 
entwicklung in  Stadt  und  Land  nicht  parallel  geht,  daß  der  Austausch 
zwischen  Stadt  und  Land,  d.  h.  zwischen  Industrieprodukten  und  Agrar- 
produkten,  unterbrochen  ist,  der  Rückfluß  des  Geldes  vom  Dorf  zur 
Stadt  oder  umgekehrt  stockt,  Absatzmangel  oder  Kreditnot  eintritt.  In 
etwas  anderer  Form  tritt  dieses  Problem  auf,  als  seit  Ende  1926  der 
Wiederaufbau  im  großen  und  ganzen  vollzogen  ist  und  nunmehr  der 
Neuaufbau  beginnt.  Bei  diesem  Neuaufbau  tritt  ein  neuer  Widerspruch 
noch  hinzu.  Der  industrielle  Aufbau  des  Vorkriegsrußland  war  durch- 
aus einseitig  gewesen.  Es  blieb  wesentlich  abhängig  von  der  Zufuhr  des 
Auslandes,  sowohl  bezüglich  seiner  technischen  Ausrüstung  wie  auch 
bezüglich  seiner  finanziellen  Ausrüstung.  Das  neue  Rußland  aber  steht 
im  Widerspruch  zur  kapitalistischen  Umwelt.  Zwar  ist  es  im  Augenblick 
keine  Gefahr,  aber  es  ist  nicht  nur  ein  moralischer  Schandfleck  auf  der 
Weltkarte  des  Bürgertums,  es  ist  nicht  nur  ein  weißer  Fleck  auf  der 
Welthandelskarte,  es  ist  nicht  nur  eine  ideologische  Drohung  —  und 
dies  nicht  ohne  Erfolg  —  für  das  sozialpolitische  „Gewissen"  der  kapi- 
talistischen Unternehmer,  es  ist  immer  noch  eine  gefährliche  Zukunft: 
noch  ist  es  der  Staat  der  Arbeiter,  noch  ist  es  die  Leichenkammer  der 
feudalen  und  bürgerlichen  Klasse  des  alten  Rußlands,  und  noch  ist  es 
eine,  wenn  auch  ungewisse  Möglichkeit  einer  sozialistisch-proletarischen 
Zukunft.  Gewiß  ist  die  kapitalistische  Wirtschaftsmoral  sehr  brüchig; 
wenige  Jahre  später,  als  das  Gebälk  des  kapitalistischen  Systems  unter 
den  Hammerschlägen  der  Weltwirtschaftskrise  zu  wanken  beginnt,  wird 
Moskau  der  Treffpunkt  der  hungrigen  Hyänen  der  ganzen  Welt  sein. 
Jetzt  aber  stehen  sie  noch  vor  den  Toren,  umklammern  die  Grenzen 
und  warten  auf  den  Tod,  um  sich  des  Kadavers  zu  bemächtigen. 

Unabhängigkeit  vom  Ausland  ist  Zwang  der  Not;  Aufbau  einer  eige- 
nen Schwerindustrie,  Erzeugung  der  Produktionsmittel  im  eigenen 
Lande  ist  notwendig,  wenn  das  Dorf  mit  billigen  Industrieprodukten 
versorgt,  die  Landwirtschaft  technisiert  und  industrialisiert  werden  soll. 
Devisen  sind  nur  durch  Getreideexport  zu  beschaffen.  Niedrige 
Getreidepreise     sind     also     notwendig,     eben     jene     niedrigen     Preise, 
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die  den  Absatz  der  Industrie  ersticken.  Oder  aber  die  Kapital- 
bildung erfolgt  durch  innere  Aufbringung.  Aber  das  russische  Volk  ist 
selbst  dann  noch  arm,  wenn  es  den  Vorkriegsstand  erreicht  hat.  Der 
Bauer  muß  hungern,  wenn  die  Industrie  wachsen  soll,  der  Arbeiter  muß 
auf  Anpassung  des  Lohnes  an  die  wachsende  Arbeitsproduktivität  ver- 
zichten, das  arme  Volk,  hindurchgegangen  durch  vier  Schreckensjahre  des 
Weltkrieges  und  noch  im  Krieg,  als  das  Korn  über  den  Gräbern  Frank- 
reichs wieder  in  die  Halme  schoß,  dieses  Volk  soll  nun  aus  eigener 
Kraft  aufbringen,  was  das  alte  Rußland  trotz  aller  Hilfsquellen  und 
günstigeren  Umstände  hatte  nicht  leisten  können,  dieses  Volk  sollte  in 
Monaten  schaffen,  wozu  die  westlichen  Zivilisationsvölker  Jahrzehnte 
gebraucht  hatten. 

Daß  es  gelingt,  unter  Krisen  und  Erschütterungen,  das  ist  der  Sieg 
des  Plans  über  die  Anarchie  des  Marktes,  der  Sieg  der  politischen 
Oekonomie  des  Proletariats  über  die  politische  Oekonomie  der  Bour- 
geoisie, ein  Sieg  der  Ueberlegenheit  der  proletarischen  Oekonomie  auch 
trotz  ihrer  unvollkommenen  Gestalt,  in  der  sie  in  Rußland  in  Erschei- 
nung treten  kann.  Dieser  Sieg,  das  ist  die  letzte  und  entscheidende  Etappe 
der  Revolution,  ja  es  ist  die  proletarische  Revolution  erst  selbst. 


VI.  Die  neue  Offensive 

Seit  Herbst  1926  ist  im  allgemeinen  der  Wiederaufbau  erreicht,  ein 
„Neuaufbau"  setzt  ein. 4  Aber  gerade  dieser  Teilerfolg  setzt  die  inneren 
Widersprüche  des  strategischen  Planes  erneut  und  mit  verschärfter  Span- 
nung frei.  An  zwei  Fronten  wird  gekämpft:  an  der  Front  der  staatskapi- 
talistischen und  an  der  Front  des  privatkapitalistischen  Sektors.  Erfolge 
des  privatwirtschaftlichen  Sektors  sind  notwendig,  um  die  Bedingungen 
zu  schaffen,  den  staatskapitalistischen  Sektor  auszudehnen.  Aber  diese 
Erfolge  sind  eben  zugleich  Erfolge  der  Kräfte,  die  hinter  dem  privat- 
kapitalistischen Sektor  stehen,  und  ihr  Wachstum  ist  auch  ein  Wachs- 
tum der  Kräfte,  die  sich  gegen  den  staatskapitalistischen  Sektor  wenden. 
Wir  sahen  bereits  ferner,  daß  die  Entfaltung  des  staatskapitalistischen 
Sektors  ungleichmäßig  erfolgen  muß,  weil  die  industrielle  Wirtschaft 
von  jeher  ungleichmäßig  ausgebaut  ist.  Ueberwiegende  Förderung  ver- 
langt  die  Produktion   der   Produktionsmittel    unter  Zurückhaltung   der 

4  ^  Eine  genauere  Darstellung  der  einzelnen  Etappen  des  Wiederaufbaues  und  des 
Neuaufbaues,  der  Planorganisationen  und  Planarbeit  in  dieser  Zeit  kann  aus  raum- 
technischen Gründen  hier  nicht  gegeben  werden.  Angesichts  der  zentralen  Bedeu- 
tung der  Periode  des  Fünfjahrplans  (Fjp.)  schien  es  ratsam,  den  Aufbauerfolg  an 
diesen  vorläufigen  Endergebnissen  zu  zeigen  und  für  eine  möglichst  eingehende 
Darstellung  der  gegenwärtigen  Lage  mit  ausreichendem  Zahlenmaterial  genügend 
Raum  zur  Verfügung  zu  stellen. 
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Produktion  konsumreifer  Waren.  Nur  durch  Steigerung  des  Exportes 
agrarischer  Produkte  ist  dieses  Ziel  zu  erreichen;  aber  diese  Steigerung 
setzt  selbst  wieder  industrielle  Ausgestaltung  der  landwirtschaftlichen 
Produktion  sowie  Befriedigung  der  bäuerlichen  Nachfrage  nach  Indu- 
strieprodukten zu  angemessenen  Preisen  voraus.  Beides  zugleich  kann 
nicht  befriedigt  werden;  daher  die  Notwendigkeit,  im  steilen  Zickzack- 
kurs jeweilig  die  eine  Linie  solange  zu  verfolgen,  bis  ihre  Fortführung 
unmöglich  wird,  und  dann  in  scharfer  Wendung  sich  wieder  in  die  Rich- 
tung der  anderen  Linie  zu  bewegen.  Und  schließlich  ist  notwendig,  den 
Aufbau  planmäßig  zu  verfolgen  und  dem  Markt,  der  sich  als  notwen- 
dige Voraussetzung  der  Aufbauarbeit  erwiesen  hat,  sein  Recht  zu  geben. 
Markt  und  Plan  sind  aber  Gegensätze.  Die  Marktfreiheit  kann  jeden 
Augenblick  den  Plan  über  den  Haufen  werfen  und  die  Entwicklung 
in  eine  unerwünschte  Richtung  drängen. 

Dennoch  ist  es  wenigstens  grundsätzlich  gelungen,  nicht  nur  taktisch 
zwischen  den  sich  widersprechenden  Forderungen  zu  opieren,  sondern 
in  gewissem  Umfange  sogar  diese  Gegensätze  selbst  als  Aufbaukraft  ein- 
zuschalten. 

Die  gegensätzlichen  Interessen  der  Industrie  und  Landwirtschaft  ver- 
schwinden, wenn  die  Industrialisierung  angepaßt  ist  an  die  agrarische 
Basis.  Aber  solange  die  agrarische  Basis  noch  so  völlig  mit  primitivsten 
Mitteln  arbeitet,  ist  die  physische  Existenz  nicht  unmittelbar 
durch  die  Industrialisierungspolitik  bedroht  und  durch  eine  Kursände- 
rung jeweilig  die  Versorgung  der  Bevölkerung  wieder  zu  erreichen.  Das 
muß  natürlich  aufhören,  sobald  die  Agrarproduktion  soweit  entwickelt 
ist,  daß  die  industrielle  Preisbildung,  Produktionsqualität  und  -quantität, 
unmittelbaren  Einfluß  auf  die  landwirtschaftliche  Produktion  ausübt  und 
infolge  wachsender  Verstädterung  die  naturhafte  Agrarproduktion  durch 
technische  Bodenertragssteigerungen  ersetzt  werden  muß.  Von  diesem 
Augenblick  an  müßte  die  „Preisschere"  zu  einer  verhängnisvollen  Stö- 
rung des  Produktionsgleichgewichts  führen  und  wahrscheinlich  sich  in 
solche  politische  Schwierigkeiten  umsetzen,  daß  nicht  nur  der  Bestand 
der  Industrialisierungspläne  gefährdet,  sondern  wahrscheinlich  das  ganze 
politische  und  wirtschaftliche  System  über  den  Haufen  geworfen  würde. 
Diese  Einsicht  liegt  letzten  Endes  der  neuen  Wendung  zugrunde,  die 
die  russische  Bauernpolitik  1929  erfahren  hat  und  die  in  ihrer  ganzen 
Konsequenz  einer  neuen  Agrarrevolution  gleichkommt. 

Daß  die  24  Millionen  Bauernwirtschaften  nur  durch  den  freien  Han- 
del mit  Industriewaren  versorgt  und  umgekehrt  ihre  Erzeugnisse  nur 
durch  den  Handel  den  Konsumenten  zugeführt  werden  könnte,  war  nach 
dem  Zusammenbruch  des  „Kriegskommunismus"  die  allgemein  herr- 
schende Meinung.  Zweifellos  haben  diese  unglücklichen  Erfahrungen 
gerade  gegenüber  der  Landwirtschaft  zu  einem  Pessimismus  geführt,  der 


Nach   der  Revolution  57 

die  Wirksamkeit  des  freien  Handels  sogar  etwas  überschätzen  ließ.  Die 
Ueberwindung  des  freien  Handels  sah  man  durch  Organisierung  der 
bäuerlichen  Betriebe  möglich,  eine  Organisierung  in  Kredit-  und  Absatz- 
genossenschaften,  in  Einkauf-,  Inventar-  und  Produktionsgenossen- 
schaften. Dazu  war  freilich  erforderlich,  daß  der  Muschik  intellektuell 
wesentlich  fortschritt  und  daß  die  Genossenschaften  auch  imstande 
waren,  unmittelbaren  Anreiz  zu  bieten.  Aber  viel  schneller  als  diese 
theoretisch  immerhin  denkbare  Möglichkeit  entwickelte  sich  die  soziale 
Differenzierung  des  Dorfes;  es  ist  an  anderer  Stelle  bereits  ausgeführt 
worden,  daß  die  unmittelbaren  Nöte  dazu  führen  mußten,  in  dem  Mittel- 
bauern, ja  in  dem  reichen  Bauern,  dem  Kulaken,  die  „zentrale  Figur" 
des  Wirtschaftsaufbaues  zu  sehen.  Es  war  daher  anzunehmen,  daß  die 
antisozialistische  Entwicklung  sich  stärker  durchsetzen  würde  als  die 
sozialistische.  Dazu  mußte  auch  immer  mehr  die  Einsicht  kommen,  daß 
die  Ausstattung  des  Dorfes  mit  Kraftanlagen  viel  längere  Zeit  brauchen 
würde,  als  man  bei  Beginn  der  Revolution  angenommen  hatte,  wo  man 
in  der  Elektrifizierung  des  Landes  das  Mittel  zur  Kollektivierung  der 
Bauern  zu  erblicken  meinte.  So  tauchte  der  Gedanke  auf,  die  Kräfte  des 
Marktes  selbst  gegen  den  Markt  zu  mobilisieren,  den  Kleinbetrieb  durch 
den  Großbetrieb  niederkonkurrieren  zu  lassen.  Die  Staatsgüter  (Sow- 
chosen) wurden  gefördert  und  bevorzugt.  Desgleichen  wurde  die  Bil- 
dung genossenschaftlicher  Wirtschafts  einheiten,  die  Bildung  ge- 
nossenschaftlicher Großgüter  also,  betrieben  und  mit  den  Machtmitteln 
der  „Kommandohöhen",  der  Steuer-  und  Kreditpolitik,  der  industriellen 
Belieferungspolitik  und  schließlich  auch  mit  Mitteln  des  staatlichen 
Zwanges  gefördert.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  über  Erfolg  und  Mißerfolg 
dieser  Politik  zu  sprechen,  sondern  nur  die  Bedeutung  dieser  Maß- 
nahmen im  Rahmen  des  strategischen  Planes  erkennen  zu  lassen.  Zwei- 
fellos ist  dies  eine  Möglichkeit,  den  Kollektivierungsprozeß  wesent- 
lich abzukürzen.  Zweifellos  muß  der  Erfolg  dieser  Kollektivierungs- 
bestrebungen sich  darin  äußern,  daß  die  Gefahren  für  einen  planwirt- 
schaftlichen Aufbau  der  Wirtschaft  in  vieler  Hinsicht  wesentlich  ab- 
gemildert erscheinen  würden.  Die  Großgüter  sind  der  Planarbeit  zugäng- 
licher und  lenkbarer,  die  Produktion  kann  auf  diesem  Wege  trotz  ihrer 
Abhängigkeit  von  der  Witterung  durch  planmäßige  Verteilung  der 
Saaten  in  den  verschiedenen  Gebieten  gegen  allgemeine  Mißernten  —  es 
sei  denn,  daß  solche  Naturkatastrophen  wie  1921  eintreten  —  gesichert 
werden.  Die  Hebung  der  landwirtschaftlichen  Schulung  und  Technik  ist 
in  verhältnismäßig  viel  kürzerer  Zeit  durchzuführen  und  nicht  mehr 
von  dem  guten  Willen  oder  von  der  Fähigkeit  der  unübersehbaren  Masse 
der  Bauernschaft  abhängig,  sondern  durch  das  Filter  einer  verhältnis- 
mäßig viel  kleineren  Zahl  von  verantwortlichen  Betriebsleitern  hin- 
durchzuleiten. Der  Sinn  dieser  Revolutionierung  der  bäuerlichen  Besitz- 
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Verhältnisse  ist  also,  mit  verhältnismäßig  viel  kleinerem  Aufwand  an 
industriellen  Gütern  eine  höchstmögliche  Ertragssteigerung  der  Agrar- 
produktion zu  erzielen,  ohne  die  politischen  Gefahren  einer  sozialen 
Umschichtung  in  Kauf  zu  nehmen  und  ohne  das  Tempo  der  eigentlichen 
Industrialisierung  selbst,  das  Tempo  der  Entwicklung  der  Produktions- 
mittelindustrie bremsen  zu  müssen.5 

Viel  weniger  schwierig  und  ohne  besondere  revolutionäre  Maßnahmen 
kann  es  gelingen,  an  der  zweiten  Front  des  privatkapitalistischen  Sektors 
Planelemente  einzubauen.  Gegenüber  den  Agrarprodukten,  insbesondere 
gegenüber  der  Kornproduktion,  sind  die  industriellen  Waren,  auch  die 
der  Kleinproduktion,  doch  nur  von  zweiter  Bedarfsintensität.  Die  Preis- 
politik und  Steuerpolitik  dieser  Wirtschaftsgruppen  ist  doch  direkt  ab- 
hängig von  der  Preispolitik  und  Steuerpolitik  des  Staates  selbst,  von 
der  Kredit-  und  Preispolitik  der  Banken  und  der  Großindustrie. 
Gegenüber  der  privaten  Kleinindustrie  verfügt  der  Staat  in  der  Kredit- 
gewährung wie  in  der  Rohstoffbelieferung  über  eine  Monopolstellung. 
Ja  sogar  die  Bildung  von  Genossenschaften  der  Kleinindustriellen  und 
des  Hausgewerbes  kann  mit  sanftem  Druck  erzwungen  werden,  indem 
das  Instrument  der  Lieferungsverträge  in  dieser  Richtung  eingesetzt 
wird.  Auch  in  den  kapitalistischen  Ländern  findet  gerade  dieses  Instru- 
ment, wenn  auch  unter  privatkapitalistischen  Gesichtspunkten  oder  allen- 
falls unter  dem  Gesichtspunkt  der  Standardisierung,  immer  mehr  Ein- 
gang, auch  in  der  Landwirtschaft.  Es  wird  auch  in  der  russischen  Land- 
wirtschaft neben  der  Großgüterproduktion  sicher  eine  steigende  Bedeu- 
tung erlangen.  Allein  für  sich  würde  es  nicht  genügen,  weil  die  Stan- 
dardisierung der  Produktion  zunächst  einmal  die  Herausbildung  von 
Standardprodukten,  wie  sie  nur  in  Musterbetrieben  möglich  ist  und  nur 
unter  starkem  Konkurrenzdruck  erreichbar  ist,  erforderlich  macht. 

Gleichzeitig  wird  der  Handel  berannt  durch  Organisierung  von  Ein- 
und  Verkaufsgenossenschaften  und  Konsumgenossenschaften.  Auch  hier 
ist  die  Förderung  auf  den  eben  angegebenen  Grundlagen  möglich,  wie 
umgekehrt  die  Hemmung  des  Privathandels  durch  die  entgegengesetzte 
Handhabung  dieser  Monopolinstrumente  stattfinden  kann. 

Gegenüber  dem  privatkapitalistischen  Sektor  befindet  sich  also  der 
staatskapitalistische  Sektor  in  Angriffsstellung.  Auch  in  der  schlimmsten 
Zeit  hatten  sich  die  die  Staatsgewalt  repräsentierenden  Gewalten  mit 
Zähnen  und  mit  Klauen  an  den  Besitz  der  „Kommandohöhen"  geklam- 
mert. Die  in  Trusts  zusammengefaßte  Großindustrie,  der  staatliche  Groß- 
handel, das  Außenhandelsmonopol,  die  Banken,  der  eigenartige  Aufbau 

5  Die  Erkenntnis  der  politischen  Bedeutung  dieser  ökonomischen  Erfahrungen 
wurde  wesentlich  bestärkt  und  zur  Aktivität  gedrängt  durch  den  Mißerfolg  der  Ge- 
treidekampagne im  Sommer  1928,  in  der  nicht  nur  nicht  die  vorgesehene  Export- 
menge an  Getreide  aufgebracht  werden  konnte,  sondern  Rußland,  früher  die  „Korn- 
kammer Europas",  sogar  gezwungen  wurde,  Getreide  aus  dem  Ausland  einzuführen. 
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der  Staatsfinanzen,  worüber  besonders  gesprochen  werden  muß,  das 
staatliche  Verkehrswesen  und  schließlich  —  wenn  auch  mit  zunächst 
weit  geringerer  Bedeutung  —  das  formale  Besitzrecht  des  Staates  an 
allem  Grund  und  Boden,  das  alles  sind  Machtinstrumente,  die  durch 
ihre  Preis-,  Tarif-,  Steuer-,  Kredit-,  Vertrags-  und  Belieferungspolitik 
die  nachgeordneten  Produktionszweige  in  bestimmte  Bahnen  zwingen 
und  damit  dem  Plan  unterordnen  können,  dem  sie  selbst  gehorchen. 

Nach  vielen  Versuchen,  nach  vielen  Vorberatungen,  Erhebungen  und 
wissenschaftlich-technischen  Forschungen,  nach  vielen  Bemühungen  um 
geeignete  Organisationsformen,  die  der  Wirtschaftlichkeit  Rechnung 
tragen,  ist  dann  im  „Fünfjahrplan"  die  Offensive  gegen  den  Kapita- 
lismus eröffnet  worden.  Welches  der  Plan  dieser  Offensive  ist,  welches 
die  Voraussetzungen  und  Möglichkeiten  ihres  Sieges  sind,  wie  der  Plan 
geschaffen  und  organisatorisch  durchgeführt  wird,  das  bedarf  einer  be- 
sonderen Untersuchung,  die  der  zentralen  Bedeutung  dieser  Offensive, 
nicht  minder  ihrer  tragenden  Ideen  Rechnung  trägt  und  zuvor  den  Auf- 
bau des  Staates  betrachtet,  der  von  den  „Kommandohöhen"  dirigiert  und 
jene  umgekehrte  Klassenordnung  vertritt,  die  zur  Aufhebung  der  Klassen 
überhaupt  führen  soll. 

Die  große  russische  Revolution  steht  damit  an  einem  entscheidenden 
Wendepunkt.  Diese  Offensive  ist  nicht  der  Notlage  entsprungen  wie  die 
Offensive  von  1918.  Diese  Offensive  entspringt  dem  inneren  Aufbau  des 
strategischen  Planes  dieser  Revolution  selbst.  Diese  Offensive  wird  da- 
her in  ihrem  Sieg  oder  in  ihrer  Niederlage  von  schicksalsschwerer  Be- 
deutung für  die  Idee  des  Sozialismus  selbst  sein,  sie  kann  den  Sieg  oder 
die  Niederlage  einer  ganzen  Klasse  im  internationalen  Maßstabe  ent- 
scheiden und  damit  das  Schicksal  der  Menschheit  in  ihrem  Aufstieg  zur 
Freiheit  oder  in  ihrem  Niedergang  in  die  Barbarei. 
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Die  Verfassung  Sowjetrußlands 

I.  Entwicklung  der  Sowjetverfassung 

Der  Bundesstaat 

Als  die  Bolschewiki  im  November  1917  unter  der  Parole  „Alle  Macht 
den  Sowjets"  die  Umwälzung  durchführten,  als  die  Sowjets,  die  seit 
der  Revolution  des  Jahres  1905  Kampforganisationen  des  russischen  Prole- 
tariates geworden  waren,  zur  Staatsform  des  revolutionären  Rußland  er- 
hoben wurden,  da  ließ  zunächst  die  Fülle  der  drängenden  Aufgaben, 
die  Unzahl  der  Gefahren,  die  die  Revolution  von  allen  Seiten  bedrohten, 
eine  allgemeine  Regelung  der  Wirksamkeit  der  neuen  Regierung,  eine 
Zusammenfassung  ihrer  Rechtsakte  durch  ein  Grundgesetz  nicht  zu.  Das 
entsprach  übrigens  den  Absichten  Lenins,  der  dem  Begriff  der  Dik- 
tatur, der  doch  an  sich  ein  gesellschaftlicher  Begriff  ist,  dadurch  eine 
technische  Wendung  gab,  daß  er  das  Nichtgebundensein  an  die  Gesetze 
als  ein  wesentliches  Merkmal  der  revolutionär-diktatorischen  Macht  an- 
sah. Erst  fast  drei  Vierteljahre  nach  der  Umwälzung  des  7.  November 
wurde  am  10.  Juli  1918  vom  5.  Allrussischen  Sowjetkongreß  die  Ver- 
fassung der  RSFSR.  (Russische  Sozialistische  Föderative  Sowjetrepu- 
blik) beschlossen,  die  auf  dem  Gedanken  der  Herrschaft  der  werktätigen 
Klassen  im  Staate  beruhend,  die  Sowjetform  des  staatlichen  Aufbaues 
festlegte.  In  den  Wirren  des  Bürgerkriegs  unterlag  der  Geltungs- 
bereich dieser  Verfassung  beständigem  Wechsel  und  erstreckte  sich  in 
der  Zeit,  da  sich  die  weiße  Front  drohend  um  das  „Herz  der  Revo- 
lution" zusammenzog,  auf  eine  Entfernung  von  kaum  8  Tagesmärschen 
von  Moskau  aus.  Als  nach  der  siegreichen  Beendigung  des  Bürgerkrieges 
das  Sowjetsystem  sich  fast  über  das  ganze  Gebiet  des  ehemaligen  Zaren- 
reiches ausbreitete  (endgültig  verloren  waren  Finnland,  die  baltischen 
Randstaaten,  Russisch-Polen,  Bessarabien  und  einige  an  die  Türkei  ab- 
getretene Gebiete),  blieben  Ukraine,  Weißrußland,  sowie  eine  Reihe 
von  Staatswesen  im  Osten  und  Südosten  des  Reiches  von  der  Verfassung 
der  RSFSR.  unberührt,  gaben  sich  eigene  Sowjetverfassungen  und 
schlössen  mit  der  RSFSR.  Verträge,  durch  welche  die  Gesamtheit  dieser 
Staaten  zu  einer  Art  Staatenbund  vereinigt  wurde.  Allerdings  über- 
nahmen die  Organe  der  RSFSR.  einfach  die  Rolle  der  Zentralorgane, 
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was  mit  dem  herkömmlichen  Begriff  des  Staatenbundes  eigentlich  im 
Widerspruch  steht.  Rechtlich  war  das  Verhältnis  zwischen  den  einzelnen 
Mitgliedern  des  Bundes  untereinander  und  dem  Bund  unklar  und  ver- 
worren, praktisch  jedoch  kennzeichnete  eine  starke  Zentralisation  sowie 
die  übermächtige  Stellung  der  RSFSR.  die  Verbindung.  Die  vielen  recht- 
lichen Mängel,  vor  allem  aber  die  Schwierigkeiten  nationaler  Natur  und 
die  gebieterische  Notwendigkeit,  die  nationale  Frage  innerhalb  des  Bun- 
des durch  eine  klare  und  eindeutige  Lösung  aus  der  Welt  zu  schaffen, 
führten  zu  einer  Neuorganisation  der  Sowjetstaaten,  die  durch  die  Ver- 
fassung vom  6.  Juli  1923  vollzogen  wurde.  Die  neue  Verfassung,  aus 
dem  Bedürfnis  entstanden,  die  räumliche  Gliederung  des  Sowjetstaates 
seiner  nationalen  Vielgestaltigkeit  anzupassen,  zugleich  aber  die  Kräfte 
der  einzelnen  Sowjetrepubliken  für  den  Aufbau  des  Sozialismus  zusam- 
menzufassen, begründete  ein  neues  Staatswesen,  den  Bund  (die  Union) 
der  Sozialistischen  Sowjetrepubliken  (USSR.).  Der  zweite  Teil  der  Ver- 
fassung (der  erste  ist  eine  allgemeine  Deklaration)  hat  die  Form  eines 
Vertrages  zwischen  der  RSFSR.,  der  Ukraine,  Weißrußland  und  Trans- 
kaukasien,  zu  denen  sich  alsbald  (1924)  Turkmenistan  und  Usbekistan 
als  gleichberechtigte  Bundesmitglieder  gesellten;  1929  wurde  das  früher 
autonome  Gebiet  der  Tadschiken  gleichfalls  zu  einer  selbständigen  Repu- 
blik erhoben.  Nicht  alle  diese  Gliedstaaten  des  neugegründeten  Bundes 
sind  selbst  Einheitsstaaten.  Der  größte  unter  ihnen,  die  RSFSR.,  besteht 
außer  den  europäischen  und  sibirischen  Gouvernements  aus  11  auto- 
nomen Republiken  für  die  bedeutenderen  nichtrussischen  Volksstämme 
und  12  autonomen  Gebieten  für  die  kleineren  nationalen  Minderheiten. 
In  der  Ukraine  ist  am  Dnjestr-Fluß  eine  autonome  Republik  Moldau 
begründet  worden;  Transkaukasien  besteht  aus  drei  Gliedstaaten,  Ge- 
orgien, Armenien  und  Aserbejdschan,  die  wiederum  einige  autonome 
Republiken  und  Gebiete  umfassen.  Die  übrigen  drei  Bundesmitglieder 
kennen  nur  administrative  Einteilungen.  Bis  in  die  jüngste  Zeit  bildeten 
die  alten  Gouvernements,  wie  sie  sich  unter  dem  Zarismus  gebildet 
hatten,  die  Grundlage  der  administrativen  Einteilung;  nun  ging  man 
daran,  sie  durch  Verwaltungsgebiete  zu  ersetzen,  die  die 
Gouvernements  in  aller  Regel  an  Größe  beträchtlich  übertreffen  und 
nach  wirtschaftlichen  oder  nationalen  Gesichtspunkten  gebildet  sind. 
Die  Sowjetkongresse  der  Verwaltungsgebiete  übernehmen  im  wesent- 
lichen die  früher  den  Gouvernementssowjetkongressen  zustehenden 
Funktionen. 

Die  Vereinigung  der  sieben  Gliedstaaten  soll  den  Charakter  eines 
freien  Zusammenschlusses  haben.  Darum  bestimmt  die  Verfassung  im 
Artikel  4  ausdrücklich  die  Freiheit  des  Austrittes  jedes  Gliedstaates  aus 
dem  Bund,  wobei  nicht  einmal  eine  Kündigungsfrist  oder  sonst  eine 
Bindung  vorgesehen   ist.   Diese  Freiheit  wird  außerdem  insofern   unter 
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einen  besonderen  Schutz  gestellt,  als  ihre  Abänderung  nur  mit  Zustim- 
mung aller  Gliedstaaten  vollzogen  werden  kann.  Trotz  dieser  Betonung 
der  Freiheit  der  Verbindung  hatte  das  Staatswesen  nicht  mehr  die 
lockere  Form  des  Staatenbundes.  Die  praktisch  bestehende  starke  Zen- 
tralisation fand  durch  die  Gründung  eines  Bundesstaates  ihren 
rechtlichen  Ausdruck.  Unter  einem  Bundesstaat,  der  gegenüber  dem 
Staatenbund  ein  weit  höheres  Maß  an  Zentralisation  aufweist,  versteht 
die  Rechtstheorie  einen  Staat,  in  dem  1.  die  Zuständigkeit  der  Gesetz- 
gebung und  der  Vollziehung  zwischen  dem  Bund  und  den  Ländern  auf- 
geteilt sind,  und  2.  das  zentrale  Gesetzgebungsorgan  derart  organisiert 
ist,  daß  neben  dem  nach  allgemeinen  Gesichtspunkten  gewählten  Ver- 
tretungskörper ein  Organ  besteht,  das  von  den  Gliedstaaten  beschickt 
wird,  wodurch  dem  dezentralistischen  Moment  Rechnung  getragen  wird. 

Eine  solche  Zuständigkeitsabgrenzung  nimmt  gleich  der  erste  Artikel  der 
Verfassung  vor.  Darin  wird  aufgezählt,  auf  welchen  Gebieten  dem  Bund 
das  ausschließliche  Recht  der  Gesetzgebung  und  Vollziehung  zusteht 
und  auf  welchen  er  nur  die  Grundsatzgesetzgebung  besitzt.  Was  nicht 
ausdrücklich  der  Zuständigkeit  des  Bundes  überwiesen  wurde,  fällt 
in  den  Bereich  der  gliedstaatlichen  Zuständigkeit. 

Die  wesentliche  Eigentümlichkeit  des  Sowjetstaates  besteht  in  dem 
stufenförmigen  Aufbau  seiner  Organe,  der  Sowjets,  derart,  daß  jede 
Stufe  sich  aus  der  tieferliegenden  emporhebt;  so  entsteht  eine  Pyra- 
mide, die  wir  gleichsam  „von  unten"  betreten  wollen.  Auf  unserem  Weg 
von  der  Basis  dieser  Pyramide  bis  zur  Spitze  wird  nun  zu  prüfen  sein, 
ob  uns  jenes  für  den  Bundesstaat  wesentliche  Organ  —  das  sog.  Staaten- 
haus —  begegnen  wird. 


IL  Der  innere  Aufbau  des  Sowjetstaates 

Der  Aufbau  der  gliedstaatlichen  Sowjets  ist  nicht  durch  die  Bundes- 
verfassung geregelt,  sondern  durch  die  Verfassungen  der  Gliedstaaten, 
die  allerdings  durch  die  Bundesverfassung  gebunden  sind,  ihre  Ver- 
fassungen mit  der  Verfassung  des  Bundes  in  Uebereinstimmung  zu  brin- 
gen. So  ist  zum  Beispiel  für  die  RSFSR.  diese  Anpassung  durch  eine 
Verfassungsnovelle  vom  11.  Mai  1925  vorgenommen  worden,  wodurch 
die  schon  erwähnte  Verfassung  vom  10.  Juli  1918  abgeändert  wurde. 
Im  Sinne  dieser  Verfassung,  mit  der  sich  die  Verfassungen  der  übrigen 
Gliedstaaten  im  großen  und  ganzen  decken,  bilden  der  Dorf  Sowjet  und 
der  Stadtsowjet  die  Grundlage  der  Sowjetorganisation.  Jeder  Sowjet 
wählt  sein  Vollzugskomitee,  das  mit  der  Führung  der  Lokalverwaltung 
betraut  wird.  Die  in  die  Dorf  Sowjets  gewählten  Vertreter  wählen  aus 
ihrer   Mitte   die   Delegierten   zum   Sowjetkongreß   der   Gebietsgemeinde, 
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und  wo  diese  Stufe,  wie  zum  Beispiel  in  der  Ukraine,  übersprungen 
wird,  zum  Bezirkssowjetkongreß,  auf  dem  die  ländlichen  Delegierten 
mit  denen  der  städtischen  Sowjets  zusammenkommen.  Die  Bezirkssowjet- 
kongresse wählen  aus  ihrer  Mitte  die  Delegierten  zum  Kreissowjet- 
kongreß, der  ebenfalls  von  den  Vertretern  der  städtischen  Sowjets  be- 
schickt wird.  In  gleicher  Weise  wählen  die  Kreiskongresse  und  die  städ- 
tischen Sowjets  die  Gouvernementskongresse  (bzw.  Verwaltungsgebiets- 
kongresse). Auch  das  höchste  Organ  jedes  Gliedstaates  —  der  Sowjet- 
kongreß des  Gliedstaates  wird  in  gleicher  Weise  von  den  Gouvernements- 
kongreßdelegierten und  Abgeordneten  der  Städtesowjets  beschickt.  Wie 
alle  Sowjetkongresse,  wählt  auch  der  Sowjetkongreß  des  Gliedstaates 
sein  Vollzugskomitee,  das  sog.  Zentralvollzugskomitee  (ZVK.),  das  in 
der  Zwischenzeit  zwischen  den  Tagungen  des  Kongresses  das  höchste 
Organ  des  Gliedstaates  darstellt  und  die  Fülle  der  gliedstaatlichen  Kom- 
petenzen, wie  sie  dem  Gliedstaat  durch  die  Bundesverfassung  eingeräumt 
sind,  besitzt.  Das  Zentralvollzugskomitee  wählt  sein  Präsidium  und  er- 
nennt den  Rat  der  Volkskommissare  des  Gliedstaates,  womit  der  Auf- 
bau der  gliedstaatlichen  Organe  abgeschlossen  wird. 

Auf  den  Gouvernementsowjetkongressen  (und  nach  einer  im  Jahre 
1927  vorgenommenen  Aenderung  der  Bundesverfassung  stellenweise  auf 
den  Kreissowjetkongressen)  werden  jedoch  nicht  nur  Organe  der  Glied- 
staaten, sondern  auch  das  höchste  Organ  des  Bundes,  der  Sowjetkongreß 
des  Bundes  der  Sozialistischen  Sowjetrepubliken,  gewählt,  und  zwar 
aus  Vertretern  sowohl  der  Gouvernements ( Kreis )kongresse  als  auch  der 
Städtesowjets.  Genau  nach  dem  Vorbild  der  gliedstaatlichen  Organisa- 
tion wählt  der  Sowjetkongreß  des  Bundes  sein  Zentralvollzugskomitee 
(ZVK.),  das  jedoch  eine  besondere  Form  aufweist  und  aus  einem  Bun- 
desrat und  einem  Nationalitätenrat  besteht.  Der  Bundesrat  in  der  Stärke 
von  371  Abgeordneten  wird  vom  Sowjetkongreß  des  Bundes  aus  den 
Delegierten  der  einzelnen  Gliedstaaten  im  Verhältnis  zu  ihrer  Bevölke- 
rungszahl gewählt;  der  Nationalitätenrat  wird  in  der  Weise  zusammen- 
gesetzt, daß  die  Sowjetkongresse  der  Gliedstaaten  sowie  der  autonomen 
Republiken  je  fünf  Vertreter  entsenden,  die  Sowjetkongresse  der  auto- 
nomen Gebiete  je  einen  Vertreter.  Der  so  gebildete  Nationalitätenrat 
wird  in  seiner  Gesamtheit  vom  Sowjetkongreß  des  Bundes  bestätigt.  Mit 
dem  Nationalitätenrat  ist  nun  auch  das  zweite  von  der  Rechtstheorie 
geforderte  Wesensmerkmal  des  bundesstaatlichen  Charakters  in  der 
Sowjetverfassung  gegeben.  Sowohl  im  Bundesrat  als  auch  im  Nationa- 
litätenrat hat  sich  die  RSFSR.  eine  sichere  Majorität  gesichert:  im  ersten 
wegen  ihrer  Riesenbevölkerung,  im  zweiten  wegen  der  großen  Anzahl 
der  autonomen  Republiken  und  Gebiete,  die  sie  umfaßt.  Der  Bundesrat 
und  der  Nationalitätenrat  wählen  ihr  Präsidium  in  der  Stärke  von  je 
9  Mann.   Zu  diesen   18  Mitgliedern  beider  Präsidien  wählt  das  ZVK. 
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noch  9  Mitglieder,  die  das  27köpfige  Präsidium  des  ZVK.  bil- 
den. Außer  dem  Präsidium  bestellt  das  ZVK.  noch  den  Rat  der 
Volkskommissare  des  Bundes,  der  aus  einem  Vorsitzenden,  dessen  Stell- 
vertreter und  11  Volkskommissaren  besteht.  Die  Funktionsdauer  des 
Sowjetkongresses  des  Bundes  sowie  aller  von  ihm  unmittelbar  und 
mittelbar  bestellten  Organe  beträgt  ein  Jahr.  Für  den  Kampf  gegen  die 
Konterrevolution  und  das  Banditenwesen  errichtete  die  Verfassung  die 
Vereinigte  Staatspolitische  Verwaltung  (GPU.),  deren  Beauftragter  dem 
RVK.  mit  beratender  Stimme  beigegeben  ist. 

III.  Die  Funktionen  der  Organe  des  Sowjetstaates 

Die  komplizierte  Vielheit  der  Organe  des  Sowjetstaates  ist  für  den 
nichtrussischen  Betrachter  um  so  verwirrender,  als  keines  dieser  Organe 
den  in  parlamentarischen  Demokratien  üblichen  Organen  völlig  gleicht 
und  bestenfalls  nur  unvollkommene  Vergleiche  gezogen  werden  können. 
Diese  Verschiedenheit  wird  scheinbar  noch  größer,  wenn  man  sich  von 
dem  Aufbau  der  Organe,  der  „Anatomie"  des  Sowjetstaates,  seiner 
„Physiologie",  den  Funktionen  dieser  Organe  im  Gesamtgefüge  des 
Staates  zuwendet,  und  zwar  deshalb,  weil  in  den  demokratischen  Län- 
dern die  sog.  Lehre  von  der  Trennung  der  Gewalten  so  stark  nach- 
gewirkt hat,  daß  selbst  dort,  wo  sie  längst  nicht  mehr  positives  Recht 
ist,  man  noch  immer  in  den  von  dieser  Lehre  eingeführten  Begriffen 
zu  denken  gewohnt  ist.  Ihr  Wesen  besteht  darin,  daß  die 
drei  Funktionen  oder  Gewalten  des  Staates  —  Gesetzgebung,  Verwal- 
tung und  Rechtsprechung  —  verschiedenen,  voneinander  unabhängigen 
Organen  übertragen  werden  soll,  und  zwar  die  Gesetzgebung  einem 
aus  der  Volkswahl  hervorgegangenen  Parlament,  die  Verwaltung 
dem  König  (oder  dem  Präsidenten),  die  Rechtsprechung  unabhängigen 
Richtern.  Mit  dieser  Lehre  bricht  nun  die  Verfassung  des  Sowjetstaates 
entschieden,  indem  sie  bewußt  von  der  Idee  der  Gewaltenvereinigung 
ausgeht,  dergestalt,  daß  die  Organe  des  Sowjetstaates  zu  gleicher  Zeit 
gesetzgebend  und  vollziehend  sind. 

Das  oberste  Organ  des  Sowjetbundes  ist  der  Sowjetkongreß,  dessen 
Kompetenz  allumfassend  ist,  so  daß  er  jede  rechtliche  Materie  zu 
regeln  vermag.  Insbesondere  ist  ihm  jedoch  das  ausschließliche  Recht 
eingeräumt,  die  Grundlagen  der  Verfassung  zu  ändern  (der  Begriff 
der  „Grundlagen"  wird  nicht  weiter  erläutert,  ist  also  reichlich  un- 
bestimmt) und  Friedensverträge  zu  ratifizieren.  Da  jedoch  der  Sowjet- 
kongreß nur  einmal  im  Jahre  zusammentritt  und  nur  eine  Woche  tagt, 
ist  sein  tatsächlicher  Einfluß  bedeutend  abgeschwächt.  In  der  Zeit  zwi- 
schen den  Tagungen  des  Kongresses  ist  das  ZVK.  das  oberste  Organ 
des   Bundes.    Es   veröffentlicht   Gesetzes-   und   Verwaltungsnormen,   die 
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unverzüglich  im  ganzen  Bundesgebiet  auszuführen  sind,  vereinheitlicht 
die  Arbeit  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  und  bestimmt  das  Tätig- 
keitsfeld seines  Präsidiums  und  des  Rates  der  Volkskommissare.  Ferner 
müssen  dem  ZVK.  alle  Normen  vorgelegt  werden,  die  allgemeine 
Grundlinien  des  politischen  und  wirtschaftlichen  Lebens  des  Bundes 
regeln  oder  grundlegende  Aenderungen  in  das  bestehende  Verfahren 
der  Bundesorgane  einführen.  Damit  wird  auch  das  ZVK.  mit  einer  ver- 
fassungsändernden Befugnis  ausgestattet,  die  sich  aber  nicht  auf  die 
..Grundlagen"  der  Verfassung  erstrecken  kann.  Besondere  erschwerende 
Bedingungen  für  ihre  Abänderung  kennt  die  Sowjetverfassung  nicht; 
weder  eine  qualifizierte  Majorität  noch  ein  erhöhtes  Quorum  oder  gar 
ein  Verfassungsreferendum  sind  in  ihr  vorgesehen.  Zu  einer  Verfas- 
sungsänderung genügt  einfache  Majorität  wie  für  jeden  beliebigen  Ver- 
waltungsakt des  Sowjetkongresses  oder  des  ZVK.  Die  Sowjetverfassung 
ist  somit  keine  Verfassung  im  formellen  Sinne,  sondern  eine  „biegsame" 
Verfassung,  die  leicht  abgeändert  werden  kann,  was  der  Uebergangs- 
periode,  in  der  diese  Verfassung  Geltung  hat,  sehr  gut  entspricht. 

Etwa  acht  verschiedene  Organe  üben  im  Sinne  der  Bundesverfassung 
gesetzgebende  Tätigkeit  aus,  doch  ist  das  ZVK.  das  einzige  Organ,  bei 
dem  .,der  Weg  der  Gesetzgebung"  genau  umschrieben  ist.  Damit  ein 
Gesetzesentwurf  im  ZVK.  Gesetzeskraft  erlangt,  ist  ein  übereinstimmen- 
der Beschluß  des  Bundesrates  und  des  Nationalitätenrates,  die  in  der 
Regel  gesondert  tagen,  notwendig.  Verweigert  jedoch  eine  Kammer  dem 
Beschluß  der  anderen  ihre  Zustimmung,  so  wird  ein  Vereinbarungs- 
komitee eingesetzt,  das  die  entstandene  Unstimmigkeit  zu  beseitigen  hat. 
Gelingt  ihm  dies  nicht  und  kommt  es  bei  einer  gemeinsamen  Sitzung  bei- 
der Körperschaften  ebenfalls  zu  keiner  übereinstimmenden  Mehrheit  des 
Bundesrates  und  des  Nationalitätenrates,  ist  der  umstrittene  Gesetzent- 
wurf abgelehnt.  Allerdings  kann  jede  der  beiden  Kammern  die 
Sache  vor  den  Sowjetkongreß  des  Bundes  bringen,  dem  dann  die  end- 
gültige Entscheidung  zusteht.  Somit  sind  beide  Kammern  einander  voll- 
kommen gleichgeordnet,  keine  kann  etwa  durch  einen  wiederholten  Be- 
schluß ein  Gesetz  beschließen,  dem  die  andere  nicht  zugestimmt  hat. 

Die  gewaltige  Vormachtstellung,  die  das  ZVK.  unter  den  Organen  des 
Sowjetstaates  besitzt,  kommt  am  deutlichsten  in  der  Bestimmung  zum 
Ausdruck,  wonach  dem  ZVK.  das  Recht  zusteht,  alle  Verordnungen, 
Entschließungen  und  Befehle  seines  Präsidiums,  des  Rates  der  Volks- 
kommissare, aber  auch  der  Sowjetkongresse  der  Gliedstaaten  außer 
Kraft  zu  setzen.  Ob  somit  das  ZVK.  auch  befugt  ist,  den  nach  Artikel  4 
gefaßten  Austrittsbeschluß  eines  Gliedstaates  aufzuheben,  mag  dahin- 
gestellt sein. 

Der  \orsitzende  des  Z\  K.,  der  zugleich  der  Vorsitzende  seines  Präsi- 
diums ist,  hat  sich  zu  einem  Organ  entwickelt,  das  dem  Präsidenten  in 
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parlamentarischen  Republiken  entspricht.  Gleich  diesem  vertritt  er  den 
Staat  nach  außen,  beglaubigt  die  diplomatischen  Vertreter,  übt  das 
Begnadigungsrecht  aus  u.  a.  m.  In  der  Verfassung  selbst  finden  sich 
keine  Anhaltspunkte  für  diese  Entwicklung. 

Das  Präsidium  des  ZVK.,  das  in  der  Zeit  zwischen  den  Sitzungen  des 
ZVK.  das  oberste  Organ  des  Bundes  ist,  ist  das  erste  ständige  Organ, 
das  uns  unter  den  obersten  Organen  begegnet.  Gleich  dem  ZVK.  hat 
das  Präsidium  das  Recht,  Rechtsakte  des  Rates  der  Volkskommissäre 
des  Bundes  wie  der  Gliedstaaten,  ferner  der  ZVK.  der  Gliedstaaten 
außer  Kraft  zu  setzen,  ja  sogar  Beschlüsse  der  Sowjetkongresse  der 
Gliedstaaten,  nur  muß  es  in  diesem  Fall  seine  Verfügung  dem  ZVK. 
zur  Bestätigung  vorlegen.  Eine  verfassungsändernde  Befugnis  steht  dem 
Präsidium  nicht  zu;  es  ist  jedoch  mit  der  Aufgabe  betraut,  die  Durch- 
führung der  Sowjetverfassung  zu  überwachen.  Das  Präsidium,  das  im 
Sinne  des  Prinzips  der  Gewaltenvereinigung  alle  Funktionen  des  Staates 
in  sich  vereinigt,  entspricht  kaum  einer  Einrichtung  in  den  Verfassungen 
der  Demokratien,  am  ehesten  noch  einem  ständigen  Hauptausschuß  des 
Parlaments,  wie  er  durch  manche  Verfassungen  eingeführt  wird. 

Der  Rat  der  Volkskommissare  des  Bundes  (RVK.)  ist  das  ausfüh- 
rende und  leitende  Organ  des  ZVK.,  das  innerhalb  der  ihm  vom  ZVK. 
gesetzten  Grenzen  Verordnungen  und  Beschlüsse  erläßt,  die  für  das 
ganze  Bundesgebiet  Geltung  haben.  Es  wäre  jedoch  falsch,  aus  der  For- 
mulierung der  Verfassung  zu  folgern,  daß  dem  RVK.  nur  verwaltende 
und  keine  gesetzgebenden  Funktionen  zuständen.  Im  Gegenteil,  im  Laufe 
der  Jahre  wuchs  seine  gesetzgebende  Tätigkeit  ständig  an.  Heute  wird  die 
Mehrzahl  der  Gesetze  der  Sowjetunion  gerade  vom  RVK.,  sei  es  allein, 
sei  es  im  Verein  mit  dem  Präsidium,  herausgegeben.  Die  11  Volks- 
kommissariate des  Bundes  zerfallen  in  5  „zentralisierte"  VK.  des  ganzen 
Bundes  (Aeußeres,  Heer  und  Flotte,  Außenhandel,  Verkehr,  Post  und 
Telegraph),  und  die  „vereinigten"  Volkskommissariate  (Oberster 
Volkswirtschaftsrat,  Arbeit,  Finanzen,  Arbeiter-  und  Bauerninspektion, 
Landwirtschaft,  Verpflegung.  Das  VK.  für  Binnenhandel  ist  mit  dem 
VK.  für  Außenhandel  verbunden,  bildet  jedoch  ein  vereinigtes  VK.). 
In  den  Angelegenheiten  der  zentralisierten  VK.  hat  sich  der  Bund  die 
Ausschließlichkeit  der  gesetzgebenden  und  vollziehenden  Zuständigkeit 
vorbehalten.  Ebenso  für  die  vereinigten  VK.  des  Obersten  Volkswirt- 
schaftsrates und  der  Finanzen.  In  den  Angelegenheiten  der  übrigen  ver- 
einigten Kommissariate,  eines  Teiles  der  inneren  Angelegenheiten  und 
der  Justiz,  erstreckt  sich  die  Zuständigkeit  des  Bundes  nur  auf  die 
Grundsatzgesetzgebung.   Während  die  zentralisierten  VK.  nur   ihre  Be- 
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vollmächtigten  in  die  Gliedstaaten  entsenden,  besitzen  die  Gliedstaaten 
für  die  Funktionen  der  vereinigten  VK.  eigene  \  K.,  die  zugleich  als  Organe 
der  vereinigten  VK.  des  Bundes  fungieren.  Das  Institut  des  Rates  der  VK. 
nähert  sich  außerordentlich  dem  Ministerkabinett  der  parlamentarischen 
Länder,  das  ja  auch  Verordnungen,  also  Gesetze  im  materiellen  Sinne, 
erläßt.  Der  RVK.  ist  in  seiner  Gesamtheit  sowie  auch  jeder  einzelne 
Kommissar  dem  Präsidium  des  ZVK.  und  dem  ZVK.  selbst  verantwort- 
lich, wodurch  die  Einrichtung  der  Ministerverantwortlichkeit  in  die 
Sowjetverfassung  eingeführt  wird.  Gegen  Anordnungen  des  RVK.  können 
die  Gliedstaaten  eine  Beschwerde  beim  Präsidium  des  ZVK.  einbringen,  die 
jedoch  keine  aufschiebende  Wirkung  hat,  gegen  Anordnungen  einzelner 
VK.  steht  den  ZVK.  der  Gliedstaaten  oder  deren  Präsidien  das  Recht  zu, 
diese  Akte  aufzuheben,  wenn  sie  im  offenen  Widerspruch  zur  Bundes- 
verfassung, Bundesgesetzgebung  oder  Gesetzgebung  des  Gliedstaates 
stehen  —  der  einzige  Punkt,  in  dem  die  Verfassung  den  Gliedstaaten 
das  Recht  einräumt,  sich  gegen  verfassungs-  oder  gesetzwidrige  Akte 
der  Bundesorgane  wirksam  zur  Wehr  zu  setzen.  Auch  beim  Obersten 
Gericht,  das  die  Verfassung  in  der  Absicht  errichtet  hat,  um  die  revo- 
lutionäre Gesetzgebung  zu  festigen,  kann  nur  die  Prüfung  der  Ver- 
fassungsmäßigkeit von  Gliedstaatsnormen,  niemals  von  Bundes- 
normen angeregt  werden.  Auch  dadurch  wird  die  Vorherrschaft  der 
RSFSR.  im  Bundesstaat  befestigt,  die  die  Mehrheit  in  den  beiden  Kam- 
mern des  ZVK.  besitzt  und  daher  den  Inhalt  der  gesetzgebenden  und 
verwaltenden  Tätigkeit  des  Bundes  entscheidend  bestimmt. 

Der  Umstand,  daß  heute  das  Präsidium  des  ZVK.  und  der  RVK.  die 
Fülle  der  Zuständigkeiten  an  sich  gerissen  haben,  während  der  Sowjet- 
kongreß des  Bundes  sowie  das  ZVK.  stark  in  den  Hintergrund  ge- 
drängt worden  sind,  mag  mit  dem  Sinn  der  Sowjetverfassung  nicht  im 
Einklang  stehen.  Dagegen  setzt  sich  die  staatsrechtliche  Praxis  des 
Sowjetstaates  auch  mit  dem  Buchstaben  seiner  Verfassung  in  Wider- 
spruch, wenn  sich  sowohl  das  Präsidium  als  auch  der  RVK.  verfas- 
sungsändernde Befugnisse  anmaßen.  So  war  es  möglich,  daß  durch 
den  bloßen  Beschluß  des  RVK.  ein  neues  Organ,  der  „Rat  für  Arbeit 
und  Verteidigung",  geschaffen  wurde,  dem  die  so  überaus  wichtige 
Staatsplankommission  unterstellt  war,  und  das  unter  anderen  auch  gesetz- 
gebende Funktionen  erhielt,  die  dieses  rührige  Organ  in  weitem  Maße 
ausnützt.  Daß  in  diesem  Falle,  der  nur  ein  Beispiel  für  viele  ist,  der 
Beschluß  des  Sowjetkongresses  oder  des  ZVK.,  die  allein  das  Recht  der 
Verfassungsänderung  besitzen,  unterblieben  ist,  bedeutet  einen  klaren 
Verfassungsbruch,  der  auch  von  den  Sowjet  Juristen  unumwunden  zu- 
gegeben wird. 
5* 
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IV.  Das  Sowjetwahlrecht 

Die  staatsrechtliche  Stellung  des  Arbeiters 

Die  geschilderte  Organisation  des  Sowjetstaates  weicht  von  den  For- 
men des  staatlichen  Aufbaues  in  parlamentarischen  Demokratien  nicht 
unwesentlich  ab.  Diese  Verschiedenheit  kann  jedoch  erst  dann  voll  er- 
faßt werden,  wenn  man  die  Brücke  betrachtet,  die  die  Sowjetverfassung 
mit  der  Gesellschaft  verbindet;  denn  erst  die  Bestimmung  darüber, 
welche  gesellschaftlichen  Klassen  an  der  staatlichen  Willensbildung  ent- 
scheidend mitwirken  sollen,  verleiht  der  Sowjetverfassung  ihr  eigen- 
tümliches Gepräge.  Auch  die  Regelung  des  Wahlrechtes  überläßt  die 
Bundesverfassung  den  gliedstaatlichen  Verfassungen.  Die  Verfassung  der 
RSFSR.  wurde,  von  geringfügigen  Abweichungen  abgesehen,  für  die 
anderen  Gliedstaaten  vorbildlich.  Die  Altersgrenze  für  das  Wahlrecht 
beträgt  18  Jahre  - — -  die  Verfassung  der  Revolution  hat  keinen  Anlaß, 
das  Ungestüm  der  Jugend  zu  fürchten.  Dies  um  so  mehr,  als  diese 
Altersgrenze  sowohl  für  das  aktive  als  auch  für  das  passive  Wahlrecht 
gilt,  wie  denn  überhaupt  das  Sowjetwahlrecht  das  Recht  zu  wählen  und 
gewählt  zu  werden  an  dieselben  Bedingungen  knüpft.  Eine  Allgemein- 
heit des  Wahlrechtes  gibt  es  nicht.  Das  Wahlrecht  haben  nur  Personen, 
die  „produktive  und  sozialnützliche  Arbeit"  leisten  oder  die  durch 
ihre  Tätigkeit  (Haushalt)  die  Arbeit  der  ersteren  ermöglichen.  Auch 
Ausländer,  die  den  obigen  Bedingungen  entsprechen,  werden  den  In- 
ländern gleichgestellt,  ein  in  der  Geschichte  einzig  dastehender  Fall, 
der  nur  der  Idee  der  internationalen  Solidarität  der  Arbeiterklasse  ent- 
springen konnte.  Sowohl  dadurch  als  auch  durch  die  niedrige  Alters- 
grenze erfährt  die  Masse  der  Wähler  eine  außerordentliche  Erweite- 
rung. Juristisch  gesehen  ist  allerdings  die  positive  Bedingung  des 
Wahlrechts  außerordentlich  unklar,  und  muß  durch  negative,  vom 
Wahlakt  ausschließende  Bedingungen  ergänzt  werden,  die  zum  Teil  auf 
sozialökonomischen,  zum  Teil  auf  rein  politischen  Gesichtspunkten  be- 
ruhen. So  wird  vom  Wahlrecht  ausgeschlossen,  wer  sich  der  Lohnarbeit 
zwecks  Gewinnerzielung  bedient,  sowie  Personen,  die  vom  arbeitslosen 
Einkommen  leben.  Ferner  bleiben  von  der  Wahl  ausgeschlossen  Geist- 
liche und  Kirchenbeamte,  allerdings  nur,  wenn  sie  es  im  Hauptberuf 
sind,  dann  die  ehemaligen  Beamten  der  zaristischen  Polizei  und  Gen- 
darmerie, insbesondere  der  Geheimpolizei,  und  die  Mitglieder  der 
Zarenfamilie.  Endlich  können  ganz  allgemein  Personen  und  Personen- 
gruppen, die  „sozialschädliches  Verhalten"  an  den  Tag  gelegt  haben, 
ihre  Rechte  (darunter  auch  das  Wahlrecht)  entzogen  werden.  Bürger- 
liche Theoretiker  sind  geneigt,  hier  von  einem  „politischen  und  Klas- 
senzensus"   zu     sprechen,     und     suchen     damit     die     Sowjetverfassung 
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den  Verfassungen  des  Vermögens-,  Bildungs-  und  Seßhaftigkeitszensus, 
mit  deren  Hilfe  das  Bürgertum  der  Arbeiterklasse  den  Zutritt  zum 
Staate  verwehrte,  gleichzusetzen.  Die  Oberflächlichkeit  dieser  Gleich- 
setzung liegt  auf  der  Hand.  Der  Prozentsatz  der  Wahlentrechteten 
in  der  Sowjetunion  schwankt  zwischen  4  und  7  Prozent,  wobei  darin 
auch  Personen  inbegriffen  sind,  denen  wegen  Geisteskrankheit  oder  in- 
folge einer  gerichtlichen  Verurteilung  das  Wahlrecht  entzogen  worden 
ist.  Dagegen  wurde,  um  nur  ein  Beispiel  anzuführen,  in  Oesterreich 
durch  die  Badenische  Wahlreform  (1896),  die  den  Steuerzensus  von 
5  fl  auf  4  fl  herabsetzte,  die  Zahl  der  Wahlberechtigten  verdrei- 
facht. Wenn  auch  von  einer  formellen  Allgemeinheit  der  Wahl  in 
der  Sowjetverfassung  keine  Rede  sein  kann,  so  bedeutet  sie  zweifellos 
die  Herrschaft  der  ungeheuren  Mehrheit  des  Volkes,  der  Klassen  der 
Arbeiter  und  Bauern.  Allein  der  Einfluß  beider  Klassen  auf  die  Bildung 
des  staatlichen  Willens  wird  von  den  Sowjetverfassungen  verschieden 
bemessen,  und  zwar  derart,  daß  überall,  wo  Vertreter  der  städtischen 
und  der  ländlichen  Sowjets  auf  einem  Sowjetkongreß  vereinigt  werden, 
auf  der  ganzen  Stufenleiter  der  Sowjets  die  städtischen,  also  die  prole- 
tarischen Sowjets,  einen  Delegierten  auf  eine  bestimmte  Wählerzahl  ent- 
senden, während  in  den  ländlichen  Sowjets  ein  Delegierter  auf  eine 
fünfmal  so  große  Einwohnerzahl  entfällt.  So  vertritt  bei  den  so  wich- 
tigen Gouvernementsowjetkongressen  ein  städtischer  Abgeordneter 
2000  Wähler,  ein  ländlicher  Abgeordneter  dagegen  10  000  Einwohner. 
Ebenso  vertreten  bei  den  Sowjetkongressen  der  Gliedstaaten  wie  auch 
auf  dem  Sowjetkongreß  des  Bundes  ein  städtischer  Abgeordneter  25  000 
Wähler,  ein  ländlicher  Abgeordneter  125  000  Einwohner.  Bedenkt  man, 
daß  die  niedrige  Altersgrenze  die  Zahl  der  Wähler  der  Zahl  der 
Einwohner  sehr  nahebringt,  so  muß  eine  etwa  dreifache  Bevorzugung 
des  städtischen  Wählers  gegenüber  dem  ländlichen  angenommen  wer- 
den. Dazu  kommt  noch,  daß  nach  der  Bundesverfassung  die  Wahlen 
zum  Sowjetkongreß  des  Bundes  auf  den  Gouvernements-  (bzw.  Kreis-) 
Sowjetkongressen  erfolgen,  und  zwar  aus  den  Vertretern  der  städtischen 
und  der  Gouvernements- (Kreis) Sowjets.  Da  aber  die  städtischen  Sowjets 
direkt  und  durch  ihre  Beteiligung  an  den  Bezirks-  und  Kreiskongressen 
auf  den  Gouvernementskongressen  bereits  mehrfach  vertreten  sind,  wird 
für  sie  durch  die  Bestimmung  der  Verfassung  eine  Art  Pluralitäts- 
wahlrecht  eingeführt;  für  die  Wahlen  zu  den  Sowjetkongressen  der 
Gliedstaaten  gilt  dasselbe.  Diese  Bestimmungen  zielen  darauf  ab,  der 
Arbeiterklasse,  die  ihrem  Wesen  nach  die  sicherste  Stütze  der  Revolution 
ist,  eine  vorherrschende  staatsrechtliche  Stellung  zu  verschaffen. 

Die  Sowjetwahlen  sind  öffentlich.  Die  Wahlordnung  der  ersten  Ver- 
fassung der  RSFSR.  überließ  die  Entscheidung  über  die  Frage  der  ge- 
heimen  oder   öffentlichen   Wahl   noch   den   lokalen   Wahlkommissionen, 
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die  in  der  Regel  öffentliche  Wahlen  durchführten.  Aber  die  Wahl- 
ordnungen der  übrigen  Gliedstaaten  ordnen  die  öffentliche  Wahl  an 
und  die  georgische  Verfassung  bestimmt  sogar  wörtlich:  „Es  wird  ein- 
fach durch  Händeaufheben  gewählt!"  Die  übliche  Begründung,  die 
Arbeiter  hätten  im  Sowjetstaat  keinen  Grund,  ihre  Meinung  über  den 
geeigneten  Kandidaten  zu  verheimlichen,  ist  unernste  Heuchelei;  unter 
den  besonderen  sowjetrussischen  Umständen  macht  die  Oeffentlichkeit 
der  Wahl  das  Bestehen  einer  proletarischen  Demokratie  illusorisch. 
Selbst  vom  Standpunkt  der  revolutionären  Zweckmäßigkeit  kann  die 
Oeffentlichkeit  der  Wahlen  nicht  gerechtfertigt  werden.  Denn  gewiß 
bedroht  die  Gleichgültigkeit  der  breiten  Massen  gegenüber  den  Sowjets, 
die  durch  die  Komödie  der  Wahlen  hervorgerufen  wird,  die  Revolution 
viel  mehr,  als  ihr  eine  bestimmte  Zusammensetzung  der  Sowjets  nützt. 
Die  Nachrichten  über  die  erschreckend  niedrige  Wahlbeteiligung  —  oft 
25  Prozent  der  Zahl  der  Wahlberechtigten  —  scheinen  das  geringe 
Interesse  der  werktätigen  Massen  für  die  Sowjets  zu  bestätigen. 

Von  der  Verfassung  ausgehend,  durchdringt  die  Idee  der  planmäßi- 
gen Bevorzugung  der  werktätigen  Bevölkerungsschichten  das  ganze 
Rechtsgebäude.  So  spielt  im  Strafrecht  bei  der  Strafbemessung  wie  bei 
der  Begnadigung  die  „proletarische  Abstammung"  der  Angeklagten 
bzw.  der  Verurteilten  die  größte  Rolle.  Im  Zivilrecht  ist  ausdrück- 
lich eine  ausdehnende  Auslegung  seiner  Regeln  nur  zum  Vorteil 
der  werktätigen  Klassen  gestattet.  Diese  Beispiele  ließen  sich  beliebig 
vermehren. 

Die  subjektiven  öffentlichen  Rechte,  die  sog.  „Menschen-  und  Bürger- 
rechte", deren  Katalog  in  den  Verfassungen  konstitutionell  und  parla- 
mentarisch regierter  Staaten  niemals  fehlt,  kann  im  Verfassungsrecht 
der  Sowjetunion  von  vornherein  keine  große  Bedeutung  haben.  Der 
Sinn  der  Aufnahme  von  „Freiheiten"  in  die  Verfassung  kann  nur  darin 
bestehen,  daß  dank  den  erschwerenden  Bedingungen  zur  Abänderung 
der  Verfassung  die  gewährten  Freiheiten  unter  einen  gewissen  materiell- 
rechtlichen Schutz  gestellt  werden.  Da  jedoch  die  Sowjetverfassung 
keine  solchen  erschwerenden  Bedingungen  kennt,  entbehrt  die  Aufnahme 
von  Grundrechten  in  sie  jedweder  Bedeutung.  Die  erste  Verfassung  der 
RSFSR.  begann  mit  einer  „Deklaration  der  Rechte  des  arbeitenden  und 
ausgebeuteten  Volkes",  die  jedoch  nur  die  ideologische  Grundlage  für 
den  folgenden  Verfassungstext  lieferte  und  keine  subjektiven  Grund- 
rechte enthielt.  Eine  recht  dürftige  Aufzählung  findet  sich  im  zweiten 
Teil  der  Verfassung  der  RSFSR.  Freie  Ausübung  folgender  Rechte  wird 
darin  gewährleistet:  Gewissensfreiheit,  Meinungs-  und  Preßfreiheit, 
Versammlungsfreiheit,  Vereinsfreiheit.  Ferner  wird  den  nationalen 
Minderheiten  volle  Gleichberechtigung  zugesichert.  Die  Rechte  der 
Preß-,  Vereins-  und  Versammlungsfreiheit  werden  allein  für  Rechte  des 


Die   Verfassung   Sowjetrußlands  7 * 

werktätigen  Volkes  erklärt;  sie  erfahren  insofern  eine  Umbiegung,  als 
die  eigentlichen  Freiheiten  in  Versprechungen  des  Staates  umgewandelt 
werden,  die  Druckereien  im  Interesse  der  Werktätigen  zu  beschlagnahmen, 
ihnen  geeignete  Vereins-  und  Versammlungslokale  zur  Verfügung  zu 
stellen.  Diese  Bestimmung  enthält  gewiß  eine  berechtigte  Kritik  der 
bürgerlichen  Demokratien,  die  in  freigebigster  Weise  einen  ausführ- 
lichen Katalog  von  „Grund-  und  Freiheitsrechten"  erlassen,  ohne  sich 
jedoch  darum  zu  kümmern,  ob  die  große  Mehrheit  des  Volkes  materiell 
in  der  Lage  ist,  die  Freiheitsrechte  auch  wirklich  auszuüben. 


V.  Demokratie  und  Diktatur 
in  der  Sowjetverfassung 

Man  pflegt  in  aller  Regel  die  Sowjetverfassung,  die  man  als  eine 
„diktatorische"  Verfassung  bezeichnet,  den  Verfassungen  der  parlamen- 
tarischen Demokratien  gegenüberzustellen;  die  Verfassung,  in  der  be- 
stimmte Gruppen  der  Bevölkerung  vorweg  von  der  aktiven  Mitwirkung 
an  der  Rechtserzeugung  ausgeschlossen  sind  —  einer  demokratischen 
Verfassung,  in  der  der  Wille  des  Volkes  den  staatlichen  Willen 
bildet.  Diese  Auffassung  beruht  jedoch  auf  einer  oberflächlichen 
Auffassung  des  Demokratiebegriffes.  Genau  so  wie  der  Begriff  der  Ari- 
stokratie einmal  die  Staatsform  bezeichnet,  in  der  die  Wenigen,  die 
.;Besten",  herrschen,  und  zum  anderen  unter  dem  Begriff  der  Aristo- 
kratie eine  bestimmte  Klasse  verstanden  wird  — ,  so  bezeichnet  auch 
der  Begriff  der  Demokratie  nicht  nur  eine  Staatsform  mit  bestimmter 
Form  der  staatlichen  Willensbildung,  sondern  auch  jene  Klassen,  die 
der  Feudal-  und  Geldaristokratie  gegenüberstehen.  Spürt  man  dem 
Sprachgebrauch  nach,  so  merkt  man,  daß  diese  zweite  Bedeutung  des 
Demokratiebegriffes  in  aller  Regel  mitgedacht  wird.  So  gesehen,  kann 
die  Sowjetverfassung  (natürlich  als  das  begriffen,  was  sie  ist,  nämlich 
als  Summe  von  Sollvorschriften  und  nicht  als  Aussagen  über  wirkliche 
Vorgänge)  tatsächlich  als  Herrschaft  der  Demokratie  bezeichnet  wer- 
den. In  diesem  Sinne  hatte  auch  Lenin  zweifellos  recht,  wenn  er  im 
Sowjetstaat  die  Verwirklichung  einer  neuen,  höheren  Form  der  Demo- 
kratie —  der  Sowjetdemokratie  — ,  der  Herrschaft  breiter  Massen  der 
Werktätigen  erblickte. 

Und  in  der  Tat  finden  sich  in  der  Sowjetverfassung  demokratische 
Elemente,  die  sogar  den  Verfassungen  der  Staaten  mit  gut  demokra- 
tischem Leumund  nicht  bekannt  sind.  Dazu  gehört  sowohl  die  niedrige 
Altersgrenze,  als  auch  das  Recht  der  Wähler,  ihre  Vertreter  jederzeit  ab- 
zuberufen, als  auch  die  kurze  Amtsperiode,  die  bei  den  Zentralorganen 
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ein  Jahr,  bei  den  Lokalorganen  noch  weniger  beträgt.  Die  Indirektheit 
der  Wahl  wird  dadurch  wettgemacht,  daß  die  Massen  durch  die  Wahlen 
in  den  Betrieben,  an  der  Stätte  ihrer  täglichen  Arbeit,  erfaßt  werden. 
Die  Benachteiligung  der  Bewohner  des  flachen  Landes  bei  den  Wahlen 
muß  im  Zuge  der  fortschreitenden  Vergesellschaftung  verschwinden,  weil 
ihr  Grund,  die  politische  Rückständigkeit  der  Bauern,  gerade  durch  die 
Vergesellschaftung  überwunden  wird.  Bleibt  die  Oeffentlichkeit  der  Wahl, 
die  in  der  Sowjetunion  unvermeidlich  eine  Verfälschung  des  Massen- 
willens, eine  Korrumpierung  durch  Einschüchterung  und  Bestechung 
bewirken  muß. 

Wenn  dagegen,  wie  es  üblich  geworden  ist,  die  Sowjetverfassung  des- 
halb als  undemokratisch  bezeichnet  wird,  weil  sie  auf  dem  Prinzip  der 
Gewaltenvereinigung  beruht,  so  muß  diese  Meinung  als  grundsätzlich 
falsch  entschieden  abgelehnt  werden.  Die  Lehre  von  der  Trennung  der 
Gewalten  besaß  demokratischen  Charakter  in  einer  Zeit,  da,  auf  sie  ge- 
stützt, das  Volk  die  Ueberantwortung  der  Gesetzgebung  an  das  Parla- 
ment verlangte.  Als  jedoch  mit  dem  weiteren  Erstarken  des  Volkes 
dieses  seinen  Einfluß  auch  auf  die  Vollziehung  ausdehnen  wollte  und  ein 
dem  Parlament  verantwortliches  Ministerium  anstrebte,  wurde  die  Lehre 
von  der  Trennung  der  Gewalten  zur  theoretischen  Waffe  der  Monarchie 
im  Kampf  gegen  das  Volk.  Somit  hatte  sich  der  politische  Sinn  der 
Lehre  gründlich  geändert.  An  sich  ist  die  Gewaltenvereinigung  weder 
demokratisch  noch  undemokratisch.  Sie  bedeutet  nur  die  Einheitlichkeit 
der  herrschenden  Gewalt  und  kann  ebensogut  in  den  Dienst  einer  klei- 
nen Gruppe  als  auch  der  breiten  Massen  des  Volkes  gestellt  werden.  Die 
in  der  Sowjetverfassung  durchgeführte  Gewaltenvereinigung  bedeutet, 
daß  die  Fülle  der  staatlichen  Macht  den  revolutionären  Klassen  des 
Volkes  zustehen  soll,  und  kann  somit  dem  demokratischen  Charakter 
der  Sowjetverfassung  keinen  Abbruch  tun. 

Dasselbe  gilt  vom  Grundrechtekatalog,  dessen  Mangelhaftigkeit,  vor 
allem  in  bezug  auf  die  Freiheit  der  Person,  oft  Gegenstand  der  Kritik 
geworden  ist.  Allein  damit  werden  dem  Begriff  der  politischen  Demo- 
kratie —  und  nur  von  dieser  ist  ja  hier  die  Rede  —  inhaltliche  Merk- 
male einverleibt,  die  ihr  grundsätzlich  fremd  sind.  Es  ist  bekannt,  daß 
J.  J.  Rousseau,  gewiß  ein  guter  Demokrat,  die  „Grundrechte"  in  seinem 
sonst  so  geschlossenen  System  nur  widerspruchsvoll  unterbringen 
konnte.  Gerade  im  Sinne  der  Rousseauschen  Demokratie  kann  sich  das 
einzelne  Individuum  aller  seiner  Rechte  zugunsten  der  souveränen  Ge- 
samtheit entäußern.  Im  übrigen  kommt  den  Grundrechten  allenthalben 
kaum  mehr  als  eine  papierene  Bedeutung  zu.  Der  sehr  ausführ- 
liche Katalog  der  Menschenrechte  in  der  liberalen  Verfassung  von  1867 
hatte  das  Bürgertum  nicht  gehindert,  durch  den  Ausnahmezustand  und 
auch    ohne    diesen    jahrelang   jede    freiheitliche    Regung    der   Arbeiter- 
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klasse  brutal  zu  unterdrücken.  Dieselben  Grundrechte  hatten  die  öster- 
reichische Polizei  nach  dem  15.  Juli  1927  nicht  vor  unzähligen  Un- 
gesetzlichkeiten, vor  allem  vor  Verstößen  gegen  die  Freiheit  der  Person 
abgeschreckt.  Und  auch  die  von  der  Weimarer  Verfassung  gewährten 
„Grundrechte  der  Deutschen"  sind  unlöslich  verbunden  mit  Artikel  48, 
mit  dessen  Hilfe  jedes  der  feierlich  verkündeten  Grundrechte  außer 
Kraft  gesetzt  werden  kann.  Trotz  der  mangelhaften  Behandlung  der 
Grundrechte  braucht  die  Sowjetverfassung  einen  Vergleich  mit  den 
„demokratischen"  Verfassungen  durchaus  nicht  zu  scheuen. 

Wendet  man  jedoch  den  Blick  von  den  Sollvorschriften  des  russi- 
schen Staatsrechtes  zu  der  staatsrechtlichen  Praxis  des  Sowjetstaates, 
stellt  sich  das  Bild  wesentlich  anders  dar.  Bedenkt  man,  daß  in  Wirk- 
lichkeit hinter  jedem  Akt  einer  Zentralbehörde  des  Sowjetstaates  das 
Politbureau  der  Kommunistischen  Partei  steht,  das  aus  nur  ganz  weni- 
gen Mitgliedern  zusammengesetzt  ist,  bedenkt  man,  daß  diese  Partei 
keine  innerparteiliche  Demokratie  kennt  und  bedingungslos  der  Herrschaft 
des  Apparates  ausgeliefert  ist,  der  es  jederzeit  in  der  Hand  hat,  durch 
eine  Reihe  willkürlicher  Ernennungen  in  beliebiger  Anzahl  sich  ohne 
Rücksicht  auf  den  Ausgang  der  Wahlen  die  Majorität  in  jedem  Sowjet 
zu  verschaffen;  bedenkt  man,  daß  dieser  Apparat  rücksichtslos  Arbeiter 
verfolgt,  deren  Ansichten  sich  mit  der  von  ihm  eingehaltenen  „General- 
linie" nicht  decken,  daß  die  grausamen  Verfolgungen  selbst  vor  den 
hervorragendsten  Mitgliedern  der  eigenen  Partei  nicht  haltmachen;  be- 
denkt man  den  Geist  der  GPU.,  dieser  treuen  Dienerin  des  Apparates, 
den  Geist  der  Einschüchterung,  der  Korruption,  der  Gesinnungsschnüf- 
felei, der  sich  lähmend  über  das  Land  breitet,  dann  wird  man  zu  dem 
Schluß  gelangen  müssen:  Zwischen  diesem  Sowjetrußland,  wie  es  wirk- 
lich ist,  und  dem  höheren  Demokratismus,  den  Lenin  mit  Recht  der 
Sowjetverfassung  nachrühmte,  liegt  heute  eine  tiefe  Kluft.  Nicht  die 
Diktatur  der  Demokratie,  das  heißt  die  Herrschaft  der  breiten  Massen 
des  Volkes,  sondern  die  kontrollose  Willkürherrschaft  des  Apparates 
kennzeichnet  heute  die  russische  Wirklichkeit. 

Der  Möglichkeit,  rascher,  zielbewußter  zu  handeln,  die  den  unbe- 
streitbaren Vorteil  einer  solchen  diktatorischen  Macht  bildet,  steht  die 
auf  die  Dauer  unvermeidliche  —  durch  alle  schönen  Phrasen  nicht 
zu  verschleiernde  —  Entartung  dieser  Macht  gegenüber,  der  Ver- 
zicht auf  die  schöpferischen,  in  den  Tiefen  der  Masse  schlummernden 
Kräfte.  Dieser  Verzicht  bringt  die  nicht  zu  leugnende  Gefahr  mit  sich, 
daß  der  Widerstand  der  Massen  gegen  eine  ihnen  entfremdete  Regierung 
eines  Tages  mit  elementarer  Gewalt  hervorbrechen  kann  und  der  Sturz 
der  Sowjetregierung  das  Ende  des  gewaltigen  Versuches,  des  gigan- 
tischen Wagnisses,  den  Sozialismus  in  Rußland  aufzubauen,  bedeuten 
würde,   zugleich  einen   schweren   Keulenschlag  gegen   die   sozialistische 
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Bewegung  der  ganzen  Welt.  Daraus  geht  aber  auch  hervor,  daß  — 
gewollt  oder  ungewollt  —  das  Fortbestehen  der  Diktatur  in  Rußland 
auch  in  ihrer  heutigen  Form  die  Demokratie  der  parlamentarischen 
Republiken  sichert  und  stützt,  denn  das  Bestehen  Sowjetrußlands  ist 
die  beste  Bürgschaft  dafür,  daß  die  Arbeiterklasse  den  faschistischen 
Ansturm  auf  die  Demokratie  erfolgreich  abwehren  wird. 

Unter  der  Herrschaft  des  Apparates  wird  in  Rußland  die  epoche- 
machende Leistung  des  Fünfjahrplanes  in  Angriff  genommen.  Sein  Er- 
folg hängt  nicht  zuletzt  von  dem  Vorhandensein  des  Menschenmaterials 
ab,  das  die  hohe  technische  und  wirtschaftliche  Ausbildung  mit  dem 
Willen  zum  Sozialismus  vereinigt.  Darum  hat  die  Sowjetregierung 
neben  dem  wirtschaftlichen  auch  einen  kulturellen  Fünfjahrplan  ent- 
worfen, der  der  Unkultur,  der  Unwissenheit,  dem  Analphabetis- 
mus im  Volke  einen  erbitterten  Kampf  ankündigt.  Das  kann  für  die 
politische  Gestaltung  Sowjetrußlands  nicht  ohne  Folgen  bleiben.  Die 
Diktatur  des  bürokratischen  Apparates  über  ein  armes,  unwissendes 
Volk  ist  denkbar  und  möglich.  Diese  Form  der  Herrschaft  einer  ver- 
schwindenden Minorität  über  ein  Volk,  das  eine  höhere  Stufe  der  gei- 
stigen und  der  materiellen  Kultur  erlangt  hat,  ist  undenkbar,  ist  un- 
durchführbar. Den  geänderten  materiellen  und  geistigen  Bedingungen 
wird  sich  auch  die  Staatsform  anpassen  müssen.  Die  Diktatur,  die  heute 
den  Fünfjahrplan  ermöglicht,  wird  gerade  durch  das  Gelingen  des  Fünf- 
jahrplans von  Grund  auf  umgewandelt  werden,  indem  sie  aus  der  terro- 
ristischen Herrschaft  des  Apparates  zur  Diktatur  der  breiten  Massen  des 
werktätigen  Volkes  wird. 

Erst  dann  wird  das  demokratische  Wesen  der  Sowjetverfassung  seine 
volle  Bedeutung  erlangen  können. 
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Fritz  Lewy  Teil  V 

Fünfjahrplan  und  Sozialismus 

I.  Die  Antriebskräfte  des  Fünfjahrplans1 

In  der  ersten  Periode  der  NEP  war  das  Hauptaugenmerk  auf  die  er- 
staunlichen Leistungen  der  freien  Wirtschaft  und  des  Marktes  ge- 
richtet. Man  sah,  wie  aus  dem  Nichts  scheinbar  die  Waren  wieder  her- 
vorkamen, Kapital  sich  bildete.  Und  wie  man  auf  diesen  inneren  Auf- 
schwung rechnete  und  vertraute,  so  vertraute  man  auch  darauf,  daß 
vom  ausländischen  Kapital  Hilfe  kommen  würde,  daß  sich  ausländi- 
sches Kapital  bereit  finden  würde,  unter  den  Bedingungen  der  NEP 
den  Wiederaufbau  zu  unterstützen,  ja  sogar  ihn  erst  mit  wirklichem 
Erfolg  möglich  zu  machen.  Indessen  ließ  sich  das  Auslandskapital 
weder  mit  Konzessionen  noch  sonstigen  kapitalistischen  Erleichterungen 
heranlocken.  Wie  1918  die  russische  Wirtschaft  nicht  von  außen  ge- 
stützt wurde,  weil  in  Zentral-  und  Westeuropa  sich  die  Revolution  nicht 
oder  verspätet  in  Bewegung  setzte,  so  blieb  Rußland  auch  jetzt  allein 
auf  sich  angewiesen.  Nach  den  langen  Jahren  der  Zerstörung  mußte 
nun  mit  einem  verwüsteten  Produktionsapparat,  mit  ausgehungerten 
Arbeitern  und  zahlungsunfähigen  Konsumenten  der  Aufbau  unternommen 
werden,  der  „Wiederaufbau"  zunächst,  später  dann  der  „Neuaufbau". 
Man  rechnete  mit  diesem  Aufbau,  aber  man  rechnete  pessimistisch. 
Daß  die  Wiederingangsetzung  der  Betriebe  im  gewissen  Umfange  ver- 
hältnismäßig schnell  möglich  war,  lag  ja  auf  der  Hand.  Daß  aber  das 
Tempo  des  Wiederaufbaues  und  dann  gar  des  Neuaufbaues  sich  immer 
mehr  verlangsamen  mußte  in  dem  Maße,  als  die  vorhandenen  Produk- 
tionsanlagen wieder  in  Gang  kamen  und  sich  verbrauchten,  schien  eben 
so  selbstverständlich.  Unter  diesen  Umständen  schien  es  ausgeschlossen, 
den  Anschluß  an  den  Weltmarkt  wieder  zurückgewinnen  zu  können, 
schien  es  unmöglich,  mit  dem  Privatkapital  im  Innern  Schritt  halten 
zu  können,  schien  es  wahrscheinlich,  daß  kurz  über  lang  die  Gegen- 
revolution sich  auf  die  Interessen  der  „Nepleute",  der  neuen  Bour- 
geoisie und  der  Reste  der  alten,  wie  auf  die  Interessen  der  den  Markt 
beliefernden  Bauern,  insbesondere  der  Kulaken,  sich  würde  stützen 
können,  während  die  Aussichtslosigkeit  ihrer  Lage  die  Dorfarmen  wie 
die  Industriearbeiter  mehr  oder  weniger  indifferent  machen  oder  gar 
direkt  in  die  Arme  ihrer  Klassengegner  treiben  müßte. 
1    Fünfjahrplan  wird   hier    durchgängig   mit   Fjp.    abgekürzt. 
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Je  weiter  der  Aufbau  fortschritt,  um  so  näher  kam  also  die  Gefahr 
der  Gegenrevolution,  kam  die  Gefahr,  daß  die  gegenrevolutionären 
Kräfte  sich  den  Staatsapparat  unterwarfen  und  —  weil  es  sich  um 
eine  zwangsläufige  Entwicklung  handelte  —  die  Revolution  sich  gegen 
sich  selbst  wenden  lassen  würden,  die  Revolutionäre  selbst  zwingen 
würden,  die  Gegenrevolution  in  den  Sattel  zu  setzen.  Der  „Thermidor" 
schien  wieder  einmal  vor  den  Toren  zu  stehen.  Daß  sich  in  der  roten 
Armee  der  Bauernsöhne  dann  schon  der  kommende  Bonaparte  finden 
würde,  das  war  selbstverständlich.  So  schätzte  man  damals  die 
Lage  ein,  so  sah  man  in  Westeuropa  (Otto  Bauer)  von  Anfang  das 
Naturgesetz  der  Entwicklung  der  Oktoberrevolution,  und  so  sah  schließ- 
lich auch  die  Opposition  in  der  Partei  der  russischen  Diktatur  selbst 
(Trotzky)   die  kommende  Entwicklung. 

Die  Opposition  wurde  niedergeschlagen,  aber  ihre  Einstellung  wurde 
übernommen.  Je  schärfer  der  Kampf  gegen  die  Opposition  wurde,  um 
so  mehr  paßte  sich  das  führende  Zentrum  ihren  Forderungen  an.  So 
trägt  der  Streit  scheinbar  den  Charakter  persönlicher  Gegensätze  —  die 
natürlich  auch  bestehen  —  und  ist  doch  wenigstens  in  der  Wirkung 
nichts  anderes  als  ein  Streit  und  Ausgleich  der  sachlichen  Probleme 
der  noch  immer  lebendigen  Revolution  in  den  dem  diktatorischen 
Staatsgefüge  angepaßten  Formen. 

Einen  weiteren  Ausgangspunkt  hat  die  neue  Offensive  im  Bevölke- 
rungsproblem. Der  natürliche  Bevölkerungszuwachs  ist  in  Rußland  so 
groß,  daß  trotz  Krieg  und  Bürgerkrieg,  Hungersnot  und  Seuchen  be- 
reits 1924  die  Bevölkerungszahl  der  Vorkriegszeit  auf  dem  heutigen 
Gebiete  der  Sowjetunion  wieder  erreicht  wurde.  Der  starke  Geburten- 
überschuß beruht  vor  allem  auf  einer  Senkung  der  Sterblichkeit. 

Seitdem  hat  sich  diese  Tendenz  zweifellos  noch  mehr  ausgeprägt 
und  seitdem  ist  die  Bevölkerung  auch  mit  durchschnittlich  31/,  Mil- 
lionen jährlich  gewachsen.  Diese  Bevölkerungsmassen  unterzubringen, 
wäre  wohl  heute  kein  kapitalistisches  Land  imstande.  Auch  für  Ruß- 
land entstand  aus  dem  Bevölkerungswachstum,  verbunden  mit  der  Ab- 
wanderung vom  flachen  Lande,  eine  starke  Arbeitslosigkeit.  Mit  den 
Methoden  der  NEP,  und  dies  sind  doch  letzten  Endes  kapitalistische 
Methoden,  war  die  Bevölkerungsfrage,  also  die  Frage  der  Arbeitslosig- 
keit, auf  die  Dauer  nicht  zu  lösen.  So  entstand  auch  von  dieser  Seite 
her  ein  Anstoß,  ja  ein  Druck  zu  einer  Umbildung  der  Wirtschaft.  Stand 
zunächst  die  Unterbringung  der  Arbeitslosen  in  den  Städten  im  Vorder- 
grund, so  konnte  sie  nur  durch  Ausdehnung  der  Betriebe  erfolgen.  Auf 
die  Dauer  konnte  dies  freilich  allein  nicht  genügen,  da  die  zunehmende 
Technisierung  und  Rationalisierung  hier  wie  überall  ein  relatives  Ab- 
nehmen der  Nachfrage  nach  Arbeitskräften  mit  sich  bringt.  So  konnte 
entscheidend  die  Arbeitslosigkeit  nur  durch  Eindämmen  der  Abwände- 
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rung  vom  Dorfe  gelöst  werden,  so  daß  schließlich  die  Umbildung 
der  landwirtschaftlichen  Betriebsweise  auch  von  dieser  Seite  auf  die 
Tagesordnung  gesetzt  werden  mußte. 


IL  Die  Organisation  im  Fünfjahrplan 

Gegen  Mitte  1929  wurde  zur  Verwirklichung  der  geplanten  Reorgani- 
sation geschritten,  als  die  Mängel  des  bestehenden  Verwaltungsappa- 
rates immer  deutlicher  in  Erscheinung  traten.  Eine  Mannigfaltigkeit 
von  Instanzen,  die  mit  den  eigentlichen  Wirtschaftsaufgaben  vielfach 
nur  in  loser  Verbindung  standen,  eine  Anhäufung  von  Anordnungen  und 
Plänen,  die  der  wirtschaftlichen  Notwendigkeit  und  praktischen  Brauch- 
barkeit nur  wenig  entsprachen,  eine  immer  mehr  überhandnehmende 
Bürokratisierung  und  Erstarrung  des  Verwaltungsapparates  haben  einen 
Leerlauf  der  Planarbeit  entstehen  lassen,  welcher  der  vom  Staat  ge- 
wollten planwirtschaftlichen  Aktivität  widersprach  und  in  vielen  Fällen 
mit  einer  Lähmung  der  Wirtschaftstätigkeit  verknüpft  war.  Nach  den 
ursprünglichen  Reformplänen  von  1927  sollte  die  bisherige  Gliederung 
der  Industrieverwaltung  in  Staatstrusts,  Staatssyndikat  und  Einzelfabrik 
bestehen  bleiben.  Dieses  Schema  ist  aus  den  Verwaltungsmaßnahmen 
der  ersten  Jahre  der  NEP  hervorgegangen.  Ursprünglich  waren  dem 
Trust  sowohl  rechtlich  als  auch  wirtschaftlich  in  seiner  Verwaltungs- 
tätigkeit große  Machtbefugnisse  eingeräumt  worden,  die  auf  eine  fast 
vollständige  Selbständigkeit  in  seinen  operativen  Arbeiten  hinausliefen. 
Sein  Aufgabenkreis  erstreckte  sich  nicht  nur  auf  die  Produktion,  son- 
dern auch  auf  den  Absatz,  die  Finanzierung,  die  Materialbeschaffung, 
Arbeiterversorgung  usw.  Die  Staatssyndikate  als  Vertriebsorganisationen 
hingegen  waren  in  ihren  Verwaltungsfunktionen  recht  eingeengt;  sie 
erfaßten  im  wesentlichen  lediglich  den  Absatz  eines  verhältnismäßig 
geringen  Kreises  der  Produktion.  Die  Einzelunternehmungen,  die  im 
Trust  zusammengefaßt  waren,  traten  in  der  operativen  Tätigkeit  voll- 
ständig in  den  Hintergrund.  Sie  waren  lediglich  Produktionseinheiten 
ohne  größere  \  erwaltungsbefugnisse. 

Mit  dem  weiteren  Vordringen  der  neuen  Wirtschaftspolitik  und  fort- 
schreitenden Wiederaufbau  haben  sich  die  Verhältnisse  insofern  ge- 
ändert, als  die  Syndikate  über  ihren  ursprünglichen  Aufgabenkreis 
hinausgewachsen  und  immer  mehr  in  die  Produktionssphäre  vorge- 
drungen sind.  Darüber  hinaus  erstreckten  sie  ihre  Tätigkeit  auch  auf 
die  Bereitstellung  von  Rohstoffen  und  anderen  Hilfsmaterialien,  auf 
die  Belieferung  der  Produktionswirtschaft  mit  Maschinen  u.  a.  und 
konnten  auch  gleichzeitig  die  Finanzierung  zum  großen  Teil  an  sich 
reißen.  Je  mehr  die  Syndizierung  um  sich  griff,  um  so  größer  wurde 
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aber  der  Einfluß  der  Syndikate  auch  auf  anderen  Gebieten,  die  früher 
der  Verwaltungstätigkeit  der  Trusts  oblagen.  Nicht  selten  haben  die 
Syndikate  unter  Ausschaltung  der  Trusts  mit  den  Einzelbetrieben  direkt 
eine  Verbindung  hergestellt.  Aus  dieser  Vormachtstellung,  die  die  Syn- 
dikate in  der  planmäßigen  Versorgung  und  Produktionsregelung  er- 
langt haben,  ergab  sich  schließlich  von  selbst  die  Zweckmäßigkeit,  die 
aus  der  kriegskommunistischen  Zeit  übernommenen  und  dem  Obersten 
Volkswirtschaftsrat  eingegliederten  Hauptverwaltungen  abzuschaffen. 
Dadurch  sollten  einmal  Parallelarbeiten  zwischen  den  Hauptverwal- 
tungen und  den  Syndikaten  schon  aus  dem  Gesichtspunkt  der  Kosten- 
ersparnis ausgeschaltet,  andererseits  die  Neugestaltung  eines  übersicht- 
lichen, vereinfachten  und  vereinheitlichten  Verwaltungsapparates  er- 
möglicht werden.  Das  Kernstück  der  neuen  Verwaltungsreorganisation 
in  der  Industriewirtschaft  bildet  die  Dreiteilung:  1.  Industrievereinigung 
(Bundesvereinigung  oder  Konzern  genannt),  2.  Staatstrust,  3.  Einzel- 
betrieb. Der  Oberste  Volkswirtschaftsrat  ist  nach  wie  vor  die  höchste 
Planinstanz  der  Industrie.  Alle  Fäden  der  planwirtschaftlichen  Rege- 
lung und  obersten  Leitung  konzentrieren  sich  hier.  Durch  die  Auf- 
lösung der  bisherigen  Hauptverwaltungen  erfährt  die  Tätigkeit  des 
Obersten  Volkswirtschaftsrates  eine  starke  Entlastung.  Sein  Aufgaben- 
kreis beschränkt  sich  nunmehr  auf  die  allgemeine  Beaufsichtigung,  auf 
Aufstellung  allgemeiner  Richtlinien  für  den  im  Rahmen  des  Fünfjahr- 
planes vorgezeichneten  planmäßigen  gesamten  Auf-  und  Ausbau  der 
Industrie.  Ihm  fällt  außerdem  das  Recht  der  Bestätigung  der  Pläne 
für  die  Produktion,  für  den  Absatz,  für  die  vorzunehmenden  Investi- 
tionen usw.  zu.  Die  neugeschaffenen  bundesstaatlichen  Industrievereini- 
gungen werden  seiner  unmittelbaren  Leitung  unterstellt,  während  die 
anderen  Industriegruppen  von  einzelstaatlicher  oder  lokaler  Bedeutung 
der  Leitung  der  einzelstaatlichen  Volkswirtschaftsräte  oder  der  lokalen 
Verwaltungsbehörden  zufallen.  Die  Industrievereinigung  als  entschei- 
dendes Glied  der  neuen  Verwaltung  ging  aus  der  Verschmelzung  der 
früheren,  fachlich  und  regional  gegliederten,  Hauptverwaltungen  mit 
den  Syndikaten  hervor.  Sie  vereinigt  in  sich  die  planwirtschaftlichen 
Funktionen  und  verwaltungsorganisatorischen  Arbeiten  derjenigen  In- 
dustriezweige, die  sie  zusammenfaßt.  Ihre  Tätigkeit  besteht  vor  allem 
in  einer  planmäßigen  Leitung  der  Produktion,  des  Absatzes,  der 
Finanzierung,  der  Materialversorgung,  der  Regelung  der  Arbeitsfragen 
usw.  Jedoch  wird  ihre  Zuständigkeit  auch  auf  die  technische  Leitung 
des  betreffenden  Industriezweiges,  auf  die  Ueberwachung  der  tech- 
nischen Fortschritte,  auf  die  Einführung  neuer  technischer  Methoden 
und  Vermittlung  ausländischer  Technik  ausgedehnt. 

Unter  den  Bundesvereinigungen  der  Industrie  sind  drei  Hauptgruppen 
zu  unterscheiden: 
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1.  Bundesstaatliche  Vereinigungen,  die  Trusts  und  Betriebe  zusam- 
menfassen. 

2.  Solche,  die  außerdem  zum  Teil  auch  Betriebe  von  einzelstaatlicher 
Bedeutung  umfassen.  Bei  letzteren  erstreckt  sich  ihre  Zuständigkeit  nur 
auf  die  Absatz-  und  Einkaufsfunktionen,  auf  die  mittelbare  Produktions- 
regelung, auf  die  Durchführung  von  neuen  Investitionen  und  auf  die 
Leitung  der  technischen  Rationalisierungsarbeiten. 

3.  Bundesstaatliche  Vereinigungen,  die  nur  Betriebe  und  Trusts  von 
einzelstaatlicher  Bedeutung  zusammenschließen,  und  die  mit  Syndikats- 
funktionen ausgestattet  sind. 

Im  Gegensatz  zu  den  Industrievereinigungen,  die  stark  erweiterte 
Verwaltungsbefugnisse  eingeräumt  erhielten,  wurde  die  Verwaltungs- 
tätigkeit der  Trusts  bedeutend  eingeschränkt.  In  der  Hauptsache  wurden 
letzteren  lediglich  die  Leitung  der  produktionswirtschaftlichen  Aufgaben 
der  Einzelbetriebe,  die  seine  Mitglieder  bilden,  überlassen.  Daneben 
hat  auch  der  Trust  vor  allem  für  die  technische  Verbesserung  der 
Produktion,  für  rationelle  Verwertung  des  Materials,  der  Ausnutzung 
der  Betriebsausrüstung  u.  ä.  zu  sorgen.  Zu  diesem  Zwecke  sind  be- 
sondere „technische  Räte"  gebildet  worden.  Den  Einzelfabriken  werden 
hingegen  erweiterte  Rechte  übertragen.  Ihre  Selbständigkeit  wird  be- 
deutend erweitert.  Ebenfalls  wird  ihnen  eine  größere  Verantwortlich- 
keit in  der  Durchführung  ihrer  Aufgaben  auferlegt.  Auch  sie  haben 
auf  kaufmännischer  Grundlage  zu  wirtschaften,  Bilanzen  aufzustellen 
und  Rentabilitätsrechnungen  vorzunehmen.  Aus  einer  untergeordneten 
Verwaltungseinheit  verwandelten  sie  sich  somit  in  ein  lebendiges  Glied 
des  gesamten  Betriebssystems  der  Industrie. 

Durch  Verwirklichung  der  Reform  soll  in  der  Planaufstellung  eine 
Pünktlichkeit  und  Vollständigkeit  erzielt,  eine  hierfür  notwendige  er- 
giebigere Verwertung  des  Informationsmaterials  der  einzelnen  Industrie- 
zweige und  Betriebe  erreicht,  eine  größere  Beweglichkeit  und  Anpas- 
sungsfähigkeit an  die  gegebenen  Produktionsverhältnisse  und  die  jeweili- 
gen Marktlagen  gewonnen,  eine  den  wirtschaftlichen  Bedürfnissen  des 
Landes  entsprechende  Einschätzung  der  Versorgungsmöglichkeiten  er- 
zielt und  außerdem  eine  umfassende  Kontrolle  und  Ueberwachung  der 
Planerfüllung  und  der  laufenden  Arbeiten  ermöglicht  werden.  Darüber 
hinaus  hat  die  Neugestaltung  der  Industrieorganisation  zum  Ziel,  die 
Wirtschaftsrechnung  in  den  Betrieben  immer  mehr  durchzubilden. 

Die  überragende  Bedeutung,  die  der  Wirtschaftsrechnung  gegenwärtig 
beigemessen  wird,  entspringt  in  erster  Linie  dem  bestehenden  Kapital- 
mangel, der  dazu  drängt,  unter  allen  Umständen  die  Grundlage  der 
Eigenfinanzierung  der  Industrie  zu  erweitern.  Die  führenden  Kreise  der 
sowjetrussischen  Wirtschaftspolitik  waren  sich  bei  der  Aufstellung  des 
Fünfjahrplanes    durchaus    im   klaren,    daß    seine    beschleunigte    Durch- 
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führung  gewaltige  Anforderungen  an  die  Kapitalkraft  des  Landes  stellen 
würde,  die  weitere  Schwierigkeiten  in  der  Finanzierung  auslösen  müß- 
ten, falls  nicht  die  Industrie  selbst  als  Quelle  der  Kapitalaufbringung 
stärker  herangezogen  werden  könnte.  Je  mehr  die  Industrialisierung 
gesteigert  werden  konnte,  um  so  mehr  setzte  sich  die  Erkenntnis  durch, 
daß  „die  alten  Akkumulationsquellen  für  die  Weiterentfaltung  der 
Industrie  nicht  mehr  auszureichen  beginnen,  daß  also  an  neue  Akku- 
mulationsquellen und  an  eine  Steigerung  der  alten  gedacht  werden  muß, 
wenn  wir  das  bolschewistische  Tempo  der  Industrialisierung  wirklich 
erhalten  und  entwickeln  wollen"    (Stalin  am  23.  Juni  1931). 

In  der  weiteren  Ausbildung  der  Wirtschaftsrechnung  in  allen  ihren 
ausschlaggebenden  Formen  wird  der  Weg  erblickt,  die  volkswirtschaft- 
liche Beweglichkeit  zu  steigern  und  dadurch  den  tiefgehenden  technischen 
Umwandlungsprozeß  und  die  wirtschaftliche  Rationalisierung  der  In- 
dustrie wie  anderer  Zweige  der  Volkswirtschaft  keine  Unterbrechung 
erfahren  zu  lassen.  Die  Voraussetzung  zur  Hebung  und  Festigung  der 
Wirtschaftlichkeit  ist  aber  ein  gut  funktionierendes  Verwaltungssystem. 
Bei  diesem  jedoch  sind,  um  die  Worte  von  Stalin  zu  gebrauchen,  „infolge 
unwirtschaftlicher  Geschäftsführung  in  einer  ganzen  Anzahl  der  Unter- 
nehmungen und  Wirtschaftsorganisationen  die  Grundsätze  der  Wirt- 
schaftlichkeit ganz  untergraben  worden".  „Es  ist  Tatsache,"  fährt  Stalin 
weiter  fort,  „daß  man  in  einer  Reihe  von  Unternehmungen  und  Wirt- 
schaftsorganisationen schon  lange  aufgehört  hat  zu  rechnen,  zu  kalku- 
lieren, begründete  Bilanzen  von  Einnahmen  und  Ausgaben  aufzustellen. 
Es  ist  Tatsache,  daß  in  einer  Reihe  unserer  Unternehmungen  und  Wirt- 
schaftsorganisationen die  Begriffe  Sparsamkeitsregime,  Einschränkung 
der  unproduktiven  Ausgaben,  Rationalisierung  der  Produktion  schon 
längst  aus  der  Mode  gekommen  sind." 

Aus  dieser  eindeutigen  Kennzeichnung  der  großen  Unzulänglichkeit 
der  bisherigen  Wirtschaftsleitung  und  -rechnung  erklärt  sich  die  Er- 
scheinung, daß  trotz  der  scharfen  Kapitalknappheit  mitunter  Ueber- 
investitionen  vorgenommen  wurden,  während  in  vielen  Fällen  dem 
dringendsten  Investitionsbedarf  nicht  entsprochen  werden  konnte,  daß 
verschiedentlich  —  da  eine  Wirtschaftskalkulation  nicht  oder  nur  un- 
zureichend betrieben  wurde  —  Neuanlagen,  die  mit  äußerster  An- 
strengung aufgebracht  werden  mußten,  an  unrichtiger  Stelle  vorge- 
nommen wurden  und  hierdurch  erhebliche  Kapitalmengen  unwirtschaft- 
lich verwendet  wurden.  Aus  diesen  Fehlinvestitionen  haben  in  der 
Finanzierung  und  Kreditgewährung  die  weiteren  Schwierigkeiten  nicht 
zuletzt  ihren  Ausgang  genommen.  Hinzu  kommt  noch,  daß  durch  die 
unzulängliche  Betriebs-  und  Rechnungsführung  vielfach  mit  überhöhten 
Produktionskosten  gearbeitet  wurde,  die  Kostenpläne  nicht  eingehalten 
werden  konnten,  was  einerseits  auf  eine  Schmälerung  der  Eigenfinan- 
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zierung   hinauslief,   andererseits    den   Bestrebungen    der   Regierung   zur 
Produktionsverbilligung  entgegenwirkte. 

Die  Verwaltungsreform  trägt  daher  diesen  Umständen  besondere 
Rechnung,  indem  die  kaufmännische  Rechnung  und  Be- 
triebsführung nunmehr  zum  Hauptprinzip  der  planmäßigen 
Leitung  gemacht  wird,  die  Rentabilitätsrechnung  als  eine  der 
wichtigsten  Vorbedingungen  des  weiteren  Aufschwunges  erklärt  und 
deren  Durchführung  streng  überwacht  wird.  Daher  wird  auch  jeder 
Betrieb,  jeder  Trust  und  jede  Industrievereinigung  gezwungen,  durch 
genaue  Buchführung,  Bilanzaufstellung  und  regelmäßige  Rechnungs- 
legung ihre  Produktivität  zu  erweisen.  Freilich  ist  diese  Produktivität 
nicht  dasselbe  wie  die  Rentabilität  des  kapitalistischen  Betriebes.  Die 
Rentabilitätsgesichtspunkte  haben  im  Rahmen  des  Sowjetwirtschafts- 
systems eine  ganz  andere  Bedeutung  als  in  der  kapitalistischen  Ver- 
kehrswirtschaft. Der  Staat  ist  der  alleinige  Inhaber  und  Leiter  der 
Industrie.  Die  Finanzierung  erfolgt  daher  nicht  unter  privatkapitalisti- 
schen Gesichtspunkten,  sondern  nach  allgemeinen  staatlichen  Erwägun- 
gen und  Zweckmäßigkeiten.  Der  Staat  kann  daher  zugunsten  allgemeiner 
sozialer  oder  volkswirtschaftlicher  Zwecke  von  einer  Betriebsrentabili- 
tät absehen.  Wenn  gegenwärtig  das  Rentabilitätsprinzip  zum  Haupt- 
prinzip der  Verwaltungspolitik  der  Sowjetindustrie  wie  der  Gesamt- 
wirtschaft  erhoben  wird,  so  bedeutet  das  keineswegs  eine  grundsätzliche 
Aenderung  im  bestehenden  Wirtschaftssystem,  sondern  lediglich  eine 
zweckmäßige  Uebergangsmaßnahme  zur  Ueberbrückung  der  großen 
Schwierigkeiten,  mit  denen  die  sich  im  Aufbau  befindende  Wirtschaft 
zu  kämpfen  hat. 

Die  Betriebsleitung,  und  dazu  gehört  im  weiteren  Sinne  genau  so 
wie  in  der  kapitalistischen  Wirtschaft  auch  die  Leitung  der  Industrie- 
vereinigungen, der  Trusts  wie  der  Einzelbetriebe,  ist  selbständig  und 
unter  die  persönliche  Verantwortung  des  Betriebsleiters  gestellt,  der 
nach  eigenem  Ermessen  über  die  ihm  zur  Verfügung  gestellten  Mittel 
zur  Durchführung  der  ihm  zugewiesenen  Aufgaben  im  Rahmen  des 
Gesamtplanes  zu  entscheiden  hat.  Die  Wirtschaftsaufgabe  wird  aber 
durch  die  finanzierende  Stelle  gestellt  und  kontrolliert,  nur  daß  diese 
Stelle  eben  keine  privatkapitalistische  mehr  ist  und  ihre  Aufgaben 
nicht  aus  dem  engen  Gesichtskreis  privatkapitalistischer  Rentabilität 
heraus  aufstellt,  sondern  aus  dem  Gesichtspunkt  einer  allgemeinen 
volkswirtschaftlichen  Produktivität  und  eines  allgemeinen  volkswirt- 
schaftlichen Planes. 

Die  Beschlüsse  der  Regierung  zur  grundlegenden  Abänderung  der 
gesamten  Wirtschaftsorganisation  bilden  nur  ein  Glied  in  der  Reihe 
von  Maßnahmen,  die  von  der  Regierung  getroffen  wurden,  um  eine 
Ueberwindung  der  Aufbauschwierigkeiten  herbeizuführen.  Nicht  nur  in 
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der  Industrie,  sondern  auch  auf  anderen  Gebieten  der  Sowjetwirtschaft 
wurden  tiefgehende  Verwaltungsneuerungen  vorgenommen.  So  wurde 
das  gesamte  Kreditsystem,  bei  dem  sich  ebenfalls  große  Unzuträglich- 
keiten ergeben  haben,  einer  Umgestaltung  unterzogen.  Die  gegenseitigen 
Wechselbeziehungen  der  Wirtschaftsorganisationen  untereinander  wurden 
unterbunden  und  an  deren  Stelle  die  rein  bankmäßige  Kreditgewährung 
gesetzt.  Trotzdem  machten  sich  noch  im  Jahre  1930  Mißstände  in  der 
Krediterteilung  bemerkbar.  Mit  den  Verordnungen  vom  14.  Januar  und 
20.  März  1931  wurden  die  Beziehungen  zwischen  der  Staatsbank  als 
der   ausschlaggebenden   Kreditanstalt   und    der   Industrie   neu    geregelt. 

So  wurde  die  Außenhandelsorganisation  nach  dem  gleichen  Prinzip 
wie  die  Reorganisation  der  Industrie  einer  Neuregelung  unterworfen. 
Für  die  Ein-  und  Ausfuhrtätigkeit  wurden  im  Inlande  24  Gesellschaften 
gegründet  und  damit  die  sowjetstaatliche  Außenhandelstätigkeit  vom 
Ausland  in  das  Inland  verlegt.  Auch  die  Handelsvertretungen  im  Aus- 
lande wurden  reorganisiert.  Auf  Grund  dieser  Neuerung  besteht  nun- 
mehr ihre  Tätigkeit  im  wesentlichen  in  der  Unterbringung  der  Aufträge, 
während  deren  Ausarbeitung  im  Inlande  selbst  vorgenommen  wird. 
Durch  diese  Entlastung  der  Handelsvertretungen  wird  neben  einer  Zen- 
tralisierung der  Außenhandelsoperationen  im  Inland  eine  Verringerung 
des  Personalbestandes  bei  den  Handelsdelegationen  erreicht,  um  auch 
hierbei  Devisen  zu  sparen.  Aus  dem  gleichen  Grunde  wird  auch  die 
Zahl   der  auswärtigen  Handelsvertretungen  vermindert. 

Zugleich  wird  auch  eine  Neugestaltung  der  Binnenhandelsorganisation 
vorgenommen.  Das  Volkskommissariat  für  Innen-  und  Außenhandel 
wird  in  zwei  selbständige  Behörden  gegliedert,  in  ein  Kommissariat  für 
den  Außenhandel  und  ein  Kommissariat  für  das  Versorgungswesen.  Zu 
diesem  Zwecke  werden  letzterem  mit  Ausnahme  der  Zucker-,  Oel-  und 
Fettindustrie  alle  Nahrungsmittelindustrien,  die  bisher  zum  Teil  dem 
Obersten  Volkswirtschaftsrat  unterstanden,  unterstellt.  Dagegen  wird 
die  Belieferung  mit  Rohstoffen  und  anderen  Hilfsmaterialien,  mit  Ma- 
schinen, Geräten  usw.  der  Leitung  des  Obersten  Volkswirtschaftsrates 
übertragen.  Durch  diese  Neuaufteilung  erhofft  man,  die  planmäßige 
Versorgung  besser  gestalten  zu  können.  Auch  der  Verkehrsapparat,  das 
Finanzwesen,  das  Steuersystem  u.  a.  haben  eine  Neuregelung  erfahren. 

Alle  diese  Umbildungen  und  Neugestaltungen  haben  zum  Zweck,  durch 
eine  umfassende  Rationalisierung  des  gesamten  wirtschaftlichen  Plan- 
apparates eine  gesteigerte  Leistungsfähigkeit  und  eine  finanzielle  Stär- 
kung der  Wirtschaftsbetriebe  zu  erzielen  und  durch  deren  Durchführung 
den  großen  Anforderungen  des  Fünfjahrplanes  zu  genügen.  Diese  Re- 
formen befinden  sich  alle  noch  im  Fluß,  und  allem  Anschein  nach 
wird  es  auf  diesem  Gebiete  noch  längerer  Zeit  bedürfen,  um  über  das 
Stadium  des  Experimentierens  hinauszukommen. 
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III.  Die  Planung  im  Fünfjahrplan 

Zu  Beginn  1925  wurde  vom  Präsidium  der  Staatsplankommission 
eine  Sonderkommission  mit  der  Aufstellung  der  Kontrollziffern  für  das 
Wirtschaftsjahr  1925/26  betraut.  Diese  verkörperten  in  sich  jedoch  noch 
keinen  gesamtwirtschaftlichen  Plan,  sondern  bestanden  aus  einer  Samm- 
lung von  Statistiken  über  wichtige  Teile  der  Volkswirtschaft,  die  für 
die  Aufstellung  eines  Wirtschaftsplanes  von  Bedeutung  waren.  In  Ver- 
bindung mit  einer  Konjunkturprognose  sollte  das  aufgearbeitete  stati- 
stische Material  unter  der  Sammelbezeichnung  „Kontrollziffern"  als 
Unterlage  für  die  planwirtschaftliche  Tätigkeit  der  obersten  Wirtschafts- 
behörden dienen.  Bei  der  Unentwickeltheit  der  russischen  Statistik  und 
Konjunkturbeobachtung  der  früheren  Jahre  und  bei  dem  Mangel  an 
geeignetem  Material  für  solche  Arbeiten  hatten  diese  ersten  Kontroll- 
ziffern kaum  einen  Wirklichkeitswert.  In  den  darauffolgenden  Jahren 
verwandelten  sich  die  Kontrollziffern  immer  mehr  zu  umfassenden  und 
für  jedes  Gebiet  der  Wirtschaft  aufgegliederten  Plänen.  Die  Haupt- 
aufgabe der  Kontrollziffern  liegt  in  der  Darstellung  der  Entwicklung 
der  Volkswirtschaft  und  in  der  Herstellung  eines  organischen  plan- 
mäßigen Zusammenhanges  zwischen  den  einzelnen  Teilen  der  Volks- 
wirtschaft. 2  Erst  die  Kontrollziffern  für  1927/28  —  das  Abschlußjahr 
der  Wiederaufbauperiode  —  bringen  darin  eine  grundlegende  Wand- 
lung. In  diesen  kommt  bereits  der  Grundsatz  der  Planung  infolge  der 
wachsenden  Bedeutung  des  vergesellschafteten  Sektors  auf  Kosten  der 
Privatwirtschaft  deutlich  zum  Ausdruck.  Erstmalig  wird  den  Einzel- 
abschnitten für  die  Entwicklung  der  einzelnen  Gruppen  der  Volkswirt- 
schaft eine  umfassende  Gesamtübersicht  unter  planwirtschaftlichen  Ge- 
sichtspunkten vorausgeschickt.  Als  Hauptaufgabe  des  gesamten  volks- 
wirtschaftlichen Aufbaues  wird  nunmehr  dort  die  Ermöglichung  eines 
Höchsttempos  der  Industrialisierung  bezeichnet.  Aber  erst  in  den  Kon- 
trollziffern für  das  nächste  Jahr,  das  erste  Jahr  des  Fünfjahrplanes,  ist 
der  Einfluß  des  inzwischen  aufgestellten  gewaltigen  Wirtschaftspro- 
gramms deutlich  zu  ersehen.  Dort  werden  auch  bereits  die  Fragen  be- 
handelt, die  die  Landwirtschaft  berühren.  Besondere  Aufmerksamkeit 
wird  dem  Vergesellschaftungsprozeß  in  der  Landwirtschaft  gewidmet. 
Im  breiteren   Maßstabe   werden   die   Methoden   und    die   Möglichkeiten 

2  Vgl.  dazu  die  Vorworte  für  die  Kontrollziffern  der  einzelnen  Jahre.  Die  Auf- 
stellung der  Kontrollziffern  der  ersten  Jahre  beruhte  auf  3  wirtschaftsstatistischen 
Methoden:  a)  der  Methode  der  „statistischen  und  dynamischen  Koeffizienten", 
b)  der  Methode  des  Vergleiches  mit  der  Vorkriegszeit,  c)  der  Methode  der  Sach- 
verständigengutachten (.Wirtschaftsenqueten).  Neuerdings  ist  die  „Bilanzierungs- 
methode"  hinzugetreten. 
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erwogen,  einen  sozialisierten  Agrarsektor  als  einen  der  Grundpfeiler 
der  sowjetrussischen  Wirtschaftspolitik  zu  schaffen.  Zum  ersten  Male  wird 
dort  betont,  daß  die  Industrialisierung  sich  nicht  nur  auf  die  Industrie- 
wirtschaft zu  erstrecken  hat,  sondern  auch  auf  die  Landwirtschaft  über- 
greifen muß,  um  dort  für  den  Sowjetstaat  einen  wichtigen  Stützpunkt 
zu  bilden.  Das  Verhältnis  zwischen  Prognose  und  Direktive  wird  in  den 
Kontrollziffern  1928/29  neu  gedeutet.  Die  Kontrollziffern  werden  als 
Synthese  zwischen  den  Grundaufgaben  der  Perspektivpläne  und  den 
jeweiligen  konjunkturellen  Verhältnissen  des  betreffenden  Jahres  be- 
zeichnet. In  diesen  Kontrollziffern  tritt  die  Forderung  nach  einer  weit- 
gehenden Steigerung  des  Planprinzips  in  der  Wirtschaftsleitung  be- 
sonders stark  hervor.  Das  Problem  der  Verdrängung  des  Privatsektors 
wird  mit  besonderem  Nachdruck  behandelt.  Da  der  Mangel  an  quali- 
fizierten Kräften  immer  stärker  sich  ausprägt,  so  wird  den  Fragen  der 
Heranbildung  geschulter  Kaders  große  Bedeutung  zugemessen.  Mit  der 
fortschreitenden  Industrialisierung  und  wachsendem  Kapitalbedarf  ge- 
winnen in  den  Kontrollziffern  die  Fragen  der  Kapitalakkumulation  im 
vergesellschafteten  Wirtschaftssektor  entscheidende  Bedeutung.  Die  Ver- 
sorgungs-  und  Verteilungsfragen  werden  nunmehr  unter  dem  Gesichts- 
punkt der  Klassenschichtung  der  Bevölkerung  berührt.  Inhaltlich  haben 
sich  die  Kontrollziffern  für  das  zweite  Jahr  des  Fünfjahrplanes  1929/30 
gegenüber  den  vorangehenden  in  ihrer  planwirtschaftlichen  Bedeutung 
fortentwickelt  und  sich  in  einen  gesamtwirtschaftlichen  Einheitsplan 
verwandelt.  Die  Kontrollziffern  dieses  Jahres  lassen  die  Grundtendenz 
des  Fünfjahrplanes  bereits  deutlich  erkennen.  Sie  werden  nunmehr  auf 
Grund  der  Einzelpläne  der  einzelnen  Industriezweige,  der  einzelnen 
Zweige  der  Landwirtschaft,  der  Pläne  der  Elektrizitätswirtschaft,  des 
Handels,  der  Genossenschaften,  des  Finanzsystems  usw.  aufgestellt,  ein- 
heitlich zusammengefaßt,  teilweise  in  Form  von  Bilanzen,  so  eine  Roh- 
stoff-, Brennstoff-,  Baustoff-,  Elektrizitätsbilanz,  Bilanz  der  Einnahmen 
und  Ausgaben,  der  Bevölkerung  u.  a. 

Die  leitende  planwirtschaftliche  Tätigkeit  ist  bei  der  Staatsplankom- 
mission (Gosplan)  vereinigt.  Die  Gosplan  —  zusammengesetzt  aus  einem 
großen  Stab  von  Sachverständigen  und  Regierungsvertretern  —  arbeitet 
auf  Grund  der  Teilpläne  und  des  aus  den  Wirtschaftsorganisationen 
anlaufenden  Zahlenmaterials  die  allgemeinen  planwirtschaftlichen  Richt- 
linien aus  und  gibt  ihnen  in  Gestalt  der  Kontrollziffern  einen  ziffern- 
mäßigen Ausdruck.  Sie  bedürfen  der  Bestätigung  durch  den  Rat  der 
Volkskommissare  und  das  Zentralexekutivkomitee.  Der  Gosplan  ist  in 
eine  Anzahl  von  Abteilungen  gegliedert,  und  zwar  in  Zweigsektionen, 
die  die  planwirtschaftliche  Tätigkeit  der  einzelnen  Industriegruppen  zu- 
sammenfassen und  in  Funktionssektionen,  wie  z.  B.  statistische  Sektion, 
Rationalisierungssektion,  Finanz-  und  Forschungssektion  usw. 
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Die  Annäherung  der  Kontrollziffern  an  die  Wirklichkeit  steigt  in 
dem  Maße,  als  es  immer  mehr  gelingt,  die  Schätzungs-  und  Prognosti- 
zierungsmethoden zu  vervollkommnen  und  sie  auf  Grundlage  tatsäch- 
licher Einzelpläne  aufzubauen.  So  ist  der  Annäherungsgrad  der  Kon- 
trollziffern an  die  Wirklichkeit  auch  tatsächlich  von  Jahr  zu  Jahr 
gewachsen,  so  daß  der  Sowjetstaat  schließlich  glaubte,  darangehen  zu 
dürfen,  einen  Fünfjahrplan  aufzustellen,  der  die  Jahre  1928/29  bis 
1932/33  umspannt.  Auch  dieser  Plan  stellt  kein  starres  System  dar, 
in  das  die  volkswirtschaftliche  Entwicklung  unter  allen  Umständen 
gepreßt  werden  müßte.  Er  sieht  die  Möglichkeit  weitgehender  Korrek- 
turen vor.  Seine  Ausarbeitung  ist  erfolgt  unter  dem  Gesichtspunkt  eines 
Mindestplans  (Ausgangs-  bzw.  Minimalvariante)  und  eines  Höchst- 
planes (Optimalvariante).  Der  Unterschied  dieser  beiden  besteht  darin, 
daß  bei  der  Ausgangsvariante  die  Möglichkeit  einer  schlechten  Ernte 
innerhalb  des  Jahrfünfts,  einer  geringeren  Ausdehnung  des  Außenhan- 
dels, des  Umfangs  der  Kreditgewährung,  einer  langsameren  Entwicklung 
der  Produktion  im  allgemeinen  und  der  der  Landwirtschaft  im  beson- 
deren angenommen  wird.  Die  Optimalvariante  geht  dagegen  vom  Ge- 
sichtspunkt einer  bedeutenden  Steigerung  der  Ernteerträge,  der  Ein- 
und  Ausfuhr,  der  Industrieproduktion,  der  ausländischen  Kreditertei- 
lung usw.  aus.  Die  Spanne,  die  zwischen  beiden  Varianten  sich  im  Ent- 
wicklungstempo ergibt,  stellt  sich  nach  den  Berechnungen  des  Fjp.  im 
Jahresdurchschnitt  auf  20  % ,  d.  h.  daß  nach  der  Ausgangsvariante  die 
Durchführung  des  Fjp.  nicht  5,  sondern  6  Jahre  beanspruchen  würde. 
Nach  wie  vor  werden  die  jährlichen  Ergebnisse  neu  überprüft  und 
regelmäßig  in  den  Kontrollziffern  zur  Korrektur  verarbeitet.  So  ver- 
ändert sich  auch  der  Fünfjahrplan  von  Jahr  zu  Jahr  und  versucht  damit 
nur  die  allgemeinsten  Tendenzen  der  Planpolitik  durchzusetzen. 

Angesichts  der  Ergebnisse  der  jährlichen  Kontrollziffern  ist  der 
Fünfjahrplan  auf  vier,  teilweise  sogar  auf  drei  Jahre  verkürzt  worden. 
Sein  Nachfolger,  mit  dessen  Aufstellung  sich  bereits  eine  Kommission 
von  führenden  Sowjetwirtschaftlern  befaßt,  soll  unter  dem  Gesichts- 
punkt ausgearbeitet  werden,  daß  in  dieser  zweiten  Planperiode  mit  dem 
Produktionsfortschritt  der  Produktionsmittelindustrien  auch  die  Ver- 
brauchswaren herstellenden  Industriezweige  in  ihrer  Entfaltung  eine 
weitgehende  Berücksichtigung  finden  sollen. 


IV.  Die  Finanzierung  des  Fünfjahrplans 

Im  Rahmen  des  Fjp.  nimmt  das  Finanzierungsproblem  eine  Schlüssel- 
stellung ein.  Die  Kapitalaufbringung,  -Verwendung  und  -Verteilung  stellt 
denjenigen  Problemkreis  dar,   von  dessen  Lösung  das  weitere  Schicksal  des 
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Gesamtprogrammes  des  Wirtschaftsaufbaues  im  wesentlichen  abhängt. 
Die  stark  gesteigerten  Anforderungen,  die  die  Verwirklichung  der  Indu- 
strialisierungsvorhaben an  die  Produktivkräfte  des  Landes  gestellt  hat, 
kamen  in  einer  entsprechenden  Erhöhung  der  Anforderungen  an  das 
staatliche  Finanzsystem  zum  Ausdruck.  Das  Finanzsystem  war  vor  die 
Aufgabe  gestellt,  bei  der  sich  vollziehenden  grundlegenden  wirtschaft- 
lichen und  technischen  Umwälzung,  wie  sie  seit  der  Inangriffnahme 
des  Fjp.  vonstatten  geht,  als  eines  der  ausschlaggebenden  Glieder  der 
Gesamtwirtschaft  sich  den  neugeschaffenen  Verhältnissen  so  anzupassen, 
daß  einmal  die  Aufrechterhaltung  des  eingeschlagenen  Höchsttempos 
der  Industrialisierung  durch  eine  gesteigerte  Kapitalbildung  gewähr- 
leistet, anderseits  eine  notwendige  Klarheit  über  den  Kapitalbedarf  in 
den  einzelnen  Zweigen  der  Volkswirtschaft  und  über  dessen  Deckungs- 
möglichkeiten aus  innerer  Kraft  geschaffen  wird.  Als  eine  der 
wichtigsten  Vorbedingungen  hierfür  wurde  eine  weitgehende  Erfassung 
aller  Kapitalreserven  des  Landes,  eine  Zusammenfassung  sämtlicher 
Mittel  des  vergesellschafteten  Wirtschaftssektors  und  der  staatlichen 
Finanzwirtschaft  angesehen.  Ihren  ziffernmäßigen  Ausdruck  fanden 
diese  Bestrebungen  in  der  Aufstellung  einheitlicher  Finanzpläne  für 
die  gesamte  Volkswirtschaft.  Damit  beginnt  eine  neue  Etappe  in  der 
sowjetrussischen  Finanzpolitik,  die  seit  dem  Kriegskommunismus  über 
die  NEP  zum  Fjp.  verschiedene  Phasen  ihrer  Entwicklung  durch- 
gemacht hat. 

Die  Aufstellung  des  einheitlichen  Planes  für  die  Durchführung  des 
Fünf jahrprogramms  geht  von  der  Voraussetzung  aus,  daß  der  veran- 
schlagte gewaltige  Kapitalbedarf  in  Höhe  von  rund  77  und  nach  der 
Optimalvariante  86  Milliarden  Rubel  (netto)  durch  eine  solche  Steige- 
rung der  Akkumulationsrate  erreicht  werden  soll,  wie  sie  niemals  in 
der  Geschichte  der  kapitalistischen  Industrialisierungsländer  festzustellen 
war.  Die  ausschlaggebende  Rolle,  die  der  Akkumulation  des  Volksein- 
kommens zukommt,  erhellt  daraus,  daß  sein  Anteil  an  den  gesam- 
ten durch  den  Finanzplan  aufzubringenden  Mitteln  von  41,8  % 
im  Jahre  1928/29  auf  43,3  % ,  44,9  % ,  45,7  %  und  48  %  in  den  vier 
nachfolgenden  Jahren  wachsen  soll.  Nach  der  Optimalvariante  sollen 
sogar  nicht  weniger  als  53  %  des  Volkseinkommens  durch  das  Finanz- 
system erfaßt  und  dem  planwirtschaftlichen  Aufbau  beigesteuert  wer- 
den. Aber  auch  diese  Höchstziffern  scheinen  für  die  Durchführung  des 
großzügigen  Wirtschaftsprogramms  nicht  zu  genügen.  Nach  dem  in- 
zwischen für  1931  aufgestellten  Finanzplan  für  das  Jahr  1931  sollen  be- 
reits etwa  2|3  des  Volkseinkommens  durch  ihn  herangezogen  werden.  3 
Berücksichtigt  man   das   überaus  schnelle   Wachstumstempo   des  Volks- 

3  Für  1931  wurde  das  Volkseinkommen  nach  den  Kontrollziffern  mit  49  Milliarden 
Rubel  veranschlagt,  davon  entfallen  auf  das  einheitliche  Finanzsystem  32  Milliarden. 
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einkommens  in  den  letzten  Jahren,  so  zeigt  sich,  wie  ungewöhnlich 
stark  man  die  Akkumulation  des  Volkseinkommens  für  den  volkswirt- 
schaftlichen Umstellungsprozeß  zu  steigern  beabsichtigt.  Bereits  1926/27 
hat  das  Volkseinkommen  seinen  Vorkriegsstand  erreicht  und  1930  mit 
22  580  Millionen  Vorkriegs  rubel  den  Umfang  von  1913  um  61,1  % 
überflügelt.  Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  berechnet  stellte  sich  das 
Volkseinkommen  1930 4  auf  143  Vorkriegsrubel,  gegen  100,4  Vorkriegs- 
rubel im  Jahre  1913 5,  zeigt  mithin  also  eine  Zunahme  um  rund  43  % . 
Nach  sowjetrussischen  Berechnungen  für  1931  soll  das  Volkseinkommen, 
verglichen  mit  dem  Vorjahr,  um  weitere  38,3  %  auf  31  239  Millionen 
Vorkriegsrubel  steigen,  was  eine  Erhöhung  gegenüber  1913  um  122,7  % 
bedeutet.  Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  umgerechnet  würde  sich  dann 
das  Volkseinkommen  für  1931  auf  193  Rubel  stellen,  also  um  93  % 
höher  als  1913  sein. 

Zu  dieser  Ausweitung  des  Volkseinkommens  soll  in  erster  Linie  der 
vergesellschaftete  Wirtschaftssektor  beitragen,  dessen  Anteil  dauernd 
wächst  und  1931  bereits  81,7  %  des  gesamten  Volkseinkommens  beträgt 
gegenüber  73,7  %,  62,7  %  und  52,7  %  in  den  drei  vorangegangenen 
Jahren.  Eine  Aufgliederung  des  Volkseinkommens  in  seine  wesentlichen 
Bestandteile  zeigen  die  inneren  Verschiebungen,  die  sich  in  den  letzten 
Jahren  vollzogen  haben: 


Gliederung  des   Volkseinkommens1 


v.  H.  des  Volkseinkommens 

Wirtschaftszweige 

Vergesellschafteter  Sektor 

Privatsektor 

1928 

1929 

1930 

19312 

1928 

1929 

1930 

19312 

Zensusindustrie  . 

davon 

Produktionsmittel 
Verbrauchsgüter 

Kleinindustrie 

Landwirtschaft    .     . 

Forstwirtschaft    .    . 

Fischerei  und  Jagd 

Bauwesen     ... 

Transport    .    . 

98,8 

100,0 

100,0 

41,7 

1,9 

79,0 

61,5 

71,6 

67,4 

100,0 

72,5 

72,6 

99,2 

100,0 

100,0 

54,0 

3,6 

80,0 

70,7 

76,7 

71,3 

100,0 

83,8 

88,1 

99,4 

100,0 
100,0 
71,0 
26,1 
78,0 
88,5 
89,5 
72,7 
100,0 
97,5 
96,9 

99,6 

100,0 
100,0 
85,8 
45,5 
78,0 
88,6 
94,2 
72,1 
100,0 
98,1 
97,6 

1,2 

100,0 
100,0 
58,3 
98,1 
21,0 
38,5 
28,4 
32,6 

27,5 
27,4 

0,8 

46,0 
96,4 
20,0 
29,3 
23,3 
28,7 

16,2 
11,9 

0,6 

29,0 
73,9 
22,0 
11,5 
10,5 
27,3 

2,5 

3,1 

0.4 

14,2 
54,5 
22,0 
11,4 
5,8 
27,9 

1,9 

2,4 

Kommunikation 
Oeffentl.  Ernährung 
Handel 

Durchschnitt  .     . 

53,7 

62,3 

73,7 

81,7 

46,3 

37,7 

26,3 

18,3 

1  In  Preisen  1926/27  berechnet.     2  Planziffern 


4  Unter   Zugrundelegung  einer   Bevölkerungsziffer  von   158   Millionen. 

5  Bevölkerung  auf   das   heutige  Gebiet   bezogen   in  einer  Gesamtzahl  von   139   Mil- 
lionen. 
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Von  Bedeutung  ist  hiernach  die  Privatwirtschaft  noch  bei  der  klein- 
gewerblichen Industrie,  der  Landwirtschaft  und  der  Fischerei;  sie  geht 
aber  auch  hier  von  Jahr  zu  Jahr  in  rascher  Folge  zurück.  Namentlich 
in  der  Landwirtschaft  sind  die  Planziffern  bei  weitem  überholt,  der 
private  Wirtschaftssektor  ungewöhnlich  stark  verdrängt  worden.  Immer- 
hin wird  für  das  Jahr  1931  noch  mit  einem  Anteil  der  Privatwirtschaft 
am  gesamten  Volkseinkommen  von  18,3  %    gerechnet. 

Das  Steigerungstempo  des  Volkseinkommens  wird  aber  von  dem  des 
Finanzplanes  noch  übertroffen.  Während  nach  dem  Fjp.  das  Volksein- 
kommen im  Jahresdurchschnitt  1928/29  bis  1932/33  um  10,3  %  wächst, 
erweitert  sich  der  Finanzplan  um  15,5  %  •  An  der  Spitze  der  durch 
das  Finanzsystem  aufgebrachten  Mittel  steht  mit  53,4  %  der  Staats- 
haushalt. Diesem  kommt  in  der  Sowjetwirtschaft  eine  ganz  andere  Be- 
deutung als  in  den  kapitalistischen  Ländern  zu.  Mit  dem  Uebergang 
zur  Geldwirtschaft  und  Geldrechnung 6  wird  der  Staatshaushalt  zum 
ausschlaggebenden  Kapitalaufbringungs-  und  -Verteilungsorgan  der  Sow- 
jetwirtschaft. Der  Posten  „Finanzierung  der  Volkswirtschaft"  steigt  un- 
unterbrochen an  und  beansprucht  im  Durchschnitt  der  Jahre  1924/25  bis 
1929/30  reichlich  1j4  der  Gesamtausgaben.  Was  jetzt  als  der  „einheit- 
liche Finanzplan"  erscheint,  war  bisher,  allerdings  in  viel  klei- 
nerem Maßstabe,  der  Staatshaushalt.  Je  enger  die  Verbin- 
dung zwischen  Staats-  und  Volkswirtschaft  wird,  um  so  mehr  kontrol- 
liert der  Staatshaushalt  das  Volkseinkommen.  Der  Anteil,  der  durch  den 
Staatshaushalt  erfaßten  Beträge  aus  dem  Volkseinkommen  erhöht  sich 
fortlaufend  und  stellt  sich  1929/30  (Voranschlag)  auf  rund  29  %  gegen 
durchschnittlich  15  %    in  den  vier  Vorjahren. 

Entsprechend  der  Bedeutung  des  Staatshaushaltes  als  Akkumulations- 
quelle im  gesamten  Finanzsystem  ist  nach  dem  Fjp.  eine  beträchtliche 
Steigerung  der  Akkumulationsrate  des  Volkseinkommens  im  Staatshaus- 
halt vorgesehen.  Die  Akkumulationsquote  des  Volkseinkommens  steigt 
im  Staatshaushalt  nach  der  Optimalvariante  von  25,9  %  im  Jahre 
1928/29  auf  31,1  %  im  Endjahre  1932/33.  Die  Tatsache,  daß  der  Staats- 
haushalt immer  mehr  zum  unmittelbaren  Träger  der  Finanzierung 
des  Wirtschaftsaufbaues  geworden  ist  —  dem  Staatshaushalt  ist  nach 
und  nach  die  langfristige  Finanzierung  übertragen  worden  — ,  äußert 
sich  in  einem  starken  Anschwellen  der  Staatsausgaben  und  entsprechend 
auch  der  Gesamteinnahmen.  Von  1924/25  bis  1929/30  (Voranschlag) 
erhöht  sich  die  Einnahmeseite  des  Staatshaushaltes  von  2975  Millionen 
Rubel  auf  11  621,1.  Trotzdem  ist  der  Ausgleich  im  Staatshaushalt  mit 
außerordentlichen  Schwierigkeiten  verbunden,  so  daß  die  Lage  der  ge- 
samten staatlichen   Finanzwirtschaft  dauernd  stark  angespannt  ist. 

6  Erst  1924/25  wird  das  Budget  ganz  in  Geldform  aufgestellt. 


Fünfjahrplan  und  Sozialismus  °9 

Die  Haupteinnahmequelle  stellen  die  Steuereingänge  dar,  deren  An- 
teil an  den  Gesamteinnahmen  im  Durchschnitt  1924  25  bis  192930  sich 
auf  rund  die  Hälfte  stellt.  Nach  den  Berechnungen  des  Fjp.  soll  bei  einer 
Steigerung  des  Nettobudgets  innerhalb  des  Jahrfünfts  um  124%  der  Steuer- 
ertrag um  112  %  erhöht  werden.  Obwohl  die  Sowjetregierung  grund- 
sätzlich eine  Erhöhung  der  Verbrauchssteuern  nicht  gern  sieht,  mußte 
jedoch  infolge  der  Schwierigkeiten  im  Staatshaushalt  deren  Anteil  an 
dem  gesamten  Steueraufkommen  gesteigert  werden.  Immerhin  ist  nach 
dem  Fjp.  eine  Verlangsamung  des  Wachstumstempos  der  Steuereingänge 
gegenüber  dem  gesamten  Einkommen  des  Staatshaushaltes  vorgesehen. 
Im  Vergleich  zum  vorangegangenen  Jahrfünft  soll  sich  die  Gesamt- 
summe des  Haushaltes  (netto)  von  19  009  auf  50  955  Millionen  Rubel, 
also  um  166,8%  erhöhen;  die  Steuern  von  11178  auf  28  749,  also 
um  155,2  % .  Absolut  bleiben  aber  die  Steuern  nach  wie  vor  die  wich- 
tigste Einkunftsquelle.  Die  Bedeutung  des  vergesellschafteten  Sektors  als 
Steuerträger  steigert  sich  infolge  seiner  Ausdehnung  auf  Kosten  der 
Privatwirtschaft  stark.  Entsprechend  der  Ausweitung  des  Produktions- 
umfanges  und  des  Warenabsatzes  sollen  nach  dem  Plan  die  Gewerbe-  und 
Einkommen-  und  Umsatzsteuer  erhöhte  Beträge  abwerfen.  Auch  die  ein- 
heitliche Landwirtschaftssteuer  soll  mit  der  fortschreitenden  Sozialisie- 
rung der  Landwirtschaft  als  ergiebige  Einnahmequelle  immer  mehr  er- 
schlossen werden. 

Noch  stärker  steigen  aber  die  nichtsteuerlichen  Einnahmen  (nach  dem 
Fjp.  um  191,3  %).  Hierzu  sollen  vor  allem  die  vermehrten  Einkünfte 
aus  Anleihen  beitragen  (um  299,7  %).  In  den  letzten  Jahren  hat  der 
Sowjetstaat  eine  starke  Anleihetätigkeit  entfaltet,  wobei  die  Unterbrin- 
gung der  Anleihen  mitunter  nicht  ohne  Ausübung  eines  starken  mora- 
lischen Druckes  erfolgte.  An  der  Aufbringung  der  Anleihen  ist  die  städ- 
tische Bevölkerung  stärker  beteiligt  gewesen  als  die  ländliche.  Die  An- 
leihen sind  Prämien-  und  Lotterieanleihen,  vorwiegend  stark  gestückelt, 
um  die  Unterbringung  zu  erleichtern.  Trotzdem  ist  die  staatliche  An- 
leihekampagne zum  Teil  unter  großen  Schwierigkeiten  verlaufen.  Beson- 
ders unzureichend  waren  die  Ergebnisse  der  staatlichen  Anleihetätigkeit 
auf  dem  flachen  Lande.  Immerhin  konnten  die  Mehrzahl  der  Anleihen 
aufgebracht  und  zum  Teil  überzeichnet  werden.  Durch  diese  Anleihen 
wird  also  ein  nicht  unbeträchtlicher  Teil  vor  allem  des  Lohnfonds  der 
Arbeiter  vorweggenommen  und  für  die  Zwecke  des  Wirtschaftsaufbaues 
verwendet.  Die  durch  die  Anleihen  aufgekommenen  Beträge  dürfen  nicht 
für  allgemeine  Zwecke  des  Staatshaushaltes,  sondern  nur  für  den  wirt- 
schaftlichen Aufbau  herangezogen  werden. 

Die  Beanspruchung  des  Staatshaushaltes  als  Finanzierungsquelle  läßt 
nach  dem  Fjp.  relativ  nach.  Während  der  Anteil  der  Staatsausgaben  für 
die    Finanzierung    der   Volkswirtschaft    in    den    NEP-Jahren    sprunghaft 
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steigt,  soll  er  für  das  laufende  Jahrfünft  nur  ganz  langsam  gesteigert 
werden  und  in  den  letzten  beiden  Jahren  sogar  fast  gleichbleiben.  Um 
so  stärker  sollen  die  anderen  Finanzierungsquellen  nicht  nur  absolut, 
sondern  auch  relativ  durch  das  einheitliche  Finanzsystem  herangezogen 
werden. 

Als  nächste  wichtige  Kapitalaufbringungsquelle  erscheinen  —  mit 
reichlich  1/5  —  die  Wirtschaftsbetriebe  selbst.  Die  Steigerung  der  Kapi- 
talneubildung soll  vornehmlich  dadurch  erreicht  werden,  daß  die  Ge- 
stehungskosten stärker  als  die  Warenpreise  herabgesetzt  werden.  Die 
Spanne,  die  sich  aus  der  Kostenersparnis  bei  Höherhaltung  der  Preise 
ergibt,  soll  dazu  dienen,  die  Selbstfinanzierung  der  Wirtschaft  und  ins- 
besondere der  Industrie  zu  fördern.  Nach  dem  Fjp.  ist  der  Kosten-  und 
Preisunterschied  in  der  Industrie  für  das  Jahrfünft  auf  11  %  festgesetzt 
worden;  dieser  ergibt  sich  aus  einer  Senkung  der  Gestehungskosten  um 
35  %  und  der  Industriewarenpreise  um  24  % .  Die  aus  dieser  Differenz 
zu  erzielenden  Ueberschüsse  für  die  Finanzierung  der  Industrie  sind 
nach  dem  Fjp.  mit  6,2  und  nach  der  Optimalvariante  sogar  mit  7,2  Mil- 
liarden Rubel  veranschlagt.  Ein  bedeutender  Teil  hiervon  soll  durch 
den  Finanzplan  auf  dem  Wege  von  Steuererhöhungen  bzw.  durch 
Einführung  neuer  Steuern  erfaßt  werden,  wobei  aber  den  Produktions- 
güterindustrien, bei  denen  die  Kapitalbildung  besonders  unzureichend 
war,  in  steuerlicher  Hinsicht  entgegengekommen  werden  soll.  Während 
bei  den  Produktionsgüterindustrien  nur  1  %  der  sich  aus  der  Kosten- 
und  Preisspanne  angesammelten  Beträge  herangezogen  werden  sollen, 
soll  sich  dieser  Anteil  bei  den  Verbrauchsgüterindustrien  auf  6  % 
stellen.  Da  die  Senkung  der  Gestehungskosten  nach  den  Planungen  sich 
nicht  in  einer  entsprechenden  Senkung  der  Preise  auswirken  soll,  so 
bedeutet  dies  zweifellos  eine  fühlbare  Verkürzung  des  Verbrauches.  Der 
Kapitalmangel  zwingt  jedoch  die  Sowjetregierung,  diesen  Weg  zu  be- 
schreiten, zumal  bisher  die  Selbstfinanzierung  der  Industrie  kaum  sicht- 
bare Fortschritte  gemacht  hat  und  somit  keine  fühlbare  Erleichterung 
in  der  Kapitalaufbringung  herbeigeführt  werden  konnte.  Das  bisherige 
Ergebnis  der  angestrebten  Hebung  der  Kapitalansammlung  ist  in  der 
Hauptsache  infolge  der  nicht  gelungenen  Durchführung  der  geplanten 
Selbstkostensenkung  unzureichend  geblieben. 

Als  dritte  Quelle  der  Kapitalansammlung  des  Finanzplanes  kommt 
das  Kreditsystem  in  Betracht,  das  aber  hinsichtlich  des  Umfanges  der 
von  ihm  erfaßten  Mittel  gegenüber  den  anderen  Finanzierungserträgen 
an  Bedeutung  erheblich  zurückbleibt.  Nur  12,4  %  sollen  durch  dieses 
System  aufgebracht  werden.  Wie  der  Staatshaushalt,  üben  auch  die  Banken 
in  der  Sowjetwirtschaft  ganz  andere  Funktionen  aus  als  in  der  kapitali- 
stischen Welt.  Sie  sind  ebenfalls  dem  Staatswillen  gänzlich  untergeord- 
net und  haben  in  erster  Linie  die  Aufgabe,  die  Industrialisierungspolitik 
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des  Sowjetstaates  zu  unterstützen.  Die  Mittel,  über  die  das  Kreditsystem 
verfügt,  stammen  aus  den  Ueberschüssen  (Reserven)  der  staatlichen  und 
genossenschaftliehen  Unternehmungen  und  aus  den  zeitweilig  freien 
Geldbeträgen  der  Bevölkerung,  die  die  Banken  gemäß  den  allgemeinen 
Richtlinien  des  Staatsfinanzplanes  so  zu  verwalten  und  zu  verteilen 
haben,  wie  es  den  jeweiligen  Anforderungen  der  Industrialisierungs- 
politik entspricht.  Als  wichtiges  Hilfsmittel  in  der  Erfassung  der  freien 
Mittel  der  Bevölkerung  dienen  noch  die  Sparkassen,  deren  Netz  in  den 
letzten  Jahren  eine  bemerkenswerte  Ausdehnung  erfahren  hat. 

Entwicklung  der  Spartätigkeit  in  der  USSR. 


Summe 

Darunter 

Za 

hl 

Spareinlagen 

. 

ah 

re1 

der 

der  Spar- 

d 

er  Sparer 

Spareinlagen 

Bevölkerung 

kassen 

in  MOL) 

(in  MOL  Rub.) 

(in  MOL  Rub.) 

1913  .. 

9  855 

9,2 

1835 

1923  . . 

357 

9,06 

1,8 

1,2 

1924  . . 

4  544 

0,5 

11,2 

6,8 

1925  .. 

7  362 

0,8 

33.5 

21,3 

1926  . 

11982 

1,3 

90,5 

65,5 

1927  . . 

14  428 

2,2 

187,0 

126,4 

1928  . . 

16  438 

3,8 

335,8 

213,2 

1929  . . 

20  340 

7,6 

495,5 

315,9 

1930  .. 

26  572 

12,8 

722,0 

475,4 

1931  (1. 

April) 

41494 

16,4 

882,3 

547,0 

1  Ab   1923  zum  1.   Oktober  des  jeweiligen  Jahres. 


Die  Kreditgewährung  der  Banken,  die  in  den  letzten  Jahren  haupt- 
sächlich auf  kurzfristige  Geschäfte  konzentriert  worden  ist,  hat  seit 
Inangriffnahme  des  Fjp.  eine  bedeutende  Vergrößerung  erfahren.  Dem- 
entsprechend hat  sich  das  Ausmaß  der  Verschuldung  der  Wirtschaft  bei 
den  Banken  stark  erhöht.  Besonders  wuchsen  die  Bankschulden  der  In- 
dustrie an.  In  der  Zeit  von  1923  bis  1929  nahm  die  kurzfristige  Kredit- 
verschuldung der  Industrie  bei  den  Banken  um  etwa  das  Zehnfache  zu, 
darunter  die  der  staatlichen  Großindustrie  um  etwa  das  Zwanzigfache.  Auch 
die  Verschuldung  der  anderen  Wirtschaftszweige,  so  insbesondere  des 
Handelsapparates,  stieg  beträchtlich  an.  Damit  keine  Ueberlastung  in 
der  kurzfristigen  Verschuldung  der  Wirtschaftsbetriebe  eintreten  soll, 
sind  im  Finanzplan  für  die  einzelnen  Zweige  bestimmte  Verschuldungs- 
grenzen festgesetzt  worden,  die  aber  bisher  in  Wirklichkeit  nicht  ein- 
gehalten wurden.  Für  die  langfristige  Kreditgewährung,  bei  der  die 
Banken  nunmehr  nicht  als  unmittelbare  Kreditgeber,  sondern  lediglich 
als   Vermittler   der   durch   den   Staatshaushalt    laufenden    langfristigen 
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Finanzierungssumnien  auftreten,  sind  nach  dem  Plan  folgende  Ziffern 
vorgesehen:  Die  Gesamtsumme  der  langfristigen  Kreditgewährung  für 
1928/29  bis  1932/33  stellt  sich  nach  der  Optimalvariante  auf  9,3  Mil- 
liarden Rubel;  davon  entfallen  allein  auf  die  Industrie  3,8  und  auf  die 
Landwirtschaft  2  Milliarden  Rubel,  also  mehr  als  die  Hälfte. 

Von  den  gesamten  durch  das  Finanzsystem  aufgebrachten  Kapitalien 
entfällt  der  weitaus  größte  Teil  auf  den  unmittelbaren  wirtschaftlichen 
Ausbau;  an  der  Spitze  steht  die  Industrie  mit  einem  Anteil  für  das 
Jahrfünft  von  rund  1/5  der  gesamten  und  etwa  1/3  der  lediglich  für  Wirt- 
schaftszweige bestimmten  Kapitalien.  Auch  der  Anteil  der  Landwirtschaft 
steigt  von  Jahr  zu  Jahr  beträchtlich  an.  Industrie  und  Landwirtschaft  zu- 
sammen nehmen  nach  dem  Finanzplan  für  das  laufende  Jahrfünft  fast  die 
Hälfte  der  an  die  sämtlichen  Wirtschaftszweige  zu  verteilenden  Finanzie- 
rungssummen auf.  Da  das  Verkehrswesen  eine  der  schwächsten  Stellen  der 
Sowjetwirtschaft  darstellt,  sollen  ihm  nach  dem  Fjp.  stark  vergrößerte 
Finanzierungsbeträge  zur  Verfügung  gestellt  werden.  Die  Aufteilung 
der  durch  den  Finanzplan  laufenden  Beträge  nach  Verwendungszwecken 
ergibt  folgendes   Bild:  (Siehe  Tabelle  auf  nächster  Seite.) 

Die  Durchführung  des  Finanz-  und  Kreditplanes  hat  sich  bisher  sehr 
schwierig  gestaltet.  Zur  Deckung  des  Finanzierungsbedarfes  ist  die 
Notenausgabe  im  verstärkten  Maße  herangezogen  worden.  Nach  dem 
Fjp.  sollte  der  gesamte  Geldumlauf  für  das  laufende  Jahrfünft  um  1250 
Millionen  Rubel  steigen,  d.  h.  im  Jahresdurchschnitt  um  250  Millionen 
Rubel.  Gleichzeitig  sollte  die  Tschernowezkaufkraft  um  20  %  erhöht 
werden.  In  Wirklichkeit  sind  die  im  Umlauf  befindlichen  Zahlungs- 
mittel sehr  stark  vermehrt  worden  und  allein  für  das  Jahr  1930  um 
etwa  1,5  Milliarden  Rubel  gestiegen.  Die  Gold-  und  Devisendecke  hat 
sich  dauernd  verringert.  Die  Tschernowezkaufkraft  war  abwärts  ge- 
richtet. Die  Ausgabegrenze  für  Staatskassenscheine  wurde  bereits  gegen 
Mitte  1930  überschritten,  so  daß  die  Regierung  schließlich  den  bis- 
herigen Höchstsatz  für  die  Ausgabe  von  Staatskassenscheinen  von  75 
aus  100  %  des  Betrages  der  umlaufenden  Tschernoweznoten  erhöht 
hat.  Es  mehrten  sich  die  Merkmale,  die  auf  eine  Inflation  deuten  ließen. 
Allerdings  muß  man  hinzufügen,  daß  für  die  Sowjetwirtschaft  diese 
sogenannten  Inflationssymptome  nicht  dieselbe  Bedeutung  haben  wie  in 
der  kapitalistischen  Wirtschaft,  schon  deswegen,  weil  die  Preise  hier 
vom  Staate  maßgebend  beeinflußt  werden  und  die  Tschernowezwährung 
eine  ausgesprochene  Binnenwährung  ist.  Für  die  Vermehrung  des  Geld- 
umlaufes dürfte  zum  Teil  das  überaus  starke  Anwachsen  der  Produk- 
tion und  des  Warenumsatzes  beigetragen  haben.  Da  die  unproduktiven 
Ausgaben  in  keiner  unmittelbaren  Beziehung  zu  der  gesteigerten  Noten- 
ausgabe stehen,  so  läßt  sich  mit  ziemlicher  Sicherheit  darauf  schließen, 
daß  die  Vorgänge  im  Geldverkehr  keineswegs  auf  eine  etwaige  Gefahr 
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Der  einheitliche   Finanzplan 

(Ausgangsvariante;  netto) 
Millionen  Rubel 


Kapitalaufbringung      .    .     . 

Gesamt 

1928/29 

1929/30 

1930/31 

1931/32 

1932/33 

i.  Budgetsystem.    .    . 

40  978 

6  365 

7  284 

S1U4 

9  092 

10133 

darunter 

27  386 

4  346 

4  872 

5  405 

6  062 

6  701 

Lokalbudget 

13  592 

2  019 

2  412 

2  699 

3  030 

3  432 

2.  Kreditsystem    .    .    . 

5  476 

844 

907 

1071 

1198 

1456 

darunter 

Kommunalkreditanstalt. 

359 

47 

65 

71 

83 

93 

Landw.  Kreditsystem 

2  400 

250 

350 

450 

600 

750 

Kurzfristige  Kredite    .    . 

2  717 

547 

492 

550 

515 

613 

3.  S  0  z  i  al.-Ver  s.- An  s  t. 

8  480 

1145 

1442 

1683 

1955 

2  255 

4.  Eigenmittel  d.  Wirt- 

schaftsorganisation. 

17  028 

2  363 

2  906 

3  343 

3  928 

4  448 

5.  S  on  st  i  ge 

4  803 

715 

858 

955 

1  078 

1197 

Insgesamt 

76  765 

11432 

13  397 

15156 

17  251 

19  529 

Kapitalverwendung       .    .    . 

Gesamt 

1928/29 

1929/30 

1930/31 

1931/32 

1932/33 

1.  Wirtschaftszweige    . 

47105 

6917 

8  223 

9  254 

10  631 

12  080 

darunter 

Industrie       .... 

15  567 

2  499 

2  859 

3103 

3  391 

3  715 

Landwirtschaft  1 

7  086 

987 

1  170 

1402 

1667 

1860 

Elektrobau 

2  439 

314 

405 

598 

573 

649 

Verkehr  2          ,    . 

8  650 

1171 

1  404 

1650 

2  013 

2  412 

Handel   u.  Genossensch. 

5  929 

885 

1008 

1146 

1370 

1520 

Kommunalwirtschaft  . 

1941 

256 

306 

378 

451 

550 

Wohnungsbau      .     .     . 

3  547 

-450 

589 

709 

840 

959 

Sonstige    ...         ... 

1946 

355 

482 

368 

326 

415 

2.  Für  Sozial-kultu- 

relle Aufgaben  .    .    . 

19  850 

2  752 

3  337 

3  961 

4  555 

5  245 

3.  Verwaltung  und 

Landesverteidigung 

9810 

1763 

1837 

1941 

2  065 

2  204 

Insgesamt 

76  765  1 

11432 

13  397 

15156 

17  251 

19  529 

1  Einschließlich  Forstwirtschaft  und  Bewässerungsarbeiten. 

2  Einschließlich  Kommunikation. 

einer  ungesunden  Ausweitung  des  Notenumlaufes  und  der  Kredit- 
gewährung hindeuten. '  Von  russischer  Seite  wird  darauf  hinge- 
wiesen, daß  für  die  Ueberschreitung  der  geplanten  Ausgabegrenzen  nicht 

7  Vgl.  dazu  die  Stellungnahme  von  Karl  Elster  in  der  russischen  Zeitschrift 
„Finanzprobleme",  Jahrgang   1931,   Nr.   1. 
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zuletzt  auch  der  ungenügende  Abbau  der  Gestehungskosten  und  die 
Schwierigkeiten  in  der  Durchführung  der  Kreditreform  maßgebend 
waren.  Diese  beiden  Gründe  sollen  die  Wirksamkeit  des  Kreditsystems 
fühlbar  beeinträchtigt  und  eine  Ueberschreitung  der  Ausgabegrenze  ver- 
anlaßt haben.  Es  wird  auch  betont,  daß  die  Preiserhöhung  im  Privat- 
handel und  das  Verschwinden  des  Silbergeldes  nicht  mit  der  überplan- 
mäßigen Ausdehnung  der  Notenausgabe  zusammenhängen,  sondern  „diese 
Schwierigkeiten  eine  Erscheinungsform  des  von  den  unter  den  Schlägen 
der  sozialistischen  Erfolge  zugrunde  gehenden  Ueberresten  der  kapitalisti- 
schen Elemente  geleisteten  Widerstandes"  seien. 8  Diese  Begründung 
dürfte  aber  kaum  stichhaltig  genug  sein,  um  das  unverhältnismäßige 
Ansteigen  der  im  Umlauf  befindlichen  Geldmenge  erschöpfend  zu  klä- 
ren. Offenbar  haben  die  sich  mehrenden  Schwierigkeiten  in  der  Deckung 
des  stark  wachsenden  Finanzierungsbedarfes  zumindest  eine  vorüber- 
gehende übermäßige  Ausweitung  des  Notenumlaufes  notwendig  gemacht. 


V.  Soll  und  Haben  des  Industrieplans 

Die  Aufstellung  des  Fünfjahrplans  ist  unter  dem  Gesichtspunkt  der 
fortgesetzten  und  beschleunigten  Ausdehnung  des  vergesellschafte- 
ten Wirtschaftssektors  erfolgt.  Das  Ziel  der  vollständigen  Durchbildung 
des  planwirtschaftlichen  Prinzips  in  der  Wirtschaftslenkung  soll  vor  allem 
dadurch  erreicht  werden,  daß  neben  dem  Um-  und  Ausbau  des  indu- 
striellen Produktionsapparates  auch  planwirtschaftliche  Bindungen  in 
den  anderen  Gebieten  der  Volkswirtschaft  geschaffen  werden  sollen. 
Insbesondere  soll  in  der  Landwirtschaft,  bei  der  der  planwirtschaft- 
liche Tätigkeitsbereich  des  Sowjetstaates  bis  zur  Inangriffnahme  des 
Fjp.  noch  von  ganz  untergeordneter  Bedeutung  war,  der  Anteil  des  ver- 
gesellschafteten Sektors  gestärkt  werden.  Der  in  den  Vordergrund 
des  Fjp.  gestellte  Grundsatz  der  gesteigerten  Eigenbedarfsdeckung  soll 
aber  keineswegs  auf  eine  Selbstgenügsamkeit  der  Sowjetwirtschaft 
hinauslaufen,  sondern  durch  Verwirklichung  der  Industrialisierungs- 
bestrebungen, wie  sie  im  Fjp.  vorgezeichnet  sind,  soll  eine  einseitige  Ab- 
hängigkeit vom  Auslande,  wie  sie  namentlich  vor  dem  Kriege  bestand, 
unterbunden  werden.  Damit  ist  der  grundlegende  Unterschied  im  Kurs 
der  sowjetrussischen  Wirtschaftspolitik,  der  seit  der  NEP  bis  zum 
Fjp.  eingetreten  ist,  gekennzeichnet. 

In  den  Nepjahren  steuerte  die  SU.  den  Kurs  ihrer  Wirtschaftspolitik 
vornehmlich  auf  die  Wiederaufrichtung  des  während  der  ersten  Nach- 
revolutionsjahre   stark    zerrütteten    und    zersplitterten    Wirtschaf tsappa- 

8  Staatsbank  Nr.  3/4  1931. 
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rates  hin.  Revolution  und  Gegenrevolution,  Krieg  und  Bürgerkrieg  haben 
in  der  aus  der  Vorkriegszeit  übernommenen  rückständigen  Wirtschaft 
mit  einer  künstlich  gezüchteten  und  technisch  zurückgebliebenen  Indu- 
strie empfindliche  Lücken  gerissen.  Erschwerend,  ja  geradezu  katastro- 
phal wirkte  noch  die  Tatsache,  daß  der  in  den  ersten  Jahren  der  kriegs- 
kommunistischen Etappe  geschaffene  staatlich-bürokratische  Wirt- 
schaftsapparat nicht  imstande  war,  den  ihm  zugefallenen  Aufgabenkreis 
der  umfassenden  Produktions-  und  Verteilungsregelung  zu  bewältigen. 
Er  hat  vollkommen  versagt B,  so  daß  die  Gesamtwirtschaft  am  Rande 
ihres  völligen  Zusammenbruches  stand.  Erst  mit  der  Wendung  zur  NEP 
setzte  ein  langsamer  aber  zäher  Wiederaufbau  der  Wirtschaft  ein,  es 
mußten  jedoch  Jahre  verstreichen,  bis  der  Vorkriegsstand  im  allge- 
meinen wieder  erreicht  werden  konnte. 

Erst  im  Jahre  1927/28  ist  die  Wiederaufbauperiode  im  ganzen  abge- 
schlossen worden.  Die  Industrie  hat  ihren  Vorkriegsumfang  bereits  um 
ca.  26  %  und  einschließlich  der  kleineren  Betriebe  mit  höchstens  15 
Arbeitern  mit  mechanischer  Kraft  oder  30  Arbeitern  ohne  mechanische 
Kraft  um  15  bis  17  %  überschritten.  Die  wirklichen  Ergebnisse  sind 
aber  in  den  einzelnen  Produktionszweigen  sehr  verschieden.  Während  in 
wichtigen  Teilen  der  bergbaulichen  Produktion,  so  insbesondere  bei 
Erdöl  und  Kohle,  daneben  auch  in  verschiedenen  Verbrauchsgüterindu- 
strien, so  insbesondere  in  der  Textilindustrie,  der  Vorkriegsumfang 
überflügelt  werden  konnte,  blieben  andere  für  die  Industrialisie- 
rung des  Landes  entscheidende  Zweige,  wie  der  Erzbergbau,  die 
Hüttenindustrie  u.  a.,  hinter  ihrem  Vorkriegsstand  erheblich  zurück. 
Man  muß  aber  hinzusetzen,  daß  ein  Vorkriegs  vergleich  nur  mit 
besonderem  Vorbehalt  möglich  ist,  und  zwar  nicht  nur  wegen  der  völlig 
veränderten  Wirtschaftsstruktur,  sondern  auch  infolge  der  territorialen 
Einbuße  wichtiger  Industriezweige.  Außerdem  ist  hierbei  der  allgemein 
niedrige  Industrialisierungsstand  der  Vorkriegszeit  zu  beachten. 

(Siehe  Tabelle  nächste  Seite.) 

Immerhin  sind  die  in  den  Nepjahren  erzielten  Erfolge  bei  dem  außer- 
ordentlichen Kapitalmangel,  dem  Mangel  an  geschulten  Arbeitskräften, 
der  außerordentlichen  Knappheit  an  technischer  Ausrüstung  unver- 
kennbar. Eher  als  in  der  Industrie  ist  die  Wiederherstellung  der  Vor- 
kriegsproduktion in  der  Landwirtschaft  erfolgt,  da  ja  die  Rückgänge 
in  der  Agrarproduktion  nach  dem  Ausbruch  der  Revolution  und  des 
Bürgerkrieges  nicht  so  groß  wie  in  der  Industrie  waren.  So  war  nach 
Schätzungen  von  Kondratieff  z.  B.  die  Getreideproduktion  1920  gegen- 
über 1913  (unter  Berücksichtigung  der  Gebietsverschiebung)  um  etwa 
1/4  bis  1/5  geringer,  die  industrielle  Produktion  dagegen  auf  20  bis  25  % 
des  Vorkriegsstandes  gesunken. 

9  Vgl.  Lenin,  Ueber  die  Naturalsteuer. 
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9°  Fritz  Lewy 

Auf  die  Wiederaufbauperiode  folgt  nunmehr,  wenn  man  von  den 
einzelnen  Perioden  der  wechselnden  Wirtschaftspolitik  absieht,  die 
Etappe  des  Fjp.,  die  ein  Wirtschaftsexperiment  darstellt,  das  in  seinem 
gigantischen  Ausmaß,  in  seiner  sozialen  und  wirtschaftlichen  Bedeutung 
einen  einzigartigen  Vorgang  in  der  Wirtschaftsgeschichte  darstellt.  Der 
Produktionsausbau  setzt  —  den  Vorausberechnungen  des  Planes  ent- 
sprechend —  bei  denjenigen  Industrien  ein,  die  als  Grundpfeiler  der 
Industrialisierung  in  Betracht  kommen  und  auf  deren  Bezug  vom  Aus- 
lande der  Sowjetstaat  noch  in  entscheidendem  Maße  angewiesen  ist. 
„Umwandlung  der  USSR.  von  einem  Land,  das  Maschinen  und  Aus- 
rüstung einführt,  in  ein  Land,  das  Maschinen  und  Ausrüstung  selbst 
produziert",  das  ist  eine  der  Hauptforderungen  des  Industrialisierungs- 
programms. Die  Erzeugung  dieser  Industriezweige  unter  Anstrengung 
aller  Kräfte,  freilich  zum  Teil  ohne  Rücksicht  auf  die  tatsäch- 
lichen Gegebenheiten  und  nur  diktiert  von  dem  Willen  des 
Staates,  voranzutreiben,  ist  neben  den  großzügigen  Elektrifizie- 
rungsvorhaben eine  der  Hauptaufgaben  des  im  Plan  vorge- 
zeichneten Jahrfünfts  1928/29  bis  1932/33.  Mit  besonderem  Nach- 
druck und  Zähigkeit  steuert  nun  der  Sowjetstaat  darauf  hin,  das 
Schwergewicht  der  Produktionssteigerung  von  Jahr  zu  Jahr  auf  die 
Produktionsgüterindustrien  zu  verlegen.  Eine  unmittelbare  Auswirkung 
davon  ist  ein  gegenüber  den  Produktionsgüterindustrien  ständig  zurück- 
bleibendes Wachstumstempo  der  Konsumgüterindustrien  und  damit  zu- 
gleich ein  sich  stetig  vergrößerndes  Mißverhältnis  in  der  beiderseitigen 
Produktionsentwicklung.  Setzt  man  die  Erzeugung  der  Produktions- 
mittel herstellenden  Industrien  1925/26  gleich  100,  so  stellt  sie  sich 
1929/30  auf  343,  während  sich  die  Produktion  der  Verbrauchs- 
güterindustrien in  der  gleichen  Zeit  auf  nur  264  erhöht. 
Je  mehr  sich  diese  ungleichmäßige  Entwicklung  verstärkt,  je 
mehr  der  Wachstumsgrad  der  Produktionsgüterindustrien  beschleu- 
nigt wird,  um  so  deutlicher  tritt  die  Last  hervor,  die  eine  sich  durch- 
schnittlich um  3,5  Millionen  im  Jahre  vermehrende  Bevölkerung 
durch  Konsumverzicht  zu  ertragen  hat.  Der  weitere  Ausbau  des  indu- 
striellen Produktionsapparates  muß  eben  auf  Kosten  der  Konsumgüter- 
industrien erfolgen,  wenn  die  weitere  Zuführung  von  Finanzierungs- 
mitteln, die  bei  der  Abriegelung  Sowjetrußlands  von  den  internatio- 
nalen Geld-  und  Kreditmärkten  aus  eigener  Kraft  aufgebracht  werden 
müssen,  nicht  eine  Stockung  erfahren  soll.  Auch  darin  liegt  ein  grund- 
legender Unterschied  in  der  Industrialisierungspolitik  des  Sowjetstaates 
gegenüber  der  Vorkriegszeit.  In  der  Durchführung  seiner  Industriali- 
sierungspläne seit  etwa  der  Jahrhundertwende  war  der  zaristische  Staat 
in  hervorragendem  Maße  auf  ausländische  Kapitalquellen  angewiesen. 
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Durch  die  Revolution  sind  die  Kapitalverflechtungen  mit  dem  Auslande 
aufgehoben  und  die  Zusammenhänge  mit  den  auswärtigen  Kapitalquellen 
zerrissen  worden.  In  seiner  Industrialisierung  ist  der  Sowjetstaat  bei 
der  Kapitalaufbringung  auf  sich  selbst  angewiesen  und  die  daraus  ent- 
stehenden Schwierigkeiten  muß  er  mit  eigenen  Kräften  zu  überwinden 
suchen.  Wie  ungeheuer  diese  Schwierigkeiten  sind,  ergibt  sich  aus 
dem  Umfang  der  Kapitalanlagen,  die  im  Fjp.  vorgesehen  und  in 
den  ersten  beiden  Jahren  tatsächlich  auch  aufgebracht  und  angelegt 
worden  sind.  Ein  Vergleich  mit  den  Kapitalanlagen  des  vorangegan- 
genen Jahrfünfts  ergibt  folgendes  Bild:  Von  dem  Gesamtumfang  der 
industriellen  Kapitalanlagen  in  Höhe  von  18,6  Milliarden  Rubel  (in 
Preisen  1926/27)  für  das  laufende  Jahrfünft  (gegen  5,2  Milliarden  im 
vorangehenden  Jahrfünft)  sollen  nicht  weniger  als  etwa  4/5  allein  den 
Produktionsmittelindustrien  zugeführt  werden,  während  die  Verbrauchs- 
güterindustrien in  der  Deckung  ihres  wirklichen  Finanzierungsbedarfes 
fühlbar  eingeschränkt  werden,  was  wiederum  auf  eine  Beschränkung 
des  unmittelbaren  Konsums  hinausläuft. 

Bestanden  die  Aufgaben  der  Kapitalanlagetätigkeit  des  Sowjetstaates 
in  der  Wiederaufbauperiode  in  der  Hauptsache  darin,  den  bestehenden 
Industrieapparat  durch  Erweiterungs-  und  Reparaturarbeiten  zu  erhalten 
und  wiederherzustellen,  so  richtet  sich  in  der  Etappe  des  Fjp.  das 
Schwergewicht  der  staatlichen  Finanzierungstätigkeit  auf  die  Aufführung 
neuer  Betriebseinheiten  mit  moderner  Ausrüstung.  Dementsprechend 
beanspruchen  dem  Verwendungszweck  nach  die  Kapitalaufwendungen 
für  Neubauten  den  größten  Anteil.  Die  Quote  für  neue  Kapitalanlagen 
wächst  während  des  Jahrfünfts  plangemäß  stark  an  und  beträgt 
im  Endjahr  1932/33  nicht  weniger  als  56  %  der  gesamten  industriellen 
Investition  gegen  41,8  %  zu  Beginn  des  Fjp.  An  zweiter  Stelle  folgen 
die  Kapitalaufwendungen  für  Erweiterungsbauten,  deren  Anteil  jedoch 
mit  der  beschleunigten  Inbetriebnahme  neuer  Werke  stetig  sinkt  und 
sich  1932/33  auf  nur  27,2  %  gegen  39,5  %  im  Wirtschaftsjahr  1928/29 
stellen  soll.  Von  besonderer  Bedeutung  sind  aber  die  Aufwendungen 
für  den  industriellen  Wohnungsbau.  Die  Errichtung  von  Arbeiterwoh- 
nungen bildet  eines  der  Zentralprobleme  des  sowjetrussischen  Industrie- 
aufbaues überhaupt. 

Die  aufgewandten  Mittel  für  Beschaffung  eines  großen  Netzes  von 
Arbeiterwohnungen  steigen  absolut  erheblich  an,  bleiben  relativ  aber, 
da  die  Gesamtsumme  der  Kapitalanlagen  stärker  zunimmt,  fast  gleich 
(im  Jahresdurchschnitt  4  bis  10  %).10  Der  Zustrom  neuer  Mittel  für 
Anlagezwecke  bedingt  eine  bedeutende  Vergrößerung  des  in  der  Indu- 
strie arbeitenden  Grundkapitals  und  hier  wiederum  vor  allem  bei  den 

10  Ueber  die  Quellen  der  Kapitalaufbringung  vgl.  S.  85  ff. 
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Produktionsgüterindustrien,  wie  sich   aus  nachfolgender  Uebersicht  er- 
gibt: 

Anlagekapital  in  der  Industrie 


Ende  des  Wirt- 

Produktions- 

Verbrauchs- 

schaftsjahres 

Insgesamt 

Güterindustrien 

Güterindustrien 

1924/25 

7  965 

4  263 

3  702 

1925/26 

8  275 

4  525 

3  750 

1926/27 

8  750 

4  900 

3  850 

1927/28 

9  750 

5  430 

4  320 

1928/29 

10  300 

6  200 

4100 

Geplantes  Anlagekapi 

tal 

Produktions- 

Verbrauchs- 

Insgesamt 

Güterindustrien 

Güterindustrien 

1928/29 

10  330 

6100 

4  230 

1929/30 

11220 

7170 

4  050 

1930/31 

14  300 

9050 

5  250 

1931/32 

17  650 

11675 

5  975 

1932/33 

21850 

14  855 

6  995 

Innerhalb  des  Jahrfünfts  soll  sich  also  das  industrielle  Anlagekapital 
insgesamt  rund  verdoppeln,  bei  den  Produktionsgüterindustrien  sich 
sogar  auf  etwa  das  2,5  fache  stellen,  bei  den  Konsumgüterindu- 
strien dagegen  nur  um  etwa  2|3  zunehmen.  Also  auch  auf  dem  Ge- 
biete der  Kapitalakkumulation  zeigt  sich  wiederum  ein  klaffendes  Miß- 
verhältnis, das  aber  im  Einklang  mit  den  sowjetrussischen  Industriali- 
sierungsplänen steht.  Diese  Zielsetzung  ist  nicht  zuletzt  auch  eine  psy- 
chologische Belastung,  die  nur  durch  entgegengesetzte  psychologische 
Faktoren  ertragen  werden  kann.  Zu  diesem  Gegengewicht  gehört  zwei- 
fellos das  Bewußtsein  der  breiten  Massen,  die  gegenwärtigen  Lasten  für 
sich  selbst  und  für  eine  bessere  Zukunft  zu  tragen,  der  Gedanke  ferner, 
nur  für  eine  bestimmte,  verhältnismäßig  kurze  Periode  diese  Entbeh- 
rungen tragen  zu  müssen.  Vielleicht  ist  neben  den  Erfolgen  der  ersten 
Jahre  auch  gerade  von  diesem  Gesichtspunkt  aus,  um  die  Spannkraft  der 
Bevölkerung  nicht  zu  überlasten,  der  Fjp.  auf  den  Zeitraum  von  vier 
Jahren  verkürzt  und  nach  seiner  Durchführung  in  Aussicht  gestellt 
worden,  in  einem  zweiten  darauffolgenden  Fjp.  die  Entwicklung  der 
Konsumgüterindustrien  stärker  zu  berücksichtigen. 

Die  Fortschritte  in  den  ersten  beiden  Jahren  sind  zweifellos  bedeutend. 
Die  Sollziffern  bei  der  Industrie  sind  im  allgemeinen  erreicht,  vielfach 
sogar  überschritten  worden.  Zu  den  Industrien,  bei  denen  die  Plan- 
erfüllung am  größten  war,  gehören  in  erster  Linie  die  Erdölindustrie, 
wie  auch  wichtige  Teile  der  elektrotechnischen  Industrie,  die  bereits  die 
für  das  gesamte  Jahrfünft  gestellten  Anforderungen  erreicht  haben,  da- 
neben auch  die  Walzwerk-  und  Stahlproduktion,  der  Traktorenbau,  der 
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mittlere  Maschinenbau  und  Landmaschinenproduktion  u.  a.,  also  im 
wesentlichen  die  Produktionsgüterindustrien,  während  Planüberschrei- 
tungen bei  den  Verbrauchsgüterindustrien  nur  vereinzelt  und  geringfügig 
waren.  Wichtige  Zweige  der  Konsummittelindustriegruppen  konnten  in- 
folge der  knappen  Belieferung  mit  Rohstoffen  und  anderen  Hilfsmate- 
rialien den  Plananforderungen  nicht  entsprechen.  Dies  gilt  insbeson- 
dere für  die  sich  auf  Agrarrohstoffe  stützenden  Industriegruppen. 

Insgesamt  ist  aber  ein  unverkennbarer  Erfolg  zu  verzeichnen.  Frei- 
lich läßt  sich  noch  nicht  in  allen  Erfolgsfällen  sagen,  ob  die  geleistete 
Arbeit  wirklich  produktiv  verwendet  worden  ist.  Neue  Industrie-  und 
Kraftwerke  sind  entstanden,  Stauanlagen,  Verkehrslinien  sind  errichtet 
und  weitere  in  Angriff  genommen.  Ob  in  allen  Fällen  der  Standort 
richtig  gewählt,  das  Material  und  die  Arbeit  richtig  angelegt  sind,  kann 
sich  erst  zeigen,  wenn  die  neuen  Werke  in  Betrieb  genommen  sind 
und  ihre  Produktivität  zu  erweisen  haben.  Einen  Betrieb  aufzu- 
bauen, ihn  mit  modernsten  Mitteln  auszustatten,  ist  letzten  Endes  nur 
ein  technisches  Problem.  Seine  Wirtschaftlichkeit  muß  er  erst  er- 
weisen, indem  er  in  seiner  Produktivität  sich  wirklich  als  am  kleinsten 
wirtschaftlichen  Mittel  orientiert  zeigt.  Freilich  sind  Fehlrationalisie- 
rungen auch  in  der  kapitalistischen  Wirtschaft  nicht  selten,  genau  ge- 
nommen sogar  recht  häufig;  und  um  so  häufiger  als  auch  die  modern- 
sten Industrieorganisationsformen  teilweise  durchaus  starre  und  bürokra- 
tische Gebilde  sind. 

Ebenso  ergibt  eine  Bewertung  der  Erfolge  der  ersten  Jahre  des  Fjp. 
lediglich  von  der  Mengenseite  her  kein  zutreffendes  Bild.  Mit  der  Ver- 
mehrung der  Produktionsmengen  hat  die  Hebung  der  Qualität  und 
die  Senkung  der  Kosten  nicht  Schritt  halten  können.  Gestützt  auf  sow- 
jetamtliche Angaben  läßt  sich  ohne  weiteres  erkennen,  daß  nicht 
selten  die  ziffernmäßigen  Produktionsfortschritte  durch  eine  auffallende 
Verschlechterung  der  Produktionsgüte  erkauft  wurden,  woraus  große 
Hemmnisse  und  Fehlschläge  in  der  Verwirklichung  des  Industrialisie- 
rungsprogramms erwachsen  sind.  Im  Endergebnis  bedeutet  die  Qualitäts- 
verschlechterung eine  Verringerung  des  Angebots,  die  nicht  dazu  ange- 
tan ist,  die  an  sich  schon  so  starken  Schwierigkeiten  der  Warenversor- 
gung zu  beheben.  Der  Anteil  der  Ausschußwaren  ist  nicht  nur  bei  den 
Konsumgüterindustrien,  sondern  auch  in  den  Produktionsgüterindustrien 
immer  noch  im  Wachsen  (z.  B.  in  der  Textilindustrie,  dem  Beklei- 
dungsgewerbe, der  Baustoffproduktion,  landwirtschaftlichen  Maschi- 
nenindustrie, Glasindustrie  u.  a.).  Diese  Erscheinung  hängt  zum  Teil 
mit  den  großen  Schwierigkeiten  der  Belieferung  der  Industrie  mit  den 
notwendigen  Roh-  und  Hilfsmaterialien  zusammen,  nach  denen  die  Nach- 
frage mit  der  fortschreitenden  Industrialisierung  andauernd  wächst, 
so    daß    zur    Planerfüllung    vielfach    zu    Ersatzstoffen    gegriffen    wer- 
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den  mußte,  was  sich  in  der  Produktionsqualität  auswirkte.  Sie 
ist  aber  auch  eine  Folge  der  herrschenden  Kapitalknappheit, 
die  trotz  steigender  Maschinenverwendung  die  angestrebte  durch- 
greifende Erneuerung  der  Betriebsapparatur  binnen  kurzer  Zeit  nicht 
ermöglichte  und  zu  einem  Nachlassen  der  Arbeitsleistung  und  einer 
entsprechenden  Verschlechterung  der  Güte  der  Produktion  geführt  hat. 
Hinzu  kommt  noch  der  dauernde  Mangel  an  qualifizierten  Arbeitern, 
der  eine  sachgemäße  Bedienung  der  neu  eingeführten  komplizierten  Pro- 
duktionsanlagen und  eine  Kostenersparnis  besonders  erschwert.  Die 
Kostensenkung  ist  aber  das  Hauptproblem  des  Industrialisierungsplans. 
Von  der  Kostenseite  wird  eine  Steigerung  der  Kapitalreproduktion  erstrebt, 
damit  auch  mittelbar  eine  Entlastung  des  Hauptträgers  der  Finanzie- 
rung der  Volkswirtschaft,  des  Staatshaushaltes.  Nach  den  Berechnungen 
des  Fjp.  sah  die  Sowjetregierung  eine  Verringerung  der  industriellen 
Gestehungskosten  für  die  Gesamtindustrie  (Ausgangsjahr  1927/28  gleich 
100)  um  32  %  (bei  einer  gleichzeitigen  Senkung  der  Großhandels- 
preise um  23,9  %  )  vor,  und  zwar  für  die  Produktionsgüterindustrien  um 
35,5  %,  (Großhandel:  29,4  %)  und  für  die  Verbrauchsgüterindustrien 
um  29,7  %  (Großhandel:  19,4  %).  Durch  die  verhältnismäßig  erheb- 
lich stärkere  Herabsetzung  der  Gestehungskosten  gegenüber  den 
Preisen  soll  die  Eigenfinanzierung  in  der  Industrie  möglichst  ge- 
fördert werden.  Der  Abbau  der  Produktionsselbstkosten  sollte 
nach  den  Planungen  vor  allem  durch  eine  Hebung  der  Ar- 
beitsdisziplin und  somit  durch  eine  Steigerung  der  Arbeitsleistung 
und  durch  bedeutsame  betriebs-,  arbeits-  und  technisch-organisatorische 
Neuerungen  erreicht  werden.  (Vgl.  S.  90 ff.)  In  Wirklichkeit  hat  aber  die 
geplante  Produktionsverbilligung  trotz  aller  Anstrengungen  der  Regie- 
rung in  den  ersten  beiden  Jahren  des  Fjp.  den  Planerwartungen  bei  wei- 
tem nicht  entsprochen.  Die  Gestehungskosten  der  industriellen  Pro- 
duktion sind  im  Jahresdurchschnitt  1929/30  nur  um  7  %  herabgesetzt 
worden,  statt  der  geplanten  Senkung  von  11  %,  so  daß  die  vorgesehene 
Produktionsankurbelung  auf  dem  Wege  von  Kostensenkungen  nicht  ver- 
wirklicht werden  konnte.  Der  durch  den  fortschreitenden  Mechanisierungs- 
prozeß angestrebte  Selbstkostenabbau  blieb  unter  Zugrundelegung  sow- 
jetamtlicher Angaben  im  wesentlichen  infolge  der  entgegengesetzten 
Wirkungen  einer  nicht  entsprechenden  Arbeitsleistung  aus. 

Gerade  die  Arbeitskosten  in  der  russischen  Industrie  sind  aber  ver- 
hältnismäßig hoch.  Zwar  ist  die  Lohnhöhe  im  Vergleich  zu  den  führen- 
den kapitalistischen  Volkswirtschaften  zurückgeblieben,  aber  die 
Lohnbewegung  war  Jahre  hindurch  aufwärts  gerichtet  und  stieg 
schneller  an  als  die  Arbeitsproduktivität.  Das  liegt  sicher  zu  einem  Teil 
an  dem  Menschenmaterial  selbst  und  wird  erst  in  längeren  Zeiträumen 
als  der  Fjp.  vorsieht  sich  überwinden  lassen.  Für  die  Ausbildung  von 
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Arbeitskräften  schüttet  der  Sowjetstaat  erhebliche  Beträge  aus.  Bei  dem 
gewaltigen  Tempo  der  Industrialisierung  reichen  jedoch  diese  Anstren- 
gungen nicht  aus,  um  den  Bedarf  an  qualifizierten  Arbeitskräften  in  den 
nächsten  Jahren  zu  decken.  Nach  dem  Fjp.  sieht  die  Regierung  eine 
Ausbildung  einer  größeren  Anzahl  jüngerer  Arbeitskräfte  vor.  Insge- 
samt soll  die  Zahl  der  Lohnempfänger  nach  dem  Fjp.  um  39  %  stei- 
gen, davon  in  der  Industrie  um  25  % . 

Zum  Teil  erklärten  sich  die  hohen  Arbeitskosten  auch  aus  den  Män- 
geln der  Organisation  und  der  technischen  Ausstattung.  Noch  immer  ist 
die  Wirtschaftsorganisation  über  das  Stadium  des  Experimentierens 
nicht  hinausgekommen.  Ohne  Vorbild  in  einem  solchen  rückständigen 
Lande  die  Planwirtschaft  auf  höchstrationelle  Betriebsweise  auszubilden, 
muß  dazu  führen,  daß  theoretische  Pläne  vielfach  an  der  harten 
Wirklichkeit  zerbrechen.  So  war  die  Einführung  des  Siebenstundentages 
und  der  Fünftagewoche  mit  ununterbrochenem  Schichtwechsel  gewiß  eine 
fortschrittliche  Tat.  Unter  den  besonderen  russischen  Gegebenheiten 
haben  sich  jedoch  diese  Reformen  vielfach  nicht  bewährt  und  zu  einer  nicht 
vollen  Ausnutzung  der  Arbeitskraft    und  sogar  zu  einer  verantwortungs- 
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losen  Behandlung  der  Werkanlagen  durch  die  wechselnden  Schichten 
geführt.  Mit  dem  ununterbrochenen  Schichtwechsel  verbunden  war  die 
Notwendigkeit  eines  Arbeitskartensystems,  das  aber  vielfach  dazu 
führte,  daß  die  Arbeitsbestimmungen  verletzt  wurden.  Dadurch 
entstand  eine  Durchlöcherung  der  Arbeitsdisziplin  und  eine  Umgehung 
der  Arbeitskontrolle.  Darüber  hinaus  wirkte  noch  ein  weiterer  Umstand, 
der  ebenfalls  für  die  sowjetrussischen  Arbeitsverhältnisse  typisch  ist, 
erschwerend  auf  die  Durchführung  des  Industrialisierungsplanes  und 
der  Kostensenkung  ein:  nämlich  die  Arbeiterfluktuation.  Infolge  wach- 
sender Schwierigkeiten  in  der  Verpflegung  und  des  starken  Mangels  an 
Arbeiterwohnungen  in  den  Industriezentren  setzte  in  den  letzten  Jahren 
eine  ständig  zunehmende  Abwanderung  von  Arbeitern  in  entlegenere 
Gebiete  mit  besseren  Versorgungsmöglichkeiten  ein;  auch  die  Zuwande- 
rung vom  Lande  zur  Stadt  begann  zu  stocken.  Dies  mußte  sich  auf  den 
Produktionsgang  und  die  Arbeitsstetigkeit  um  so  mehr  auswirken,  als  ge- 
rade wichtige  Zweige  der  Industriewirtschaft  durch  den  überaus  starken 
Arbeiterwechsel  in  den  Betrieben  fühlbar  betroffen  wurden.  Der  Kohlen- 
bergbau und  andere  Industriezweige  waren  seit  jeher  auf  eine  saison- 
mäßige Zuwanderung  von  Arbeitskräften  im  starken  Maße  angewiesen, 
da  die  ortsansässigen  Arbeitskräfte  den  Bedarf  im  Saisonaufschwung 
bei  weitem  nicht  decken  konnten.  Infolge  des  starken  Abganges  der 
Arbeiter  setzte  daraufhin  in  den  Industriegebieten  ein  starker  Mangel 
sogar  an  ungelernten  Arbeitern  ein.  Die  Regierung  mußte  zu  energischen 
Maßnahmen  greifen,  um  die  Arbeiterabwanderung  zu  dämmen  und  eine 
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bessere  Versorgung  mit  Arbeitskräften  zu  erzielen.11  Der  erhoffte  Erfolg 
dieser  Maßnahmen  blieb  aber  aus,  worauf  Stalin  im  Juni  1931  mit 
besonderem  Nachdruck  hinwies  und  einschneidende  Neuerungen  auf  dem 
Gebiete  der  Arbeiterpolitik  und  der  Arbeiterentlohnung  ankündigte.  Die 
von  Stalin  geforderten  Maßregeln  zur  Durchführung  einer  weitgehen- 
den Lohn-  bzw.  Tarifstaffelung  bedeuten  keinen  Rückzug  von  dem  bis- 
herigen Kurs.  Vielmehr  sind  die  in  seiner  Rede  angekündigten  Maß- 
nahmen eine  Kompromißlösung  zwischen  Notwendigkeit  und  Ziel,  eine 
radikale  Kompromißlösung,  wie  sie  in  den  letzten  Jahren  auch  auf 
anderen  Gebieten  häufig  gewählt  wurde. 

Die  Junirede  Stalins,  die  eine  teilweise  Rückkehr  zur  früheren  Arbeits- 
zeit und  Arbeitsordnung  einleitete,  bedeutet  keineswegs  eine  Abkehr  vom 
Fjp.,  aber  sicher  einen  Rückzug  einer  Arbeitsordnung,  die  unter  den 
gegebenen  Verhältnissen  sich  unproduktiv  auswirkte.  Daher  auch  die 
Forderung  einer  weitgehenden  Lohndifferenzierung  und  einer  schär- 
feren Ausbildung  der  Befehlsgewalt  der  Betriebsleiter.  Grundsätzlich 
neu  sind  diese  Erscheinungen  nicht.  Den  Sieg  oder  die  Erfolgsmöglich- 
keiten des  Fjp.  berühren  sie  nicht;  auch  in  der  besonderen  Stellung  des 
Arbeiters  im  Rahmen  des  Sowjetsystems  tritt  keine  Aenderung  ein. 

Der  russische  Arbeiter  bleibt  nach  wie  vor  das  ausschlaggebende  Mit- 
glied der  herrschenden  Klasse  des  russischen  Staates.  Diese  Stellung  be- 
deutet zum  Teil  einen  psychologischen  Wert,  es  sind  aber  auch  reale 
Rechte  mit  ihr  verbunden.  Die  Stufung  der  Betriebsfunktionen  ist 
natürlich  erhalten  geblieben,  und  man  kann  zweifeln,  ob  bei  dem  heu- 
tigen Stand  der  Technik  selbst  in  den  höchstentwickeltsten  Industrie- 
ländern diese  Rangordnung  vermeidbar  wäre.  Der  Gegensatz  zwischen 
geistiger  Arbeit  und  Handarbeit  besteht  nahezu  unverändert  fort.  Ruß- 
land ist  kein  sozialistisches  Utopia.  Gesundheitschädigende  und  Schwer- 
arbeit finden  vielleicht  etwas  mehr  Berücksichtigung,  als  sie  es  unter 
kapitalistischen  Verhältnissen  in  Rußland  finden  würden,  aber  sicher 
weniger  als  in  den  technisch  fortgeschritteneren  Ländern.  Die  Verschie- 
denheit der  Entlohnung  besteht  fort  und  zeigt  sogar  eine  zunehmende 
Tendenz.  Und  doch  ist  es  eine  andere  Welt.  Die  Betriebsrangordnung  ist 
keine  Klassenordnung,  sie  ist  nicht  durch  die  gesellschaftlichen  Schran- 
ken der  Bildung,  des  Herkommens,  der  äußeren  Formen  verfestigt  und 

11  Im  Oktober  1930  wurde  von  der  Regierung  die  Auszahlung  der  Arbeitslosen- 
unterstützung eingestellt  und  gegen  die  sogenannten  „Arbeitsdeserteure"  schwere 
Strafen  verhängt  (Entzug  der  Lebensmittelrationen,  Prämien,  Invalidenrenten  usw.). 
Zur  Bindung  der  Arbeiter  an  die  Betriebe  wurde  gleichzeitig  eine  bevorzugte 
Warenbelieferung  u.  ä.  vorgesehen.  Durch  Verordnung  vom  14.  11.  1930  wurden 
schließlich  Maßnahmen  getroffen,  die  auf  eine  fast  völlige  Aufhebung  der  Frei- 
zügigkeit der  Arbeiter  und  auf  eine  Einführung  der  Arbeitsdienstpflicht  hinaus- 
kamen. Zur  Hebung  der  Arbeitsleistung  sind  der  „sozialistische  Wettbewerb"  und 
im  verstärkten   Maße   die  Akkordentlohnung  herangezogen   worden. 
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erblich.  Der  Arbeiter  an  der  Maschine  kann  morgen  im  Direktions- 
zimmer sitzen,  der  Direktor,  dem  man  die  Gefahr  der  Verbürgerlichung 
ankreidet,  kann  morgen  wieder  an  der  Maschine  stehen.  Die  Betriebs- 
demokratie ist  zwar  durch  die  Notdurft  der  Wirtschaft  und  den  eisernen 
Zwang  des  Fjp.  eingeschränkt,  aber  sie  ist  gesetzlich  verankert,  sie  ge- 
hört zum  System  dieses  Staates  und  wird  wirksam  werden  können  und 
müssen,  wenn  die  Ertragsfähigkeit  dieser  Wirtschaft  anwächst.  Die 
Betriebsdemokratie  ist  unvollständig,  ja  vielleicht  unwirksam,  wenn 
man  die  unmittelbaren  Ergebnisse  betrachtet,  aber  sie  ist  als  Prinzip 
ein  Bestandteil  der  Existenz  dieses  Staates,  kann  daher  nur  mit  diesem 
zugrunde  gehen,  muß  aber  mit  der  wachsenden  Ertragsfähigkeit  der 
Wirtschaft  selbst  wachsen. 

Der  russische  Arbeiter  hat  kein  Streikrecht.  Streik  gegen  die  staat- 
lichen Unternehmungen  erscheint  als  Rebellion  gegen  den  Staat  selbst, 
also  gegen  die  proletarische  Diktatur.  Die  Gewerkschaften  sind  zwar 
formell  freiwillige  Organisationen,  sind  aber  im  Staatssystem  einge- 
gliedert und  haben  bei  der  Lohnfestsetzung  und  darüber  hinaus  in 
der  Leitung  des  Betriebes  und  der  wirtschaftlichen  Gesamtorganisation 
beträchtliche  Funktionen  zu  erfüllen.  So  sehr  sie  aber  auch  als  solche 
Staatsorgane  auf  dem  Boden  der  Staatsverantwortlichkeit  stehen  mögen, 
so  wenig  kann  man  doch  übersehen,  daß  auch  sie  von  unten  her  wachsen 
und  mit  den  Massen  in  Verbindung  stehen,  den  Willen  der  Massen 
auch  durchleiten.  Die  russischen  Gewerkschaften  sind  Organe  breite- 
ster Massen  und  durch  ihre  Organisationsform  als  Industrieverbände 
(statt  der  westlichen  Fachverbände)  unmittelbarer  mit  dem  täglichen 
Leben  und  Wollen  der  Betriebsbelegschaften  verbunden.  Auch  hier  wird 
man  nicht  übersehen  können,  daß  sie  unter  günstigeren  wirtschaftlichen 
Verhältnissen  als  Organe  der  Arbeiterdemokratie  werden  außerordent- 
lich wirksam  sein  können  und  sein  müssen. 

Trotz  der  sozialen  Stellung  des  Arbeiters  im  russischen  Staatssystem 
ist  seine  wirtschaftliche  Lage  noch  immer  höchst  unbefriedigend.  Man 
darf  zwar  nicht  vergleichen  wollen  mit  westeuropäischen  oder  gar 
amerikanischen  Verhältnissen.  Schon  in  der  Vorkriegszeit  lag  der 
Reallohn  des  russischen  Arbeiters  weit  unter  dem  der  dortigen  Arbeiter, 
oft  sogar  unter  dem  Existenzminimum.  Gegenüber  diesen  Verhältnissen 
ist  im  allgemeinen  eine  ganz  bedeutende  Verbesserung  eingetreten. 
Bereits  1926/27  erreichten  die  Reallöhne  im  Durchschnitt  für  die  ge- 
samte staatliche  Großindustrie  ihren  Vorkriegsstand.  In  den  darauffol- 
genden Jahren  stiegen  sie  weiter  an,  allerdings  nicht  so  stark  wie  die 
Nominallöhne.  Nach  dem  Fjp.  sollen  die  Löhne  im  Durchschnitt  für  die 
gesamte  Staatsindustrie  um  37  %  erhöht  werden.  Der  Reallohn  soll 
sogar  um  52  bzw.  56  %  gesteigert  werden.  Im  Vergleich  zu  1913  wird 
sich   nach   den   Planberechnungen     der   durchschnittliche   Reallohn   um 
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108,9  %  höher  stellen.  Die  Arbeitsproduktivität  soll  gleichzeitig  um 
110  %   gehoben  werden. 

Es  wäre  aber  falsch,  die  Produktivität  der  russischen  Wirtschaft  nur 
in  einer  sofortigen  Einkommensteigerung  der  Arbeiter  und  der  Bevölke- 
rung überhaupt  messen  zu  wollen.  Wir  haben  bereits  gesehen,  wie  die 
langsamere  Wachstumsgeschwindigkeit  der  Fertigwarenindustrie  durch- 
aus im  Plane  selbst  vorgesehen  ist,  wie  die  Einschränkung  des  Konsums 
einer  der  tragenden  Gedanken  des  Fjp.  ist.  Wie  immer,  sagt  der  Nomi- 
nallohn nichts  über  die  wirkliche  Lebenshaltung  der  Arbeiterschaft  aus. 
Aber  selbst  der  Reallohn  ist  kein  ausreichender  Maßstab  für  die  Be- 
urteilung der  Kaufkraft  der  Bevölkerung,  einmal  weil  für  die  russische 
Wirtschaft  typisch  ist,  daß  die  Nachfrage  für  Konsummittel  immer  das 
Angebot  übersteigt,  zum  andern,  weil  ein  nicht  unerheblicher  Teil  des 
Einkommens  mehr  oder  weniger  gezwungen  für  die  Kapitalbildung  zur 
Verfügung  gestellt  wird.  Die  Steuerbelastung,  insbesondere  die  durch 
indirekte  Steuern,  und  Anleihezeichnung  entziehen  dem  Konsum  einen 
recht  beträchtlichen  Teil  der  Nachfrage.  Auf  der  andern  Seite  hat  aber 
der  russische  Arbeiter  unmittelbare  Einkommenbezüge  kultureller 
Art,  die  er  in  der  kapitalistischen  Gesellschaftsordnung  nur  durch  An- 
wendung beträchtlicher  Einkommensteile  erhalten  könnte  oder  erhält, 
falls  er  sie  erstrebt.  Richtig  ist,  daß  breite  Teile  der  Arbeiterschaft  hier 
wie  dort  diese  nicht  erstreben,  von  den  kulturellen  Konsummitteln 
keinen  Gebrauch  machen.  In  der  Wirkung  ist  dies  so,  als  ob  der  Staat 
eine  allgemeine  Kultursteuer  erheben  und  kulturelle  Konsummittel  aus 
den  Erträgen  dieser  Steuer  kostenlos  zur  Verfügung  stellen  würde. 
Macht  ein  Steuerzahler  von  diesen  Konsummitteln  keinen  Gebrauch, 
so  ist  er  freilich  übervorteilt  und  wird  die  Steuer  als  eine  drückende 
Last  empfinden.  Immerhin  wird  man  das  Einkommen  des  russischen 
Arbeiters  etwas  höher  einschätzen  dürfen,  als  es  in  der  eigentlichen 
Lohnzahlung  zum  Ausdruck  gelangt. 

Die  starke  Ausweitung  des  industriellen  Produktionsapparates  in  den 
letzten  beiden  Jahren  hat  in  Verbindung  mit  der  Verkürzung  der 
Arbeitszeit  und  den  Neuerungen  in  der  Arbeitsverrichtung  die  Auf- 
nahmefähigkeit der  russischen  Industrie  an  Arbeitskräften  außerordent- 
lich gesteigert,  so  daß  die  Freisetzung  von  Arbeitern  Ende  1929  be- 
deutend nachgelassen  hat.  1930  setzte  sogar  ein  fühlbarer  Mangel  an 
Arbeitskräften  ein,  die  Zahl  der  Arbeitsuchenden  sank  ungewöhnlich 
stark.  Insbesondere  die  beschleunigte  Kollektivierung  der  Landwirtschaft 
und  die  von  der  Regierung  sehr  geförderte  Bautätigkeit  entwickelten 
einen  wachsenden  Bedarf  an  Arbeitern.  Zu  dieser  Knappheit  mag  auch 
die  an  anderer  Stelle  geschilderte  Arbeiterabwanderung  beigetragen 
haben.  Im  wesentlichen  beruht  sie  aber  unmittelbar  auf  der  vorangetrie- 
benen Industrialisierung.  Seit  Mitte  1930,  in  einer  Zeit  also,  in  der  die 
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Weltwirtschaftskrise  sich  immer  mehr  ausweitet  und  vertieft  und  un- 
zählige Massen  von  Arbeitswilligen  freisetzt,  besitzt  Rußland  so  gut  wie 
gar  keine  Arbeitslosigkeit.  Statt  einer  Erwerbslosigkeit  setzt  ein  aus- 
gesprochener Arbeitermangel  ein,  dem  die  Regierung  sogar  durch  Hin- 
zuziehung von  weiblichen  Arbeitskräften  abzuhelfen  suchen  muß.  Besaß 
noch  Rußland  in  den  letzten  Jahren  eine  Arbeitslosenarmee  von  durch- 
schnittlich 1,5  Millionen,  so  zeigt  die  zuletzt  im  November  1930  ver- 
öffentlichte Zahl  eine  Arbeitslosigkeit  von  nur  rund  240  000,  also  eine 
Zahl,  die  gerade  dem  notwendigen  Bedürfnis  nach  elastischer  Regu- 
lierung des  Arbeitsmarktes  entspricht. 12 

Zweifellos  ist  diese  günstige  Entwicklung  auf  dem  Arbeitsmarkt  ge- 
fördert worden  durch  die  Ausdehnung  des  planwirtschaftlichen  Gel- 
tungsbereiches. Die  letzten  beiden  Jahre  stehen  ausgesprochen  im  Zei- 
chen einer  starken  Verdrängung  des  privatkapitalistischen  Sektors  in  der 
Sowjetwirtschaft.  Bereits  1929  betrug  der  Anteil  der  Privatindustrie  an 
der  gesamtindustriellen  Produktion  nach  sowjetrussischen  Schätzungen 
nur  noch  0,2  bis  0,3  %.  Im  Großhandel  ist  die  Privathandelstätigkeit 
so  gut  wie  gänzlich  beseitigt  worden.  Im  Einzelhandel  versucht  das  pri- 
vate Kapital  sich  noch  zu  behaupten,  geht  aber  infolge  des  Drucks  von 
den  „Kommandohöhen"  ebenfalls  schnell  zurück.  An  den  gesamten 
Einzelhandelsumsätzen  der  Sowjetunion  für  das  Jahr  1929/30  ist  der 
Privathandel  nur  noch  mit  etwa  6  %  beteiligt.  Lediglich  in  einzelnen 
Zweigen  der  Lebensmittelversorgung  kann  sich  das  Privatkapital  zunächst 
noch  eine  gewisse  Existenzmöglichkeit  sichern,  aber  auch  hier  drängen 
die  Genossenschaften  immer  stärker  vor.  Das  Schwergewicht  der  Ver- 
teilung verschiebt  sich  immer  mehr  auf  das  genossenschaftliche  Ver- 
triebsnetz, das  im  Rahmen  des  vergesellschafteten  Handelsapparates  eine 
vorherrschende  Stellung  einnimmt. 

Infolge  der  starken  Zurückdrängung  der  Privathandelstätigkeit,  die 
noch  vor  nicht  langer  Zeit  als  der  bedeutendste  Vermittler  zwischen 
Land  und  Stadt  auftreten  konnte,  entstehen  in  der  Warenversorgung  er- 
hebliche Lücken,  da  der  vergesellschaftete  Apparat  sich  nicht  so  schnell 
aufbauen  kann,  um  einen  gleichwertigen  Ersatz  zu  bieten.  Auch  hier 
zeigt  sich,  wie  in  der  Industrie,  ein  fühlbarer  Mangel  an  geschultem 
Personal,  auch  hier  zeigt  sich  ein  vielfach  zu  großen  Unzuträglichkeiten 
in  der  Warenbelieferung  führender  Bürokratismus.  Darin  ist  eine  der 
wichtigsten    Schwierigkeiten    des    sowjetrussischen    Wirtschaftsaufbaues 

12  Vgl.  Wagemann,  Struktur  und  Rhythmus  der  Weltwirtschaft,  Berlin  1931,  S.  262: 
„Wenn  sie  (die  Arbeitslosigkeit)  im  November  dieses  Jahres  (1930)  mit  240  000 
angegeben  wird,  so  bedeutet  dies  in  der  Tat,  daß  sie  auf  den  Bewegungsbestand  des 
Arbeitsmarktes  zurückgegangen  ist.  .  .  Demnach  würde  die  konjunkturelle  Arbeits- 
losigkeit gegenwärtig  tatsächlich  gleich  Null  sein. . .  Der  Plan  scheint  die  Men- 
schen in  ein  wahres  Wirtschaftsfieber  versetzt  zu  haben,  das  fast  einem  Hausse- 
taumel  während   der   Hochkonjuntur  der   kapitalistischen   Wirtschaft   ähnelt." 
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zu  erblicken,   eine   Schwierigkeit,      die    aber    mehr   einen   Uebergangs- 
charakter  haben  dürfte. 

Bedrohlicher  als  diese  „Engpässe"  fallen  die  Unzulänglichkeiten  des 
Transportwesens  ins  Gewicht.  Rußland  verfügt  über  weitausgedehnte  und 
zum  Teil  noch  wenig  erschlossene  Rohstoffvorkommen,  die  aber  in  ver- 
kehrswirtschaftlich abgelegenen  Gebieten  sich  in  erheblichem  Maße 
befinden.  Die  Hebung  dieser  Rohstofflager,  ihre  intensive  Ausnutzung 
ist  eine  gebieterische  Notwendigkeit  für  die  Industrialisierung 
des  Landes.  Zwar  ist  in  den  letzten  beiden  Jahren  der  ver- 
fügbare Verkehrsapparat  in  höchstgespanntem  Maße  ausgenutzt 
worden,  aber  die  Verkehrsleistungen  reichten  bei  weitem  nicht 
aus,  um  eine  einigermaßen  befriedigende  Rohstof  f  belief  er  ung  der  In- 
dustrie und  Lebensmittelversorgung  zu  gewährleisten.  Auch  der  steigende 
Exportzwang  zur  Devisenbeschaffung  für  den  wachsenden  Einfuhrbedarf 
hat  zu  einer  übersteigerten  Ausnutzung  der  Verkehrsmittel  gedrängt. 
Daraus  erklären  sich  die  großen  Anstrengungen  zur  Ausweitung  des 
Schienennetzes  auch  in  den  Gebieten,  die  als  künftige  Zentren  der  In- 
dustrialisierung ausschlaggebend  sind,  bisher  aber  infolge  ihrer  geringen 
Verkehrserschließung  nur  wenig  in  Anspruch  genommen  werden  konn- 
ten. Man  denke  nur  an  die  gewaltige  Leistung  der  Errichtung  der  Turk- 
sibbahn,  die  eine  der  wichtigsten  Verbindungspunkte  im  Verkehrssystem 
des  Landes  bildet,  und  eine  der  bedeutendsten  Stützen  der  Industriali- 
sierungs-  und  Verkehrspolitik  des  Sowjetstaates  darstellt.  Durch  die  Er- 
richtung dieser  Bahn  ist  nunmehr  die  Möglichkeit  gegeben,  Baumwolle 
aus  Mittelasien  ins  Innere  Rußlands  zu  befördern,  gleichzeitig  aus  den 
entfernten  sibirischen  Gebieten  Getreide  in  steigenden  Mengen  heranzu- 
holen. Insgesamt  ist  nach  dem  Fjp.  eine  Ausdehnung  des  Schienennetzes 
innerhalb  des  Jahrfünfts  um  nicht  weniger  als  22  619  km  geplant, 
wovon  16  936  km  bereits  nach  Ablauf  des  Jahrfünfts  in  Betrieb  ge- 
nommen sein  sollen.  Für  die  bisherigen  Planstufen  ist  die  Planaufgabe 
des  Transportes  nur  unter  außerordentlichen  Schwierigkeiten  teilweise 
erfüllt  worden.  Freilich  ist  auch  nach  der  Planerfüllung  der  eigentliche 
Bedarf  immer  noch  unvollkommen  befriedigt.  Das  Transportwesen  ge- 
hört im  eigentlichen  Sinne  zu  den  „engen  Stellen"  des  Fjp. 


VI.  Soll  und  Haben  des  Agrarplans 

Die  neuesten  Entwicklungstendenzen,  die  im  vorangegangenen  Ab- 
schnitt für  die  Industrie  aufgezeigt  wurden,  haben  in  der  Agrarwirtschaft 
einen  ganz  anderen  Verlauf  genommen.  Obwohl  in  der  Landwirtschaft 
der  Vorkriegsstand  verhältnismäßig  schnell  eingeholt  und  sogar  bald  über- 
schritten wurde,  zeigte  sich  jedoch  bald,  daß  trotzdem  die  agrarische Ueber- 
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Schußproduktion  äußerst  unzureichend  war,  zeitweise  sogar  die  Belieferung 
des  Marktes  so  gut  wie  völlig  ausgesetzt  hat.  Die  Schwierigkeiten  in  der  In- 
landsversorgung mit  Getreide  haben  sich  in  den  letzten  Jahren  so  ver- 
schärft, daß  Sowjetrußland  —  vor  dem  Kriege  ein  bedeutendes  Aus- 
fuhrland —  vorübergehend  zum  Getreideimport  schreiten  mußte.  Schon 
im  Wirtschaftsjahre  1927/28  erfährt  der  Getreideexport,  der  bis  dahin 
noch  ein  dauerndes  Steigen  zeigt  und  den  Hauptposten  der  Ausfuhr  dar- 
stellt, einen  starken  Rückschlag.  Im  darauffolgenden  Jahre  scheidet  Ruß- 
land als  Getreidelieferant  für  den  Weltmarkt  gänzlich  aus.  Wohl  richtete 
die  Sowjetregierung  alle  ihre  Kräfte  darauf  hin,  für  diesen  die  Gesamt- 
wirtschaft bedrohenden  Ausfall  ein  Gegengewicht  durch  Ausfuhrsteige- 
rungen anderer  agrarischer  Produkte,  industrieller  und  bergbaulicher 
Erzeugnisse  zu  schaffen,  aber  die  Agrarschwierigkeiten  spitzten  sich 
immer  weiter  zu  und  die  Leistungsfähigkeit  der  Landwirtschaft  reichte 
noch  lange  nicht  aus,  um  den  tatsächlichen  Bedarf  zu  decken.  Infolge- 
dessen wurde  eine  strenge  Rationalisierung  des  Brotverbrauches  in  den 
Großstädten  notwendig,  um  wenigstens  den  Mindestbedarf  decken  zu 
können. 

Diese  anormale  Erscheinung  läßt  sich  nicht  auf  einen  einheitlichen 
Erklärungsgrund  zurückführen.  Zum  Teil  mag  hierfür  der  gesteigerte 
Selbstverbrauch  der  Landbevölkerung  beigetragen  haben. 13  Zum  Teil 
hängt  diese  erstaunliche  Erscheinung  mit  der  geringen  warenwirtschaft- 
lichen Durchbildung  der  kleinbäuerlichen  Wirtschaften  zusammen.  Dar- 
über hinaus  hat  das  gegenüber  der  Industrieproduktion  ungünstige  Preis- 
verhältnis der  Agrarprodukte  den  Bauern  vielfach  veranlaßt,  den  Aus- 
bau anderer  Agrarkulturen  und  verstärkte  Viehzucht  zu  betreiben,  um 
lohnenderen  Absatz  zu  finden.  Alle  diese  Momente  reichen  indes  nicht 
aus,  um  den  katastrophalen  Rückgang  der  Getreideausfuhr  und  die  enor- 
men Getreideversorgungsschwierigkeiten  zu  rechtfertigen.  Ausschlag- 
gebend hierfür  dürfte  ein  anderer  Umstand  gewesen  sein:  die  sozialen 
Umschichtungen   im  Bodenbesitz   und  damit  in  der  Produktionssphäre. 

Vor  dem  Kriege  waren  zwar  die  Großgrundbesitzer  nur 
mit  12  %  an  der  Bruttoproduktion,  aber  mit  21,6  %  an  der  Markt- 
belieferung mit  Getreide  beteiligt.  Sie  stellten  also  gerade  für  die  Ge- 
treidebelieferung des  Marktes  einen  erheblichen  größeren  Anteil  als  es 
ihrer  Quote  an  der  Gesamtgetreideerzeugung  entspricht,  zur  Verfügung. 
Noch  ausschlaggebender  waren  hierfür  die  Großbauern,  die  bei  einem 
Produktionsanteil  an  Getreide  von  38  %  nicht  weniger  als  die  Hälfte 
der  Marktproduktion  lieferten.  Diese  beiden  Produzentengruppen  liefer- 
ten somit  fast  3/4  des  gesamten  auf  den  Markt  gelangenden  Getreides. 
An  dem   Rest  waren  vorwiegend  die  mittleren  Bauernwirtschaften   be- 

13  N.  Jasny:  Die  Zukunft  des  Roggens.  Vjh.  f.  Konjunkturforschung,  Sdh.  20, 
Berlin  1930. 
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teiligt,  während  der  Kleinbauer  als  regelrechter  Marktlieferant  kaum  ins 
Gewicht  fiel. 

Durch  die  Revolution  ist  der  Großgrundbesitz  vollständig  zerschlagen 
worden.  Der  großbäuerliche  Betrieb  hat  zwar  bis  in  die  letzten  Jahre 
sich  in  gewissen  Grenzen  behaupten  können  —  noch  1929/30  war  er 
mit  einem  Produktionsanteil  von  nur  11  %  immerhin  noch  mit  23  % 
an  der  Marktbelieferung  mit  Getreide  beteiligt  — ,  aber  seine  Bedeutung 
als  Getreideproduzent  und  -lieferant  ging  infolge  Steuerdrucks  und  son- 
stiger sowjetstaatlicher  Maßnahmen  zurück.  Da  der  Kleinbauer  als 
Ueberschußproduzent  vielfach  ausscheiden  mußte,  der  Mittelbauer  aber 
der  ihm  zugefallenen  Aufgabe,  einen  wachsenden  Anteil  seiner  Produk- 
tion dem  Markt  zuzuführen,  bei  weitem  nicht  gewachsen  war,  so  war 
tatsächlich  zeitweise  überhaupt  keine  Ueberschußproduktion  mehr  vor- 
handen. Außerdem  funktionierte  der  vergesellschaftete  Aufkaufsapparat 
nicht,  was  den  Gang  der  Getreidebeschaffung  um  so  mehr  gehemmt  hat, 
als  der  private  Aufkäufer  immer  mehr  zurückgedrängt  wurde. 

Aber  als  alle  Maßnahmen  der  Regierung  (Milderung  der  Getreideauf- 
bringungspolitik, Erhöhung  der  Bereitstellungspreise,  Vergrößerung  des 
Auf  kauf  apparates)  zur  Hebung  der  Getreidemarktbeschickung  wirkungslos 
blieben  und  1928  trotz  Ueberschreitung  der  Vorkriegsproduktion  ein  schar- 
fer Mangel  an  Getreide  einsetzte,  der  1929  sich  weiterhin  verstärkte,  griff 
die  Erkenntnis  um  sich,  daß  einmal  die  überwiegende  Mehrzahl  der  zer- 
splitterten14,  technisch  und  produktionswirtschaftlich  stark  rückständigen 
kleinbäuerlichen  Betriebe,  die  die  Hauptmasse  aller  Bauernwirtschaften 
darstellen,  keine  verläßliche  Stütze  der  staatlichen  Getreideaufbringungs- 
politik sein  konnten.  Zum  andern  erblickte  man  den  Hauptherd  der  be- 
stehenden Schwierigkeiten  in  der  Getreideproduktion  und  -belieferung  in 
den  sogenannten  „Kulaken",  d.  h.  den  unter  sowjetstaatlichen  Ge- 
sichtspunkten „wohlhabenden"  Bauern. 

Unter  diesen  Umständen  war  es  für  den  Sowjetstaat  eine  unerläßliche 
Notwendigkeit,  alles  daranzusetzen,  seinen  Einfluß  auch  in  der  Land- 
wirtschaft weitgehend  zu  fördern,  sich  auch  auf  dem  flachen  Lande  durch 
eine  soziale  und  technisch-organisatorische  Umwälzung  eine  entschei- 
dende „Kommandohöhe"  zu  schaffen,  die  ihm  eine  ähnliche  Bewegungs- 
freiheit in  seiner  plan  wirtschaftlichen  Betätigung  gewährt  wie  auf  den 
anderen  wichtigsten  Gebieten  der  Sowjetwirtschaft.  Der  Weg  zur  Ver- 
wirklichung dieser  Bestrebungen  ist  in  der  Schaffung  von  Großgütern  mit 
einer  Ueberschußproduktion  erblickt  worden.  Das  Hauptziel  ist  die  Auf- 

14  Der  Zersplitterungsprozeß  in  der  Landwirtschaft  hat  in  den  letzten  Jahren  das 
stärkste  Ausmaß  erfahren.  Die  Anzahl  der  individuellen  Bauernwirtschaften  hat  sich 
1929  noch  weiter  vermehrt  und  stellte  sich  auf  24,5  Millionen  gegen  20,6  Millionen 
1928.  Erst  1930  trat  erstmalig  ein  erheblicher  Rückgang  der  individuellen  Bauern- 
wirtschaften ein.  Sie  zählten  noch  immer  20,2  Millionen. 
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hebung  der  Abhängigkeit  des  Staates  in  der  Getreideversorgung  und  -aus- 
fuhr von  der  individuellen  Bauernwirtschaft  und  —  durch  Sozialisie- 
rung der  Bauernwirtschaften  —  ihre  Einbeziehung  in  die  planwirtschaft- 
liche Produktionsregelung  und  Warenbelieferung.  Dieses  Ziel  konnte 
in  doppelter  Weise  erreicht  werden:  Einmal  durch  Errichtung  neuer 
Großbetriebe  auf  teilweise  wenig  besiedeltem  Boden  in  staatlichem  Be- 
sitz und  in  staatlicher  Verwaltung,  die  Schaffung  also  großer  Getreide- 
fabriken unter  unmittelbarer  staatlicher  Leitung.  Zum  andern  durch  Kol- 
lektivierung der  Bauernwirtschaften,  aber  nun  nicht  mehr  durch  die  bisher 
geförderten  bäuerlichen  Produktiv-Einkaufs-  und  Verkaufs-  und  Inven- 
targenossenschaften, die  zwar  die  Marktbelieferung  hätten  bessern  kön- 
nen, das  soziale  Problem  der  Klassenschichtung  nicht  zu  beseitigen,  das 
politische  Problem  der  Machtstellung  der  lebensnotwendigen  Produzen- 
ten aber  eher  noch  zu  verschärfen  geeignet  gewesen  wären,  als  vielmehr 
durch  wirkliche  Besitz-  und  Produktionsgemeinschaften.  Die  Staats- 
getreidegüter (Sowchosen)  einerseits,  die  Kollektivwirtschaften  (Kol- 
chosen) anderseits  sind  nunmehr  neue  Formen  des  Großbetriebes  ge- 
worden, mit  denen  das  soziale  wie  auch  das  wirtschaftliche  Problem 
gleichzeitig  gelöst  werden  sollen. 

Der  Sinn  der  Sowchosen  ist  einmal  die  völlige  Technisierung  der 
landwirtschaftlichen  Produktion  unter  möglichster  Ausschaltung  des 
Eigenverzehrs,  also  die  Erzielung  einer  reinen  Ueberschußproduktion  im 
Sinne  der  industriellen  Produktionsweise.  Der  Sinn  der  Kolchosen  ist 
die  Ertragssteigerung  gegenüber  der  klein-  und  mittelbäuerlichen,  tech- 
nisch rückständigen  Betriebsform.  Im  Grad  der  Kollektivierung  gibt  es 
verschiedene  Stufen,  in  denen  sie  sich  von  der  einfachen  Form  der  Ge- 
nossenschaften abheben. 

Man  unterscheidet  3  Typen  der  Kollektivwirtschaften:  1.  Kollektiv- 
betriebe zur  gemeinsamen  Bodenbewirtschaftung  auf  genossenschaftlicher 
Grundlage,  2.  das  Artel,  bei  dem  neben  dem  Boden  auch  die  Produk- 
tionsmittel eingebracht  werden  und  der  gemeinsame  Ertrag  auf  den  Kopf 
der  Mitglieder  oder  nach  der  Beitragshöhe  bzw.  nach  der  Anzahl  der 
gleichen  Arbeitsstunden  verteilt  wird,  3.  die  Kommune  als  vollendete 
Kollektivierungsform,  bei  der  der  Privatbesitz  und  die  Selbständigkeit 
des  Bauern  aufhört,  Produktion  und  Verbrauch  gemeinsam  geregelt 
werden. 

Allerdings  waren  nach  dem  ursprünglichen  Entwurf  des  Fjp.  geplant, 
die  Sozialisierungsbestrebungen  in  der  Landwirtschaft  nur  schrittweise 
zu  verwirklichen.  Nach  Ablauf  des  Jahrfünfts  wurde  z.  B.  mit  einem  An- 
teil des  vergesellschafteten  Agrarsektors  an  der  Getreideproduktion  nach 
der  Optimalvariante  von  nur  15,8  %  gerechnet,  darunter  mit  einem  An- 
teil der  Kollektivwirtschaften  von  nur  11,3  %.  Aber  bereits  im  ersten 
Jahre  des  Fjp.  setzte  ein  radikaler  Umschwung  ein,     der  die  Voraus- 
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berechnungen  des  Fjp.  über  den  Haufen  warf.  Der  Kollektivierungs- 
prozeß wird  in  einem  solchen  überstürzten  Tempo  —  vielfach  unter 
Zwangsausübung  —  betrieben,  daß  binnen  einiger  Monate  reichlich  die 
Hälfte  der  individuellen  Bauernbetriebe  kollektiviert  ist.  Allein  in  der 
Zeit  vom  20.  Januar  bis  1.  März  1930  —  in  einer  Zeit,  in  der  die  Kol- 
lektivierung ihren  Höhepunkt  erreicht,  also  binnen  kaum  6  Wochen  — 
ist  die  Anzahl  der  Kollektivbetriebe  von  59400  auf  110  200  Einheiten, 
d.  h.  auf  das  Doppelte  gestiegen,  und  die  Anzahl  der  in  ihnen  aufgegan- 
genen Individualbetriebe  von  4,4  Millionen  auf  14,3  Millionen  vermehrt 
worden,  so  daß  zum  1.  März  1930  rund  55  %  der  Bauernwirtschaften 
bereits  kollektiviert  waren  (gegen  nur  21,6  %  am  20.  Januar  desselben 
Jahres). 

Die  Durchschnittsanzahl  der  Bauernwirtschaften  in  jedem  Kollektiv 
stieg  in  der  entsprechenden  Zeit  von  73,9  auf  129,2.  Der  vergesellschaftete 
Boden  erhöhte  sich  von  31,2  auf  87,9  Millionen  ha,  so  daß  auf  einem 
Kollektivbetrieb  im  Durchschnitt  797,4  ha  gegen  525,9  ha  zum  20.  Ja- 
nuar entfielen.  Der  Anteil  des  in  die  Kollektiven  eingebrachten  Vieh- 
bestandes ist  in  den  betreffenden  6  Wochen  von  15,2  %  auf  48,5  %  ge- 
stiegen. Bei  dieser  stürmischen  Kollektivierung  konnte  von  einem,  wie 
ursprünglich  im  Fjp.  vorgesehenen,  planmäßigen  Aufbau  natürlich  keine 
Rede  mehr  sein.  Es  kam  mehr  auf  eine  Desorganisation  als  auf  eine 
Reorganisation  der  Landwirtschaft  hinaus.  Je  schärfer  der  Druck  zahl- 
reicher Behörden  auf  den  Bauern  geworden  war,  um  ihn  zum  Kol- 
lektivbeitritt zu  veranlassen,  um  so  schneller  schwand  sein  Wider- 
stand gegen  den  Eintritt  in  die  Kollektive.  Daher  auch  die  buchstäb- 
liche Flucht  der  Bauern  in  die  Kollektiven,  daher  auch  das  massenhafte 
Nachsuchen  der  Bauern  selbst,  in  den  Kollektiven  aufgenommen  zu  wer- 
den. Bald  zeigte  es  sich,  daß  von  der  Kollektivierung  nicht  nur  die  klein- 
bäuerlichen, sondern  auch  immer  mehr  die  mittelbäuerlichen  Betriebe 
erfaßt  wurden. 

Der  Druck  gegen  die  Kulaken  steigerte  sich  immerfort.  Zwangsweise 
Verschickungen  und  Beschlagnahmungen  ihres  Besitzes  wurden  häufig 
vorgenommen.  Nach  sowjetrussischen  Schätzungen  stellte  sich  der  Pro- 
duktions- und  Marktbelieferungsanteil  der  Kulaken  an  Getreide  für 
1930/31  auf  nur  je  3  %.  Es  schien  zunächst,  als  ob  die  Zeiten  des 
Kriegskommunismus  nur  in  anderer  Gestalt  wiedergekommen  wären.  Die 
Bauern  schlachteten  vor  ihrem  Eintritt  in  die  Kollektiven  das  Vieh  ab, 
der  Viehbestand  verminderte  sich  außerordentlich  stark,  die  Fleisch- 
und  Fettversorgung  hat  stark  nachgelassen.  Ein  ungewöhnlicher  Mangel 
an  Erzeugnissen  der  Viehwirtschaft  setzte  ein,  dessen  Wirkung  sich 
noch  lange  Zeit  hindurch  bemerkbar  machte.  Die  überstürzte  Kollektiv- 
bewegung drohte  die  an  sich  noch  schmale  agrarische  Ernährungsbasis 
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völlig  zu  zerstören,  die  Aussaat  und  damit  die  nächste  Ernte  zu  ver- 
nichten. 

In  höchster  Not  wird  eine  verzweifelte  Schwenkung  unternom- 
men, die  von  einer  erstaunlichen  Elastizität  dieser  immer  noch  primi- 
tiven Wirtschaft  Zeugnis  ablegt.  Wiederum  greift  Stalin  energisch  durch 
und  vom  ZK.  der  KPR.  ergeht  ein  Runderlaß  über  die  Methoden  der  wei- 
teren Kollektivierung  in  der  Landwirtschaft.  Jegliche  Zwangsmaßnahmen 
werden  untersagt.  Der  Kollektivbeitritt  wird  als  ein  Akt  ausschließ- 
lich freien  Willens  erklärt.  Der  Austritt  aus  den  Kollektiven  wird  er- 
möglicht. Bald  setzt  auch  ein  Rückstrom  der  Bauern  aus  den  Kollektiven 
ein;  die  Kollektivierung  erfährt  einen  schweren  Rückschlag,  und  offen- 
bart damit  die  Hohlheit  des  bisherigen  Erfolges  der  Zwangskollek- 
tivierung. 

Sinnvoll  kann  die  Kollektivierung  aber  nur  dann  sein,  wenn  aus- 
reichend landwirtschaftliche  Maschinen  und  Geräte  zur  Verfügung  ge- 
stellt werden  können.  Aber  die  während  der  stark  übereilten  Kollekti- 
vierung neu  geschaffenen  Gebilde  konnten  überwiegend  nur  äußerst  un- 
zulänglich mit  lebendem  und  totem  Inventar  ausgestattet  werden.  Ihre  Ver- 
sorgung mit  landwirtschaftlicher  Ausrüstung  hat  größtenteils  vollständig 
versagt.  Ein  Teil  der  neu  hinzugekommenen  Kollektivwirtschaften  konnte 
die  ihnen  zugewiesene  Produktionsaufgabe  nicht  erfüllen.  Das  waren  alles 
Erscheinungen,  die  trotz  ihrer  energischen  Bekämpfung  die  Durchfüh- 
rung der  bevorstehenden  Früh  Jahrsaussaatkampagne,  von  der  die  Regie- 
rung eine  bedeutende  Ausdehnung  der  Aussaatfläche  erhofft  hatte,  be- 
drohten. Durch  die  aus  der  überstürzten  Kollektivierung  neu  erwach- 
senden Aufgaben  und  aus  den  sich  zugleich  mehrenden,  fast  unüber- 
windlichen Schwierigkeiten  ergab  sich  der  Zwang  zu  einer  umgehenden 
Neuorientierung  des  Sowjetstaates  in  seiner  bisherigen  Kollektivierungs- 
praxis. 

Da  griff  im  April  die  Regierung  noch  einmal  ein,  stellte  erheb- 
liche Mittel  für  die  Kollektivbetriebe  zur  Verfügung,  und  gewährte  ihren 
Mitgliedern  erhebliche  Vergünstigungen,  insbesondere  wurde  den  Mittel- 
bauern entgegengekommen,  so  daß  zwar  die  Klassenschichtung  inner- 
halb der  Kollektiven  im  gewissen  Umfange  geduldet,  aber  den  Mittel- 
bauern ein  Anreiz  geboten  wurde,  ihr  Besitztum,  vor  allem  ihr  Saatgut 
und  Vieh,  in  die  Kollektive  einzubringen.  Grundlegend  für  die  gegen- 
wärtige Agrarpolitik  der  Sowjetunion  ist  das  Bestreben,  den  Rückstrom 
der  Bauern  aus  den  Kollektiven  abzudämmen.  Das  Schwergewicht  der 
Maßnahmen  konzentriert  sich  auf  die  Anspornung  der  selbständigen 
Bauern  einerseits,  den  Kollektiven  beizutreten  bzw.  darin  zu  bleiben, 
und  anderseits  die  Rentabilitätsgrundlagen  der  bestehenden  Kollektiven 
zu  sichern. 

8   Unsere  Stellung   zu  Sowjetrußland 
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Seither  macht  die  Kollektivierung  langsamere,  aber  sichere  Fort- 
schritte. Bis  zum  1.  Juli  1931  wurden  wiederum  etwas  über  50  %  der 
individuellen  Bauernwirtschaften  kollektiviert.  Die  sozialisierte  Landwirt- 
schaft bildet  nunmehr  mit  etwa  3/5  der  gesamten  Produktion  und  an- 
nähernd 2|5  der  Warenproduktion  die  wichtigste  Stütze  der  sowjetstaat- 
lichen Agrarpolitik.  Mit  der  fortschreitenden  Industrialisierung  gilt  es 
zugleich  in  der  Bildung  von  sozialisierten  Großbetrieben  die  Agrarproduk- 
tion durch  Intensivierung  und  Mechanisierung  weitgehend  zu  heben  und 
sie  marktwirtschaftlich  auf  eine  bedeutend  höhere  Stufe  zu  stellen.  Von 
besonderer  Bedeutung  ist  die  beschleunigte  Konzentration  innerhalb  des 
vergesellschafteten  Sektors.  Die  geplante  Steigerung  des  Konzentrations- 
grades bei  den  Kollektivwirtschaften  kommt  in  nachstehender  Gegenüber- 
stellung deutlich  zum  Ausdruck: 

Anteil  vom  Hundert  der  Gesamtanbaufläche  der  Kollektivwirtschaften 
Durchschnittsgröße 

bis     100  ha 

101  bis     400  ha 

401  bis     800  ha 

801  bis  1200  ha 

1201  und  darüber 

Im  Interesse  der  Durchführung  der  geplanten  großzügigen  Rationali- 
sierungsmaßnahmen sind  die  Kapitalanlagen  in  der  Landwirtschaft  be- 
deutend vermehrt  worden.  So  betrug  bereits  1930  der  Umfang  der  Kapi- 
talinvestierungen in  der  vergesellschafteten  Landwirtschaft  2078  Millionen 
Rubel  gegen  870  Millionen  im  Vorjahr,  und  nur  344,5  Millionen  im 
Jahre  1928.  Für  das  Jahr  1931  ist  die  ursprüngliche  Höhe  der  geplanten 
Kapitalaufwendungen  für  die  Landwirtschaft  beträchtlich  erhöht  worden, 
und  zwar  von  2153  auf  3841  Millionen  Rubel  (also  eine  zusätzliche 
Steigerung  um  78,4  %).  Insgesamt  sollen  nach  dem  Fjp.  in  der  Land- 
wirtschaft während  des  Jahrfünfts  rund  23  Milliarden  Rubel  investiert 
werden,  die  hauptsächlich  von  der  Bevölkerung  selbst  aufgebracht  wer- 
den müssen.  Etwa  3/4  hiervon  sollen  ausschließlich  für  unmittelbare  Pro- 
duktionszwecke verwendet  werden,  der  Rest  überwiegend  für  den  länd- 
lichen Wohnungsbau.  Eine  besondere  Förderung  soll  der  Sernotrust 
(Getreidetrust)  erfahren,  der  nach  dem  Fjp.  im  Endjahr  nicht  weniger 
als  16  Millionen  Zentner  Getreide  auf  den  Markt  bringen  soll.  Der  Um- 
fang der  Kapitalanlagen  für  den  Ausbau  des  Sernotrust  ist  mit  350  bis 
400  Millionen  Rubel  veranschlagt  worden.  Nach  der  Optimalvariante 
soll  die  gesamte  Getreideanbaufläche  um  14  bis  15  %  im  Durchschnitt 
ausgedehnt  werden,  die  Saatfläche  unter  den  anderen  Agrarkulturen 
bis  um  66  % .  Die  größte  Steigerung  unter  den  Getreidekulturen  sollen 
Weizen  und  Mais  erfahren,  während  der  Roggenanbau  hauptsächlich  in- 
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folge  der  Intensivierung  der  Landwirtschaft  sich  relativ  verringern  soll. 
Der  Anteil  des  vergesellschafteten  Sektors  an  der  Bruttoproduktion  und 
Marktbelieferung  von  Getreide  soll  sich  1932'33  folgendermaßen  stellen: 


Wirtschaftsformen 


Sowjetwirtschaften 
Kollektivwirtschaften 
Individual  wirtschaften 


zusammen 


Bruttoproduktion 


Millionen 
Zentner 


38 
108 
851 


997 


vom  Hundert 


3,8 
10,8 
85,4 


100,0 


Marktproduktion 

Millionen 
Zentner 


34 

50 

112 


196 


vom  Hundert 


17,3 
25,3 
57,4 


100,0 


In  Preisen  1926  27  umgerechnet  soll  die  gesamte  Bruttoproduktion 
der  Landwirtschaft  von  13  980  Millionen  Rubel  192723  auf  19  755  Mil- 
lionen Rubel  nach  der  Ausgangsvariante  und  auf  22  000  Millionen  Rubel 
nach  der  Optimalvariante  steigen.  Die  Warenproduktion  der  Landwirt- 
schaft soll  gleichzeitig  von  2900  Millionen  Rubel  auf  5330  bzw.  6400 
Millionen  Rubel  vermehrt  werden.  Der  Anteil  des  vergesellschafteten 
Sektors  am  Bruttoproduktionswert  sollte  nach  dem  Plan  1932/33  13  % 
betragen.  An  der  Marktbelieferung  war  eine  Beteiligung  der  Sowjet- 
und  Kollektivwirtschaften  von  22,9  %  geplant.  Selbst  diese  Höchstziffern 
wurden  durch  die  Wirklichkeit  bereits  übertroffen,  wie  oben  ge- 
zeigt wurde. 

Die  Lösung  der  Frage  der  Versorgung  mit  gewerblichen  Nutzpflanzen 
wird  im  Fjp.  selbst  als  bedeutend  schwieriger  als  die  der  Getreidever- 
sorgung angesehen.  Die  Grundtendenz  des  Agrarplans  für  technische 
Kulturen  besteht  in  dem  Bestreben  des  Staates,  „das  Land  von  der  Ein- 
fuhr an  Textilrohstoffen  (Baumwolle)  zu  befreien".15  Bereits  1930  hat 
die  Baumwolleinfuhr  einen  starken  Rückgang  erfahren,  was  zweifellos 
auf  die  Ausdehnung  der  Baumwollanbauflächen  und  Vergrößerung  der 
einheimischen  Produktion  zurückzuführen  ist.  Die  neue  Turksibbahn 
wird  eine  weitgehende  Versorgung  der  einheimischen  Textilindustrie  mit 
eigener  Baumwolle  ermöglichen.  Aehnliches  gilt  auch  für  eine  große 
Reihe  anderer  gewerblicher  Nutzpflanzen.  So  sucht  die  Regierung  den 
Zuckerrübenbau  weitgehend  zu  fördern  und  die  Flachsproduktion  so  weit 
zu  steigern,  daß  Rußland  eine  vorherrschende  Stelle  auf  den  Flachs- 
märkten einnimmt.  Viel  schwieriger  liegen  die  Verhältnisse  in  der  Vieh- 
wirtschaft. Diese  hat  unter  den  jüngsten  Ereignissen  der  Kollektivierung 
quantitativ  und  qualitativ  außerordentlich  stark  gelitten. 


15  Fünfjahrplan    des    volkswirtschaftlichen    Aufbaus    der    USSR.,    Bd.  II.    3.  Aufl., 
S.  292  ff.   (Moskau  1930). 
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Im  ganzen  sieht  jedoch  der  Fjp.  keine  grundsätzlichen  strukturellen 
Veränderungen  in  der  Zusammensetzung  der  Agrarproduktion  vor.  Der 
Anteil  der  wichtigsten  Zweige  der  Landwirtschaft  soll  sich  nach  den 
Vorausberechnungen  des  Planes  innerhalb  des  Jahrfünfts  folgender- 
maßen (gemäß  der  Optimal  Variante)   verändern: 


Bruttoproduktion 
1927/28           1932/33 

Marktproduktion 

1927/28           1932/33 

in  vom 

Hundert 

darunter  Getreide 
Technische  Kulturen 

66,0 

26,7 

6,6 

34,0 

65,2 

26,0 

8,6 

33,1 

49,4 
15,5 
20,7 
50,6 

54,6 
17,9 
24,5 
45,4 

Die  Rationalisierungs-  und  Kapitalinvestierungstätigkeit  des  Staa- 
tes findet  ihren  Niederschlag  in  der  fortschreitenden  Traktorisierung 
und  Motorisierung  der  Landwirtschaft.  Der  Bedarf  an  landwirtschaft- 
licher Ausrüstung  ist  aber  immer  noch  größer  als  das  Angebot.  Beson- 
ders groß  ist  die  Nachfrage  nach  Traktoren,  so  daß  deren  Einfuhr  er- 
heblich gesteigert  werden  mußte.  Eine  große  Anzahl  von  Traktorenwerken 
größten  Ausmaßes  ist  im  Bau.  Nach  dem  Fjp.  sollen  Landmaschinen  im 
Gesamtwerte  von  2,25  Milliarden  Rubel  erzeugt  werden.  Unter  Hinzu- 
rechnung der  Eigenproduktion  an  Traktoren  wird  sich  der  geplante  Pro- 
duktionswert an  landwirtschaftlichen  Maschinen  auf  über  3  Milliarden 
erhöhen.  Nach  Ablauf  des  Jahrfünfts  wird  die  gesteigerte  Maschinen- 
produktion für  die  Landwirtschaft  ermöglichen,  daß  auf  1  ha  der  An- 
baufläche an  landwirtschaftlicher  Ausrüstung  rund  24  Rubel  entfallen 
wird  gegen  9,60  Rubel  zu  Beginn  des  Jahrfünfts.  Die  größte  Durchdrin- 
gung der  Traktorisierung  und  Maschinisierung  wird  nach  dem  Fjp.  Süd- 
rußland als  eines  der  wichtigsten  Getreideanbaugebiete  der  Sowjetunion 
erfahren.  Auf  durchschnittlich  1  ha  Anbaufläche  wird  sich  dort  die 
maschinelle  Ausrüstung  im  Endjahr  des  Fjp.  auf  26,8  Rubel  stellen 
gegen  18,2  Rubel  im  Anfangsjahr.  Da  aber  die  gesteigerte  Eigenproduk- 
tion an  Maschinen  noch  immer  nicht  ausreichen  würde,  um  hinlänglich 
den  Bedarf  zu  decken,  soll  die  weitere  Ausdehnung  des  Netzes  der  Ma- 
schinen- und  Traktorenkolonnen  hierfür  eine  notwendige  Ergänzung 
bieten.  Zu  diesem  Zweck  hat  der  Staat  beträchtliche  Mittel  in  Aussicht 
gestellt.  Mit  besonderer  Energie  wird  die  Chemisierung  und  Elektrifizie- 
rung der  Landwirtschaft  betrieben.  Nach  Ablauf  des  Jahrfünfts  soll  sich 
(nach  der  Optimalvariante)  die  jahresdurchschnittliche  Produktion  an 
künstlichen  Düngemitteln  bis  auf  8,9  Millionen  Tonnen  erhöhen.  Die 
Leistung  der  Antriebsmaschine  je  Arbeiter  steigt  nach  dem  Fjp.  in  den 
Sowjetwirtschaften  von  0,22  auf  0,96  kW,  erfährt  also  eine  Zunahme 
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um  mehr  als  das  Vierfache,  in  den  Kollektivwirtschaften  von  0,09  auf 
0,28,  das  heißt  eine  Vergrößerung  um  reichlich  das  Dreifache,  und 
schließlich  bei  den  individuellen,  aber  genossenschaftlich  zusammen- 
gefaßten Bauernwirtschaften  von  0,1  auf  0,15  kW.  Die  Anzahl  der 
Arbeitsstunden  je  Arbeiter  in  kW  wächst  in  den  Sowjetwirtschaften  auf 
über  das  Fünffache,  und  zwar  von  302  auf  1702,  in  den  Kollektiv- 
betrieben auf  fast  das  Vierfache,  von  100  auf  391,  schließlich  bei  den 
privatwirtschaftlichen,  genossenschaftlich  zusammengefaßten  Bauernwirt- 
schaften auf  knapp  das  Dreifache,  von  8,0  auf  22,6  kW. 

Einen  starken  Ausbau  soll  das  Meliorationswesen  erfahren.  Nach  dem 
Fjp.  sollen  im  Laufe  der  nächsten  Jahre  durch  die  Meliorationsarbeiten 
nicht  weniger  als  2  Millionen  ha  produktiver  Saatfläche  erfaßt  werden. 
Großzügige  Bewässerungsanlagen  sind  in  Angriff  genommen.  Auf  diesem 
Gebiet  ist  auch  bereits  verhältnismäßig  viel  verwirklicht  worden.  Unter 
den  Intensivierungsmaßnahmen  des  Jahrfünfts  wird  dem  Ausbau  der 
landwirtschaftlichen  Veredelungsindustrie  eine  besondere  Bedeutung  bei- 
gemessen. Das  Netz  der  Molkereibetriebe,  der  Geflügelzuchtanstalten,  der 
Flachsbereit»ngsbetriebe,  der  Baconfabriken,  der  Kühlanlagen  für 
Fleisch,  die  Gemüse-  und  Früchteverarbeitung,  die  Konservenproduktion 
wird  weiter  ausgebaut.  Dies  sind  gerade  Gebiete,  die  bisher  noch  in  jeder 
Hinsicht  besonders  rückständig  waren. 

Da  nach  dem  Fjp.  nur  mit  einer  teilweisen  Erfassung  der  indivi- 
duellen Bauernwirtschaften  durch  den  Vergesellschaftungsprozeß  ge- 
rechnet worden  war,  wurden  zwei  Methoden  in  der  sowjetstaatlichen 
Bauernpolitik  als  die  entscheidenden  bezeichnet:  1.  die  Beschleunigung 
der  Vergenossenschaftlichung  der  breiten  Massen  der  Bauern.  Nach  dem 
Voranschlag  des  Fjp.  sollten  durch  die  landwirtschaftliche  Genossenschaft 
rund  85  %  der  Bauernbetriebe  zusammengeschlossen  werden.  2.  Das 
Kontrahierungssystem    (System  vertraglicher   Abschlüsse). 

Nach  Ablauf  des  jetzigen  Jahrfünfts  sollen  durch  dieses 
System  die  gewerblichen  Nutzpflanzen  fast  vollständig,  etwa  2/3  der 
Warenproduktion  an  Getreide,  und  nicht  weniger  als  die  Hälfte  der 
Marktproduktion  der  Viehwirtschaft  erfaßt  werden.  Dieser  Grundcharak- 
ter der  Kontrahierung  ändert  sich  mit  den  durch  die  beschleunigte  So- 
zialisierung neu  geschaffenen  Verhältnisse  vollständig.  Statt  nur  den 
staatlichen  Aufkauf  zu  sichern,  wird  die  Kontrahierung  mehr  und  mehr 
zu  einem  Instrument  der  Produktionsförderung  und  -anleitung.  Zum 
Grundprinzip  der  Kontrahierungsverträge  werden  die  Verpflichtungen 
der  Lieferanten  zur  Erfüllung  bestimmter  agrarkultureller  Forderungen, 
insbesondere  der  Normalisierung  und  Standardisierung.  Den  Produ- 
zenten wird  also  immer  mehr  die  Pflicht  auferlegt,  dem  Staate  nicht  nur 
bestimmte  Produktionsmengen  zu  liefern,  sondern  auch  in  erster  Linie 
auf  die  Qualität  der  Erzeugung  zu  achten. 
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Durch  die  beschleunigte  Technisierung  und  Spezialisierung  der  Agrar- 
produktion verfolgt  der  Sowjetstaat  ein  weiteres  Ziel,  nämlich  die  Be- 
hebung des  Jahre  hindurch  anhaltenden  Auseinanderklaffens  in  dem 
Entwicklungstempo  der  Industrie-  und  Agrarproduktion.  In  den  letzten 
Jahren  hat  sich  dieses  Mißverhältnis  im  Wachstum  des  Sozialprodukts 
noch  vergrößert,  da  der  überhöhte  Industrieaufbau  zum  Teil  auf  Kosten 
der  Landwirtschaft  vor  sich  ging.  Wie  rückgängig  die  Bedeutung  der 
Landwirtschaft  in  der  neuesten  Zeit  war,  zeigt  deutlich  eine  Gegenüber- 
stellung der  Produktionsquoten  dieser  beiden  Zweige  der  Sowjetwirt- 
schaft. Konnte  noch  bis  einschließlich  1927/28  die  Landwirtschaft  das 
Uebergewicht  in  der  Gesamtproduktion  behalten,  so  zeigt  sich  bereits 
1928/29  eine  erhebliche  Verlagerung  des  Schwerpunktes  von  der  Land- 
wirtschaft auf  die  Industrie.  So  entfielen  im  Wirtschaftsjahr  1928/29  von 
der  gesamten  Bruttoproduktion  der  Industrie  und  Landwirtschaft  in 
Höhe  von  24  Milliarden  Vorkriegsrubel  auf  die  Industrieproduktion  be- 
reits rund  53  %  (1913  heutiges  Gebiet:  56,6  %  ),  während  der  Anteil  der 
industriellen  Produktion  ein  Jahr  vorher  sich  auf  48,1  %  stellte.  An 
der  Nettoproduktion  hat  zwar  1928/29  die  Landwirtschaft  noch  immer 
den  größeren  Anteil  als  die  Industrie  gehabt.  Nach  den  Kontrollziffern 
wird  die  Industrie  bereits  im  Jahre  1929/30  einen  größeren  Anteil  an 
der  Nettoproduktion  als  die  Landwirtschaft  erreicht  haben.  In  dem  dar- 
auffolgenden Jahre  soll  aber  die  Agrarproduktion  so  gesteigert  werden, 
daß  zwischen  ihr  und  der  industriellen  Erzeugung  ein  Ausgleich  in  der 
Entwicklungstendenz  erreicht  wird. 


VII.  Ja  und  Nein  und  Trotzalledem ! 

Wir  haben  den  Hexenkreis  der  russischen  Revolution  umschritten. 
Wir  sahen  sie  wachsen,  ausbrechen  und  sich  in  ihrem  eigenen  Feuer 
verzehren.  Wir  sahen  sie  wiederauferstehen  und  zu  neuem  Sprung  an- 
setzen. Die  russische  Revolution  ist  nicht  Vergangenheit,  sie  ist  Gegen- 
wart. Wird  sie  auch  die  Zukunft  sein? 

Der  Erdball  brennt.  Kontinente  brechen  zusammen.  Völker  sind  im 
Aufruhr.  Eine  Arbeitermasse  von  der  Größe  eines  Volkes  ist  allein 
durch  die  Krise  des  Kapitalismus  freigesetzt.  Die  Millionen  Bauern 
aller  Länder  werden  durch  den  Preissturz  ihrer  Waren  erdrückt.  Die 
Kleinbourgeoisie  wird  expropiiert.  Die  Zahl  der  Kapitalisten  schmilzt 
auf  ein  kleines  Häuflein  zusammen.  Der  kunstvolle  Mechanismus  der 
kapitalistischen  Wirtschaftsordnung  stockt  und  wendet  sich  gegen  seine 
eigenen  Herren.  Das  Kapital  verschlingt  sich  selbst,  das  Ende  der 
kapitalistischen  Welt  scheint  gekommen. 
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Ist  die  Lage  des  Kapitalismus  auswegslos?  Durchaus  nicht,  wenn 
man  nur  die  ökonomische  Situation  betrachtet.  Schließlich  wird  das 
Fieber  des  Systems  einmal  die  Krankheitsstoffe  verbrennen  und  ihm 
neue  Auftriebskräfte  erteilen.  Aber  jeder  kapitalistische  Aus- 
weg ist  nur  eine  vorübergehende  Heilung,  die  den  Krankheits- 
keim nicht  beseitigt,  kurz  über  lang  die  Krankheit  verstärkt  zum  Aus- 
bruch gelangen  läßt.  Es  hängt  von  den  Massen  ab,  die  die  eigentlichen 
Opfer  des  Systems,  die  Objekte  der  Krise  sind,  ob  und  wie  lange  sie 
die  Unordnung  der  kapitalistischen  Ordnung  dulden  und  ertragen 
werden. 

Die  Krise  von  1930/31  ist  nicht  nur  schwerer,  tiefergehend,  lang- 
wieriger als  jede  Krise  zuvor,  sie  läßt  auch  deutlicher  denn  je  die 
Zwangsläufigkeit  und  Sinnlosigkeit  des  Systems  erkennbar  werden.  Die 
Quantität  der  Krise  schlägt  um  in  die  Qualität  der  Enttäuschung  und 
des  Hasses  der  kapitalistischen  Mitläufer  nicht  minder  als  der  klassen- 
bewußten Proletarier.  Der  Kapitalismus  erzeugt  die  Totengräber,  die 
ihn  in  das  selbstgeschaufelte  Grab  stoßen  werden. 

Aber  die  Ablösung  eines  Wirtschaftssystems  durch  ein  neues  ist  nicht 
allein  aus  Haß  und  Erbitterung  zu  erwarten,  wenn  nicht  Glaube,  Be- 
geisterung und  Idealismus,  Tatkraft  und  Wissen  die  Fundamente  der 
neuen  Welt  zimmern.  Wo  aber  ist  heute  von  dem  allen  etwas  zu  spüren? 
Droht  nicht  das  Verwesungsgift  des  kapitalistischen  Leichnams  allen 
Elan,  alle  Zukunftsgläubigkeit  zu  zersetzen?  Droht  nicht  der  Sturz  des 
kapitalistischen  Systems  die  ganze  Welt,  Herren  und  Knechte,  Kapital 
und  Arbeit,  zusammengeschmiedet,  mit  herabzureißen  in  den  Strudel? 
Gibt  es  einen  Ausweg?  Gibt  es  eine  Hoffnung?   Gibt  es  ein  Vorbild? 

Im  Osten  dehnt  und  spannt  sich  eine  neue  Welt.  Das  schwächste 
Glied  der  Klassenkette  ist  gerissen.  Seit  13  Jahren  kämpft  ein  Volk  einen 
Verzweiflungskampf  gegen  den  übermächtigen  Kapitalismus  der  Welt 
wie  gegen  sich  selbst,  gegen  seine  Rückständigkeit  und  unzureichende 
Kraft.  Wir  haben  die  ungeheure  Aufgabe  gesehen,  die  sich  die  russische 
Revolution  stellen  mußte,  wir  haben  seine  unzureichenden  Kräfte  ge- 
messen. Zwischen  Ziel  und  Mitteln  klafft  in  Rußland  ein  Abgrund,  der 
nicht  nur  die  russische  Revolution,  das  russische  Volk,  sondern  auch 
den  Glauben  und  die  Hoffnung  des  ganzen  sozialistischen  Proletariats 
zu  verschlingen  droht.  Wird  der  Aufbau  gelingen,  der  Aufbau,  den 
die  Massen  der  Arbeiter  und  Bauern  sich  erhungern,  gepeitscht  von 
der  grausamen  Zuchtrute  der  Diktatur?  Werden  die  ausgemergelten 
Menschen  Schritt  halten  können  in  dem  rasenden  Tempo,  das  sie  inne- 
halten müssen,  wenn  sie  den  Kapitalismus  „einholen  und  überholen" 
wollen,  ja  müssen?  Werden  sie  nicht  doch  eines  Tages,  vielleicht  kurz 
vor  dem  Ziel,  atemlos  zusammenbrechen  und  Opfer  ohne  Zahl  vergeb- 
lich getragen  haben? 
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Wir  haben  die  Wege,  die  oft  Irrwege  gewesen  sind,  gezeigt,  auf  denen 
die  russische  Revolution  ihrem  großen  Ziel  entgegeneilt.  Wir  haben  die 
bewunderungswürdigen  Erfolge  gezeigt,  die  ungeheuer  schon  wären, 
wenn  ein  reiferes  Proletariat  und  eine  reifere  Wirtschaft  sie  zu  ver- 
zeichnen hätten.  Aber  immer  steiler  geht  bergauf  der  Weg,  immer  neue 
Hindernisse  türmen  sich.  Je  weiter  der  Aufbau  fortschreitet,  um  so 
mehr  muß  sich  der  Widerspruch  zwischen  der  Rückständigkeit  der  Vor- 
bedingungen und  der  Fortschrittlichkeit  der  Zielsetzung  bemerkbar 
machen.  Je  weiter  die  Industrialisierung  der  Landwirtschaft  fortschreitet 
und  diese  ihre  Naturnähe  verliert,  um  so  mehr  wird  die  Elastizität  der 
russischen  Wirtschaft  nachlassen,  sowohl  hinsichtlich  der  Sicherung  der 
Ernährungsbasis  des  Volkes  als  der  Möglichkeit  durch  die  Flucht  auf 
das  Land  der  äußersten  Not  auszuweichen.  Immer  mehr  werden  auch 
die  Verschiedenheiten  der  Ausgangspunkte  des  Aufbaues  in  den  einzel- 
nen Wirtschaftsgruppen  ins  Gewicht  fallen,  insbesondere  die  aus  der 
Vorkriegszeit  überkommenen  einseitigen  Entwicklungen.  Je  weiter  die 
Verdrängung  der  Privatwirtschaft  und  das  Absterben  des  Marktes  fort- 
schreitet, um  so  bedeutsamer  wird  die  Planung  und  die  Planorgani- 
sation, um  so  gewichtiger  auch  die  Unvollkommenheiten,  die  wir  hierbei 
feststellten.  Je  weiter  die  Industrialisierung  fortschreitet,  um  so  näher 
rückt  der  Augenblick,  wo  sich  die  Leistungsfähigkeit  der  Neuanlagen  zu 
erweisen,  wo  auf  die  Produktionsumwege  die  Konsumreife  zu  folgen 
hat.  Etwaige  Fehlrationalisierungen  können  zu  einem  Bleigewicht  an 
der  weiteren  Entwicklung  werden.  Im  übrigen  ist  das  Gelingen  des  Fjp. 
gewiß  eine  große  Entlastung  der  Bevölkerung,  ändert  aber  nichts  daran, 
daß  gegenüber  dem  Weltkapitalismus  die  Sowjetwirtschaft  immer  noch 
als  ein  rückständiges  Land  erscheinen  wird,  und  dies  nicht  nur  gegen- 
über Europa  oder  den  Vereinigten  Staaten,  die  der  Bevölkerungsgröße, 
der  Gebietsfläche  und  den  Bodenvorräten  nach  allein  mit  Sowjetrußland 
verglichen  werden  dürften,  sondern  sogar  gegenüber  den  europäischen 
Einzelländern,  zu  deren  Ueberholung  Rußland  mehr  als  eines  oder  zweier 
Fünfjahrpläne  bedürfte.  Schließlich  ist  die  Kollektivierung  trotz  ihrer 
ungeheuren  weltgeschichtlichen  Bedeutung  durchaus  noch  nicht  die 
Sicherung  des  Sozialismus  auf  dem  Lande:  auch  in  den  Kollektiven 
bleibt  zumeist  die  Klassenscheidung  bestehen,  ist  eine  neue  oder  weitere 
Differenzierung  möglich  und  wahrscheinlich.  Außerdem  ist  der  erhoffte 
Erfolg  abhängig  von  einer  noch  viel  stärkeren  Industrialisierung,  als  sie 
bisher  erreichbar  scheint,  um  die  Landwirtschaft  mit  ausreichendem 
technischen  Inventar  zu  versorgen.  Aber  gerade  der  Sieg  auf  dieser 
Front  ruft  das  bisher  wohl  größte  Problem  hervor:  die  Entstehung  einer 
industriellen  Reservearmee  auf  dem  Lande,  das  jetzt  schon  übervölkert 
ist.  Nur  eine  Intensivierung  der  Landwirtschaft  könnte  einigermaßen 
die   Gefahr  einer  ungeheuren   Freisetzung  ländlicher  Arbeitskräfte  ver- 
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ringern,  bedeutet  dann  aber  wiederum  eine  Ueberflutung  mit  agrari- 
schen Produkten,  deren  Absatz  auf  dem  Weltmarkt  ebenfalls  noch  ein 
ungelöstes  Problem  ist.  Diese  Schwierigkeiten  ließen  sich  noch  weiter- 
hin aufzählen.  Der  Kapitalismus  könnte  mit  solchen  Schwierigkeiten 
überhaupt  nicht  fertig  werden.  Daß  ihre  Ueberwindung  als  möglich  er- 
scheint, ist  die  stärkste  Bejahung  des  sozialistischen  Systems,  an  deren 
ersten  Anfängen  die  Sowjetwirtschaft  erstmalig  in  der  Geschichte  baut. 

Und  dennoch!  Wir  glauben  an  die  russische  Revolution,  nicht  weil 
wir  glauben  wollen,  sondern  weil  ihr  heißer  Atem  jedes  Herz  mit- 
reißen muß,  das  unparteiisch,  unvoreingenommen  dem  Heldenmut  des 
russischen  Proletariats  sich  öffnet,  weil  niemand  kühl  bleiben  kann,  der 
die  trockenen  Zahlenreihen  ordnet,  in  denen  der  Statistiker  das  viel- 
fältige Leben,  auch  die  Not  und  den  Schrecken,  den  Hunger  und  den 
Strom  des  Blutes,  einfängt. 

Das  ganze  deutsche  Proletariat  singt  die  Lieder  der  russischen 
Revolution,  das  ganze  Proletariat  aller  Länder  begleitet  den  Weg 
der  russischen  Revolution  mit  Sorge  und  Trauer,  mit  Spannung  und 
Hoffnung.  Und  nicht  nur  das  Proletariat!  In  dem  Maße,  als  die  Sinn- 
widrigkeit des  kapitalistischen  Systems  ins  Bewußtsein  aller  Menschen 
tritt,  wächst  auch  das  Interesse  aller  derjenigen,  die  noch  skeptisch  ab- 
seits stehen.  Wenn  die  russische  Revolution  nichts  anderes  hinterlassen 
würde,  als  das  große  weltgeschichtliche  Experiment  des  Wirtschaftsauf- 
baues ohne  Kapitalisten,  dessen  Gelingen  wir  gezeigt  haben,  schon  dann 
hätte  die  Lokomotive  der  Revolution  die  Geschichte  eine  ungeheure 
Etappe  weitergebracht.  Wenn  die  russische  Revolution  die  Möglichkeit 
einer  planwirtschaftlichen  Organisation  bewiesen  hätte,  so  würde  allein 
dieses  das  Gesicht  der  Welt  mehr  verändert  haben,  als  es  der  immer 
beweglich  fortschreitende  Kapitalismus  in  Jahrzehnten  getan  hat.  Und 
auch  diese  Leistung  hat  die  russische  Revolution  vollbracht.  Der  Kapi- 
talismus windet  sich  in  einer  Krise  des  Niedergangs,  des  Todes,  nur 
Rußland  zeigt  heute  das  stürmische  Tempo  des  Aufbaues,  des  Lebens. 

So  laßt  uns  denn  dies  Leben  bejahen  und  fördern.  So  wollen  wir 
also  Lebendige  sein,  Revolutionäre  von  gleichem  Blut  und  gleichem 
Glauben,  hier  wie  dort,  Soldaten  der  großen  Armee  der  marschierenden 
Weltrevolution! 
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Dr.  Eduard  Wolf  Teil  VI 

Sowjetrußland 

in  der  Weltwirtschaft 

I.  Die  Sowjetunion  braucht  den  Weltmarkt! 


D 


ie  weltwirtschaftlichen  Beziehungen  der  Sowjetunion  sind  von 
Anfang  an  durch  die  Tatsache  bestimmt  worden,  daß  Sowjetruß- 
land der  einzige  Staat  blieb,  in  dem  die  politische  Herrschaft  des 
Kapitalismus  gebrochen  und  der  Aufbau  einer  sozialistischen  Wirtschaft 
entschlossen  in  Angriff  genommen  wurde. 

Die  internationale  Isoliertheit  hat  die  bolschewistische  Politik 
namentlich  in  der  ersten  Periode  ihrer  Entwicklung  vor  un- 
sägliche Schwierigkeiten  gestellt.  Statt  sich  auf  die  dringend  be- 
nötigte technische  und  ökonomische  Hilfe  des  Proletariats  der  fort- 
geschrittenen Länder  stützen  zu  können,  war  die  Sowjetunion  noch 
Jahre,  nachdem  in  Westeuropa  wieder  Frieden  geschlossen  war,  von 
allen  Seiten  den  Angriffen  des  internationalen  Kapitalismus  ausgesetzt, 
der  nicht  nur  mit  dem  Hungergürtel  der  Blockade,  sondern  auch  mit 
dem  Mittel  der  offenen  Intervention  die  neue  Macht  im  Keim  zu  ver- 
nichten suchte. 

Die  Folge  war,  daß  sich  der  Sowjetstaat  in  den  ersten  Jahren 
seines  Bestehens  fast  gänzlich  von  der  Weltwirtschaft  abge- 
schnitten sah.  Der  russische  Außenhandel,  der  1913  im  Gebiet  der 
heutigen  Sowjetunion  immerhin  2475  Mill.  Rubel  betragen  hatte,  war 
1920  auf  29,9  Mill.  Rubel,  also  1,2  v.  H.  seines  Vorkriegsumfangs,  zu- 
sammengeschrumpft. Infolge  der  Verheerungen  der  Interventionen  und 
des  Bürgerkrieges  und  unter  dem  Einfluß  der  Agrarreform  war  vor 
allem  die  Ausfuhr  so  gut  wie  ganz  verschwunden;  sie  betrug  1920  mit 
1,4  Mill.  Rubel  nur  noch  ein  gutes  Tausendstel  ihrer  Vorkriegshöhe, 
und  selbst  im  Wirtschaftsjahr  1921/22  belief  sie  sich  erst  auf  18,6  Mill. 
Rubel.  Die  Einfuhr  hatte  sich  demgegenüber  zwar  etwas  rascher  erholt 
und  hatte  1921/22  mit  270  Mill.  Rubel  bereits  wieder  23  v.  H.  ihres 
Standes  von  1913  erreicht.  Da  aber  Rußland  infolge  des  Boykotts  der 
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internationalen  Kapitalmärkte  damals  wie  heute  seine  Einfuhr  letzten 
Endes  nur  mit  einer  entsprechenden  Ausfuhr  bezahlen  konnte,  mußte 
der  Import  schon  im  folgenden  Jahre  wieder  erheblich  eingeschränkt 
werden,  und  auch  1923/24  belief  er  sich  nur  auf  234  Mill.  Rubel,  ob- 
wohl die  Ausfuhr  inzwischen  auf  370  Mill.  Rubel  gestiegen  war  und 
die  offenen  Feindseligkeiten  bereits  seit  drei  Jahren  ruhten. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  daß  eine  derartige  Einschnürung  des 
Außenhandels  nur  von  einer  Wirtschaft  ertragen  werden  konnte,  die 
ihrer  Struktur  nach  in  der  Lage  war,  auch  für  längere  Zeit  ein  selbst- 
genügsames Dasein  zu  führen.  In  dieser  Hinsicht  war  Sowjetrußland  zwei- 
fellos günstiger  gestellt  als  es  in  gleicher  Lage  etwa  die  mittel-  und  west- 
europäischen Industrieländer  wären,  in  denen  die  Existenz  des  über- 
wiegenden Teiles  der  Bevölkerung  in  ganz  entscheidendem  Umfang  von 
der  Einfuhr  ausländischer  Nahrungsmittel  und  Rohstoffe  abhängt.  Auch 
hier  besteht  zwar,  wie  die  deutsche  Kriegswirtschaft  bewiesen  hat,  eine 
gewisse  Elastizität,  weil  die  hochentwickelten  Produktivkräfte  einer 
modernen  Wirtschaft  sie  im  Notfall  Ersatzstoffe  finden  lassen,  die  ihr 
ein  längeres  Ausharren  ermöglichen;  aber  es  ist  klar,  daß  die  Wirt- 
schaft eines  ausgesprochenen  Industriestaates  einem  raschen  und  sichern 
Verfall  entgegengeht,  wenn  der  Lebensnerv,  den  für  sie  der  Außen- 
handel bildet,  zerschnitten  wird.  Rußland  war  demgegenüber  schon  da- 
durch begünstigt,  daß  der  Außenhandel  im  Rahmen  seiner  Wirtschaft 
bei  weitem  nicht  von  gleich  lebenswichtiger  Bedeutung  war,  wie 
in  den  kapitalistischen  Industrieländern  des  Westens.  Im  Jahre 
1913  betrug  die  Einfuhr  im  Gebiet  der  heutigen  Sowjetunion 
nur  7  v.  H.  der  einheimischen  Produktion,  während  sich  die 
entsprechende  Ziffer  für  Großbritannien  auf  36  v.  H.,  für  Deutsch- 
land auf  18  v.  H.  stellte;  auch  die  russische  Ausfuhr  umfaßte 
nur  einen  kleinen  Teil  der  inländischen  Produktion,  nämlich  nur  6  v.  H., 
wohingegen  die  britische  Wirtschaft  zu  28  v.  H.  und  die  deutsche  zu 
16  v.  H.  auf  Auslandsabsatz  angewiesen  war.  Noch  wichtiger  aber  als 
das  quantitativ  geringe  Ausmaß  der  russischen  Weltmarktverbundenheit 
ist  in  diesem  Zusammenhang  die  Tatsache,  daß  in  dem  agrarischen 
Rußland  die  Ernährung  der  Bevölkerung  vom  Außenhandel  weit- 
gehend unabhängig  war.  Rußland  hat  in  der  Vorkriegszeit  immer 
Nahrungsmittel  exportiert,  nicht  importiert.  Die  überwiegende  Mehr- 
heit seiner  Bevölkerung  bestand  und  besteht  heute  noch  aus 
Bauern,  deren  Lebensmittelversorgung  weder  durch  innere  Wirtschafts- 
störungen noch  durch  eine  Stockung  des  Außenhandels  gefährdet  ist. 
Die  Industriearbeiterschaft  aber  konnte,  da  sie  ja  nur  eine  dünne  Schicht 
der  Bevölkerung  bildete,  entweder  aufs  Land  zurückwandern,  oder,  wenn 
auch  notdürftig,  durch  Requisitionen  ernährt  werden.  Rußland  besaß 
also  in  seiner  breiten   agrarischen  Grundlage  eine  Widerstandsreserve, 
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die  es  gegen  die  Absperrung  vom  Weltmarkt  weit  unempfindlicher 
machte,  als  die  west-  und  mitteleuropäischen  Industriestaaten,  deren 
Ernährung  zum  großen  Teil  auf  fremdem  Boden  beruht,  je  sein  könnten. 

Damit  ist  aber  keineswegs  gesagt,  daß  die  Sowjetunion  in  der 
Lage  gewesen  wäre,  sich  auch  auf  die  Dauer  mit  einer  auf 
sich  selbst  angewiesenen  Wirtschaft  zu  bescheiden.  Schon  das 
zaristische  Rußland  hatte  sich  in  schnellem  Tempo  dem  Welt- 
markt zuwenden  müssen,  da  die  Entwicklung  wichtiger  Wirt- 
schaftszweige des  Riesenreiches  einen  Ausbau  der  weltwirtschaft- 
lichen Beziehungen  zur  unbedingten  Voraussetzung  hatte.  Die  Er- 
weiterung der  Holzwirtschaft,  des  Rauchwarenhandels,  der  Erdöl-  und 
Manganerzgewinnung  und  der  Erzeugung  gewisser  landwirtschaftlicher 
Produkte  hing  bei  der  geringen  Ausdehnungsfähigkeit  des  innern  Kon- 
sums nahezu  völlig  von  einer  Steigerung  der  Exportmöglichkeiten  ab. 
Vor  allem  aber  war  der  Aufbau  einer  russischen  Industrie  fast  gänzlich 
auf  die  Einfuhr  von  Produktionsmitteln  aus  den  entwickelten  Ländern 
Europas  und  Amerikas  angewiesen;  selbst  einige  industrielle  Rohstoffe, 
wie  etwa  Baumwolle  und  Nichteisenmetalle,  mußten  zu  der  eigenen  Er- 
zeugung hinzugekauft  werden.  Der  russische  Außenhandel  war  daher  in 
der  Periode  von  1900  bis  1913  um  nicht  weniger  als  116  v.  H.,  um 
112  v.  H.  in  der  Ausfuhr  und  um  119  v.  H.  in  der  Einfuhr  gestiegen, 
während  etwa  die  Außenhandelsumsätze  Deutschlands  in  der  gleichen 
Zeit  nur  um  101  v.  H.  zugenommen  hatten. 

Diesen  Zwang  zu  wachsender  Weltmarktverbundenheit  hat  die  Sowjet- 
union vom  zaristischen  Rußland  in  vollem  Umfang  geerbt.  Auch  sie 
kann  die  Industrialisierung  des  Landes  nur  auf  der  Grundlage  einer  aus- 
reichenden Produktionsmitteleinfuhr  und  unter  Inanspruchnahme  der 
technischen  Hilfeleistung  des  Auslandes  betreiben.  Das  ist  ein 
einfaches  Zwangsgesetz  der  wirtschaftlichen 
Rückständigkeit,  dem  jede  Nation,  die  erst  spät  den 
Weg  der  Industrialisierung  beschreitet,  unterliegt.  Denn  die  In- 
dustrialisierung der  „zurückgebliebenen"  Länder  kann  nicht  in  der 
Weise  erfolgen,  daß  sie  den  ganzen  Entwicklungsprozeß,  den  die 
Industrie  der  fortgeschrittensten  Länder  aus  ihren  handwerklichen  An- 
fängen heraus  im  Verlauf  von  Jahrzehnten  durchgemacht  hat,  wieder- 
holen; das  würde  den  Abstand  zwischen  den  zurückgebliebenen  und  den 
fortgeschrittenen  Ländern  nur  noch  vergrößern  und  schließlich  einen 
Konkurrenzkampf  erzeugen,  dem  die  rückständigen  Nationen  auch  unter 
dem  Schutz  der  höchsten  Zollmauern  nicht  gewachsen  wären.  Die  In- 
dustrialisierung der  agrarischen  Länder  muß  vielmehr  auf  einer  ver- 
hältnismäßig hohen  technischen  Stufe  einsetzen  und  sich  das  Entwick- 
lungstempo des  Kapitalismus  ohne  Einschränkung  zu  eigen  machen. 
Das   aber  bedingt  eine  weitgehende  Abhängigkeit  von  der  technischen 
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Leistungsfähigkeit  der  entwickelten  Industrieländer,  mit  deren  Hilfe 
allein  der  Grundstock  zu  einem  technisch  vollkommenen  Wirtschafts- 
und Verkehrsapparat  gelegt  werden  kann. 

Gilt  dieses  Gesetz  der  unauf hebbaren  Einfuhrabhängig- 
keit schon  für  alle  weltwirtschaftlichen  Neuländer,  die  den  Rahmen  ihrer 
einseitigen  Agrarwirtschaft  zu  sprengen  beginnen,  so  erst  recht  für  die 
Sowjetunion.  Nicht  nur,  weil  die  Sowjetunion  durch  die  Verwüstungen  des 
Krieges,  des  Bürgerkrieges  und  der  Interventionen  in  ihrer  industriellen 
und  agrarischen  Produktionskraft  um  Jahrzehnte  zurückgeworfen  wor- 
den war,  sondern  vor  allem  deshalb,  weil  der  sozialistische  Aufbau  in 
Rußland  ein  besonders  rasches  Tempo  der  Industrialisierung  erfordert. 
Die  Industrialisierung  ist  die  Voraussetzung  der  geplanten  Produktivi- 
tätssteigerung in  der  Landwirtschaft,  sie  allein  kann  der  überschüssigen 
Dorfbevölkerung  Arbeit  und  Brot  geben  und  das  kulturelle  Niveau 
der  breiten  Massen  heben,  und  nur  sie  kann  den  Sowjetstaat  dem  inter- 
nationalen Kapitalismus  wirtschaftlich  und  militärisch  ebenbürtig 
machen;  besonders  dieser  letzte  Gesichtspunkt  zwingt  zu  der  Beschleuni- 
gung der  Industrieentwicklung,  die  wir  aus  dem  Fünfjahrplan  kennen.  Ein 
Verzicht  auf  die  Industrialisierung  würde  den  Verzicht  auf  den  ökono- 
mischen Fortschritt  und  die  Verewigung  der  Barbarei  bedeuten;  ohne 
sie  wäre  der  Aufbau  einer  sozialistischen  Wirtschaft  nicht  möglich.  Ein 
zu  langsames  Tempo  der  Industrialisierung  aber  würde  wenig  oder 
nichts  von  der  Gefahr  beseitigen,  daß  die  neue  Wirtschaftsordnung 
durch  das  Uebergewicht  des  Kapitalismus  erdrückt  wird,  sei  es  nun 
militärisch  oder  —  trotz  des  schützenden  Außenhandelsmonopols  — 
auf  die  Dauer  auch  ökonomisch. 

Die  hieraus  sich  ergebende  Weltmarktabhängigkeit  wird  durch  die 
besondere  Stellung,  die  das  bolschewistische  Rußland  im  Rahmen  der 
Weltwirtschaft  einnimmt,  noch  erheblich  verstärkt.  Es  ist  bereits  er- 
wähnt worden,  daß  die  Arbeiterdiktatur,  die  die  internationalen  Schul- 
den des  Zarenreich  für  nichtig  erklärt  hat  und  täglich  entschädigungslos 
enteignet,  auf  den  Kapitalmärkten  der  Welt  keinen  Kredit  genießt.  Das 
bedeutet,  daß  die  russische  Einfuhr  in  vollem  Umfang  durch  eine  ent- 
sprechende Ausfuhr  bezahlt  werden  muß,  da  auf  der  Aktivseite  der 
sowjetrussischen  Zahlungsbilanz  —  im  Gegensatz  zu  den  übrigen  welt- 
wirtschaftlichen „Neuländern"  —  langfristige  Auslandskredite  völlig 
fehlen.  Der  Zwang  zur  Einfuhr  zieht  also  einen  nicht  minder  starken 
Zwang  zur  Ausfuhr  nach  sich  und  schmiedet  den  Aufbau  der  sozia- 
listischen Wirtschaft  in  Rußland  mit  doppelter  Kette  an  den  kapitali- 
stischen Weltmarkt  und  dessen  wechselvolles  Schicksal.  Von  der  mög- 
lichen Höhe  der  Einfuhr  und  der  Ausfuhr  hängt  es  letzten  Endes  ab, 
in  welchem  Schrittmaß  die  russische  Industrie  entwickelt,  die  Landwirt- 
schaft maschinisiert   und   das    Verkehrsnetz    ausgebaut    werden    kann, 
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d.  h.  also,  der  Export-  und  Importplan  wird  —  wie  die  Gosplan,  die 
zentrale  Planwirtschaftskommission  des  Sowjetstaates,  schon  1927  fest- 
stellte —  methodologisch  zum  Ausgangspunkt  des  Gesamtplanes  und 
damit  zur  Grundlage  der  Kontrollziffern.1 


IL  Ist  „Sozialismus  in  einem  Lande"  möglich? 

Wir  werden  in  späterem  Zusammenhang  sehen,  daß  in  dieser  Ab- 
hängigkeit Rußlands  von  der  kapitalistischen  Weltwirtschaft  eine  der 
ernstesten  Gefahren  liegt,  die  der  Verwirklichung  des  Fünfjahrplanes 
drohen.  In  der  Auseinandersetzung  über  die  Probleme  des  sozialisti- 
schen Aufbaus  in  Rußland  ist  man  aber  vielfach  noch  weitergegangen 
und  hat  die  Abhängigkeit  der  Sowjetwirtschaft  von  ihrer  kapitalistischen 
Umwelt  als  eine  unüberwindbare  Schranke  für  die  so- 
zialistische Entwicklung  der  Sowjetunion  betrach- 
tet. Besonders  die  „trotzkistische  Opposition"  hat  diesen  Stand- 
punkt mit  allem  Nachdruck  gegen  Stalin,  Bucharin  und  Rykow, 
die  damals  den  rechten  Flügel  der  bolschewistischen  Partei  bil- 
deten, vertreten.  Aus  der  Tatsache,  daß  sowohl  die  fortgeschrittenen 
wie  die  rückständigen  Länder  der  Wechselwirkung  mit  der  Weltwirt- 
schaft nicht  entraten  können,  weil  die  Produktionskräfte  entweder  über 
die  nationalen  Grenzen  hinausgewachsen  sind  (wie  etwa  in  Eng- 
land) oder  ohne  die  Hilfsmittel  des  Weltmarktes  nicht  geweckt 
werden  können  (wie  in  Rußland),  zog  sie  den  Schluß,  daß 
es  ganz  allgemein  unmöglich  sei,  den  Sozialismus  „in  einem  Lande" 
aufzubauen.  Ein  Sozialismus,  der  in  Wechselwirkung  mit  dem  Kapi- 
talismus stehe,  sei  nicht  denkbar,  und  Stalin  befinde  sich  im  Irrtum, 
wenn  er  glaube,  bei  fortdauernder  kapitalistischer  Umkreisung  die 
Rekonstruktion  der  Wirtschaft  in  sozialistische  Bahnen  lenken  zu  können. 
Die  Errichtung  einer  sozialistischen  Gesellschaftsordnung  könne  nur 
auf  der  Grundlage  der  internationalen  Zusammenarbeit  des  siegreichen 
Weltproletariats  erfolgen,  und  die  isolierte  Diktatur  des  Proletariats  in 
der  USSR.  müßte  „unvermeidlich  zusammenbrechen,  wäre  das  kapitali- 
stische Regime  in  der  ganzen  übrigen  Welt  fähig,  sich  noch  eine  lange 
historische  Epoche  zu  halten". 2  Die  weltrevolutionäre  Tätigkeit  der 
Komintern  müßte  daher  gerade  im  Interesse  des  sozialistischen  Auf- 
baus verstärkt  werden,  statt  sie  um  der  augenblicklichen  weltwirtschaft- 
lichen Beziehungen  der  Sowjetunion  willen  abzuschwächen,  wie  es  die 
„Stalinsche  Richtung"  fordere. 

1  Vgl.  „Planwirtschaft",  Januar  1927. 

2  L.  Trotzki:  „Probleme  der  Entwicklung  der  USSR."    Berlin  1931,  S.  7. 
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An  dieser  Beweisführung  ist  zweifellos  richtig,  daß  sich  der  Aufbau 
des  Sozialismus  niemals  im  Rahmen  einer  selbstgenügsamen  Wirtschaft, 
also  unabhängig  von  den  Absatzmärkten  und  Hilfsmitteln  der  übrigen 
Welt,  vollziehen  kann.  Wir  haben  im  Vorangegangenen  ausführlich  die 
Gründe  auseinandergesetzt,  die  gerade  für  Rußland  diese  Perspektive 
als  illusionär  erscheinen  lassen.  Aber  die  bisherige  Entwicklung  des 
russischen  Außenhandels  und  die  Außenhandelspläne  des  Fünfjahr- 
planes zeigen,  daß  die  Sowjetunion  weit  davon  entfernt  ist,  dem  Phan- 
tom einer  selbstgenügsamen,  in  sich  geschlossenen  Wirtschaft  nachzu- 
jagen. Das  eigentliche  Streitthema  dieses  Problemkreises  bleibt  also  die 
Frage,  ob  durch  die  notwendige  Verbindung  mit  der  kapitalistischen 
Weltwirtschaft  der  Aufbau  des  Sozialismus  in  Rußland  nicht  nur  er- 
schwert, sondern  schlechthin  unmöglich  gemacht  wird.  Wohl  das  pri- 
mitivste Argument,  das  gegen  die  Möglichkeit  eines  „isolierten  Sozia- 
lismus" ins  Feld  geführt  werden  könnte,  ist  das,  daß  der  internationale 
Kapitalismus  unter  allen  Umständen  durch  Boykott  und  Intervention 
die  Entstehung  einer  sozialistischen  Wirtschaftsordnung  verhindern 
werde.  Gewiß  hängt  die  Gefahr  einer  Intervention  wie  ein  Damokles- 
schwert über  der  Sowjetunion.  Aber  man  muß  doch  bedenken,  daß  den 
interventionistischen  Tendenzen  auch  viele  Faktoren  im  Wege  stehen, 
so  namentlich  die  innern  sozialen  Spannungen  der  kapitalistischen 
Mächte,  die  Gegensätzlichkeit  ihrer  imperialistischen  Ziele,  und  vor 
allem  die  wachsende  Bedeutung,  die  Rußland  auch  in  seiner  heutigen 
politischen  Struktur  als  Absatzmarkt  gewinnt.  Hierdurch  werden  in  den 
kapitalistischen  Ländern  unzweifelhaft  gewisse  Handelsinteressen  ge- 
weckt, die,  wenigstens  vorläufig,  auf  eine  Pazifizierung  der  Beziehungen 
zu  Rußland  hinwirken  und  der  Sowjetunion  die  für  die  Schaffung  eines 
industriellen   Grundstockes  erforderliche  Atempause  sichern   dürften. 

Weit  komplizierter  und  tiefergehend  ist  dagegen  die  Frage,  ob  Ruß- 
land auf  die  Dauer  imstande  sein  wird,  die  zur  Bezahlung  seiner  Ein- 
fuhr benötigten  Gegenwerte  zu  finden,  ohne  den  kapitalistischen 
Tendenzen  seiner  Wirtschaft  freien  Lauf  zu  gewähren.  Es  handelt  sich  hier 
um  ein  Problem,  das  bekanntlich  jahrelang  den  unlösbaren  gordischen 
Knoten  der  sowjetistischen  Wirtschaftspolitik  zu  bilden  schien.  Rußlands 
Exportkraft  hängt  nämlich  noch  immer  zum  großen  Teil  von  seiner 
Landwirtschaft,  insbesondere  von  seiner  Fähigkeit  Getreide  auszuführen, 
ab.  Aber  der  Kleinbauer  alten  Stils  kommt  als  Lieferant  überschüssiger 
Getreidemengen  nur  noch  in  beschränktem  Umfang  in  Frage,  namentlich 
seitdem  er  vom  Zins-  und  Steuerdruck  der  zaristischen  Pacht-  und 
Finanzwirtschaft  befreit  ist.  Der  größte  Teil  der  Getreidebereitstellungen 
entstammte  vielmehr  noch  bis  vor  zwei  Jahren  den  mittel-  und  groß- 
bäuerlichen Betrieben,  und  viele  Agrarpolitiker  in  Rußland  wie  im 
Ausland  vertraten   die  Ansicht,   daß   nur  durch  eine  Begünstigung  der 
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gehobenen  Dorfschicht  die  Getreideaufbringung  gesteigert  werden 
könnte.  Es  schien  also,  als  bliebe  der  Sowjetunion  in  der  Tat  kein 
anderer  Weg,  als  entweder  auf  eine  Erhöhung  der  Einfuhr  und  damit 
auf  die  Ueberwindung  ihrer  Rückständigkeit  zu  verzichten,  oder  die 
kapitalistische  Entwicklung  der  Dorfwirtschaft  und  damit  eine  wach- 
sende Gefahr  für  die  Arbeiterdiktatur  zu  tolerieren. 

Die  Geschichte  der  letzten  beiden  Jahre  hat  jedoch  mit  ziemlicher 
Klarheit  bewiesen,  daß  die  Frage  zumindest  voreilig  auf  dieses 
Entweder  —  Oder  zugespitzt  worden  ist.  Denn  einerseits  hat  sich 
gezeigt,  daß  es  dem  Sowjetstaat  gelang,  seine  Ausfuhr  weit  über 
das  Maß  der  wachsenden  Getreideproduktion  hinaus  zu  steigern, 
weil  einmal  die  Ausfuhr  anderer  Erzeugnisse  wesentlich  erhöht 
werden  konnte,  und  zum  andern  der  inländische  Getreideverbrauch 
mit  einer  Schroffheit  sondergleichen  beschränkt  wurde.  Vor  allem 
aber  ist  es  durch  die  Bildung  von  großen  staatlichen  „Getreide- 
fabriken" und  Kollektivwirtschaften  gelungen,  dem  „sozialistischen 
Sektor"  der  Landwirtschaft  nicht  nur  in  der  Produktion,  sondern  auch 
in  der  Marktbelieferung  von  Getreide  zu  wachsender  Bedeutung  zu 
verhelfen;  im  Erntejahr  1930,'31  betrug  der  Anteil  der  Sowjet-  und 
Kollektivwirtschaften  an  der  gesamten  Marktbelieferung  bereits 
52  v.  H.  (gegen  13  v.  V.  im  Vorjahr),  und  es  ist  geplant,  daß 
er  bis  zum  Ende  der  Fünfjahrperiode  fast  allein  zur  Versor- 
gung der  Stadt  und  zur  Ausfuhr  hinreichen  soll.  Ueberhaupt 
rückt  die  Frage  des  Ausbaus  der  Getreidewirtschaft  durch  die 
Entwicklung  der  letzten  Jahre  in  ein  gegenüber  früher  wesentlich  ver- 
ändertes Licht.  War  noch  vor  kurzem  bis  weit  in  die  Reihen  der  bol- 
schewistischen Partei  hinein  die  Ansicht  herrschend,  daß  ein  Getreide- 
überschuß nicht  anders  als  durch  eine  Förderung  der  großbäuerlichen 
Wirtschaft,  also  des  Dorfkapitalismus,  erzielt  werden  könne,  so  ver- 
knüpft sich  jetzt  die  Lösung  dieses  Problems  mehr  und  mehr  mit  dem 
Wachstum  der  sozialistischen  Betriebsformen,  der  „Sowchosen"  und  der 
„Kolchosen".  Gewiß  ist  es  richtig,  daß  die  bisherige  Entwicklung  dieser 
neuen  landwirtschaftlichen  Organisationsformen  noch  nicht  den  sichern 
Beweis  erbracht  hat,  daß  sie  die  Produktivität  der  Arbeit  in  dem  er- 
warteten Ausmaß  steigern  und  die  Entstehung  einer  neuen  Klassen- 
scheidung auf  dem  russischen  Dorf  verhindern  werden;  zweifellos 
bestehen  hier  noch  zahlreiche  ungelöste  Schwierigkeiten  und  Gefahren, 
über  die  Otto  Bauer  („Rationalisierung  —  Fehlrationalisierung" 
S.  216  ff.)  und  zum  Teil  auch  Trotzki  („Probleme  der  Entwicklung  der 
USSR."  S.  6)  Treffendes  bemerkt  haben.  Aber  es  scheint  doch,  als 
böten  die  gemeinsame  Bodenbearbeitung  und  die  Technisierung  und 
systematische  Verwissenschaftlichung  der  landwirtschaftlichen  Betriebs- 
führung  für   die   Ausdehnung    der    Getreideproduktion    eine    ungleich 


Sowjetrußland   in   der   Weltwirtschaft  l29 

geeignetere  Grundlage  als  sie  die  individuelle  Wirtschaft  des  Kulaken  je- 
mals hätte  bieten  können;  ebenso  dürfte  die  Gefahr  einer  neuen  sozialen 
Differenzierung  des  Dorfes  —  wodurch  der  sozialistische  Charakter  der 
Kollektiven  natürlich  vernichtet  würde  —  mit  der  wachsenden  Techni- 
sierung der  Landwirtschaft  schwinden,  da  die  Bauern  der  Kollektiven 
hierdurch  mehr  und  mehr  in  Nur-Arbeiter  verwandelt  werden.  Trifft 
dies  aber  zu,  so  ist  der  verhängnisvolle  Zirkel,  der  von  dem  Zwang  zur 
Einfuhr  über  die  Förderung  des  Kulakentums  zum  Kapitalismus  zu 
führen  drohte,  am  entscheidenden  Punkt  durchbrochen.  Denn  wenn  es 
gelingt,  die  erforderliche  Steigerung  der  Ausfuhr  mit  Hilfe  sozia- 
listischer Wirtschaftsformen  zu  erzielen,  so  tritt  an  die  Stelle  des 
scheinbar  zwingenden  Dilemma:  Rückständigkeit  oder  Kapitalismus,  die 
Möglichkeit,  sowohl  den  Außenhandel  als  auch  den  Sozialismus  zu 
fördern. 

Aber  auch  nach  alledem  bleibt  in  der  Frage  nach  der  Möglichkeit 
eines  „isolierten  Sozialismus"  noch  ein  ungeklärter  Rest.  Sozialismus 
bedeutet  Planwirtschaft,  d.  h.  Unterwerfung  aller  Wirtschaftsvorgänge 
unter  die  Leitlinien  der  zentralen  Wirtschaftsinstanz,  Regulierung  von 
Produktion,  Absatz,  Preis,  Einkommen,  Verteilung  nach  einem  einheit- 
lichen Plan,  der  die  „anarchische  Marktgesetzlichkeit"  des  Kapitalismus 
zu  ersetzen  hat.  Die  strenge  Verwirklichung  des  sozialistischen  Wirt- 
schaftsprinzips würde  also  erfordern,  daß  die  Außenhandelsbeziehungen 
der  sozialistischen  Wirtschaft  in  gleicher  Weise  wie  die  innern  Wirt- 
schaftsvorgänge der  leitenden  Planung  unterworfen  werden.  Diese 
Forderung  wäre  in  vollem  Umfange  erfüllbar,  wenn  die  Weltwirtschaft 
nur  aus  sozialistischen  Gemeinwesen  bestünde,  die  für  den  internatio- 
nalen Tauschverkehr  einen  gemeinsamen  Plan  entwerfen  und  an  diesem 
ihre  nationale  Wirtschaftsführung  orientieren  könnten.  Solange  jedoch 
die  sozialistische  Wirtschaft  darauf  angewiesen  ist,  mit  kapitalistischen 
Volkswirtschaften  in  Tauschverkehr  zu  treten,  bleibt  in  ihrer  Planung 
eine  Lücke,  durch  die  sie  in  gewissem  Umfang  weiter  dem  Einfluß  des 
kapitalistischen  Marktes  ausgesetzt  wird.  Denn  auch  mit  Hilfe  eines 
Außenhandelsmonopols  wäre  sie  gänzlich  außerstande,  die  Absatzmög- 
lichkeiten auf  dem  Weltmarkt,  oder  gar  die  Weltmarktpreise  zu  be- 
stimmen, und  damit  entgleitet  ein  erheblicher  Teil  ihres  Exports  und 
Imports  der  normsetzenden  Tätigkeit  der  Wirtschaftszentrale. 

Auf  die  gegebenen  Verhältnisse  Rußlands  angewandt,  bedeuten  diese 
Ueberlegungen,  daß,  selbst  wenn  alle  übrigen  Voraussetzungen  des 
Sozialismus  erfüllt  wären  (was  sie  ja  heute  zweifellos  noch  nicht  sind), 
die  kapitalistische  Struktur  der  Weltwirtschaft  den  vollendetsten 
Grad  einer  sozialistischen  Wirtschaft  unmöglich  machen  würde.  Schon 
der  Fünfjahrplan  zeigt,  daß  die  Regulierung  des  Außenhandels  zu  den 
größten  Schwierigkeiten  gehört,  mit  denen  eine  isolierte  Planwirtschaft 
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zu  rechnen  hat.  Der  Import-  und  Exportplan  bildet  den  am  wenigsten 
„gebundenen"  Abschnitt  des  Fünfjahrplanes.  Er  geht  von  der  Voraus- 
setzung aus,  daß  sich  während  seiner  Durchführung  die  Preis-  und 
Marktlage  auf  den  Außenmärkten  nicht  ändern  werde.  Aber  das 
ist  natürlich  nur  ein  methodisches  Hilfsmittel  zu  seiner  Berechnung, 
eine  Fiktion.  Darüber  hinaus  haben  die  Verfasser  des  Fünfjahrplanes 
auch  die  Möglichkeit  einer  sich  verändernden  Lage  des  Welt- 
marktes ins  Auge  gefaßt  und  dementsprechend  den  Außenhandelsplan 
in  mehreren  „Varianten"  aufgestellt,  die  an  Zahl  die  für  die  übrigen 
Wirtschaftszweige  berechneten  Teilpläne  erheblich  übertreffen. 

Auf  diese  Weise  sind  in  den  Plan  gewisse  „Elastizitätskoeffizienten"  ein- 
geschaltet worden,  die  den  mit  der  Durchführung  des  Außenhandels- 
programms betrauten  Instanzen  die  nötige  Bewegungsfreiheit  sichern 
und  auch  unter  veränderten  Bedingungen  die  Wahrung  des  ökono- 
mischen Gleichgewichts  ermöglichen  sollen.  Damit  werden  die  Gefahren 
einer  allzu  starren  Bindung  zweifellos  gemildert.  Aus  der  Natur  der 
Planwirtschaft  ergibt  sich  jedoch,  daß  die  Grenzen  des  Elastizitätsspiel- 
raums nicht  zu  weit  gezogen  werden  dürfen,  wenn  die  vorgezeichnete 
Linie  des  Plans  nicht  zu  starken  Schwankungen  ausgesetzt  sein  soll. 
Daher  bleibt  die  Abhängigkeit  der  Sowjetwirtschaft  vom  kapitalistischen 
Weltmarkt  und  seiner  Konjunktur  naturnotwendig  eine  der  schwächsten 
Stellen  ihrer  planwirtschaftlichen  Front;  wir  werden  in  späterem  Zu- 
sammenhang sehen,  daß  durch  die  Weltwirtschaftskrise  in  der  Tat  eine 
so  weitgehende  alle  ursprünglichen  Pläne  durchbrechende  Veränderung 
der  Weltmärkte  eingetreten  ist,  daß  sich  die  Sowjetunion  bei  der  Ver- 
wirklichung des  Fünfjahrplans  vor  die  allergrößten  Schwierigkeiten 
gestellt  sieht.  Wenn  unter  diesen  Umständen  überhaupt  noch  die  Auf- 
rechterhaltung des  Planprinzips  möglich  ist,  so  nur  deshalb,  weil  die 
Sowjetunion  im  Außenhandelsmonopol  ein  Instrument  zur 
Verfügung  hat,  das  ihr,  trotz  allem,  einen  gewissen  Ausgleich  zwischen 
der  Weltwirtschaft  und  den  Erfordernissen  des  innern  Marktes  gestattet. 


III.  Das  Außenhandelsmonopol  ist  unentbehrlich 

Das  Außenhandelsmonopol  ist  im  April  1918  dekretiert  worden,  aber 
erst  Anfang  1920,  als  mit  den  ersten  Friedensschlüssen  sich  wieder  aus- 
wärtige Handelsbeziehungen  anzubahnen  begannen,  in  Tätigkeit  getreten. 
Sein  Wesen  besteht  darin,  daß  die  gesamte  Ein-  und  Ausfuhr  der  Sowjet- 
union verstaatlicht  und  unter  der  Oberhoheit  des  Volkskommissariats 
für  Innen-  und  Außenhandel  nach  einheitlichen  Import-  und  Export- 
plänen getätigt  wird.  Das  geschah  ursprünglich  in  der  Weise,  daß  alle 
Maßnahmen,  die  mit  dem  Außenhandelsgeschäft  zusammenhängen,  also 
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die  Erteilung  der  Einfuhr-  oder  Ausfuhrerlaubnis,  die  Bestellung,  die 
Auftragserteilung,  das  Angebot,  die  Regelung  des  Transports,  der  Ver- 
sicherung u.  ä.  vom  Handelskommissariat  selbst  mittels  seiner  Auslands- 
vertretungen vorgenommen  wurden.  Nur  für  eine  Reihe  von  Produkten, 
wie  z.  B.  für  Naphtha,  Getreide  und  Holz,  bestanden  besondere  Ein-  und 
Ausfuhrgesellschaften,  die,  ebenso  wie  die  beiden  genossenschaftlichen 
Spitzenorganisationen  der  Konsumverbände  und  der  Landwirtschaft  (Zen- 
trosojus  und  Selkosojus),  direkte  Außenhandelsgeschäfte,  allerdings 
im  Rahmen  und  in  engster  Anlehnung  an  die  auswärtigen  Handels- 
delegationen, betreiben  konnten.  Alle  übrigen  Handelsoperationen  waren 
jedoch  ausschließlich  den  Organen  des  Handelskommissariats  vorbe- 
halten. Bei  der  Fülle  kleiner  und  kleinster  Geschäfte,  die  auf  diese 
Weise  einer  einzigen  Zentralstelle  oblagen,  waren  zahlreiche  Unzuträg- 
lichkeiten selbstverständlich  an  der  Tagesordnung.  Ein  zentralistisches 
Organ,  das  eine  derartig  große  Zahl  verschiedenartigster  Aufträge  zu 
erfüllen  hatte,  mußte  naturgemäß  schwerfällig  und  schematisch  arbeiten 
und  den  Gang  des  Wirtschaftsprozesses  in  empfindlicher  Weise  lähmen. 

Diese  unzweifelhaften  bürokratischen  Mängel,  auf  die  die  Gegner  des 
Außenhandelsmonopols,  so  besonders  auch  A.  J  u  g  o  w  ,  einen  großen 
Teil  ihrer  Kritik  zu  stützen  pflegen,  sind  jedoch  durch  die  Anfang  1930 
erfolgte  Reorganisation  des  Monopols  weitgehend  behoben  worden.  Vor 
allem  ist  an  die  Stelle  des  übertriebenen  Zentralismus,  der  sich  in  der 
Ueberlastung  des  Handelskommissariats  mit  direkten  Warengeschäften 
äußerte,  eine  weitverzweigte  fachliche  Dezentralisation  getreten.  Das 
Handelskommissariat  übt  nun  die  eigentlichen  kaufmännischen  Funk- 
tionen nicht  mehr  selbst  aus,  sondern  begnügt  sich  damit,  die  Ein-  und 
Ausfuhrpläne  aufzustellen  bzw.  zu  prüfen  und  ihre  Durchführung  zu 
überwachen.  Sämtliche  unmittelbar  mit  dem  Geschäftsverkehr  zusammen- 
hängenden Arbeiten  sind  dagegen  besonders  fachlichen  Ein-  und  Aus- 
fuhrverbänden, wie  sie  im  „Getreideexport",  im  Naphthasyndikat  u.  ä. 
Organisationen  teilweise  bereits  vorgebildet  waren,  übertragen  worden, 
und  diese  Verbände  genießen  bei  der  technischen  Abwicklung  ihrer 
Außenhandelsgeschäfte  weitgehende  Freiheit.  Sie  müssen  sich  zwar  eben- 
falls an  die  Ein-  und  Ausfuhrpläne  des  Handelskommissariats  halten  und 
größere  und  langfristigere  Abschlüsse  durch  die  auswärtigen  Handels- 
vertretungen tätigen,  haben  aber  im  übrigen  das  Recht,  kleinere  Ge- 
schäfte ohne  den  langwierigen  Umweg  über  das  Handelskommissariat 
abzuschließen.  Damit  dürften  die  Schwerfälligkeit  und  der  Schematis- 
mus, die  vordem  das  Außenhandelsmonopol  beherrschten,  in  weitem 
Umfang  ausgeschaltet  worden  sein. 

Die  Bedeutung,  die  dieser  monopolistischen  Handhabung  des  Außen- 
handels im  Rahmen  der  Sowjetherrschaft  zukommt,  kann  kaum  über- 
schätzt werden.  Mit  Recht  ist  das  Außenhandelsmonopol  als  die  unent- 
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behrliche  Grundlage  einer  isolierten  Planwirtschaft  bezeichnet  worden, 
und  diese  Feststellung,  die  schon  allgemein  gilt,  gilt  für  Rußland  noch 
in  verstärktem  Maße.  Die  Sowjetunion  gehört  zu  den  gewerblich  zurück- 
gebliebenen Ländern  der  Welt,  die  erst  jetzt  den  Pfad  der  Industriali- 
sierung beschreiten,  und  wäre  gleich  diesen  dem  freien  Wettbewerb  mit 
der  Industrie  der  altkapitalistischen  Länder  in  keiner  Weise  gewachsen. 
Zweifellos  würde  eine  freihändlerische  Handelspolitik  die  Industrie  der 
Sowjetunion,  die  naturgemäß  auch  heute  noch  mit  ungleich  höheren 
Produktionskosten  arbeitet  als  die  Jahrzehnte  ältere  Industrie  Europas 
und  Amerikas,  der  Vernichtung  preisgeben  und  das  Land  von  allen  indu- 
striellen Rohstoffen  und  den  nicht  vom  Bauer  selbst  benötigten  Nahrungs- 
mitteln entblößen.  So  wie  sich  die  Industrie  Deutschlands  und  der  Ver- 
einigten Staaten  gegen  die  überlegene  Konkurrenz  der  früher  ent- 
wickelten britischen  Industrie  nur  unter  dem  Schutz  des  Protektionismus 
entfalten  konnte,  so  bedarf  auch  die  russische  Industrie  in  ihrer  Auf- 
bauperiode der  Sicherung  gegen  den  ausländischen  Wettbewerb.  Das  ist 
eine  Feststellung,  die  mit  den  protektionistischen  Tendenzen  der  fort- 
geschrittenen kapitalistischen  Mächte  nichts  gemein  hat.  Denn  während 
hier  der  Protektionismus  in  erster  Linie  der  Erhaltung  lebensfähiger 
Wirtschaftszweige  oder  der  Sicherung  des  Kartellprofits  dient,  also 
konservativ  ist,  ist  er  in  der  Sowjetunion  und  den  übrigen  welt- 
wirtschaftlichen Neuländern  revolutionär,  weil  er  hier  die  Durch- 
brechung der  traditionellen  Agrarwirtschaft  und  die  Weckung  neuer 
Produktivkräfte  ermöglicht. 

Kein  Schutzzoll  aber  könnte  eine  ebenso  sichere  und  leicht  zu  hand- 
habende Wehr  gegen  die  ausländische  Konkurrenz  bilden  wie  das 
Außenhandelsmonopol.  Wenn  der  Schutzzoll  nämlich  nicht  absolut  pro- 
hibitiv,  d.  h.  jede  Einfuhr  unterbindend  wirken  sollte,  hätte  die  Sowjet- 
union niemals  die  Gewähr,  daß  tatsächlich  nur  so  viel  eingeführt  würde, 
als  ihr  im  Augenblick  auf  Grund  ihrer  industriellen  Pläne,  der  Devisen- 
lage und  ähnlicher  Erwägungen  wünschenswert  erscheint.  Damit  aber 
wäre  nicht  nur  der  für  die  Industrie  erstrebte  Schutz,  sondern  vor 
allem  auch  jede  planwirtschaftliche  Leitung  gefährdet. 
Denn  zweifellos  hängt  die  Möglichkeit  einer  planmäßigen  Wirtschaft 
in  ganz  entscheidender  Weise  davon  ab,  ob  es  gelingt,  die  Kontrolle 
über  den  Außenhandel  in  vollem  Umfang  sicherzustellen.  Jede  Preis- 
festsetzung auf  dem  innern  Markt  wäre  illusorisch,  wenn  der  Staat  nicht 
die  Ein-  und  Ausfuhr  regulieren  könnte.  Die  geplante  Bevorzugung  der 
Produktionsmitteleinfuhr  würde  sich  als  unmöglich  erweisen,  wenn  der 
Staat  nicht  verhindern  könnte,  daß  die  durch  die  Ausfuhr  gewonnenen 
Devisen  zur  Beschaffung  von  ausländischen  Konsummitteln  verwendet 
werden;  das  aber  wäre  ohne  die  Zentralisierung  des  Exports  sicher  in 
weitem  Umfang  der  Fall,  namentlich  solange  noch  ein  großer  Teil  der 
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zur  Ausfuhr  gelangenden  Produkte  dem  „privatkapitalistischen  Sektor" 
entstammt. 

Das  Außenhandelsmonopol  bürgt  jedoch  nicht  nur  dafür,  daß  die 
anfallenden  Devisen  auch  wirklich  in  die  Hände  des  Staates  gelangen, 
es  ermöglicht  auch,  daß  Ausfuhr  lediglich  zum  Zwecke  der  Devisen- 
beschaffung getätigt  wird.  Das  ist  z.  B.  dann  der  Fall,  wenn  Konsum- 
güter zu  einem  niedrigeren  Preis,  als  er  unter  Umständen  auf  dem 
innern  Markt  erzielt  werden  könnte,  auf  dem  Weltmarkt  abgesetzt  wer- 
den. Ein  individueller  Exporteur  könnte  einen  solchen  Export  natur- 
gemäß nicht  betreiben,  weil  er  für  ihn  einen  Verlust  bedeuten  würde. 
Der  Staat  dagegen  ist  in  der  Lage,  im  Bedarfsfall  sogar  den  ganzen 
Export  zu  „Verlustpreisen"  abzusetzen,  da  er  dieses  Defizit  durch 
Steuern,  Gewinne  aus  der  verstaatlichten  Industrie,  niedrigere  Aufkaufs- 
preise für  landwirtschaftliche  Produkte  u.  ä.  decken  könnte,  und  er 
wird  dies  tun,  wenn  er  die  Güter,  die  er  für  die  erhaltenen  Devisen 
einführen  kann,  höher  schätzt  als  die  Güter,  die  er  —  privatwirtschaft- 
lich betrachtet  —  mit  Verlust  exportiert.  Tatsächlich  hat  die  Sowjet- 
union, wie  wir  im  folgenden  sehen  werden,  vielfach  solche  „Devisen- 
exporte" vorgenommen,  um  für  die  im  Fünfjahresplan  vorgesehene  Ein- 
fuhr von  Produktionsmitteln  die  erforderlichen  Gegenwerte  zu  erhalten, 
was  ihr  bei  freiem  Export  kaum  oder  bestenfalls  mit  wirtschaftspoli- 
tisch nicht  erwünschten  Exportprämien  möglich  gewesen  wäre.  Auch 
dies  ist  also  ein  Beweis  dafür,  wie  innig  die  Planwirtschaft  mit  dem 
Außenhandelsmonopol  verbunden  ist  und  wie  sehr  A.  J  u  g  o  w  und 
andere  Kritiker  des  Monopols  im  Irrtum  sind,  wenn  sie  meinen,  daß 
der  gleiche  Zweck  durch  Zölle,  Subventionen  und  die  übrigen  angeb- 
lich unbürokratischen  Mittel  kapitalistischer  Handelspolitik  erreicht 
werden  könne. 

Zu  alledem  treten  schließlich  noch  zahlreiche  technisch-politische  Vor- 
teile des  Monopols.  Dadurch,  daß  die  Sowjetunion  in  der  Weltwirtschaft 
als  ein  einziger  großer  Kaufmann  auftritt,  erlangt  sie  eine  handelspoli- 
tische Macht,  die  erheblich  größer  ist  als  ihrem  geringen  Anteil 
am  Welthandel  —  noch  1930  kaum  2,5  v.  H.  —  entsprechen 
würde.  Sie  kann  deshalb  günstigere  Handelsabkommen  erzielen 
als  ein  Staat,  dessen  handelspolitische  Interessen  tausendfach 
zersplittert  sind,  und  —  wie  zahlreiche  Kämpfe  der  jüngsten 
Vergangenheit  gezeigt  haben  —  mit  größerem  Nachdruck  etwaigen 
Repressalien  der  Handelspartner  entgegentreten.  Schließlich  gestattet 
die  Monopolisierung  des  Außenhandels  eine  weitgehende  Ratio- 
nalisierung der  mit  ihm  verbundenen  Operationen.  Der  internationale 
Zwischenhandel  mit  seinen  nicht  unbeträchtlichen  Gewinnen  kann  aus- 
geschaltet werden,  und  vor  allem  ist  es  mit  Hilfe  des  Monopols  mög- 
lich,  zur  Ausfuhr  nur   die   frachtmäßig   am   günstigsten   gelegenen   Be- 
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triebe  heranzuziehen;  so  soll  z.  B.  später  die  Getreideausfuhr,  die  heute 
noch  zum  großen  Teil  aus  Sibirien  gespeist  wird,  ausschließlich  auf  die 
Ukraine  konzentriert  werden,  die  wegen  ihrer  Nähe  zu  den  Schwarz- 
meerhäfen eine  besonders  geeignete  Exportbasis  bildet.  Derartige  organi- 
satorische Vorteile  des  Monopols  liegen  grundsätzlich  in  der  gleichen 
Ebene  wie  die  Rationalisierungsmöglichkeiten,  die  mit  der  Sozialisierung 
ganz  allgemein  verbunden  sind,  und  bestätigen,  daß  es  schon  vom  Stand- 
punkt des  ökonomischen  Prinzips  aus  konsequent  ist,  wenn  die  Soziali- 
sierung vor  dem  Außenhandel  nicht  Halt  macht.  3 


IV.  Der  Fünfjahrplan  des  Außenhandels  — 
ein  Plan  des  Industrialisierungswillens 

Nach  alledem,  was  im  voraufgegangenen  über  die  Bedeutung  des 
Außenhandelsmonopols  gesagt  wurde,  ist  es  verständlich,  daß  die 
Sowjetregierung  in  der  wechselvollen  Geschichte  ihrer  Wirtschafts- 
politik an  den  Grundlagen  des  Außenhandelsmonopols  niemals  gerührt 
hat.  Das  Außenhandelsmonopol  bildete  eine  jener  „Kommandohöhen", 
die  auch  während  der  Periode  der  NEP  in  den  Händen  des  Staates 
blieben,  ja  es  ist  sogar  diejenige  Institution  des  „Kriegskommunismus", 
die  gegen  das  andrängende  Privatkapital  am  erfolgreichsten  verteidigt 
wurde. 

Diese  anhaltend  starke  Stellung  des  Staates  hat  wesentlich  dazu  bei- 
getragen, daß  für  den  Außenhandel  schon  ein  Jahrfünft  vor 
der  allgemeinen  „Piatiletka"  ein  Fünfjahrplan  in 
Kraft  treten  konnte,  der  die  Jahre  1923/24  bis  1927/28  umfaßte  und 
unmittelbar  von  dem  jetzigen  Fünfjahrplan  abgelöst  wurde.  Das  Ziel 
dieses  ersten  Planes  war,  den  Außenhandel  an  die  damals  im  Gang 
befindliche  „Rekonstruktion"  der  Wirtschaft,  d.  h.  an  die  Wiedergut- 
machung der  Kriegs-  und  Revolutionsschäden  anzupassen.  Die  Ein- 
und  Ausfuhrpläne  standen  deshalb  absolut  unter  der  Herrschaft  des 
Wiederaufbaubedarfs  und  nahmen  auf  die  konsumtiven  Bedürfnisse  der 
Bevölkerung  nur  wenig  Rücksicht. 

Als  der  jetzige  Fünfjahrplan  des  Außenhandels  in  Kraft  trat,  war 
das  Werk  des  Wiederaufbaus  im  wesentlichen  vollendet.  Aber  weit 
davon  entfernt,  nun  das  Tempo  des  Aufbaues  zu  mäßigen,  nahm 
die  Sowjetregierung  noch  kühnere  und  noch  mehr  Opfer  heischende 
Pläne  in  Angriff  als  je  zuvor:  In  kurzer  Zeit  soll  Rußland  aus  einem 

3  Damit  soll  natürlich  nicht  gesagt  sein,  daß  alle  Details  des  russischen  Außen- 
handelsmonopols zweckmäßig  wären.  Aber  das  trifft  die  Praxis,  nicht  die 
Idee  des  Monopols. 
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Agrarstaat  in  einen  Industriestaat  umgewandelt  werden,  in  fünf  Jahren 
hofft  es  über  eine  industrielle  Basis  zu  verfügen,  die  die  Fortsetzung 
der  Industrialisierung  unter  Umständen  auch  ohne  die  Hilfe  des  Aus- 
landes möglich  machen  würde,  und  in  drei  oder  vier  Fünf  Jahresperioden 
will  es  die  fortgeschrittensten  Länder  der  Welt  eingeholt  und  über- 
flügelt haben.  Das  alles  sind  aber  Ziele,  die  aus  den  früher  dargelegten 
Gründen  eine  in  Rußland  noch  nie  dagewesene  Inanspruchnahme  des 
Weltmarktes  bedingen,  und  daraus  erklärt  sich,  daß  der  jetzt  in  Durch- 
führung begriffene  Fünfjahrplan  des  Außenhandels  in  noch  stärkerem 
Maß  als  sein  Vorgänger  den  Stempel  des  russischen  Indu- 
strialisierungswillens  erkennen   läßt. 

Wie  sehr  sich  die  Verfasser  des  Fünfjahrplanes  bewußt  waren,  daß 
sein  Gelingen  eine  Durchbrechung  der  binnenwirtschaftlichen  Selbst- 
genügsamkeit Rußlands  zur  Voraussetzung  hat,  geht  schon  aus  den 
Ziffern,  die  sie  für  den  Gesamtumsatz  des  Außenhandels  berechnet 
haben,  mit  aller  Deutlichkeit  hervor.  Fassen  wir  zunächst  das  Jahrfünft 
als  Gesamtheit  ins  Auge,  so  soll  die  Einfuhr  gegenüber  dem  voran- 
gegangenen Jahrfünft  von  3246  Millionen  Rubel  auf  6180  Millionen 
Rubel  steigen,  die  Ausfuhr  von  3294  Millionen  Rubel  auf  6972  Mil- 
lionen Rubel;  der  Gesamtumsatz  des  Außenhandels  soll  sich  also  ver- 
doppeln. Der  Steigerungsgrad  wird  aber  noch  höher,  wenn  wir  ihn 
auf  das  Anfangs-  und  Endjahr  der  gegenwärtigen  Planperiode  beziehen; 
denn  von  1928  29  bis  1932  33  soll  sich  sowohl  der  Wert  der  Einfuhr 
wie  der  Wert  der  Ausfuhr  um  nicht  weniger  als  225  v.  H.  er- 
höhen und  damit  den  Wert  der  Vorkriegseinfuhr  bzw.  -ausfuhr  auf 
dem  Gebiet  der  heutigen  Sowjetunion  um  45  v.  H.  bzw.  58  v.  H.  über- 
treffen! Die  Bedeutung  dieser  Steigerung  tritt  aber  erst  dann  ins  volle 
Licht,  wenn  man  sie  einigen  Vergleichsziffern  gegenüberstellt.  So  hat 
z.  B.  die  Zunahme  des  russischen  Außenhandels  in  den  beiden  Jahr- 
fünften,  die  dem  Krieg  vorangingen,  nur  15,3  bzw.  24,0  v.  Ff.  betragen. 
Im  Vergleich  zu  der  mutmaßlichen  Bevölkerungsentwicklung  in  der 
gegenwärtigen  Planperiode  würde  die  vorgesehene  Steigerung  des 
Außenhandels  bedeuten,  daß  sich  die  Kopfquote  der  Einfuhr  von 
6,3  Rubel  (13,6  RM.)  im  Jahre  1927  28  auf  10,7  Rubel  (23,1  RM.)  im 
Jahre  1932/33,  die  Kopfquote  der  Ausfuhr  von  5.2  Rubel  (11,1  RM.) 
auf  12,1  Rubel  (26,2  RM.)  erhöht.  Am  klarsten  aber  zeigt  sich  die 
Bedeutung  der  geplanten  Außenhandelszunahme,  wenn  man  sie  zu 
der  voraussichtlichen  Entwicklung  des  Welthandels  in  Parallele  setzt; 
denn  schon  ein  geringer  Teil  der  Zunahme  würde  ausreichen,  um  der 
Sowjetunion  einen  gleichbleibenden  Anteil  am  Welthandel  zu 
sichern;  so  aber  ist  zu  erwarten,  daß  sich  diese  Quote,  die  1927/28  erst 
2  v.  H.  betrug,  am  Ende  der  Fünf  Jahresperiode  mehr  als  ver- 
doppelt haben  wird.   Damit  würde  die  Sowjetunion  voraussichtlich 
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zwar  noch  immer  hinter  den  größten  Welthandelsstaaten  —  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika,  Großbritannien,  Deutschland  und  Frank- 
reich —  zurückbleiben,  aber  immerhin  bereits  Länder  wie  Japan  und 
Italien  überflügelt  haben! 

Daß  der  Zwang  zu  dieser  starken  Steigerung  der  Außenhandels- 
umsätze ganz  überwiegend  auf  der  Seite  des  Einfuhrbedarfs,  oder 
genauer :  des  russischen  Industrialisierungsbedarfs 
liegt,  ist  schon  an  früherer  Stelle  erwähnt  worden.  In  welch  hohem 
Maß  dieser  Bedarf  bestimmend  ist,  wird  aber  erst  voll  erkennbar,  wenn 
man  neben  den  Gesamtzahlen  der  geplanten  Einfuhr  auch  ihre  Z  u  - 
sammensetzung  nach  einzelnen  Warengruppen,  vor  allem  nach 
der  für  diesen  Zusammenhang  besonders  wichtigen  Scheidung  in  Pro- 
duktivgüter und  Konsummittel  ins  Auge  faßt.  Dann  ergibt 
sich,  daß  von  der  Gesamteinfuhr  des  betreffenden  Jahrfünfts  nicht 
weniger  als  84,9  v.  H.  auf  die  Einfuhr  von  Produktiv- 
gütern und  nur  15,1  v.  H.  auf  die  Einfuhr  von  Konsummitteln  ent- 
fallen sollen!  Das  sind  Ziffern,  die  nicht  minder  kraß  als  die  an  anderer 
Stelle  dieses  Buches  (S.  86)  genannte  „Akkumulationsquote"  die  großen 
Opfer  erkennen  läßt,  die  die  Sowjetunion  im  Interesse  des  Fünfjahr- 
plans von  ihren  Völkern  fordert.  Denn  zweifellos  hungern  sowohl  das 
russische  Dorf  wie  die  russische  Stadt  nach  ausländischen  Konsumgütern, 
nach  Textilwaren,  nach  Schuhen  und  ähnlichen  Gegenständen  des  täg- 
lichen Bedarfs,  die  die  russische  Industrie  noch  nicht  oder  in  unzu- 
reichender Qualität  oder  nur  zu  hohen  Preisen  herstellt.  Aber  alle  diese 
Bedürfnisse  riegelt  der  Staat  mit  seinen  Einfuhrplänen  und  seiner  Ein- 
kommenspolitik zugunsten  der  Produktivgütereinfuhr  ab,  weil  er  auf 
diese  Weise  in  wenigen  Jahren  eine  Schwerindustrie  zu  entwickeln  hofft, 
die  ihn  gegen  jede  internationale  Blockade  gefeit  macht  und  befähigt, 
während  der  folgenden  Fünf  Jahresperioden  in  einem  ähnlichen  Tempo 
den  Aufbau  von  Konsumgüterindustrien  zu  betreiben.  Die  hieraus  sich 
ergebende  Einfuhrpolitik  stellt  alles  auf  diesem  Gebiet  bisher  Dage- 
wesene in  den  Schatten.  Selbst  der  Außenhandelsplan  des  voran- 
gegangenen Jahrfünfts,  der  infolge  seiner  Orientierung  an  den  Bedürf- 
nissen der  wirtschaftlichen  „Rekonstruktion"  der  Produktionsgüterein- 
fuhr gleichfalls  einen  beherrschenden  Platz  einräumen  mußte,  hat  dieses 
Prinzip  nicht  so  weit  auf  die  Spitze  getrieben  wie  der  jetzige  Fünf- 
jahrplan; in  ihm  betrug  der  Anteil  der  Produktivgütereinfuhr  nur 
80,0  v.  H.,  während  er  sich  in  dem  jetzigen  Plan  —  wie  oben  erwähnt 
—  auf  nicht  weniger  als  84,9  v.  H.  stellt.  Erst  recht  aber  tritt  die  außer- 
gewöhnliche Bedeutung  dieser  Ziffer  in  Erscheinung,  wenn  man  sie  mit 
den  entsprechenden  Angaben  der  Vorkriegszeit  vergleicht;  denn  obgleich 
sich  auch  das  zaristische  Rußland  vor  dem  Kriege  in  rascher  Entwick- 
lung der  Phase  des  Industriestaates  näherte,  machte  die  Produktivgüter- 
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einfuhr  in  den  Jahren  1906/10  und  1911/13  nur  53,6  bzw.  55,9  v.  H. 
der  damaligen  Gesamteinfuhr  aus.  Schließlich  gewinnt  der  für  die 
laufende  Fünf  Jahresperiode  vorgesehene  Anteil  der  Produktivgüterein- 
fuhr  am  Gesamtimport  noch  dadurch  an  Gewicht,  daß  er  sich  im  Ver- 
laufe dieser  Jahre  nicht  etwa  ermäßigen  soll.  Es  ist  vielmehr  geplant, 
die  Einfuhr  von  Konsummitteln  bis  zum  Ende  der  Fünf  Jahresperiode, 
also  bis  zum  Jahre  1932/33,  auf  die  erwähnte  niedrige  Quote  zu  be- 
schränken und  damit  dem  Produktivgüterimport  einen  unvermindert 
hohen  Anteil  an  der  Gesamteinfuhr  zu  sichern. 

Wohl  aber  sollen  sich  in  der  Zusammensetzung  der  Pro- 
duktivgütereinfuhr  in  der  Planzeit  einige  wichtige  Aende- 
rungen  vollziehen.  Für  das  erste  Jahr  des  Planes  (1927/28)  war  eine 
Produktivgütereinfuhr  vorgesehen,  die  zu  zwei  Dritteln  aus  Rohstoffen 
und  Halbfabrikaten  und  zu  einem  Drittel  aus  industriellen  und  land- 
wirtschaftlichen Produktionsmitteln  (Maschinen  usw.)  bestehen  sollte. 
Dieses  Verhältnis  sollte  sich  nun  schon  nach  der  ersten  Fassung  des 
Fünfjahrplan  bis  zum  Ende  der  Planperiode  in  der  Weise  verschieben, 
daß  der  Anteil  der  Rohstoffe  und  Halbfabrikate  an  der  gesamten  Pro- 
duktivgütereinfuhr infolge  wachsender  Eigenproduktion  auf  45,8  v.  H. 
sinken  sollte,  um  im  entsprechenden  Umfang  einer  zunehmenden  Ein- 
fuhr industrieller  und  landwirtschaftlicher  Produktionsmittel  Raum  zu 
geben;  die  Rohstoffe,  um  die  es  sich  hierbei  im  wesentlichen  handelt, 
sind  Baumwolle,  Wolle,  Jute  und  einige  Nichteisenmetalle,  wie  Kupfer 
und  Aluminium,  die  schon  in  der  Vorkriegseinfuhr  Rußlands  eine  be- 
trächtliche Rolle  spielten.  In  den  ersten  beiden  Jahren  des  Fünfjahr- 
plans sind  jedoch  sowohl  in  der  Erzeugung  von  Nichteisenmetallen  wie 
in  der  Baumwollproduktion  bereits  so  erhebliche  Fortschritte  erzielt 
worden,  daß  die  neueren  Fassungen  des  Planes  noch  mit  einer  stärkeren 
Verminderung  des  Einfuhranteils  der  Rohstoffe  rechnen,  als  ursprüng- 
lich vorgesehen  wurde.  Das  gilt  vor  allem  für  die  Einfuhr  von  Baum- 
wolle, die  —  dank  der  besseren  Versorgung,  die  durch  die  Turkestan- 
Sib irische  Eisenbahn  (Turksib)  nun  auch  für  die  innerrussischen  Textil- 
betriebe sichergestellt  ist  —  mit  dem  Ablauf  des  Jahrfünfts  überhaupt 
in  Fortfall  kommen  soll,  während  sie  nach  der  ersten  Planfassung  in 
jenem  Zeitpunkt  immerhin  noch  20  v.  H.  des  Gesamtverbrauchs  der 
russischen  Baumwollindustrie  decken  sollte.  Alle  diese  geplanten  Ver- 
schiebungen verdienen  die  größte  Aufmerksamkeit,  weil  sie  ahnen  lassen, 
in  welch  raschem  Tempo  sich  der  russische  Einfuhrbedarf  mit  dem  Fort- 
schritt des  Fünfjahrplans  verändert  wird  und  in  welch  hohem  Maß 
die  Sowjetunion  in  die  Rohstoff  Wirtschaft  der  Welt  eingreifen  kann.  Von 
den  weltwirtschaftlichen  Auswirkungen  dieser  beiden  Tatsachen  wird 
im  Schluß  abschnitt  dieser  Arbeit  noch  eingehend  zu  sprechen  sein.  — 


Dr.   Eduard  Wolf 


Die  Ausfuhr  der  Sowjetunion  soll  nach  dem  Fünfjahrplan  von 
1928/29  bis  1932/33  —  gleich  der  Einfuhr  —  um  ca.  125  v.  H.  ge- 
steigert werden  und  in  der  Handelsbilanz  der  gesamten  Planperiode 
einen  Aktivsaldo  von  ca.  800  Millionen  Rubel  liefern.  Im  Gegensatz  zu 
dem  Einfuhrplan  beruht  dieses  gewaltige  Exportprojekt  jedoch  nicht 
auf  einem  innerwirtschaftlich  bedingten  Exportzwang,  sondern  vielmehr 
auf  der  Notwendigkeit,  für  die  weitgesteckten  Einfuhrpläne  der  Sowjet- 
union Deckung  zu  finden.  Gewiß  wird  sich  mit  der  zunehmenden  Er- 
schließung der  verhältnismäßig  reichen  agrarischen  und  mineralischen 
Reserven  des  Landes  auch  ein  wachsender  Ausfuhrzwang  ergeben,  wie 
er  heute  schon  in  weitem  Umfang  für  einzelne  Produkte,  wie  z.  B. 
Rauchwaren,  Petroleum  und  Manganerz,  besteht;  aber  im  allgemeinen 
sind  die  Ausfuhrpläne  für  die  gegenwärtige  Fünf  Jahresperiode  doch  in 
erster  Linie  durch  gewisse  Zwangsläufigkeiten  der  sowjetistischen  Zah- 
lungsbilanz bedingt.  Auf  der  Passivseite  dieser  Zahlungsbilanz  stehen 
nämlich  außer  dem  enormen  Posten  der  Wareneinfuhr  noch  verhältnis- 
mäßig hohe  Ausgaben  für  die  Frachtleistungen  des  Auslandes,  für  die 
Sowjetdiplomatie,  die  auswärtigen  Handelsvertretungen,  die  Heimat- 
sendungen der  fremden  Ingenieure  und  die  Subventionen  an  die 
Kominternparteien.  Demgegenüber  finden  sich  auf  der  Aktivseite  der 
Zahlungsbilanz,  wenn  man  vom  Warenverkehr  absieht,  nur  relativ  ge- 
ringe Posten:  unregelmäßige  Gold-  und  Platinsendungen,  die  Einnahmen 
aus  dem  Touristenverkehr  und  einige  kleinere  Beträge,  die  kaum  ins 
Gewicht  fallen.  Völlig  fehlt  dagegen,  wie  schon  früher  erwähnt,  der 
bei  andern  unentwickelten  Ländern  gewöhnlich  überaus  wichtige  Posten 
der  langfristigen  Kapitaleinfuhr,  da  es  der  Sowjetregierung  trotz  viel- 
facher Bemühungen  und  trotz  der  prompten  Erfüllung  aller  von  ihr 
eingegangenen  finanziellen  Verpflichtungen  noch  nicht  gelungen  ist,  die 
großen  internationalen  Kapitalmärkte  von  ihrer  Kreditwürdigkeit  zu 
überzeugen.  Statt  dessen  sind  ihr  zwar  mehrfach,  namentlich  in  letzter 
Zeit,  Warenlieferungskredite  eingeräumt  worden  (so  z.  B.  von  Italien, 
Deutschland  und  Großbritannien),  die  aber,  da  sie  sich  bestenfalls  auf 
wenige  Jahre  erstrecken,  nur  vorübergehend  die  Zahlungsbilanz  ent- 
lasten. Auf  längere  Sicht  gesehen  bleibt  der  Sowjetunion  also  kein 
anderer  Weg,  als  ihre  Ausfuhr  so  zu  entwickeln,  daß  sie  sowohl 
den  wachsenden  Import  wie  auch  den  Passivsaldo  der  restlichen  Zah- 
lungsbilanz aufzuwiegen  vermag. 

Der  Fünfjahrplan  hat  die  ihm  hierdurch  gestellte  Aufgabe  in  der 
Weise  gelöst,  daß  er  für  die  Aufbringung  der  erforderlichen  Ausfuhr- 
werte zunächst  auf  die  Landwirtschaft  verweist,  die  ihre  Vor- 
kriegsposition auf  den  Weltagrarmärkten  in  vollem 
Umfang  wiedererlangen  soll.  So  ist  vor  allem  geplant,  daß 
der  Getreidexport,  der  1913  knapp  zwei  Fünftel  der  russischen  Gesamt- 
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ausfuhr  lieferte,  im  Verlauf  der  Planperiode  zumindest  die  durchschnitt- 
liche Höhe  des  letzten  Vorkriegsjahrfünfts  erreichen  soll,  obwohl  er 
damit  an  der  —  im  Vergleich  zu  1913  wesentlich  erhöhten  —  Gesamt- 
ausfuhr nur  noch  mit  etwa  einem  Fünftel  beteiligt  wäre.  Aber  auch  der 
Export  tierischer  Erzeugnisse  soll  im  Zusammenhang  mit  der  geplanten 
Intensivierung  der  Landwirtschaft  wesentlich  steigen;  am  Welteierexport 
z.  B.  hofft  die  Sowjetunion  nach  Ablauf  der  Planperiode  mit  etwa 
30  v.  H.  teilzunehmen  gegen  12 — 15  v.  H.  im  Durchschnitt  des  voran- 
gegangenen Jahrfünfts.  Die  höchste  Zunahme  erwartet  man  jedoch  bei 
der  Rauchwarenausfuhr,  die  jetzt  schon  ca.  zwei  Fünftel  der  Weltaus- 
fuhr beträgt  und  nach  der  für  die  nächsten  Jahre  erhofften  Export- 
steigerung der  Sowjetunion  auf  diesem  Marktgebiet  eine  absolut  beherr- 
schende Stellung  verschaffen  dürfte. 

Dennoch  ist  nicht  geplant,  den  Agrarexport  in  der  Gesamtaus- 
fuhr der  Sowjetunion  wieder  zu  der  gleichen  prozentualen  Be- 
deutung zu  bringen  wie  in  der  Vorkriegszeit.  Während  damals  etwa  vier 
Fünftel  des  Gesamtexports  auf  landwirtschaftliche  Güter  entfielen,  soll 
die  landwirtschaftliche  Ausfuhr  auch  nach  Ablauf  des  gegenwärtigen 
Jahrfünfts  nur  etwa  die  Hälfte  des  Gesamtexports  liefern,  während  der 
Rest  auf  die  sogenannte  „industrielle  Ausfuhr"  entfallen  soll. 
Hierunter  hat  man  allerdings  nicht,  wie  es  bei  einer  Uebertragung  der 
westeuropäischen  Verhältnisse  auf  Rußland  naheliegen  könnte,  die  Aus- 
fuhr von  industriellen  Fertigwaren  zu  verstehen.  Es  ist  zwar  anzunehmen, 
daß  früher  oder  später  auch  die  Sowjetunion  den  Weltmarkt  in  stär- 
kerem Maß  mit  industriellen  Fertigfabrikaten  beschicken  wird,  so  wie 
sie  schon  heute  in  allerdings  nur  geringem  Umfang  einzelne  Textil- 
waren und  Eisen-  und  Stahlerzeugnisse  nach  dem  Fernen  und  Nahen 
Osten  absetzt;  aber  das  sind  wahrscheinlich  erst  Probleme  kommender 
Fünfjahrpläne.  Gegenwärtig  dagegen  handelt  es  sich  bei  der  geplanten 
Industrieausfuhr  der  Sowjetunion  im  wesentlichen  um  bergbauliche  und 
forstwirtschaftliche  Produkte,  während  der  eigentlichen  Fabrikatausfuhr 
in  diesem  Rahmen  noch  eine  sehr  bescheidene  Rolle  zugewiesen  ist. 

Die  bergbaulichen  und  forstwirtschaftlichen  Erzeugnisse  haben  bereits 
in  der  Ausfuhr  des  vergangenen  Jahrfünfts  einen  hervorragenden  Raum 
eingenommen  und  wesentlich  dazu  beigetragen,  daß  der  Anteil  der 
„Industrieausfuhr"  am  Gesamtexport  schon  damals  durchschnittlich 
39  v.  H.  betrug,  gegen  nur  19,2  v.  H.  im  Jahre  1913.  Bei  der  Beur- 
teilung dieser  Ziffer  ist  aber  zu  berücksichtigen,  daß  sie  sich  auf  eine 
Ausfuhr  bezieht,  die  im  Jahresdurchschnitt  um  die  Hälfte  hinter  der 
Ausfuhr  des  Jahres  1913  zurückblieb,  d.  h.  also  nur  dadurch  zustande 
gekommen  ist,  daß  die  Industrieausfuhr  im  Vergleich  zur  Vorkriegszeit 
weniger  gesunken  war  als  die  Ausfuhr  landwirtschaftlicher  Produkte; 
der  erhöhten   Bedeutuno;   der   Industrieausfuhr   im   Rahmen    des    russi- 
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sehen  Gesamtexports  entsprach  daher  keineswegs  eine  erhöhte  Be- 
deutung im  Rahmen  der  Weltwirtschaft;  unter  den  wichtigeren  Ausfuhr- 
produkten hat  nur  Naphtha  den  Umfang  seines  Vorkriegsexports  über- 
schritten, alle  übrigen,  wie  namentlich  Manganerz  und  Holz,  waren 
wesentlich  hinter  ihm  zurückgeblieben.  Demgegenüber  bedeutet  die  im 
Fünfjahrplan  vorgesehene  Erhöhung  des  Anteils  der  „Industriepro- 
dukte" am  Gesamtexport  nicht  nur  eine  relative,  sondern  auch  eine 
absolute  Steigerung  über  das  Exportmaß  der  Vor- 
kriegszeit ;  denn  dem  für  das  Jahr  1932/33  geplanten  Verhältnis 
zwischen  Industrieausfuhr  und  landwirtschaftlicher  Ausfuhr  (49,5  :  50,5) 
soll  eine  Ausfuhr  zugrunde  liegen,  die  ihrem  Werte  nach  die  Ausfuhr 
des  Jahres  1913  um  etwa  zwei  Drittel  übersteigen  würde. 4 

Die  Industriezweige,  die  zu  dieser  Zunahme  in  erster  Linie  beitragen 
sollen,  sind  die  Erdölgewinnung,  der  Manganerzbergbau,  die  Holz- 
industrie und  die  Kohlenförderung.  Bezüglich  der  Manganerzausfuhr 
erwartet  man,  daß  die  geplante  Steigerung  ausreichen  wird,  um  der 
Sowjetunion  etwa  die  Hälfte  des  Welthandels  mit  Mangan  zu  sichern, 
an  dem  sie  1927/28  immerhin  erst  mit  21  v.  H.  beteiligt  war.  Auch  mit 
der  Holzausfuhr  hofft  man,  wenigstens  auf  dem  europäischen  Markt, 
eine  zentrale  Stellung  erringen  zu  können,  nachdem  schon  1930  —  mit 
einem  bereits  erheblich  über  dem  Vorkriegsniveau  liegenden  Export  —  die 
wichtigsten  Konkurrenten  (Finnland,  Schweden,  Polen  und  die  Tschecho- 
slowakei) überflügelt  worden  sind.  Nicht  minder  wichtig  ist  die  geplante 
Erhöhung  der  Erdölausfuhr,  die  1932/33  21,2  v.  H.  des  Gesamtexports 
liefern  soll  (gegen  11,2  v.  H.  1927/28)  und  damit  in  eine  noch  bei 
weitem  schärfere  Konkurrenz  mit  den  großen  amerikanischen  und  bri- 
tisch-holländischen Oelkonzernen  treten  dürfte  als  sie  heute  schon  steht. 
Das  alles  sind  Projekte,  die  so  groß  sind,  daß  sie,  selbst  wenn  nicht 
alle  Erwartungen  in  Erfüllung  gehen  sollten,  dem  kapitalistischen  Welt- 
markt schon  in  den  nächsten  Jahren  manche  Nuß  zu  knacken  geben 
dürften.  Denn  bereits  ihre  teilweise  Verwirklichung  würde  bedeuten,  daß 
die  Sowjetunion  nicht  nur  in  den  Markt  der  landwirtschaftlichen,  son- 
dern auch  in  den  der  industriellen  Rohstoffe  als  ein  durchaus  ernst  zu 
nehmender  Konkurrent  eingreifen  würde. 

Bevor  auf  diese  Möglichkeiten  näher  eingegangen  wird,  müssen  wir 
uns  jedoch  mit  einer  der  schwersten  Gefahren,  die  gegenwärtig  das  fein- 

4  In  den  ersten  drei  Planjahren  sollte  sich  das  Verhältnis  zwischen  industrieller 
und  landwirtschaftlicher  Ausfuhr  sogar  auf  etwa  60  :  40  stellen ;  tatsächlich  hat  der 
Anteil  der  Industrieausfuhr  1928/29  und  1929  jedoch  nur  57,9  bzw.  52,8  v.  H.  be- 
tragen. In  der  obigen  Darstellung  ist  nur  auf  das  für  1932/33  geplante  Verhältnis 
Bezug  genommen  worden,  weil  es  in  der  kommenden  Periode  als  „normal"  gelten  soll. 
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maschige    Gewebe    des    Fünfjahrplanes    bedrohen,      auseinandersetzen, 
mit  der  Weltwirtschaftskrise. 


V.  Die  Weltwirtschaftskrise  hemmt  den  Aufbau 

Die  große  Krise  der  Weltwirtschaft,  die  sich  schon  seit  1925  in  dem 
allmählichen  Abgleiten  zahlreicher  Rohstoffpreise  ankündigte  und  im 
Sommer  1929  mit  dem  Ende  der  amerikanischen  „prosperity"  zum 
offenen  Ausbruch  kam,  hat  bis  Herbst  1930  alle  kapitalistischen  Länder 
der  Erde  ergriffen.  Weder  das  angeblich  „kapitalarme"  Deutschland 
noch  das  kapitalstarke  Frankreich  und  Amerika,  weder  das  weltmarkt- 
orientierte England  noch  die  weitgehend  autarke  nordamerikanische 
Union,  weder  das  industrielle  Westeuropa  noch  das  agrarische  Süd- 
amerika ist  von  ihr  verschont  geblieben.  Nur  ein  Land  steht  jenseits 
des  depressiven  Strudels:   die  Sowjetuion. 

Auch  in  ihr  gibt  es  Schwierigkeiten  und  Not;  aber  es  sind  Schwierig- 
keiten und  Notstände  des  Aufbaus,  nicht  solche  des  Rückgangs.  Während 
in  allen  Ländern  der  Welt  die  Produktion  gedrosselt  wird,  steigt  sie  in 
der  Sowjetunion  in  schwindelerregendem  Tempo  an;  während  sonst  die 
Investitionstätigkeit  stockt  und  vielfach  nicht  einmal  die  nötigen  Ersatz- 
investitionen vorgenommen  werden,  bildet  die  Sowjetunion  jährlich  12 
bis  15  Milliarden  Rubel  neues  Kapital;  während  in  den  kapitalistischen 
Ländern  20  Millionen  Arbeitskräfte  brachliegen,  ist  die  Arbeitslosigkeit 
in  der  Sowjetunion  verschwunden;  während  der  Welthandel  im  Jahre 
1930  —  nach  den  vorläufigen  Angaben  des  Instituts  für  Konjunktur- 
forschung5 —  um  nicht  weniger  als  19,4  v.  H.  hinter  dem  Vorjahr 
zurückblieb,  stieg  der  Außenhandel  der  Sowjetunion  um  15,4  v.  H. 
Das  sind  Tatsachen,  die  jeden  Anhänger  einer  sozialistisch  orientierten 
Planwirtschaft  —  mag  er  auch  andern  Seiten  des  bolschewistischen 
Experiments  kritisch  gegenüberstehen  —  mit  Stolz  erfüllen  und  offen- 
sichtlich auch  auf  gewisse  Schichten  des  Bürgertums  nicht  ohne  Ein- 
druck bleiben. 

Dennoch  darf  man  nicht  übersehen,  daß  die  Weltwirtschaftskrise  auch 
für  die  Sowjetunion  eine  schwere  Gefahr  bedeutet,  da  sie  mit  der  kata- 
strophalen Störung  der  Weltmärkte  nahezu  alle  Voraussetzungen 
des  Außenhandelsplanes  über  den  Haufen  geworfen  hat.  Der  Fünfjahr- 
plan des  Außenhandels  beruhte  trotz  der  verschiedenen  „Varianten",  mit 
denen  man  einer  eventuellen  Aenderung  der  Weltmarktlage  Rechnung 
zu  tragen  suchte,  im  wesentlichen  auf  der  Annahme,  daß  die  Absatz- 
und  Einkaufslage  auf  den  auswärtigen  Märkten  im  Verlauf  der  Plan- 
periode nur  verhältnismäßig  geringen  Schwankungen   unterworfen  sein 

5  Viertel jahrshefte  zur  Konjunkturforschung  VI,  1.  Teil  B,  S.  69. 
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würde.  Die  Weltwirtschaf  tskrise  hat  jedoch  alle  diese  Erwartungen  zunichte 
gemacht,  denn  sie  hat  die  Aufnahmefähigkeit  des  Weltmarkts  in  einer 
kaum  vorauszusehenden  Weise  geschwächt  und  einen  nicht  minder  emp- 
findlichen Preissturz  ausgelöst.  Die  ungünstigen  Auswirkungen,  die  von 
dieser  Entwicklung  auf  die  Sowjetunion  ausgehen,  liegen  aber  weniger 
in  der  Tatsache  des  Preisrückgangs  an  sich,  da  das  innere  Preisniveau 
der  Sowjetunion  infolge  des  Außenhandelsmonopols  von  der  Preisent- 
wicklung des  Weltmarkts  fast  unabhängig  ist,  als  in  der  Verschiedenheit, 
die  der  internationale  Preisfall  in  bezug  auf  die  großen  Warenkategorien 
des  Weltmarkts  aufweist.  Die  verhältnismäßig  starke  Preisbaisse,  die 
gegenwärtig  das  Gefüge  der  Weltwirtschaft  erschüttert,  ist  nämlich  in 
der  Hauptsache  eine  Baisse  der  Rohstoffmärkte,  während  die 
industriellen  Fertigwaren  von  ihr  in  ungleich  schwächerem 
Maße  erfaßt  worden  sind;  so  ist  z.  B.  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  der  Preisindex  für  Rohstoffe  von  1928  bis  April  1931  um 
31  v.  H.  gesunken,  der  Preisindex  für  industrielle  Fertigwaren  dagegen 
nur  um  20  v.  H. ;  anderwärts  ist  dieses  Verhältnis  sogar  noch  krasser. 
In  Anbetracht  der  oben  geschilderten  Zusammensetzung  des  russischen 
Außenhandels  (Ueberwiegen  der  Rohstoffe  in  der  Ausfuhr,  der  indu- 
striellen Fertigwaren  in  der  Einfuhr)  bedeutet  das  aber,  daß  der  Export 
der  Sowjetunion  erheblich  stärker  vom  Preisfall  betroffen  wird  als  ihr 
Import,  oder  mit  andern  Worten:  daß  sich  die  internationalen 
Austauschverhältnisse  sehr  zuungunsten  der  Sow- 
jetunion verändert  haben. 

Diese  Entwicklung  hat  die  sowjetistische  Wirtschaftspolitik  vor  eine 
außerordentlich  ernste  und  schwierige  Situation  gestellt.  Denn  da  die 
Preise  der  Einfuhrprodukte  beträchtlich  weniger  gesunken  sind  als  die 
der  Ausfuhrprodukte,  muß  die  Sowjetunion  nun  erheblich  größere 
Mengen,  als  ursprünglich  vorgesehen  waren,  exportieren,  um  die  Ein- 
fuhrpläne, von  deren  Erfüllung  das  Industrialisierungstempo  ab- 
hängt, innehalten  zu  können.  Tatsächlich  war  die  Ausfuhr- 
politik der  ersten  beiden  Planjahre,  besonders  die  des  vergangenen 
Jahres,  ein  gigantischer  Kampf  um  die  Steigerung  der  Exportmengen. 
Mit  einer  Schroffheit,  wie  sie  nur  eine  so  zukunftsgläubige  Diktatur  wie 
die  russische  aufbringen  kann,  wurde  die  Versorgung  des  Inlandsmarktes 
beschränkt  und  die  letzte  Reserve  der  Wirtschaft  für  die  Ausfuhr  mobil 
gemacht.  Die  Getreideausfuhr,  die  noch  nach  den  Plänen  von  1929  nur 
gering  sein  sollte,  wurde  1930,  allerdings  auch  durch  ausgezeichnete 
Ernten  begünstigt,  auf  4,8  Millionen  Tonnen,  die  Hälfte  der  Vorkriegs- 
ausfuhr, gesteigert;  die  Wälder  des  Landes  wurden  unter  Aufbietung 
aller  verfügbaren  Arbeitskräfte  gelichtet,  damit  sie  eine  mehr  als  andert- 
halb Millionen  Kubikmeter  höhere  Holzausfuhr  lieferten  als  1913;  die 
kommunistische  Jugend  schickte  man  in  die  Kohlengruben  des  Donez- 
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beckens,  um  mit  schwarzen  Diamanten  die  teure  Maschineneinfuhr  be- 
zahlen zu  können;  selbst  Güter  wie  einzelne  elektrotechnische  Erzeug- 
nisse, Textilgewebe  und  kleinere  Eisen-  und  Stahlwaren,  die  bis  dahin 
noch  eingeführt  worden  waren,  wurden  nun  auf  den  Weltmarkt  ge- 
worfen, um  die  für  die  Einfuhr  erforderlichen  Devisen  in  die  Hand  zu 
bekommen. 

Aber  dennoch  gelang  es  nicht,  die  Voranschläge  des  Fünfjahrplans 
innezuhalten.  Schon  im  ersten  Planjahr  (1928,29)  war  man  im  Inter- 
esse der  Handelsbilanz  gezwungen,  sich  mit  einer  beträchtlich  niedri- 
geren Einfuhr  zu  begnügen,  als  der  Plan  vorgesehen  hatte.  Die  Folge 
war,  daß  die  Maschinenversorgung  des  Landes  nicht  ausreichte  und  die 
so  stark  beschleunigte  Industrialisierung  empfindlich  gestört  wurde.  Um 
die  Wiederholung  solcher  Schwierigkeiten  zu  vermeiden,  ist  die  Einfuhr 
im  Jahre  1930  fast  im  vollen  Umfang  der  geplanten  Zunahme,  nämlich 
um  22  v.  H.  gegen  etwa  25  v.  H.  im  Voranschlag,  vergrößert  worden. 
Aber  die  Ausfuhr  blieb  weit  hinter  den  Planziffern  zurück,  da  sich  der 
Preisfall  für  Rohstoffe,  das  große  unkontrollierbare  X  des  Fünfjahr- 
plans, und  die  gleich  zu  besprechenden  Antidumpingmaßnahmen  des 
Auslandes  stärker  erwiesen  als  die  krampfhaften  Bemühungen,  durch 
die  die  Sowjetunion  ihre  Ausfuhr  zu  steigern  suchte.  Obwohl  bei  ein- 
zelnen Produkten  die  ausgeführten  Mengen  weit  über  den  geplanten 
Umfang  hinaus  vergrößert  werden  konnten,  entsprach  der  wertmäßige 
Ertrag  des  Exports  in  keiner  Weise  den  Erwartungen;  statt  der  vor- 
gesehenen Steigerung  um  18,5  v.  H.  konnte  nur  eine  solche  von  12,2  v.  H. 
erzielt  werden,  und  obschon  auch  diese  Leistung  inmitten  der  allgemeinen 
Welthandelsschrumpfung  ganz  erstaunlich  ist,  stellt  sie  eine  emp- 
findliche Lücke  des  Planwerkes  dar,  die  um  so  gefährlicher  ist,  als  sich 
die  Spanne  zwischen  Ein-  und  Ausfuhr  in  den  ersten  Monaten  des  laufen- 
den Jahres  weiter  erheblich  verschärft  hat.  Denn  da  die  Ausfuhr  aus 
den  schon  mehrfach  dargelegten  Gründen  in  jeder  Weise  den  Eck- 
stein des  Außenhandelsplanes  bildet,  kann  ohne  eine 
entscheidende  Besserung  der  E  x  p  o  r  t  s  i  t  u  a  t  i  o  n  die 
Einfuhr  unmöglich  im  bisherigen  Tempo  weiter 
gesteigert  werden,  zumal  der  Gold-  und  Devisenvorrat  der 
Sowjetunion  in  der  letzten  Zeit  wahrscheinlich  auf  einen  verschwinden- 
den Betrag  zusammengeschmolzen  ist.  Die  Ausfuhr  aber  kann  bei  dem 
unvermindert  fortbestehenden  Zwiespalt  zwischen  Ein-  und  Ausfuhr- 
preisen nur  durch  eine  noch  stärkere  Steigerung  der  Ausfuhrmenge  als 
bisher  erhöht  werden,  und  dabei  stößt  die  Sowjetunion  auf  zwei 
außerordentlich  ernst  zu  nehmende  Schwierigkeiten. 

Erstens  hat  die  Erhöhung  des  Exports  trotz  der  fieberhaften  Be- 
mühungen um  den  Ausbau  der  Rohstoffproduktion  und  der  hierbei  un- 
zweifelhaft  erzielten   Erfolge   eine,   wenigstens   relative,   Einschränkung 
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der  Inlandsversorgung  zur  Voraussetzung.  Das  aber  würde  nicht  nur 
eine  erneute  Verschärfung  der  dem  russischen  Volk  auferlegten  Entbeh- 
rungen bedeuten,  sondern  auch  vielfach  bedenkliche  Stockungen  in  der 
Rohstoffbelieferung  der  heimischen  Industrie  zur  Folge  haben,  da  diese 
bei  zahlreichen  Produkten,  wie  z.  B.  bei  Kohle  und  Erzen,  mit  dem 
Auslandsabsatz  konkurriert.  Zweifellos  wird  hierdurch  die  Gefahr  ernst- 
hafter Reibungsmöglichkeiten  heraufbeschworen,  die  die  Durchführung 
des  Fünfjahrplans  zumindest  erheblich  verzögern  können.  Denn  wenn 
auch  die  Leiden  des  Landes  infolge  seiner  politischen  und  sozialen 
Struktur  kaum  einen  innerpolitischen  Siedepunkt  erreichen  werden,  so 
muß  die  scheinbar  nicht  endenwollende  Wüstenwanderung,  die  das 
russische  Volk  nun  schon  seit  17  Jahren  durchmacht,  die  Leistungsfähig- 
keit der  Bevölkerung  doch  erheblich  beeinträchtigen,  ganz  abgesehen 
von  den  Hemmungen,  die  sich  aus  den  Rohstoff-  und  Brennstoffversor- 
gungen der  Industrie  ergeben  können. 

Gleichwohl  scheint  uns  die  zweite  Schwierigkeit,  auf  die  die  Steige- 
rung der  Ausfuhr  stößt,  zur  Zeit  noch  drängender  und  stärker  zu  sein,  da 
sie  sich  dem  Machtbereich  der  Sowjetunion  so  gut  wie  völlig  entzieht; 
es  handelt  sich  um  die  Abwehrmaßnahmen,  die  verschiedene  Staaten  in 
der  letzten  Zeit  gegen  die  Sowjetausfuhr  ergriffen  haben.  Dem  handels- 
politischen Kampf,  der  hierdurch  eröffnet  wurde,  liegt  bekanntlich  der  Vor- 
wurf zugrunde,  daß  die  Sowjetunion  „Dumping"  treibe,  d.  h.  ihre  Waren 
auf  dem  Weltmarkt  zu  einem  niedrigeren  Preise  absetze,  als  ihren  Ge- 
stehungskosten oder  zumindest  den  russischen  Inlandspreisen  entspräche. 
Es  fehlt  aber  auch  nicht  an  Oekonomen,  die  aus  den  einzelnen 
Bruchstücken  dieses  fragwürdigen  Arguments  eine  Philosophie  der  Welt- 
wirtschaft konstruieren  zu  können  glauben  und  für  alle  Schwierigkeiten 
auf  den  Rohstoff  markten  den  Sowjetexport  verantwortlich  machen  —  so 
wie  sie  in  jedem  Kolonialaufstand  die  Hand  Moskaus  walten  sehen. 
Diese  These  ist  natürlich  so  fadenscheinig,  daß  sich  fast  jedes  Wort  der 
Entgegnung  erübrigt.  Schon  ein  flüchtiger  Blick  auf  eine  umfassendere 
Preistabelle  zeigt,  daß  sich  die  allgemeine  Preisbaisse  auch  auf  Markt- 
gebieten geltend  macht,  die  vom  Sowjetexport  nicht  nur  nicht  berührt 
werden,  sondern  auf  denen  die  Sowjetunion  sogar  noch  als  Käufer  auf- 
tritt, wie  z.  B.  auf  dem  Baumwollmarkt.6  Dazu  kommt,  daß  die  Aus- 
fuhr der  Sowjetunion  vielfach  noch  nicht  einmal  die  Höhe  der  Vor- 
kriegszeit erreicht  hat;  selbst  die  Getreideausfuhr,  die  1930  einer  be- 
sonders preisdrückenden  Tendenz  geziehen  wurde,  hatte  damals  erst  die 
Hälfte  ihres  Vorkriegsumfangs  erreicht.  Freilich  ist  es  richtig,  daß  die 
plötzliche  Steigerung  der  Ausfuhr,  zu  der  die  Sowjetunion  im  vergan- 

6  Der  Baumwollpreis  ist  vom  Durchschnitt  der  Jahre  1927/28  bis  April  1931  um 
mehr  als  45  v.  H.  gefallen,  der  Kaffeepreis  um  fast  60  v.  H.,  der  Kautschukpreis 
um  nahezu  80  v.  H. 
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genen  Jahr  gezwungen  war,  die  depressive  Strömung  auf  einzelnen  Roh- 
stoffmärkten verschärft  hat;  aber  das  war,  vom  Holzmarkt  vielleicht 
abgesehen,  bestimmt  nicht  in  höherem  Maß  der  Fall,  als  etwa  die  kana- 
dische oder  die  durch  Valutaentwertung  geförderte  argentinische  und 
australische  Ausfuhr  den  Weizenmarkt  unter  Druck  gehalten  hat. 

Weniger  klar  liegt  allerdings  die  Frage  des  „Dumpings",  also  die 
Frage,  ob  die  Exportpreise  der  Sowjetunion  hinter  den  Gestehungskosten 
bzw.  den  Inlandspreisen  zurückbleiben.  Daß  die  planwirtschaftliche 
Organisation  der  russischen  Wirtschaft,  die  alle  Produktionszweige 
gleichsam  zu  einem  einzigen  großen  Betrieb  vereint,  hierzu  in  weitem 
Umfang  Gelegenheit  bietet,  läßt  sich  nicht  bestreiten;  es  wird  aber  von 
russischer  Seite  entschieden  in  Abrede  gestellt,  daß  von  dieser  Möglich- 
keit irgendwann  Gebrauch  gemacht  worden  ist,  und  dieser  Standpunkt 
hat  zweifellos  die  Ueberlegung  für  sich,  daß  die  Sowjetunion  gewiß 
nicht  freiwillig  „dumpen"  wird,  da  sie  sich  infolge  der  hierdurch 
entstehenden  Ausfuhrverluste  selbst  der  Möglichkeit  einer  maximalen 
Maschineneinfuhr  berauben  würde.  Wohl  aber  ist  es  wahrscheinlich, 
daß  unter  dem  Zwang  der  Valutabeschaffung  für  die  Einfuhr  wieder- 
holt, wenn  nicht  gar  laufend,  einzelne  Güter  unter  ihren  Produktions- 
kosten verkauft  wurden,  wenn  es  auch  bei  der  Eigenart  planwirtschaft- 
licher Rechnungslegung  noch  schwerer  als  sonst  sein  dürfte,  die  wirk- 
lichen Produktionskosten  zu  ermitteln.  Aber  das  ist  ein  Zwang, 
den  die  kapitalistischen  Länder,  wenn  auch  in  etwas  ver- 
änderter Form,  mit  der  Sowjetunion  in  vollem  Umfang 
teilen,  da  die  Unkosten  der  Vorratsstauung  und  die  hohen  „fixen 
Kosten"  ihnen  in  den  Zeiten  der  Krise  gleichfalls  keine  Rücksicht  auf 
die  laufenden  Gestehungskosten  erlauben.  So  kann  niemand  bestreiten, 
daß  ein  Kautschukpreis  von  S1!^  d  je  Pfund,  ein  Baumwollpreis  von 
8,53  cts  je  Pfund  oder  ein  Weizenpreis  von  52x/8  cts  je  60  Pfund  (alles 
Preise  von  Mitte  Juni  1931  "  die  durchschnittlichen  Produktionskosten 
der  nordamerikanischen  Farmer  oder  der  niederländisch-indischen 
Gummiproduzenten  ungedeckt  läßt,  und  doch  ist  es  noch  keinem  Oeko- 
nomen  eingefallen,  die  Exporte,  die  zu  diesen  Preisen  getätigt  werden, 
des  „Dumpings"  zu  bezichtigen. 

Es  bleibt  also  nur  noch  der  Vorwurf,  daß  die  Exportpreise  der 
Sowjetunion  auch  hinter  den  Inlandspreisen  erheblich  zurückbleiben 
und  damit  den  Begriff  des  „Dumping"  selbst  in  seinem  engeren  wissen- 
schaftlichen Sinn  erfüllen.  Daran  ist  sicher  soviel  richtig,  daß  ein 
großer  Teil  der  von  der  Sowjetunion  exportierten  Güter  auf  dem  inneren 
Markt  einen  höheren  Preis  erzielen  könnte,  wenn  tatsächlich  ein  solcher 
freier  Markt  existieren  würde.  Aber  das  ist  bekanntlich  seit  der  Zurück- 
drängung   des   Privathandels   nur   noch    in   beschränktem   Umfang   der 

7  „Wochenbericht  des  Instituts  für  Konjunkturforschung"  vom  17.  Juni  1931. 
10  Unsere   Stellung   zu   Sowjetrußland 
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Fall;  das  Gros  der  Preise  ist  dagegen  „normiert",  d.  h.  völlig  dem 
Spiel  von  Angebot  und  Nachfrage  entzogen,  und  die  Anpassung  des 
Konsums  an  die  im  Vergleich  zu  den  freien  Preisen  erheblich  niedrigeren 
geregelten  Preise  wird  nicht,  wie  in  der  kapitalistischen  Wirtschaft, 
durch  ein  Steigen  oder  Sinken  des  Preises,  sondern  durch  Zuteilung  der 
Konsumportionen  oder  das  gröbere  System  des  „Verkaufens  solange  der 
Vorrat  reicht"  bewirkt.  Das  aber  macht  die  Anwendung  des  Dumping- 
begriffs auf  die  russische  Wirtschaft  überhaupt  höchst  problematisch,  da 
die  Möglichkeit,  Inlands-  und  Weltmarktpreise  zu  vergleichen,  so  gut  wie 
gar  nicht  besteht,  eine  Schwierigkeit,  die  auch  in  der  Tatsache,  daß  der 
Tscherwonez  keinen  eigentlichen  Valutakurs  hat,  zum  Ausdruck  kommt. 
Insofern  hatte  es  L  i  t  w  i  n  o  w  in  seiner  Genfer  Rede  vor  der  Europa- 
kommission im  Mai  d.  J.  leicht,  ein  internationales  Abkommen  vorzu- 
schlagen, durch  das  verboten  werden  sollte,  auf  dem  innern  Markt  zu 
höheren  Preisen  als  auf  dem  Weltmarkt  zu  verkaufen.  Wie  unehrlich 
übrigens  die  Antidumpingkampagne  gegen  die  Sowjetunion  ist,  geht  schon 
daraus  hervor,  daß  die  lautesten  Rufer  im  Streit  sich  gar  nicht  selten 
derselben  handelspolitischen  Methode  befleißigen,  die  sie  gleichzeitig 
verfemen.  Die  Tschechoslowakei  z.  B.  treibt  ebenso  wie  Polen  und 
Deutschland  mittels  Subventionen  ein  unverhülltes  Zuckerdumping,  und 
die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  die  an  der  Spitze  der  Abwehr- 
kampagne stehen,  haben  nichtsdestoweniger  begonnen,  die  hohen  Weizen- 
bestände ihres  Bundesfarmamts  zu  einem  etwa  20  cts  je  Bushel  niedrigeren 
Preis  auf  den  Weltmarkt  zu  werfen,  als  den  Notierungen  der  Getreide- 
börse zu  Chikago  entsprechen  würde.  Das  alles  sind  Tatsachen,  die  ein- 
deutig beweisen,  daß  hinter  dem  Dumpingfeldzug,  der  gegen  die  Sowjet- 
union betrieben  wird,  im  Grunde  genommen  nur  die  Furcht  vor  dem 
neuen  Konkurrenten  steht,  wozu  sich  etwa  in  den  Vereinigten  Staaten 
und  Kanada  noch  das  Verlangen  gesellt,  den  Mißerfolg  der  von  ihnen 
betriebenen  Weizenvalorisierung  mit  dem  angeblichen  Dumping  der 
Sowjetunion  zu  bemänteln. 

Allerdings  stehen  nicht  alle  kapitalistischen  Länder  in  dieser  anti- 
sowjetistischen  Abwehrfront.  Mit  Ausnahme  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  gehören  ihr  vorzugsweise  sogar  nur  solche  Länder  an,  die 
im  russischen  Außenhandel  eine  verhältnismäßig  geringe  Rolle  spielen, 
wie  etwa  Frankreich,  Belgien,  Polen,  die  Tschechoslowakei,  Kanada, 
Australien  u.  a.  Dem  Dumpingkampf  abseits  stehen  vor  allem  Deutsch- 
land, Großbritannien  und  Italien,  die  vielmehr  nach  Möglichkeit  das 
„Krisenventil",  das  sich  ihnen  in  den  russischen  Bestellungen  öffnet,  zu 
nutzen  suchen;  unter  dem  Druck  dieses  Exportinteresses  mußten  sogar 
die  Vereinigten  Staaten  in  den  ersten  Monaten  dieses  Jahres  die  1930 
unter   Berufung   auf   die    „Sträflingsklausel"    des   amerikanischen   Zoll- 
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tarifs*  erlassene  Sperre  gegen  russisches  Holz  wieder  aufheben.  Auf  die 
Zwiespältigkeit  der  kapitalistischen  Interessen,  die  teils  die  Konkurrenz 
des  russischen  Exports  fürchten,  teils  aber  an  dem  hohen  Einfuhrbedarf 
Rußlands  zu  profitieren  suchen,  kann  die  Sowjetunion  auch  für  die  Zu- 
kunft gewisse  Hoffnungen  setzen.  Aber  dennoch  besteht  die  Gefahr,  daß 
bei  weiter  wachsendem  Exportdruck  der  Sowjetunion  und  bei  an- 
haltender Rohstoff  baisse  die  antisowjetistischen  Tendenzen  in  den 
kapitalistischen  Ländern  allmählich  die  Oberhand  gewinnen;  ein 
bedenkliches  Zeichen  in  dieser  Richtung  ist  es  zweifellos,  daß  in  den 
Vereinigten  Staaten  erst  kürzlich  wieder  eine  Verschärfung  der  gegen 
Rußland  gerichteten  Antidumpingmaßnahmen  angekündigt  wurde.  In 
Anbetracht  dieser  Perspektiven  gewinnt  der  „wirtschaftliche 
Nichtangriffspakt  t",  den  L  i  t  w  i  n  o  w  in  seiner  bereits  er- 
wähnten Rede  vorgeschlagen  hat,  erhöhte  Bedeutung,  und  es  will  uns 
scheinen,  als  ob  die  Arbeiterschaft  aller  Länder  Anlaß  hat,  ihn  nicht 
minder  zu  unterstützen,  als  sie  seinerzeit  den  Antikriegspakt  des  Herrn 
Kellogg  unterstützt  hat.  Denn  bei  einer  Fortdauer  des  handelspolitischen 
Kampfes  gegen  die  Sowjetunion  schwindet  jede  Aussicht,  daß  das  Aus- 
fuhrprogramm des  Fünfjahrplans,  dieses  ersten  großen  sozialistischen 
Experiments,  auch  nur  annähernd  verwirklicht  werden  könnte. 

Alle  diese  Schwierigkeiten  zeigen  klar,  in  welche  gefährliche  Situation 
die  Weltwirtschaftskrise  den  Kampf  um  den  Fünfjahrplan  gebracht 
hat.  Ohne  eine  Steigerung  der  Ausfuhr  ist  die  Aufrechterhaltung  der  bis- 
herigen Einfuhrsteigerung  nicht  möglich,  die  ihrerseits  wieder  das  A 
und  0  der  Erfüllung  des  Produktionsplanes  bedeutet;  aber  die  Steige- 
rung der  Ausfuhr  droht  sowohl  im  Innern  wie  im  Aeußern  Kräfte  aus- 
zulösen, die  dem  Plan  nicht  weniger  gefährlich  werden  können.  Fast 
scheint  es  unmöglich,  die  schmale  Rinne  zu  finden,  die  zwischen  dieser 
Szylla  und  Charybdis  hindurchführt!  Mit  dem  Defizit  des  Außenhandels- 
planes aber  drohen  Disproportionalitäten  im  Aufbauwerk  der  neuen 
Wirtschaft  zu  entstehen,  von  denen  man  nicht  sagen  kann,  ob  sie  nicht 
zahlreiche  Investitionen,  die  heute  vorgenommen  werden,  schon  in 
kurzem  zu  Fehlinvestitionen  stempeln  werden. 

Es  mangelt  nicht  an  Stimmen,  die  angesichts  dieser  Umstände  zu 
einer  Verlangsamung  des  Industrialisierungstempos  raten;  der  Kampf 
der  Rechtsopposition  um  Bucharin,  Rykow  und  Syrzow  hat  im  wesent- 
lichen dieser  Forderung  gegolten.  Aber  das  Gros  der  Partei  mit  Stalin  an 
der  Spitze  ist  über  diese  Bedenken  hinweggeschritten,  weil  es  glaubt,  daß 
der  Zwang  zur  Beibehaltung  des  bisherigen  Tempos  stärker  sei  als  die  Ge- 
fahren, die  die  überstürzten  Anforderungen  heraufzubeschwören  drohen. 

8  Die  Sowjetregierung  hat  demgegenüber  bestritten,  daß  das  exportierte  Holz  aus 
den  Distrikten  der  Sträflingsarbeit  stamme  und  in  Rußland  tätige  amerikanische 
Ingenieure  haben  ihr  dabei  sekundiert. 

10* 
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Man  kann  diesem  kaltblütigen  Mut  die  Bewunderung  gewiß  nicht  ver- 
sagen, aber  man  wird  in  Anbetracht  der  weltwirtschaftlichen  Situation 
ein  Fragezeichen  hinter  diesen  Glauben  an  das  Tempo  setzen 
müssen,  wenn  wir  auch  wünschen,  daß  die  Geschichte  diese  Skepsis  — 
wie  schon  so  oft  —  nicht  rechtfertigen  möge. 


VI.  Die  Sowjetunion  greift  in  die  Weltwirtschaft  ein 

Aber  selbst  wenn  die  Sowjetunion  die  eben  geschilderte  Gefahrenzone 
langsamer  und  mit  größeren  Opfern  passieren  sollte  als  die  Kommando- 
zahlen des  Fünfjahrplans  gebieten,  wird  das  Aufbauwerk  dieser  Jahre 
das  wirtschaftliche  Antlitz  der  Union  grundlegend  verändern  und  die 
weltwirtschaftlichen  Beziehungen  des  Riesenreiches  in  vieler  Hinsicht 
auf  eine  völlig  neue  Produktions-  und  Bedarfsbasis  stellen.  Damit  erhebt 
sich  schließlich  die  Frage,  welche  Wirkungen  der  Fünfjahrplan  seiner- 
seits auf  die  weltwirtschaftliche  Entwicklung  ausüben  wird,  nachdem 
wir  im  Voraufgegangenen  im  wesentlichen  den  Einfluß  der  weltwirt- 
schaftlichen Entwicklung  auf  den  Fünfjahrplan  darzustellen  suchten. 
In  der  Tagesliteratur,  die  sich  mit  dieser  Frage  beschäftigt,  findet  man 
zur  Zeit  vielfach  die  Neigung,  die  weltwirtschaftlichen  Strukturwand- 
lungen, die  mit  dem  Gelingen  des  bolschewistischen  Experiments  voraus- 
sichtlich verbunden  sein  werden,  in  vielfacher  Hinsicht  zu  über- 
schätzen. So  wie  man  noch  vor  zwei  Jahren  den  Fünfjahrplan  als  eine 
zahlenspielerische  Utopie  abtun  zu  können  glaubte,  so  ist  man  jetzt 
nicht  selten  geneigt,  den  wahrscheinlichen  Erfolg  des  Fünfjahrplans 
gleichsam  nur  durch  ein  Vergrößerungsglas  zu  sehen  und  den  „roten 
Handel"  zum  gleichen  Schreckgespenst  zu  stempeln  wie  in  den  ersten 
Revolutions jähren  die  rote  Armee. 

Gegenüber  solchen  Superlativen,  die  übrigens  alles  andere  als  eine 
propagandistische  Hilfe  für  die  Sowjetunion  darstellen,  gilt  es,  sich  stets 
gewärtig  zu  bleiben,  daß  der  Fünfjahrplan  nur  ein  An- 
fang ist,  dessen  unmittelbare  weltwirtschaftliche  Bedeutung  man  in 
keiner  Weise  überschätzen  darf.  Selbst  wenn  die  Ein-  und  Ausfuhrpläne 
der  „Piatiletka"  in  vollem  Umfang  erfüllt  würden,  würde  die  Sowjetunion 
1932/33  erst  mit  etwa  4  v.  H.  am  Gesamtumsatz  des  Welthandels  be- 
teiligt sein.  Das  würde,  wie  bereits  an  früherer  Stelle  dargelegt,  zwar 
einen  erheblichen  Fortschritt  bedeuten,  aber  doch  noch  einen  teilweise 
erheblichen  Abstand  zwischen  der  Sowjetunion  und  den  vier  großen 
Welthandelsvölkern,  den  Vereinigten  Staaten,  Großbritannien,  Deutsch- 
land und  Frankreich,  belassen,  deren  Anteil  am  Welthandel  1928,  in 
der  gleichen  Reihenfolge  wie  oben,  14,  13,  9  und  6  v.  H.  betrug.  Auch 
in  der  Weltproduktion  und  im  Weltverbrauch  wichtiger  Grundstoffe  würde 
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die  Sowjetunion  noch  eine  verhältnismäßig  bescheidene  Rolle  spielen. 
Selbst  wenn  man  annimmt,  daß  die  Verwirklichung  der  „Maximal- 
variante" des  Fünfjahrplans  gelingen  würde,  würde  —  nach  den  Vor- 
ausberechnungen des  Plans  —  die  Kohlenförderung  der  Sowjetunion 
im  Jahre  1933  nur  5,84  v.  H.  der  der  übrigen  Welt  betragen,  die  Stahl- 
erzeugung nur  8,39  v.  H.,  die  Erdölgewinnung  8,71  v.  H.,  der  Baum- 
wollverbrauch 11,72  v.  H.;  käme  nur  die  „Ausgangsvariante"  des  Plans 
zur  Durchführung,  so  würden  sich  diese  Ziffern  sogar  noch  ermäßigen, 
und  zwar  auf  5,22  v.  H.  bei  der  Kohlenförderung,  auf  6,69  v.  H.  bei 
der  Stahlerzeugung,  auf  7,60  v.  H.  bei  der  Erdölgewinnung  und  auf 
10,96  v.  H.  beim  Baumwollverbrauch.  Dagegen  werden  die  Vereinigten 
Staaten  nach  den  Berechnungen  des  Plans  1933  voraussichtlich  über  ein 
Produktions-  bzw.  Verbrauchsvolumen  verfügen,  das  bei  der  Kohlen- 
förderung 67,18  v.  H.,  bei  der  Stahlerzeugung  73,43  v.  H.,  bei  der  Erd- 
ölgewinnung 257,91  v.  H.  und  beim  Baumwollverbrauch  33,24  v.  H. 
des  der  übrigen  Welt  betragen  dürfte. 9 

So  falsch  es  also  wäre,  dem  möglichen  Erfolg  des  Fünfjahrplans  eine 
übertriebene  weltwirtschaftliche  Bedeutung  beizumessen,  so  unrichtig 
wäre  es  aber  auch,  die  mit  ihm  angebahnte  Entwicklung  zu  unter- 
schätzen. Der  gegenwärtige  Fünfjahrplan  ist  bekanntlich  nur  das  An- 
fangsglied einer  längeren  Kette  von  Plänen,  mit  denen  die  Sowjetunion 
—  nach  einer  Resolution  des  15.  Kongresses  der  KP.  —  die  fortgeschritten- 
sten kapitalistischen  Länder  in  der  möglichst  kürzesten  Zeitspanne  ein- 
zuholen und  zu  überflügeln  hofft,  um  damit  „den  Sieg  des  Sozialismus 
in  seinem  historischen  Wettkampf  mit  dem  System  des  Kapitalismus  zu 
sichern".  Ob  dieses  Ziel  allerdings  so  schnell  wird  erreicht  werden 
können,  daß  die  Sowjetunion,  wie  L.  M.  Sabsovitch  meint,10  be- 
reits im  Jahre  1943  ( ! )  den  von  den  Vereinigten  Staaten  im  Jahre  1929, 
also  am  Höhepunkt  der  „prosperity",  innegehabten  Produktionsstand 
erklimmen  oder  gar  übersteigen  wird,  bleibe  sehr  dahingestellt.  Aber 
man  muß  bei  derartigen  Entwicklungsvergleichen  doch  immer  berück- 
sichtigen, daß  die  Sowjetunion  eine  Akkumulationsquote  erzwingen  kann, 
mit  der  kein  kapitalistisches  Land  sich  auch  nur  annähernd  zu  messen 
vermag;  während  z.  B.  die  deutsche  Akkumulationsquote  in  den  Jahren 
1924  bis  1928  nur  etwa  8,5  v.  H.  des  Volkseinkommens  betrug, X1  sollen 

9  Für  die  Sowjetunion  sind  hierbei  die  Ziffern  der  „Ausgangsvariante"  eingesetzt 
worden.  Sämtliche  Angaben  sind  der  3.  Ausgabe  des  Fünfjahresplans  entnommen: 
„Piatiletnij  plan",  Moskau  1930,  Bd.  II,  Teil  2,  S.  414  (russisch).  Alle  Ziffern  stellen 
natürlich  nur  Annäherungswerte  dar,  da  sich  die  Entwicklung  der  Weltproduktion 
und  des  Weltverbrauchs  nicht  exakt  vorausberechnen  läßt. 

10  ..Die  Sowjetunion  in  15  Jahren".  1929. 

11  Errechnet  auf  Grund  der  Volkseinkommensschätzungen  des  Instituts  für  Kon- 
junkturforschung (Viertel jahrshefte  zur  Konjunkturforschung  IV.  4,  S.  44)  und  dem 
Saldo  aus  dem  genannten  Sachkapitalzuwachs  der  deutschen  Wirtschaft  und  der 
Kapitaleinfuhr   (Vierteljahrshefte  zur  Konjunkturforschung,  Sonderheft  22,  S.   26). 
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in  der  Sowjetunion  nach  der  ersten  Planfassung  vom  Volkseinkommen 
der  Jahre  1928/29  bis  1932/33  30,5  v.  H.  akkumuliert  werden  —  eine  Zahl, 
die  inzwischen  noch  weiter  erhöht  worden  ist.  Das  ist  immerhin  ein  Vor- 
sprung, der  es  nicht  unwahrscheinlich  macht,  daß  die  Sowjetunion  —  eine 
friedliche  Entwicklung  vorausgesetzt  —  ihren  Aufstieg  in  die  Reihe  der  gro- 
ßen Weltwirtschaftsmächte  in  erheblich  kürzerer  Zeit  vollendet  als  etwa 
Deutschland  oder  selbst  die  Vereinigten  Staaten.  Wir  werden  im  folgen- 
den noch  sehen,  daß  gerade  dieses  Tempo  der  Entwicklung,  wenn  sie 
erst  einmal  eine  gewisse  Mächtigkeit  erreicht  hat,  die  Wiederausbalan- 
cierung  der  rasch  sich  verändernden  weltwirtschaftlichen  Kräftekon- 
stellation aller  Voraussicht  nach  erheblich  erschweren  wird. 

Aber  auch  schon  in  den  nächsten  Jahren  dürfte  sich  auf  einzelnen 
Märkten  der  Wiedereintritt  der  Sowjetunion  in  die  Weltwirtschaft 
empfindlich  bemerkbar  machen.  Das  hängt  einmal  damit  zu- 
sammen, daß  die  Sowjetunion  infolge  ihrer  weitgesteckten  Auf- 
bauziele zu  einer  besonders  starken  Ausfuhr  gezwungen  ist. 
In  dieser  Hinsicht  unterscheidet  sich  der  Aufbau  der  Sowjetunion 
wesentlich  von  der  Entwicklung  der  übrigen  weltwirtschaftlichen  Neu- 
länder, für  die  ein  gleicher  Exportzwang  eigentlich  niemals  bestanden 
hat,  da  sie  sich  einmal  erheblich  langsamer  entfalteten,  als  es  die  Sowjet- 
union zu  tun  gedenkt,  und  zum  andern  die  von  ihnen  für  den  Aufbau 
benötigte  Einfuhr  in  weitem  Umfang  zunächst  durch  ausländische 
Kredite  decken  konnte.  So  wies  z.  B.  die  Handelsbilanz  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  in  der  Erschließungsperiode  des  „mittleren 
Westens",  also  in  den  Jahren  1850  bis  1873,  einen  durchschnittlichen 
Passivsaldo  von  nicht  weniger  als  64  Millionen  Dollar  im  Jahr  aus,  der 
in  vollem  Umfang  durch  auswärtige  Kreditaufnahme  gedeckt  wurde, 
und  bei  Ausbruch  des  Krieges  war  die  auswärtige  Schuld  der  Ver- 
einigten Staaten  auf  4,5  bis  5,5  Milliarden  Dollar  angewachsen,  was 
etwa  —  zum  Zweck  einer  anschaulicheren  Vorstellung  sei  der  Vergleich 
gezogen  —  das  Einundeindrittelfache  des  Exports  von  1913  ausmachte. 
Im  Gegensatz  hierzu  erfolgt  der  industrielle  Aufbau  der  Sowjetunion 
notgedrungen  von  vornherein  aus  eigenen  Mitteln.  Damit  eröffnen 
sich  den  kapitalistischen  Mächten,  die  durch  umfangreiche  Bestellungen 
zum  Aufbau  herangezogen  werden,  zwar  die  gleichen  Absatzmöglich- 
keiten, die  sich  ihnen  auch  bei  der  Uebertragung  des  geliehenen  Kapi- 
tals, die  ja  prinzipiell  immer  nur  in  Warenform  vonstatten  gehen  kann, 
bieten  würden;  aber  die  Notwendigkeit,  die  getätigten  Importe  sofort 
zu  bezahlen,  zwingt  die  Sowjetunion,  im  gleichen  Maß,  in  dem  sie  sich 
zum  Absatzmarkt  entwickelt,  auch  als  Konkurrent  hervorzutreten  und 
eine  nicht  minder  starke  Ausfuhrtätigkeit  zu  entfalten. 

Entscheidender  noch  als  die  hierdurch  bedingte  Höhe  der  russischen 
Ausfuhr  ist  aber  die  Tatsache,  daß  diese  Ausfuhr  auf  Märkte  trifft,  die 
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wahrscheinlich  noch  auf  Jahre  hinaus  unter  einem  ständigen  Krisen- 
druck stehen  werden.  Der  Export  der  Sowjetunion  umfaßt  nämlich  im 
wesentlichen  Rohstoffe,  insbesondere  agrarische  Rohstoffe,  und  wie  wir 
bereits  an  anderer  Stelle  erwähnt  haben,  lastet  die  gegenwärtige  Krise 
der  Weltwirtschaft  auf  den  Märkten  dieser  Produkte  mit  ganz  beson- 
derer Wucht.  Das  ist  darauf  zurückzuführen,  daß  die  Krisenerschei- 
nungen, die  sich  etwa  seit  1925  in  der  Rohstoffwirtschaft  der  Erde  be- 
merkbar machen,  durch  den  Konjunkturumschwung  des  Jahres  1929 
nur  verschärft  worden  sind,  im  Grunde  aber  mit  einer  schon  viel  weiter 
zurückreichenden  strukturell  oder  „langwellig"  beding- 
ten Depression  zusammenhängen,  in  die  besonders  die  Agrarwirt- 
schaft  unter  der  Einwirkung  zahlreicher  technischer  und  ökonomischer 
Faktoren  geraten  ist.  Leider  können  wir  bei  der  Knappheit  des  zur  Ver- 
fügung stehenden  Raums  diese  Zusammenhänge  nur  im  Vorübergehen 
streifen. 12 

Dabei  ergibt  sich,  daß  die  —  in  den  Goldwährungsländern  seit  etwa 
1920  —  im  Gang  befindliche  strukturelle  Rückbildung  des  Preisniveaus 
(die  Großhandelspreise  sind  in  den  wichtigsten  Ländern  wieder  dem 
Vorkriegsstand  nahe)  die  Landwirtschaft  besonders  in  Mitleidenschaft 
zieht,  weil  sie  infolge  der  Kapitalisierung  der  unter  besseren  Absatz- 
bedingungen erzielten  Grundrente  im  Bodenwert  oder  in  den  Pacht- 
zinsen mit  verhältnismäßig  hohen  fixen  Kosten  zu  rechnen  hat,  weil  die 
Starrheit  des  Verbrauchs  von  zahlreichen  landwirtschaftlichen  Produkten 
ihr  auch  bei  sinkenden  Preisen  keine  Erweiterung  des  Absatzes  ermög- 
licht und  weil  die  Landwirtschaft  weit  weniger  als  die  Industrie  im- 
stande ist,  sich  durch  monopolistische  Organisationen  dem  Preisfall  ent- 
gegenzustemmen.  Noch  wichtiger  als  dieser  Einfluß  ist  aber,  daß  auf 
Grund  geradezu  revolutionärer  Fortschritte  der  landwirtschaftlichen 
Technik  eine  Ausweitung  der  landwirtschaftlichen  Produktion  stattge- 
funden hat,  die  auch  bei  günstiger  Industriekonjunktur  in  einem  starken 
Mißverhältnis  zur  Aufnahmefähigkeit  der  Märkte  stehen  würde.  Durch 
den  Mähdrescher,  das  Trockenfarmsystem  und  die  Züchtung  von  über- 
aus widerstandsfähigen  und  schnell  reifenden  Sorten  ist  es  möglich  ge- 
wesen, den  Weizengürtel  in  Regionen  vorzuschieben,  denen  man  noch 
vor  einem  Jahrzehnt  jede  Kulturfähigkeit  absprach;  durch  die  Züch- 
tung von  Woll-Fleisch-Schafen  ist  sowohl  die  Wollschur  wie  die  Fleisch- 
produktion erheblich  gesteigert  worden;  durch  eine  bessere  Plantagen- 
technik und  Aufzucht  leistungsfähiger  Bäume  gelang  es,  bei  rasch  sinken- 

12  Für  alle  Einzelheiten  sei  auf  die  einschlägige  Literatur,  z.  B.  auf  die  ausge- 
zeichneten Arbeiten  von  N.  Jasny  („Die  Weltagrarkrise",  Blätter  für  landwirt- 
schaftliche Marktforschung,  Maiheft  1931,  „Die  neuzeitliche  Umstellung  der  über- 
seeischen Getreideproduktion"  und  „Die  Zukunft  des  Roggens",  Vierteljahrshefte 
zur  Konjunkturforschung,   Sonderhefte   16   und  20),  verwiesen. 
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den  Produktionskosten  die  Kautschukgewinnung  beträchtlich  auszudehnen 
—  und  so  ließen  sich  die  Beispiele  häufen. 

Durch  diese  Entwicklung  haben  sich  alle  Befürchtungen  über  eine 
bevorstehende  Verknappung  der  agrarischen  Rohstoffe  als  grundlos  er- 
wiesen. Wenn  etwa  noch  1924  R.  Hilferding  voraussagen  zu 
können  glaubte,13  daß  in  der  Erweiterung  der  Anbauflächen  eine  starke 
Verlangsamung  eintreten  werde,  da  die  Produktionskosten  steigen  wür- 
den und  ein  „chronischer  Arbeitermangel"  zu  erwarten  sei,  so 
ist  in  jeder  Hinsicht  das  Gegenteil  eingetreten,  und  wenn  er 
meinte,  daß  „sich  die  Teuerungstendenz  der  agrarischen  Produkte 
und  der  industriellen  Rohstoffe  überhaupt,  die  vor  dem  Kriege  so  stark 
in  Erscheinung  getreten  war,  wieder  mit  voller  Kraft  geltend  machen" 
werde  (a.  a.  0.  S.  119),  so  ist  auch  hier  die  Entwicklung  gerade  in  der 
umgekehrten  Richtung  verlaufen.  Die  landwirtschaftlichen  Anbauflächen 
sind  in  den  letzten  Jahren  auf  Rekordhöhen  gestiegen,  die  für  den  Welt- 
markt verfügbaren  Getreidemengen  haben  trotz  der  verminderten  Export- 
fähigkeit Rußlands  und  der  Donauländer  das  Ausmaß  der  Vorkriegszeit 
erheblich  überschritten,  und  die  „Schere"  (wie  Trotzki  mit  einem  ein- 
prägsamen Bild  das  Zurückbleiben  der  Agrarpreise  hinter  den  Industrie- 
preisen bezeichnet  hat)  hat  sich  stärker  geöffnet  als  je  zuvor.14  Wir 
stehen  also  vor  einer  völlig  andern  Agrarsituation,  als  sie  noch  vor 
wenigen  Jahren  vielfach  erwartet  wurde,  d.  h.  also  statt  in  einer  Agrar- 
hausse  inmitten  einer  schweren  weltweiten  Agrarkrise.  Denn  ob- 
wohl ein  Teil  des  Preisrückgangs  der  Agrarprodukte  zweifellos  mit  dem 
allgemeinen  Preissturz  und  den  teilweise  ganz  erheblichen  Produktions- 
kostensenkungen, die  die  neue  Agrartechnik  bewirkt  hat,  im  Einklang 
steht,  so  ist  doch  der  Preisrückgang  der  agrarischen  Produkte,  wie  schon 
an  früherer  Stelle  betont  wurde,  unter  dem  Einfluß  der  wachsenden 
Vorratsstauung  vielfach  auch  weit  über  die  Produktionskostenminderung 
hinausgegangen. 

Hierin  liegt  zweifellos  einer  der  wichtigsten  Herde  der  gegenwärtigen 
Weltwirtschaftskrise.  Wohl  können  die  Industrieländer  —  sofern  sie  sich 
nicht  durch  Zölle  selbst  dieser  Möglichkeit  berauben  —  aus  dem 
niedrigen  Preisstand  der  Agrarprodukte  Nutzen  ziehen;  aber  abgesehen 
davon,  daß  die  Vorteile  des  billigen  Rohstoffbezugs  gewöhnlich  erst 
nach  einer  gewissen  Stabilisierung  des  Preisniveaus  in  vollem  Umfang 
wahrgenommen  werden  können,  stehen  ihnen  eine  Reihe  von  Nachteilen 
gegenüber,  die  sie  heute  wahrscheinlich  mehr  als  kompensieren.  Durch 

13  „Agrarkrise  und  Getreidezölle".  „Die  Gesellschaft",  Band  I. 

14  Setzt  man  das  Verhältnis,  in  dem  die  landwirtschaftlichen  Preise  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  August  1909  bis  Juli  1914  zu  den  Preisen  für  die  Güter  des 
Farmerbedarfs  standen,  gleich  100  :  100,  so  betrug  es  im  April  d.  J.  nur  noch  68, 
im  Februar  sogar  nur  66. 
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den  Preisrückgang  der  Agrarprodukte  ist  in  fast  allen  Agrarländern  der 
Welt,  die  Vereinigten  Staaten  nicht  ausgenommen,  eine  erhebliche  Kauf- 
kraftschrumpfung eingetreten,  die  die  Absatzmöglichkeiten  der  Industrie 
empfindlich  beeinträchtigt;  der  Ueberseehandel  der  europäischen  Indu- 
strieländer ist  unter  der  Wirkung  dieses  Kaufkraftschwundes  auf  einen 
Bruchteil  zusammengeschmolzen  und  auch  die  Industrie  der  weltwirt- 
schaftlichen Neuländer  hat  unter  der  Einengung  ihres  innern  Marktes 
schwer  zu  leiden.  Die  Lage  wird  noch  dadurch  verschärft,  daß  gleich- 
zeitig mit  dem  Preissturz  der  großen  Weltmarktprodukte  das  Kredit- 
system der  Agrarländer  erschüttert  worden  ist  und  politische  Unruhen, 
wie  etwa  in  ganz  Südamerika,  die  wirtschaftlichen  Schwierigkeiten  be- 
gleiten; die  hierdurch  geschaffene  Unsicherheit  ist  einer  der 
Hauptgründe,  die  heute,  im  Gegensatz  zu  zahlreichen  früheren  Krisen, 
die  Schleusen  des  internationalen  Kapitalexports  geschlossen  halten  und 
damit  eine  belebende  Kraft  unterbinden,  die  den  Zirkulationsprozeß  der 
Weltwirtschaft  wieder  in  Gang  bringen  könnte.  Gewiß  existieren  daneben 
noch  zahlreiche  und  nicht  minder  wichtige  andere  Ursachen  der  Welt- 
krise; aber  es  scheint  doch,  daß  die  Agrarkrise  in  dem  verhängnisvollen 
Kräftespiel,  das  zu  der  allgemeinen  Weltwirtschaftsstockung  führte,  eine 
besondere  Rolle  gespielt  hat,  und  daß  dementsprechend  die  Ueberwin- 
dung  der  Stockung  oder  zumindest  ein  stärkerer  Aufschwung  in  hohem 
Maß  von  einer  Bereinigung  der  weltwirtschaftlichen  Agrarsituation  ab- 
hängt. 

In  diesem  Augenblick  tritt  nun  die  Sowjetunion  mit  dem  aus  dem 
Zwang  ihres  Aufbaus  geborenen  Plan  hervor,  im  Jahre  1932/33  ihre 
Vorkriegsstellung  auf  den  Agrarmärkten  der  Welt  wiedererrungen  zu 
haben! 

Es  versteht  sich  beinahe  von  selbst,  daß  dieses  Projekt  im  Zusammen- 
hang mit  der  eben  geschilderten  Weltsituation  eine  ganz  andere  Be- 
deutung erhält  als  sie  ihm  zukommen  würde,  wenn  es  etwa  im  Rahmen 
einer  großen  Agrarhausse  zur  Verwirklichung  käme.  Wäre  die  Tendenz 
der  Agrarpreise  nach  oben  gerichtet,  so  würden  die  russischen  Exporte 
diese  Bewegung  wohl  beeinträchtigen,  aber  kaum  in  ihr  Gegenteil  verwan- 
deln; so  jedoch  treffen  sie  auf  Märkte,  die  schon  jetzt  unter  einem  starken 
Konkurrenzdruck  stehen  und  daher  für  jedes  neue  Baissemoment  außer- 
ordentlich empfänglich  sind.  Gewiß  würde  die  Agrarwirtschaft  auch 
ohne  das  Dazwischentreten  der  Sowjetunion  wahrscheinlich  Jahre,  viel- 
leicht gar  Jahrzehnte  brauchen,  um  das  Krisentief,  in  dem  sie  sich 
gegenwärtig  befindet,  zu  überwinden;  denn  wir  wissen  aus  früheren 
Erfahrungen,  insbesondere  aus  der  großen  Agrarkrise  der  70er  bis  90er 
Jahre,  die  mit  der  heutigen  soviel  Aehnlichkeit  hat,  daß  die  Produktions- 
reaktionen, die  das  gestörte  Gleichgewicht  der  Märkte  wiederherstellen, 
in  der  Landwirtschaft  viel  langsamer  vonstatten  gehen  als  in  der  Indu- 
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strie,  weil  die  Umschlagszeiten  in  ihr  länger  sind,  weil  die  fixen  Kosten 
in  ihr  eine  verhältnismäßig  große  Rolle  spielen,  und  vor  allem  weil  sie 
nur  zum  kleineren  Teil  kapitalistisch,  d.  h.  mit  fremden  Arbeitskräften 
wirtschaftet  und  daher  mit  nur  geringen  laufenden  Geldkosten  zu  rechnen 
hat,  die  unter  allen  Umständen  durch  die  Preise  gedeckt  werden  müssen. 
Aber  gerade  weil  die  Agrarwirtschaft  der  Welt  aus  diesen  Gründen 
sicher  noch  lange  im  Zeichen  der  Krise  stehen  wird,  dürfte  das  Auftreten 
einer  neuen  Agrarmacht  noch  viel  störender  empfunden  werden  als  es 
sonst  ihrer  Exportkraft  entsprechen  würde.  Insbesondere  der  Weltgetreide- 
markt, also  im  wesentlichen  der  Weizenmarkt,  aber  auch  die  Roggenwirt- 
schaft, wird  unter  der  wieder  erwachenden  russischen  Konkurrenz  zu  leiden 
haben.  Das  ist  eine  Perspektive,  die  um  so  interessanter  ist,  als  man 
noch  vor  wenigen  Jahren  glaubte,  daß  gerade  hier  infolge  des  Fortfalls 
der  russischen  Exporte  eine  starke  Verknappung  zu  befürchten  wäre; 
so  stützte  namentlich  Hilferding  in  seinem  bereits  zitierten  Aufsatz 
die  Prognose  steigender  Agrarpreise  nicht  zuletzt  auf  die  These,  daß  der 
Anteil  Rußlands  am  Getreideexport  „kaum  je  wieder  große  Bedeutung" 
erlangen  werde  (S.  118).  Bekanntlich  hat  sich  diese  Voraussage  schon 
zu  einem  Zeitpunkt  als  irrig  erwiesen,  als  die  Sowjetunion  Getreide  nicht 
nur  nicht  exportierte,  sondern  sogar  importierte,  wie  es  1928  der  Fall 
war.  Erst  recht  müßte  sich  natürlich  die  depressive  Markttendenz  ver- 
stärken, wenn  es  Rußland  wirklich  gelingen  sollte,  wie  in  der  Vor- 
kriegszeit jährlich  etwa  10  Millionen  Tonnen  Getreide  auszuführen,  also 
einen  Betrag,  der  ungefähr  35  v.  H.  der  Weltausfuhr  von  1929/30  gleich- 
kommen würde. 

Im  Gegensatz  hierzu  wird  die  Sowjetunion  auf  den  Industrie- 
märkten der  Welt  durch  den  Fünfjahrplan  noch  keine  Bedeutung 
erlangen.  Ihre  Industrie  exportiert  zwar  bereits  heute,  den  Spuren  der 
russischen  Vorkriegsindustrie  folgend,  einzelne  industrielle  Fertigwaren 
nach  Persien,  Afghanistan,  Chinesisch  Turkestan,  der  Mongolei  und 
andern  Ostgebieten,  aber  das  ist  ein  Export,  der  selbst  die  dort  ver- 
ankerten britischen  Interessen  verhältnismäßig  wenig  trifft  und  welt- 
wirtschaftlich kaum  eine  Rolle  spielt.  In  industrieller  Hinsicht  ist  die 
Sowjetunion  gegenwärtig  sogar  viel  mehr  eine  Stütze  als  eine  Kon- 
kurrenz für  den  Export  der  großen  kapitalistischen  Mächte,  da  sie  mit 
ihrem  großen  industriellen  Importbedarf  geradezu  das  letzte  „Krisen- 
ventil" darstellt,  das  dem  Kapitalismus  inmitten  der  allgemeinen  Welt- 
wirtschaftsstockung verblieben  ist;  sowohl  für  die  Vereinigten  Staaten 
wie  für  Großbritannien  und  Deutschland  bildet  sie  das  einzige 
Absatzgebiet,  nach  dem  1930  mehr  als  im  Vorjahr  exportiert  werden 
konnte.  Namentlich  für  die  Produktionsmittelindustrien  hat  sich  hieraus 
eine  teilweise  größere  erhebliche  Entlastung  ergeben;  so  hat  die  Sowjet- 
union im  vergangenen  Jahre  nicht  weniger  als  53  v.  H.  der  amerikani- 
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sehen  Traktorenausfuhr,  12  v.  H.  der  britischen  Textilmaschinenausfuhr, 
23  v.  H.  der  deutschen  Ausfuhr  von  landwirtschaftlichen  Maschinen  und 
(im  I.  Quartal  1931)  40  v.  H.  der  polnischen  Walzeisenausfuhr  auf- 
genommen. 

Allerdings  läßt  sich  nicht  leugnen,  daß  diese  Importe  zum  großen 
Teil  nur  getätigt  werden,  um  sie  durch  den  Ausbau  der  industriellen 
Eigenproduktion  überflüssig  machen  zu  können.  Während  z.  B.  40  v.  H. 
des  amerikanischen  Traktorenexports  nach  der  Sowjetunion  gehen,  wer- 
den in  Stalingrad  und  Geliabinsk  zwei  Traktorenfabriken  errichtet,  die 
in  einem  oder  zwei  Jahren  den  gesamten  Traktorenbedarf  der 
russischen  Landwirtschaft  befriedigen  sollen!  Aus  dieser  Tatsache 
darf  jedoch  nicht  ohne  weiteres  geschlossen  werden,  daß  mit  der 
Industrialisierung  des  Landes  jede  Möglichkeit  eines  industriellen 
Exports  nach  der  Sowjetunion  entfallen  müsse,  weil  sich  Rußland  mit 
dem  Aufbau  einer  eigenen  Industrie  in  zunehmendem  Maße  „autarki- 
sieren"  werde.  Diese  Vorstellung  wird  schon  dadurch  widerlegt,  daß  die 
Planziffern  des  Fünfjahrplans  mitnichten  eine  sinkende  Einfuhr  vor- 
sehen und  auch  für  die  kommenden  Jahrfünfte  nur  ein  Aus- 
bau der  Welthandelsbeziehungen,  aber  keine  irgendwie  geartete 
„Autarkie"  in  Aussicht  genommen  ist;  um  derartige  Mißver- 
ständnisse zu  vermeiden,  hat  die  revidierte  Fassung  des  Plans 
die  in  der  vorhergegangenen  Fassung  enthaltene  Formulierung,  daß 
die  Sowjetunion  „eine  weitgehende  Unabhängigkeit  vom  Auslande"  er- 
strebe, dahin  abgeändert,  daß  eine  „Unabhängigmachung"  nur  auf 
solchen  Gebieten  das  Ziel  sei,  „bei  denen  hierfür  die  günstigsten  Pro- 
duktionsgelegenheiten vorhanden  seien".  Das  ist  ein  Industrialisierungs- 
prinzip, das  immerhin  noch  für  eine  ausgedehnte  internationale  Arbeits- 
teilung Raum  läßt. 

Auf  die  Beibehaltung  einer  hohen  Einfuhr  könnte  die  Sowjetunion 
auch  schon  deshalb  nicht  verzichten,  weil  sie  die  notwendige  Korrelar- 
erscheinung  zu  dem  Export  darstellt,  auf  den  die  Sowjetunion,  nament- 
lich mit  der  Erschließung  ihrer  großen  Rohstoffreserven,  immer  ange- 
wiesen sein  wird.  Eine  etwas  primitive  Revolutionsphilosophie  meint 
nun  zwar,  daß  die  Sowjetunion  mit  diesem  Export  in  erster  Linie,  wenn 
nicht  gar  ausschließlich,  ein  politisches  „Dumping"  betreiben,  d.  h.  ihn 
zu  Schleuderpreisen  auf  den  Weltmarkt  werfen  werde,  um  auf  diese 
Weise  den  Kapitalismus  mit  seiner  ureigensten  Waffe,  nämlich  mit  dem 
Mittel  der  billigen  Konkurrenz,  zu  schlagen.  Diese  Vorstellung,  die  die 
Weltrevolution  sich  also  in  Form  eines  großen  Handelskrieges  zwischen 
dem  Kapitalismus  und  dem  ersten  Arbeiterstaat  vollziehen  sieht,  ist 
aber  schon  deshalb  utopisch,  weil  die  Volksstimmung,  die  mit  dem  Maß 
der  Industrialisierung  ja  sicher  auch  in  der  Sowjetunion  wieder  an  poli- 
tischer Bedeutung  gewinnen  wird,  kaum  die  in  einem  politischen  Dumping 
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liegende  Verschleuderung  von  Nationaleinkommen  zugeben  wird.  Es  ist 
vielmehr  anzunehmen,  daß  sich  auch  der  spätere  Tauschverkehr  zwischen  der 
Sowjetunion  und  dem  Ausland  im  wesentlichen  auf  der  Basis  der  Aequi- 
valenz  abspielen  wird,  und  daß  sich  deshalb  mit  der  steigenden  Export- 
kraft Rußlands  hier  ein  verhältnismäßig  breiter  Absatzmarkt  eröffnen 
wird.  Infolge  ihrer  sozialistischen  Struktur  müßte  die  Sowjetwirtschaft 
sogar  aufnahmefähiger  sein  als  jeder  gleichgroße  kapitalistische  Markt, 
da  der  Sozialismus  ja  im  Gegensatz  zum  Kapitalismus  keine  Unter- 
konsumtion und  daher  auch  keine  periodisch  wiederkehrenden  Krisen 
kennt. 

Aber  diese  rein  theoretisch  konstruierten  Austauschmöglichkeiten  ver- 
lieren doch  viel  von  ihrem  bestechenden  Glanz,  wenn  man  sie  im  Lichte 
der  wirtschaftlichen  Dynamik  betrachtet.  Gewiß  könnten  der  Export- 
bedarf der  Sowjetunion  und  der  der  übrigen  Welt  sich  in  idealer  Weise 
ergänzen,  aber  nur,  wenn  es  möglich  wäre,  die  in  ihm  auftretenden  Be- 
dürfnisse durch  einen  großen  Welthandelsplan  miteinander  in  Einklang 
zu  bringen.  Aber  das  ist  eine  Aufgabe,  die  auf  kapitalistischer  Basis 
nicht  zu  lösen  ist,  und  deshalb  ist  damit  zu  rechnen,  daß  sich  beim 
Ineinanderspiel  des  Sowjethandels  und  der  kapitalistischen  Weltwirt- 
schaft für  beide,  besonders  aber  für  den  Kapitalismus,  zahlreiche  Rei- 
bungsschwierigkeiten ergeben  werden.  Denn  der  Importbedarf  der  Sowjet- 
unionwird dem  Tempo  ihrer  industriellen  Entwicklung  gemäß  außerordent- 
lich rasch  wechseln;  Rußland  verlangt  heute  Traktoren  und  Maschinen; 
es  wird  morgen  nur  noch  Maschinenteile  verlangen  und  übermorgen 
Textilien,  erst  niedrigwertige  und  dann  in  raschem  Fortschritt  immer 
höherwertige.  Gewiß  wird  es  stets  seine  Kaufkraft  auch  dem  Weltmarkt 
zuwenden,  aber  diese  Kaufkraft  wird  immer  etwas  Neues  begehren  und  die 
kapitalistischen  Exportindustrien  zu  einer  ständigen  Neuorientierung 
zwingen,  die  sie  bei  aller  Elastizität  kaum  ohne  erhebliche  Umstellungs- 
verluste werden  vornehmen  können.  Bei  alledem  darf  man  nämlich  nicht 
vergessen,  daß  die  Sowjetunion  auch  mit  dieser  Entwicklungstendenz 
einen  bereits  im  Gang  befindlichen  weltwirtschaftlichen  Strukturwandel 
verstärkt:  die  Neuindustrialisierung  der  Erde,  die  allenthalben  die  über- 
kommene „internationale  Arbeitsteilung"  sprengt  und  die  alten  kapita- 
listischen Mächte  im  Gleichungssystem  der  Weltwirtschaft  in  die  Rolle 
einer  „abhängigen  Variablen"  verweist.  Insofern  als  der  Eintritt  der 
Sowjetunion  in  die  Weltwirtschaft  diese  Tendenzen  fördert,  wird  er 
zweifellos,  gleich  dem  Aufstieg  der  übrigen  weltwirtschaftlichen  Neu- 
länder, die  einstige  weltwirtschaftlich  begründete  Stabilität  des  Kapita- 
lismus erschüttern  und  durch  eine  zunehmende  Krisenneigung  ersetzen. 
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Max  Adler  Teil  VII 

Unsere  Stellung  zu  Sowjetrußland 

Die  hauptsächlichen  Fehlerquellen  für 
die  Beurteilung  der  russischen  Revolution 

I.  Die  Spaltung  des  proletarischen  Sozialismus 


C 

^^keit  nun  bald  fünfzehn  Jahren  vollzieht  sich  in  einem  der  größten 
^_^/Reiche  der  Erde  ein  geschichtlicher  Prozeß  von  ungeheurer  Größe 
—  die  Vernichtung  der  alt  und  lebensfeindlich  gewordenen  kapitalisti- 
schen Wirtschaft  und  der  zielbewußte  Aufbau  einer  neuen,  dem  Sozialis- 
mus zustrebenden  Welt.  Und  dieses  an  sich  schon  unerhörte  Ereignis 
"wird  um  so  gewaltiger,  ja  geradezu  märchenhaft,  als  es  sich  unter  den 
unwahrscheinlichsten  Umständen  vollzieht:  in  einem  Lande,  das  schon 
vor  der  Zerstörung  seiner  Wirtschaft  durch  den  Weltkrieg  in  der  kapi- 
talistischen und  industriellen  Entwicklung  rückständig  war,  und  das 
aus  dem  Krieg  mit  der  völligen  Zerrüttung  seiner  geringen  Industrie 
und  veralteten  Landwirtschaft  hervorging.  Und  gerade  in  diesem  Lande 
ist  zuerst  der  Weg  zur  Verwirklichung  des  Sozialismus  betreten  worden, 
ein  Weg,  der  trotz  aller  furchtbaren  Schwierigkeiten  und  Anfeindungen 
von  außen  und  innen,  wenn  auch  mit  unsäglichem  Leid  und  oft  ab- 
stoßender Gewalt,  fortgesetzt  wird  und  sich  bereits  aus  den  Irrungen 
und  Umwegen  der  ersten  Jahre  zu  deutlicherer  Zielsicherheit  zu  erheben 
beginnt.  Dies  ist  ein  beispielloses  Schauspiel,  das  wohl  trotz  aller  not- 
wendigen Kritik  auch  den  kühl  prüfenden  Beobachter  zu  einem  En- 
thusiasmus fortreißen  kann,  den  solches  Schaffen  in  jedem  hervorrufen 
muß,  der  nicht  durch  Klassen-  und  Parteivorurteile  für  jede  Regung 
^ines  solchen  enthusiastischen  Empfindens  fühllos  geworden  ist.  Denn 
wie  sehr  auch  das  russische  Aufbauwerk  die  Mittel  des  terroristischen 
Zwanges  verwendet  und,  wie  wir  noch  sehen  werden,  verwenden  muß, 
so  wird  es  doch  zugleich  getragen,  und  wäre  sonst  gar  nicht  möglich, 
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von  der  begeisterten  Zielbewußtheit  stets  wachsender  Millionenmassen 
von  Arbeitern  und  Bauern,  von  ihrer  beispiellosen  Opferwilligkeit  und 
fast  religiösen  Zuversicht  in  das  sichere  Gelingen  des  sozialistischen 
Aufbaues,  wozu  nun  auch  der  immer  kraftvoller  neu  einströmende 
sozialistische  Idealismus  der  Sowjetjugend  als  ein  noch  ganz  unabseh- 
barer Stärkungsfaktor  hinzukommt.  Und  dies  alles  durchgeführt  von 
einem  grenzenlos  armen,  unwissenden  Volk,  das  mit  dieser  leidvollen 
Aufbauarbeit  zugleich  aus  der  Nacht  seines  körperlichen  Elends  und 
seiner  geistigen  Roheit  zum  Lichte  einer  selbstgeschaffenen  Kultur 
emporsteigt. 

Wenn  so  dieses  Geschichtsereignis  der  russischen  Revolution,  die 
immer  noch  im  Gange  ist,  selbst  im  bürgerlichen  Lager  viel  Bewun- 
derung und  sogar  Zustimmung  ausgelöst  hat  —  man  denke  an  Bücher 
wie  die  von  Feiler,  Scheffer  oder  Dreiser  — ,  welchen  Sturm  von  Be- 
geisterung, Zustimmung  und  hingebungsvoller  Liebe  muß  es  erst  im 
sozialdemokratischen  Proletariate  der  ganzen  Welt  entzündet  haben,  das 
doch  seit  Jahrzehnten  von  der  Lehre  des  revolutionären  Klassenkampfes 
beherrscht  und  von  dem  Ziel  der  Beseitigung  der  kapitalistischen  Ge- 
sellschaft geleitet  war!  Mußte  die  Sozialdemokratie  nicht  überall  die 
russische  Sache  als  ihre  eigene  begeistert  feiern,  als  den  Beginn  der 
sozialistischen  Weltwende? 

Aber  es  wird  eines  der  seltsamsten  Kapitel  in  diesem  grandiosen  Ab- 
schnitt der  Geschichte  des  zu  Ende  gehenden  Kapitalismus,  den  wir 
jetzt  durchleben,  bleiben,  daß  diesem  erwarteten  Bilde  eines  feurigen 
und  ungeteilten  Mitgehens  der  ganzen  außerrussischen  Arbeiterklasse 
mit  der  Revolution  in  Sowjetrußland  keineswegs  die  Wirklichkeit 
entspricht,  allerdings  nicht  ohne  schweres  Verschulden  der  Führer 
der  russischen  Revolution  selbst,  wovon  noch  die  Rede  sein  wird. 
Zwar  war  unmittelbar  nach  der  Oktoberrevolution  die  Begeiste- 
rung für  Lenin  und  Trotzki  und  für  das  Werk  der  russischen 
Arbeiter  und  Bauern  grenzenlos.  Fiel  diese  Revolution  doch  noch 
in  die  Zeit  des  Krieges,  und  bedeutete  sie  den  ersten  wirk- 
lichen Durchbruch  des  Blutbannes  des  Krieges  und  die  endliche 
Aussicht  auf  einen  Frieden,  der  zugleich  auch  die  soziale  Revolution 
und  damit  die  Befreiung  des  Proletariates  einzuleiten  schien.  Denn  bei 
der  Unkenntnis  der  Massen  über  die  tatsächlichen  russischen  Verhält- 
nisse war  der  Glaube  an  die  Aufrichtung  der  sozialistischen  Gesellschaft 
in  Rußland  um  so  allgemeiner  verbreitet,  als  er  der  Befreiungssehn- 
sucht der  Menschen  entgegenkam,  die  nach  dem  alten  Sprichwort  das, 
was  sie  wünschten,  gerne  glaubten,  selbst  wenn  es  ganz  unwahrschein- 
lich war.  Aber  in  dem  Maße,  als  sich  herausstellte,  daß  dies  nicht  der 
Fall  war  und  nicht  sein  konnte,  und  daß  die  russische  Revolution  außer- 
halb Rußlands  zunächst  auch  keine  Fortsetzung  finden  konnte,  änderte 
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sich  dies  sehr  rasch.  Und  besonders  als  in  der  deutschen  Revolution 
von  1918/19  die  tiefen  inneren  Gegensätze  in  der  sozialdemokratischen 
Arbeiterbewegung,  die  schon  seit  dem  Kriegsbeginn  das  Proletariat  ge- 
spalten hatten,  nun  immer  verhängnisvoller  hervortraten,  die  Gegen- 
sätze zwischen  einer  bloß  reformistisch-demokratischen  Majorität  der 
Sozialdemokratie  und  einer  klassenrevolutionären  Minorität,  begann 
sich  auch  die  anfängliche  allgemeine  begeisterte  Interessiertheit  an  der 
russischen  Revolution  bei  dem  Großteil  der  Partei  in  eine  kritische 
Stimmung  zu  verwandeln.  Es  war  dies  aber  nicht  ausschließlich  eine 
Kritik  der  Sachlichkeit,  sondern  nur  allzusehr  eine  gereizte  Beflissen- 
heit, alles  Unvollkommene  und  Ungünstige  an  der  russischen  Revo- 
lution in  den  Vordergrund  zu  stellen  und  gerade  bei  den  Häßlich- 
keiten und  Schrecknissen  dieses  Geschichtsereignisses  zu  verweilen.  Eine 
besondere  Zuspitzung  erfuhr  diese  leidenschaftliche  und  sich  oft  bis 
zur  Gehässigkeit  steigernde  Haltung  durch  die  alsbald  nach  dem  Um- 
sturz entstehenden  kommunistischen  Parteien,  mit  denen  die  Sozialdemo- 
kratie in  heftigsten  Kampf  geraten  mußte.  Denn  die  demagogische  und 
zumeist  geradezu  unsinnige  Abenteuerpolitik  der  kommunistischen  Par- 
teien, die  sich  dabei  aber  auf  die  russische  Revolution  beriefen,  ihre 
moralische  Wucht  für  ihre  unmöglichen  Pläne  in  Anspruch  nahmen 
und  auf  die  erregten  Massen  der  Heimkehrer,  Kriegsopfer  und  Jugend- 
lichen starken  Einfluß  ausübten,  zwang  die  Sozialdemokratie  zur  ent- 
schiedenen Abwehr.  Gegenüber  der  ganz  kritiklosen  Verherrlichung  der 
russischen  Methoden  durch  die  Kommunisten  und  ihrer  übertreibenden 
Darstellung  einer  angeblich  in  Rußland  bereits  verwirklichten  soziali- 
stischen Gesellschaft  mußte  daher  immer  wieder  auf  den  wirklichen 
Zustand  der  Dinge  hingewiesen  werden.  Dies  brachte  es  mit  sich,  daß 
man  nunmehr  die  Fülle  von  Illusionen  über  das  Werk  der  russischen 
Revolution  zerstören  mußte  durch  die  Kenntnis  harter  und  trauriger 
Tatsachen  über  den  widerspruchsvollen  und  beschwerlichen  Werdegang 
der  russischen  Revolution.  Und  so  kam  es,  daß  in  der  Notwendigkeit 
dieses  Kampfes  gegen  die  Kommunistische  Partei  die  Zerstörung  falscher 
Vorstellungen  von  einem  bereits  erreichten  Arbeiterparadies  vielfach 
so  in  den  Vordergrund  trat,  daß  darunter  die  objektive  Darstellung  der 
russischen  Ereignisse  litt  und  das  Verständnis  für  die  Eigenart  des 
revolutionären  Kampfes  in  Rußland  schließlich  ganz  verlorenging.  Die 
Folge  war,  daß  große  Schichten  des  sozialdemokratischen  Proletariats 
mit  ihrer  notwendigen  Gegnerschaft  gegen  die  Kommunistische  Partei 
auch  in  eine  ebensolche  gegen  die  russische  Revolution  gerieten,  die 
ihnen  fast  nur  mehr  als  ein  Irrweg  erschien,  der  die  Arbeiter  und  armen 
Bauern  in  eine  Hölle  des  Elends  und  der  Unterjochung  durch  die  Bol- 
schewiken geführt  hätte.  Von  der  üblichen  Berichterstattung  in  den 
meisten   Parteiblättern   hierin   bestärkt,   wurden   sie  nur   angeleitet,   das 
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Massenelend  und  die  Gräßlichkeiten  der  Diktatur  in  Rußland  zu  sehen, 
so  als  ob  in  der  berühmten  heimischen  Demokratie  kein  Massenelend 
und  in  der  eigenen  Partei  gar  keine  Beeinträchtigung  der  freien  Mei- 
nungsäußerung bestünde.  Und  es  ergab  sich  schließlich  ein  Zustand,  der 
noch  bis  heute  andauert,  daß  die  bürgerlichen  Zeitungen,  deren  Kreise, 
sowohl  wirtschaftliche  wie  intellektuelle,  ein  wachsendes  Interesse  an 
der  Sowjetunion  haben,  in  der  sie  die  Abnehmerin  ihrer  Waren  und 
ihrer  Berufstätigkeiten  erhoffen,  besser  und  objektiver  über  Rußland 
unterrichteten  als  der  größere  Teil  der  sozialdemokratischen  Arbeiter- 
presse, der  bei  jeder  kritischen  Wendung  der  Ereignisse  in  Rußland 
eine  nur  schlecht  verhüllte  Schadenfreude  über  den  nun  endlich  er- 
folgenden Zusammenbruch  des  Sowjetsystems  äußerte.  Und  dazu  kommt 
noch  der  Einfluß  so  beklagenswerter  Schriften  wie  die  Karl  Kautskys, 
dem  nach  seinen  eigenen  Worten  es  unerfindlich  ist,  „wo  da  heute  noch 
etwas  Revolutionäres  in  Sowjetrußland  zu  finden  sein  sollte,  das  mit 
aller  Macht  gegen  die  Konterrevolution  zu  verteidigen  wäre."  (!)  * 
Kein  Wunder,  daß  große  Massen  der  älteren  Parteigenossen,  denen  man 
die  alte  marxistische  Parole  der  „Diktatur  des  Proletariates"  an  dem 
Beispiele  Rußlands  verdächtig  gemacht  hatte,  und  denen  das  Wort 
„Kommunismus"  nur  mehr  als  Bezeichnung  einer  verhaßten  Partei- 
richtung in  die  Ohren  klang,  zu  dem  Glauben  kommen  mußte,  daß  sie 
als  brave  Sozialdemokraten  Feinde  der  Diktatur  des  Proletariates  sein 
müßten,  und  daß  ihnen  völlig  das  Bewußtsein  abhanden  kam,  daß  auch 
sie  den  Kommunismus  anzustreben  hätten.  So  mußten  sie  immer  ver- 
ständnisloser der  russischen  Entwicklung  gegenüberstehen,  was  sich  auch 
darin  äußerte,  daß  sie  jeden,  der  in  den  eigenen  Reihen  als  Verteidiger 
der  russischen  Revolution  auftrat,  mit  großem  Mißtrauen  als  einen  ver- 
kappten Bolschewisten  ansahen,  und  jeden,  der  die  eigene  Sozialdemo- 
kratische Partei  zu  ihren  alten  revolutionären  Klassenkampfgedanken 
zurückzuführen  suchte,  als  einen  Menschen  betrachteten,  der  „am  besten 
lieber  gleich  zu  den  Kommunisten  gehen  soll". 

Unter  diesen  Zuständen  im  eigenen  Lager  hat  am  meisten  unsere 
sozialdemokratische  Jugend  zu  leiden.  Denn  ihr  ist  dies  alles  ganz  un- 
verständlich, und  muß  es  um  so  mehr  sein,  mit  je  größerem  sozialisti- 
schen Idealismus  und  mit  um  so  revolutionärerem  proletarischen  Emp- 
finden sie  in  der  Bewegung  steht.  Tatsächlich  kann  kein  klassenrevo- 
lutionärer jugendlicher  Sozialdemokrat  die  Spaltung  des  Proletariates 
in  Kommunisten  und  Sozialdemokraten,  in  die  er  hineingeboren  wurde, 
verstehen.  Oft  habe  ich  erlebt,  daß  nach  Jugendversammlungen  in 
Oesterreich  und  in  Deutschland  mich  16-  und  17jährige  Jugendliche  ge- 
fragt haben,  was  denn  eigentlich  der  Unterschied  zwischen  Sozialdemo- 
kraten  und  Kommunisten   sei   und   warum   sie  sich   so   bekämpfen,   da 

1  Siehe  „Die  Gesellschaft"  Jhrg.  1931  S.  58. 
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doch  jeder  Sozialdemokrat  auch  ein  Kommunist  ist  und  wir  doch  eben- 
falls den  Sieg  der  Arbeiterklasse,  also  die  Diktatur  des  Proletariates, 
erstreben.  Es  ist  eine  große  Freude,  zu  sehen,  daß  unsere  Jugend  bereits 
so  denkt,  wie  leider  große  Teile  der  älteren  Generationen  bei  uns  auf- 
gehört haben  zu  denken.  Man  muß  dann  der  Jugend  umständlich  er- 
klären, daß  der  Gegensatz  zwischen  Sozialdemokratie  und  dem  soge- 
nannten Kommunismus  tatsächlich  kein  prinzipieller  ist,  son- 
dern ein  bloß  taktischer,  der  daraus  entstanden  ist,  daß  die  Spaltung  der 
alten  Sozialdemokratie  in  einen  rechtssozialistisch-reformistischen  und 
in  einen  klassenrevolutionären  Flügel  sich  nach  der  russischen  Oktober- 
revolution noch  weiter  dahin  zugespitzt  hat,  daß  ein  Teil  des  linken 
Flügels  sich  zum  Wortführer  der  Methoden  der  russischen  Revolution 
auch  außerhalb  Rußlands  gemacht  hat,  d.  h.  zum  Träger  des  russischen 
Bolschewismus,  und  sich  unter  dem  Namen  „Kommunistische  Partei" 
von  dem  linken  Flügel  der  Sozialdemokratischen  Partei  abgetrennt  hat. 
Diese  Teile  vereinigten  sich  mit  der  russischen  Partei  zur  3.  Internatio- 
nale, deren  Führer  alles  taten  und  noch  tun,  die  entstandene  Spaltung 
auch  gegen  den  linken  Flügel  der  Sozialdemokratie  zu  vertiefen  und  zu 
verbittern.  Was  sich  heute  Kommunistische  Partei  nennt,  ist  in  Wirk- 
lichkeit eine  bolschewistische  Partei,  deren  Wesen  darin  besteht, 
daß  sie  die  Taktik  des  russischen  Bolschewismus,  d.  h.  die  gewaltsame 
Verwirklichung  des  Sozialismus  durch  eine  proletarische  revolutionäre 
Minorität  vertritt.  Sie  stützt  sich  dabei  auf  das  Beispiel  von  Rußland, 
wo  dieser  Weg  gangbar  war,  übersieht  aber  oder  will  nicht  sehen,  daß 
dies  nur  infolge  von  Verhältnissen  möglich  war,  die  dort  einzigartig 
sind  und  sonst  außerhalb  Rußlands  nirgends  in  Mittel-  und  West- 
europa vorhanden  waren.  Denn  nirgends  war  in  der  Zeit  nach  der  russi- 
schen Revolution  und  nach  dem  Umsturz  in  Mitteleuropa  die  Möglich- 
keit eines  solchen  Bündnisses  zwischen  Arbeitern  und  Bauern  wie  in 
Rußland  gegeben.  Im  Gegenteil,  in  den  ersten  Jahren  nach  der  Revo- 
lution waren  die  Bauern  überall  die  eigentlich  besitzenden  Schichten, 
und  erst  die  seit  1929  einsetzende  Weltkrise  beginnt  jetzt  auch  in  der 
Bauernschaft  ihre  revolutionierende  Wirkung  auszuüben.  Die  bolsche- 
wistische Taktik  der  Kommunisten,  die  für  den  proletarischen  Klassen- 
kampf in  Mittel-  und  Westeuropa  daher  direkter  Selbstmord  gewesen 
wäre,  mußte  überall  schroff  zurückgewiesen  werden.  Darüber  kann  gar 
kein  Zweifel  sein;  aber  da  die  Sozialdemokratie  die  Richtungen  von 
rechts  und  links  in  sich  schloß,  ergab  sich  eine  verhängnisvolle  Wir- 
kung für  die  Sozialdemokratie  selbst.  Weil  auch  die  linke  Sozial- 
demokratie diesen  Kampf  gegen  den  Bolschewismus  führen  mußte,  wurde 
sie  mit  dem  Rechtssozialismus,  der  die  Majorität  der  Parteigenossen 
umschloß,  wieder  zusammengeschweißt,  diente  ihm  auf  diese  Weise 
vielfach  als  Stärkung,  und  schwächte  notwendig  nicht  nur  die  Position 
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der  Linken,  sondern  den  revolutionären  Gesundungsprozeß  der  Sozial- 
demokratie überhaupt. 

Es  ist  schon  viel  für  das  bessere  Verständnis  der  russischen  Revo- 
lution und  des  wirklichen  Verhältnisses  zwischen  Sozialdemokratie  und 
Kommunismus  gewonnen,  wenn  sich  aus  der  Kenntnis  der  historischen 
Entstehung  des  Gegensatzes  zwischen  Sozialdemokratischer  und  Kommu- 
nistischer Partei  unverlierbar  die  Tatsache  einprägt,  daß  es  sich  hier 
um  eine  bloße  Verschiedenheit  der  Wege  zum  Sozialismus,  nicht  aber 
um  einen  prinzipiellen  Gegensatz  handelt  — ,  dies  freilich  nur  dann, 
wenn  es  gelingt,  den  Rechtssozialismus,  der  keine  klassenrevolutionäre 
Richtung  des  Proletariates  darstellt,  in  der  Sozialdemokratie  zu  über- 
winden. Dann  zeigen  sich  deutlich  zwei  klassenrevolutionäre  Wege  zum 
Sozialismus :  der  russische  und  der  außerrussische  Weg. 
Der  russische  ist  aus  historischen  Gründen,  die  in  den  spezifisch  russi- 
schen Verhältnissen  gelegen  sind,  der  Weg  des  Bolschewismus. 
Der  außerrussische  war  der  Weg  der  revolutionären  Sozial- 
demokratie vor  ihrer  rechtssozialistischen  Entartung  und  muß  es 
wieder  werden.  Auf  beiden  Wegen  ist  das  Ziel  die  kommunistische 
Gesellschaft;  und  gerade  der  außerrussische  Weg  kann  und  wird  die 
„Diktatur  des  Proletariates"  viel  vollkommener  verwirklichen  als  der 
russische,  weil  die  höhere  wirtschaftliche  Entwicklung  in  allen  Ländern 
Mittel-  und  Westeuropas  die  proletarischen  Schichten  —  Handarbeiter, 
Landarbeiter,  Kopfarbeiter,  Angestellte,  Beamte  und  besitzlose  freie  Be- 
rufsangehörige —  bereits  überall  in  einer  Stärke  entwickelt  hat,  die 
ihnen  die  zahlenmäßige  Majorität  sichert,  sobald  sie  sich  im  revolu- 
tionären Klassenbewußtsein  gefunden  haben  werden.  In  diesem  Lichte 
gesehen  verliert  der  Gegensatz  zwischen  Sozialdemokratischer  und  Kom- 
munistischer Partei  seine  scheinbare  Unüberbrückbarkeit  und  eröffnet 
sich  die  Möglichkeit  der  Einheit  des  proletarischen  Klassenkampfes. 
Aber  von  da  aus  lassen  sich  nun  auch  die  zahlreichen  Fehlerquellen 
aufzeigen,  welche  auch  im  Urteile  vieler  Parteigenossen  das  Bild  der 
russischen  Revolution  trüben  und  immer  wieder  aufs  neue  die  Kluft 
vertiefen,  die  geschlossen  werden  muß,  wenn  die  Sozialdemokratie  jene 
Klarheit  des  Blickes  und  Sicherheit  der  revolutionären  Aktion  wieder- 
gewinnen soll,  ohne  welche  sie  ihre  historische  Aufgabe  der  Befreiung 
des  Proletariates  nicht  zu  vollziehen  vermag. 

IL  Der  angebliche  Widerspruch 

zwischen  politischer  Demokratie  und  Diktatur 

Eine  der  verbreitetsten  und  hauptsächlichsten  Fehlerquellen  für   die 
Beurteilung  der  russischen  Zustände  und  Vorgänge  ist,  daß  man  zwar 
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natürlich  weiß  und  vielleicht  selbst  auch  betont,  daß  alle  diese  Ver- 
hältnisse aus  der  Revolution  hervorgegangen  sind,  daß  man  aber  doch 
den  Gesamtzustand  in  Rußland  bereits  wie  etwas  Stabilisiertes  betrachtet, 
so  daß  man  ihn  ohne  weiteres  mit  dem  normalen  Friedenszustand  eines 
beliebigen  Staates  vergleichen  kann.  Auf  diese  Weise  treten  dann  frei- 
lich die  fortwährenden  gewaltsamen  Eingriffe  in  das  gesellschaftliche 
und  persönliche  Leben  und  die  gleichzeitige  allgemeine  Notlage  des- 
selben, wie  dies  in  Sowjetrußland  der  Fall  ist,  in  einen  krassen  Gegen- 
satz zu  der  Ruhe  und  Ordnung  eines  friedlichen  Staatslebens.  Aber 
diese  Art,  die  Dinge  zu  betrachten,  ist  völlig  irrig  und  unhistorisch. 
Denn  in  Wirklichkeit  kann  in  der  Sowjetunion  noch  gar  keine  Rede  von 
einer  bereits  stabilisierten  Ordnung  sein,  sondern  ist  das  Entscheidende, 
daß  hier  die  Revolution  noch  immer  im  vollen  Gange  ist. 
Nur  dem  oberflächlichen  Blick  kann  es  scheinen,  als  ob  die  Revolution 
mit  dem  Oktobersieg  von  1917  vollendet  worden  sei,  und  nun  der  bloße 
Aufbau  eines  neuen  Staates  und  einer  neuen  Gesellschaftsordnung  sich 
vollzieht.  In  Wirklichkeit  hat  die  Revolution  seit  1917 
noch  überhaupt  nicht  aufgehört.  Die  verschiedenen  Ent- 
wicklungsphasen in  der  inneren  Gestaltung  Rußlands  —  der  Kriegs- 
kommunismus, die  NEP,  der  Kampf  mit  der  Trotzkischen  Opposition, 
die  Versuche  einer  Industrialisierung  im  Bunde  mit  dem  Dorfe,  und 
schließlich  die  Wendung  gegen  die  Kulaken  und  die  Kollektivierung 
der  Landwirtschaft  — ,  dies  alles  stellt  nur  ebenso  viele  Wellengänge 
der  einen  großen  Revolution  dar,  in  welcher  der  Kampf  gegen  die  kapi- 
talistische Welt  geführt  wird.  Es  ist  ein  fortgesetzter  Klassenkampf  der 
Revolution,  nicht  nur  gegen  die  Reste  des  zaristischen  und  kapitalisti- 
schen Systems,  sondern  auch  gegen  die  immer  wieder  hervorbrechende 
Gefahr  einer  neuen  Handels-  und  Industriebourgeoisie,  und  vor  allem 
jetzt  gegen  die  Dorfbourgeoisie,  sowie  gegen  alle  kleinbürgerlichen  Ten- 
denzen im  Proletariat  und  in  der  Bauernschaft,  die  zu  Trägern  der 
kapitalistischen  Ideologie  und  Interessiertheit  werden  können. 

Daraus  ergibt  sich  als  erster  wichtiger  Gesichtspunkt  für  die  Be- 
urteilung der  russischen  Ereignisse,  daß  es  sich  dort  noch  immer 
nicht  um  einen  Friedenszustand  des  Staates  und  der 
Gesellschaft  handelt,  sondern  um  einen  offenen 
Klassenkrieg,  um  eine  im  vollen  Gange  befindliche  proletarische 
Revolution.  Daß  diese  Revolution  nun  fast  schon  15  Jahre  dauert  und 
noch  lange  nicht  vor  ihrem  Ende  steht,  kann  nichts  an  dieser  Tatsache 
ändern.  Dies  hängt  damit  zusammen,  daß  hier  nicht  eine  bloße 
politische  Umgestaltung  vor  sich  geht,  sondern  eben  eine 
soziale  Umwälzung,  in  welcher  die  ganze  wirtschaftliche  und 
gesellschaftliche  Grundlage  der  Existenz  eines  ncch  dazu  so  unge- 
heuren Gebietes,  wie  es  die  Sowjetunion  ist,  auf  völlig  neuen  Wegen 
11' 
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erst  hergestellt  werden  muß.  Uebrigens  hat  auch  die  große  bürgerliche 
Revolution  in  Frankreich,  die  ebenfalls  an  Stelle  des  feudalzünftleri- 
schen  Systems  der  alten  Gesellschaft  einen  neuen  wirtschaftlichen  und 
staatlichen  Aufbau  errichtete,  viel  länger  gedauert,  als  es  der  popu- 
lären Auffassung  erscheint,  welche  die  französische  Revolution  mit  dem 
Sturm  auf  die  Bastille  und  der  Hinrichtung  des  Königs  gewöhnlich  iden- 
tifiziert. In  Wirklichkeit  haben  die  Kämpfe  der  französischen  Revo- 
lution von  1789  bis  zur  Thronbesteigung  Napoleons  gedauert;  ja  die 
Kriegszüge  Napoleons,  die  dazu  dienten,  die  Errungenschaften  der  fran- 
zösischen Revolution  gegen  die  konterrevolutionären  Mächte  des  übrigen 
Europas  zu  verteidigen  und  zu  sichern,  gehören  noch  zu  dieser  Revo- 
lution selbst,  so  daß  auch  sie  bereits  einen  Zeitraum  von  mehr  als 
20  Jahren  umfaßt. 

Geht  man  also  von  diesem  historischen  Gesichtspunkte  aus,  wonach 
die  Sowjetunion  sich  heute  noch  im  Kriegszustande  der  Revolution  be- 
findet, so  ist  sofort  klar,  daß  alle  Maßstäbe,  die  von  einer  in  geord- 
netem Friedenszustande  lebenden  Staatsverwaltung  und  Staatsregierung 
gelten,  hier  nicht  anwendbar  sind.  Dies  gilt  vor  allem  von  den  unauf- 
hörlichen Anklagen,  die  gegen  das  diktatorische  System  der  Sowjet- 
regierung vorgebracht  werden,  und  besonders  von  dem  so  verbreiteten 
Vorwurf,  daß  die  russischen  Verhältnisse  gegen  das  Prinzip  der  Demo- 
kratie einen  furchtbaren  oder,  wie  manche  sagen,  scheußlichen  Vorstoß 
darstellen. 

Wenn  man  von  marxistischer  Seite  die  russische  Diktatur 
deshalb  bekämpft,  weil  sie  ein  Widerspruch  gegen  den  marxistischen 
Begriff  der  Diktatur  ist,  dann  hat  man  damit  vollständig  recht;  und 
in  diesem  Sinne  muß  man  den  Versuch,  dem  europäischen  Proletariat 
etwas  als  Diktatur  des  Proletariats  anzupreisen,  was  es  gar  nicht  ist, 
entschieden  zurückweisen.  Denn  Marx  und  Engels  haben  unter  Diktatur 
des  Proletariats  stets  die  Ausübung  der  politischen  Gewalt  im  Staate 
durch  das  zur  Majorität  gelangte  Proletariat  verstanden.  Es 
ist  gar  kein  Zweifel,  daß  für  Marx  und  Engels  die  Diktatur  des  Proletariats 
eine  Funktion  der  Demokratie  war,  was  freilich  die  Rechtssozia- 
listen nicht  verstehen,  weil  für  sie  Diktatur  und  politische  Demokratie 
unvereinbare  Gegensätze  sind,  und  was  die  Kommunisten  verspotten, 
weil  sie  Bolschewismus  mit  Marxismus  identifizieren.  Wenn  man  also 
mit  der  Bekämpfung  der  russischen  Diktatur  nur  den  Mißbrauch  des 
Begriffes  der  proletarischen  Diktatur  bekämpfen  will,  da  ja  in  Ruß- 
land das  Proletariat  nur  eine  Minorität  ist  und  selbst  diese  Minorität 
nicht  herrscht,  sondern  wieder  nur  ein  Teil  dieser  Minorität,  die  Kom- 
munistische Partei,  dann  ist  dies  vollständig  berechtigt.  In  Rußland 
herrscht  nicht  die  Diktatur  des  Proletariates,  sondern  der  Terrorismus 
der  Kommunistischen  Partei,  der  sich  allerdings  zum  Träger  der  Ziele 
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einer  proletarischen  Diktatur  gemacht  hat  und  darin  seine  historische 
klassenrevolutionäre  Rechtfertigung  findet.2  Die  Aufzeigung  dieses  Unter- 
schiedes zwischen  proletarischer  Diktatur  und  proletarischem  Minder- 
heitsterrorismus ist  wichtig,  um  die  kritiklose  Uebertragung  bolsche- 
wistischer Begriffe  und  Methoden  auf  die  revolutionäre  sozialdemokra- 
tische Arbeiterbewegung  zu  verhüten  und  die  Arbeiter  vor  Verwirrung 
in  diesen  Grundfragen  zu  bewahren.  Dagegen  darf  diese  berechtigte 
Unterscheidung  und  Abwehr  nun  nicht  dazu  führen,  auch  die  sogenannte 
russische  Diktatur  in  ihrer  Bedeutung  für  die  russische  Revolution  selbst 
zu  verkennen  und  sie  ,.im  Namen  der  Demokratie"  abzuurteilen.  Dies 
ist  schon  deshalb  ganz  unzulässig,  weil  dabei  auch  eine  sehr  falsche 
Vorstellung  von  der  Demokratie  unterläuft.  Immer  noch 
hängen  viele  an  der  Meinung,  daß  die  „Demokratie"  ein  Friedensbegriff, 
ein  Gedanke  der  Solidarität  und  der  Vermittlung  ist.  Ihnen  gegenüber 
muß  immer  wieder  darauf  hingewiesen  werden,  daß  der  Begriff  der 
Demokratie  ein  doppeldeutiger  ist  und  daß  er  seine  Friedensbedeutung 
nur  erst  in  einer  solidarischen  Gesellschaft  haben  kann.  Hochmütig  wird 
sehr  oft  dieser  Hinweis  damit  zurückgewiesen,  daß  der  Unterschied  von 
politischer  und  sozialer  Demokratie  ja  schon  eine  sehr  alte  und  selbst- 
verständliche Sache  sei;  aber  man  sieht  hier,  daß  dieser  Unterschied 
in  der  Anwendung  sofort  wieder  vergessen  wird.  Denn  sonst  müßte 
klarer  im  Bewußtsein  sein,  daß  die  Demokratie  in  der  bisherigen  Ge- 
sellschaft, weil  diese  immer  eine  Klassengesellschaft  war,  noch  nie 
ein  Friedensbegriff,  sondern  immer  eine  Kampfidee  war,  die 
auch  auf  den  Barrikaden  des  Bürgertums  geboren  und  auf  den  Scha- 
fotten der  bürgerlichen  Revolutionen  getauft  wurde.  Und  es  müßte  weiter 
klar  sein,  daß  zwar  ein  revolutionärer  Kampf  u  m  die  Eroberung  der 
Demokratie  möglich  ist,  daß  aber  in  der  Revolution  selbst 

2  Das  Wort  „Terrorismus"  ist  hier  nicht  als  moralische,  sondern  als  politische  Be- 
zeichnung gemeint.  Denn  nicht  die  Gewaltanwendung  charakterisiert  den  Terroris- 
mus —  das  tut  auch  die  demokratische  Majorität,  die  eventuell  Ausnahmezustand 
und  Standrecht  verkündet  — ,  sondern  daß  diese  Gewalt  von  einer  organisierten 
Minorität  ausgeht.  Die  richtige  Würdigung  des  Terrorismus  ergibt  sich  erst,  wenn 
man  seine  soziologische  Bedeutung  mit  berücksichtigt,  d.  h.  welche  Funktion  er  für  die 
Entwicklung  der  Klassengesellschaft  hat.  Daraus  ersieht  man  sofort,  wie  geistlos 
es  ist,  Bolschewismus  und  Faschismus  gleichzusetzen,  weil  beide  terroristisch  sind. 
Das  ist  das  würdige  Gegenstück  zu  der  kommunistischen  Demagogie,  die  faschi- 
stische und  demokratische  Regierung  für  gar  nicht  unterschieden  erklärt,  weil  sie 
beide  kapitalistische  Regierungen  sind.  Der  faschistische  Terrorismus  ist  das  Mittel, 
den  Klassengegensatz  zu  erhalten  durch  die  Zerschmetterung  des  Proletariates, 
der  Terrorismus  des  Bolschewismus  dagegen  das  Mittel,  den  Klassengegensatz  für 
immer  zu  beseitigen  durch  Zerstörung  der  alten  bürgerlichen  Gesellschaft. 
Man  kann  bezweifeln,  ob  er  zum  Ziele  führt,  man  kann  ihn  verwerfen  aus  prin- 
zipieller Gegnerschaft  gegen  Gewaltanwendung  überhaupt,  aber  man  muß  seine 
soziologische  Entwicklungs  bedeutung  erfassen  und  endlich  das  spießbürger- 
liche Urteil   abweisen:   ..Terrorismus  ist  Terrorismus." 
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keine  Demokratie  stattfinden  kann,  weil  dies  ja  bedeuten  würde, 
daß  man  dem  zu  unterdrückenden,  ja  zu  vernichtenden  Gegner  die 
Gleichberechtigung  einräumen  würde,  das  Werk  der  Revolution  auf- 
zuhalten oder  zu  zerstören.  Wir  sehen  also,  daß  es  ganz  widersinnig 
ist,  diktatorische  Methoden  einer  Revolution  im  Namen  der  Demokratie 
zu  bekämpfen  oder  zu  verurteilen. 


III.  Die  Verkennung  der  Entwicklungsbedeutung 
des  russischen  Terrorismus 

Daran  ändert  sich  nun  im  konkreten  geschichtlichen  Falle  auch  nichts 
durch  den  Umstand,  daß  es  sich  in  Rußland,  wie  eben  dargelegt,  um 
den  Terrorismus  einer  Minorität  handelt.  Denn  dieser  Terrorismus  wird 
jedenfalls  in  der  Richtung  der  geschichtlichen  Entwicklungsinteressen 
des  Proletariates  und  der  überwiegenden  Masse  der  russischen  Bevölke- 
rung ausgeübt,  welche  gerade  in  ihren  bäuerlichen  Schichten  massen- 
haft proletarisiert  ist,  da  auch  die  sogenannten  Mittelbauern  eigentlich 
proletarische  Existenzen  sind.  Der  russische  Terrorismus  entspricht  ge- 
wiß nicht  den  Vorstellungen  von  einer  weltgeschichtlichen  Diktatur  des 
Proletariats,  wie  sie  sich  auf  der  Grundlage  der  höchstentwickelten 
kapitalistischen  Gesellschaft  und  mit  einem  kulturell  und  politisch 
reifen  Proletariat  vollziehen  wird.  Freilich  wird  auch  die  Diktatur  des 
europäischen  Proletariates  nicht  die  Idylle  sein  können,  die  sich 
noch  immer  unverbesserliche  Illusionisten  der  Demokratie  in  unserem 
Lager  vorstellen,  wenn  sie  nicht  überhaupt  vor  einer  solchen  Idee  der 
europäischen  proletarischen  Diktatur  zurückschrecken.  Aber  wenn  der 
russische  Terrorismus  also  sicher  etwas  ganz  anderes  ist  als  die  künf- 
tige soziale  Revolution  des  europäischen  Proletariates,  so  deswegen,  weil 
eben  Rußland  etwas  anderes  ist  als  Europa  und  die  russische  Revolution 
ihren  einzigartigen  Gang  und  Verlauf  um  so  mehr  nehmen  mußte,  als 
sie  durch  das  Ausbleiben  der  europäischen  Revolution  isoliert  und  auf 
ihre  eigenen  Kräfte  angewiesen  wurde.  Sobald  einmal  durch  die  singu- 
lären  Verhältnisse  in  Rußland  es  einer  proletarischen  Partei  möglich 
geworden  war,  an  die  Macht  zu  kommen  und  das  kapitalistische  System 
zu  beseitigen,  war  es  von  da  angefangen  eine  innere  Zwangsläufigkeit, 
mit  den  Mitteln  der  Gewalt  alles  zu  veranstalten  und  aufrechtzuerhalten, 
was  dieser  proletarischen  Führung  und  Zielsetzung  größere  Wirkung 
und  sichere  Dauer  verschaffen  konnte.  Dazu  gehört  ebenso  die  rück- 
sichtslose Beseitigung  aller  grundsätzlich  anders  gerichteten  politischen 
Parteien,  selbst  wenn  sie  auch  ein  sozialistisches  Ziel  haben,  aber  einen 
anderen  Weg  gehen  wollen,  wie  andererseits  die  wechselnden  Methoden 
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der  Förderung  und  Bekämpfung  der  widerstrebenden  Teile  der  Bauern- 
schaft. Im  Kriege  ist  es  nicht  möglich,  über  den  Aktionsplan  zu  dis- 
kutieren. Und  besonders  unter  den  widerspruchsvollen  und  unreifen 
Verhältnissen  der  Sowjetunion  entscheidet  die  Möglichkeit  einer  dikta- 
torischen Leitung  der  proletarischen  Revolution  direkt  ihren  ungehin- 
derten Fortgang  und  schließlichen  Erfolg.  Denn  nur  ein  solcher  dikta- 
torischer Zwang  vermag  jene  Generallinie  festzuhalten,  auf  welcher 
heute  eben  trotz  aller  Schrecknisse  und  Furchtbarkeiten  dieses  Weges 
das  große  Neue  sich  vollzieht,  dessen  Nutznießer  nicht  zuletzt  das  euro- 
päische Proletariat  sein  wird. 

Dazu  kommt,  daß  eine  nicht  bloß  moralisierende,  sondern  objektiv 
die  Phasen  des  Klassenkampfes  in  der  russischen  Revolution  verfol- 
gende soziologische  Betrachtung  auf  die  Würdigung  der  entwick- 
lungsgeschichtlichen Bedeutung  der  russischen  Diktatur 
eingehen  und  dann  zugestehen  muß,  daß  sie  nie  notwendiger  war  als 
in  der  jetzigen  Epoche  der  Durchführung  des  Fünfjahrplanes. 3  Alle 
Kenner  der  russischen  revolutionären  Entwicklung  bis  ins  bürgerliche 
Lager  hinein  heben  übereinstimmend  hervor,  daß  die  russische  Revo- 
lution im  Winter  1927/1928  in  eine  Krise  gelangt  war,  die  für  ihren 
proletarischen  Charakter  tödlich  werden  konnte.  Von  Anfang  an  hatte 
man  ja  stets  darauf  hingewiesen,  daß  das  „Bündnis"  der  Arbeiter  und 
Bauern  in  Rußland  nur  ein  lehr  labiles  sei,  da  die  Bauern  zunächst  an 
eine  sozialistische  Umgestaltung  noch  gar  nicht  dachten,  sondern  die 
Arbeiterherrschaft  nur  stützten,  weil  diese  ihnen  die  Beendigung  des 
Krieges,  die  Beseitigung  des  Zarismus  und  die  Bodenverteilung  gebracht 
hatte.  Mit  Recht  mußte  man  fürchten,  daß  gerade  infolge  der  Agrar- 
revolution der  freigewordene  und  sich  ungeheuer  rasch  politisierende 
Bauer  schließlich  zu  einer  Macht  würde,  die  ihm  schon  zahlenmäßig 
das  Uebergewicht  gegen  die  Arbeiter  verschaffen  mußte  und  schließlich 
die   Anfänge   des   proletarischen   Sozialismus   in  einem   Bauernaufstand 

3  Vgl.  hierzu  auch  Otto  Bauer,  „Kapitalismus  und  Sozialismus  nach  dem  Welt- 
krieg" 1.  Bd.  S.  218/19:  „Nur  eine  terroristische  Diktatur  kann  ein  Volk  von  mehr 
als  150  Millionen  zwingen,  um  einer  größeren  Zukunft  willen  so  schwere  Entbeh- 
rungen in  der  Gegenwart  auf  sich  zu  nehmen.  Nur  die  terroristische  Diktatur  kann 
die  zwangsweise  Verschiebung  der  Arbeitskräfte  in  die  neuen  Industriegebiete  durch- 
setzen. Nur  eine  terroristische  Diktatur  kann  die  Kollektivisierung  der  bäuerlichen 
Wirtschaften  erzwingen,  die  Kulaken  gewaltsam  vernichten."  Otto  Bauer  hebt  dann 
mit  Recht  hervor,  in  welchem  hohen  Maße  dieser  Terrorismus  auch  die  geistige 
Freiheit  bedroht  und  den  politischen  Charakter  verdirbt,  aber  er  fügt  auch  hinzu: 
„Das  ist  der  Weg,  den  die  Sowjetunion  geht.  Ein  brutaler  Despotismus,  der  die 
heranwachsende  Generation  des  zahlreichsten  Volkes  der  weißen  Rasse  zu  enthu- 
siastischem Glauben  an  das  Ideal  sozialistischer  Freiheit  und  Gleichheit  erzieht. 
Und  all  das  mit  Gläubigkeit  und  Begeisterung,  getragen  von  einer  von  höchster 
Opferwilligkeit  für  ein  großes  Menschheitsideal  erfüllten  Minderheit,  gewaltsam 
aufgezwungen  der  großen  Mehrheit  eines  Volkes  von  mehr  als  150  Millionen." 
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vernichten  werde,  an  den  sich  die  kapitalistische  Restaurierung  schließen 
mußte.  Und  die  widerspruchsvolle  Tragik  der  inneren  russischen  Ent- 
wicklung brachte  es  mit  sich,  daß  durch  die  Einführung  der  NEP  und 
ihre  fast  sechsjährige  Dauer  sowohl  die  individualistische  Entwicklung 
des  Dorfes  gesteigert  als  die  Herausbildung  einer  starken  Dorfbour- 
geoisie, der  Kulaken,  gefördert  wurde,  wodurch  das  bäuerliche  Wirt- 
schaftssystem in  einen  immer  schärferen  Gegensatz  zu  dem  proletari- 
schen gelangen  mußte.  Dies  äußerte  sich  katastrophal  im  Winter  1927 
bis  1928  in  der  Getreidenot  in  den  Städten,  die  nicht  eine  Folge  des 
Getreidemangels,  sondern  des  Lieferungsstreiks  der  Bauern  war,  die  aus 
ihren  gefüllten  Getreidespeichern  nichts  hergeben  wollten,  nicht  nur 
weil  sie  für  das  erlöste  Geld  von  der  noch  ganz  unzulänglichen  Industrie 
keine  Waren  erhielten,  sondern  weil  sie  damit  auch  gegen  das  proleta- 
rische Regierungssystem  protestierten.  Der  Klassenkampf  zwischen  Ar- 
beitern und  Bauern,  oder  richtiger  gesagt  zwischen  dem  Proletariat  und 
den  Kulaken,  ließ  sich  nicht  mehr  vermeiden.  Der  Punkt  war  erreicht, 
wo  nun  entweder  in  Anpassung  an  die  führenden  besitzenden  Schichten 
des  Bauerntums  eine  Liquidierung  der  bisherigen  Sozialisierungs-  und 
Industrialisierungspolitik  auf  Kosten  des  Dorfes  erfolgen  mußte  und 
nur  eine  Rückkehr  zum  privatwirtschaftlichen  System,  eine  Kapitulation 
vor  dem  auswärtigen  Kapitalismus,  helfen  konnte,  oder  der  Weg  be- 
schritten werden  mußte,  mit  Hilfe  der  Dorfarmen  und  eines  Teiles  der 
Mittelbauern  den  Kampf  gegen  das  Kulakentum  als  die  nun  gefähr- 
lichste konterrevolutionäre  Klassenfront  aufzunehmen.  Dies  konnte  nur 
durch  die  Vernichtung  der  Kulaken  und  die  gewaltsame  Kollektivierung 
der  Landwirtschaft  geschehen.  Dieser  Akt  des  Terrorismus  ist  also  wie- 
der nur  eine  der  inneren  ökonomischen  Notwendig- 
keiten der  proletarischen  Revolution.  Es  handelt  sich 
ganz  einfach  um  die  Existenzfrage  des  Sowjetsystems,  die  gar  keine 
Wahl  zuließ.  Und  diese  Existenzfrage  ist  nicht  nur  in  dem  Sinne  zu 
verstehen,  daß  es  sich  darum  handelte  und  noch  darum  handelt,  einen 
immer  zielbewußter  werdenden  ökonomischen  und  politischen  Klassen- 
gegner  zu  vernichten,  sondern  auch  noch  in  dem  tieferen 
Sinne,  die  Ernährungsgrundlage  des  ganzen  Sowjetsystems 
aus  ihrer  rückständigen,  sogar  die  Bedürfnisse  der  Landproletarier, 
Kleinbauern  und  Mittelbauern  selbst  nicht  befriedigenden  Form  in  eine 
für  die  Zwecke  einer  sozialen  Umgestaltung  der  Gesellschaft  technisch 
besser  funktionierende  landwirtschaftliche  Produktion  umzuwandeln. 
Nicht  ohne  Grund  bezeichnet  man  in  Rußland  diesen  Kollektivierungs- 
prozeß der  Landwirtschaft  als  den  Klassenkampf  an  der  Getreideauf- 
bringungsfront, und  gerade  alle  diejenigen,  die  stets  weise  und  sorgen- 
voll den  Kopf  geschüttelt  haben,  ob  die  russische  Revolution  nicht 
zuletzt    doch    an    den    russischen    Bauern    scheitern    müßte,    sollten    am 
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ehesten  Verständnis  für  die  Notwendigkeit  des  grandiosen  Versuches 
haben,  dieses  Klassenhindernis  der  sozialen  Revolution  unter  Ausnützung 
der  Klassengegensätze  im  Bauerntum  mit  revolutionärer  Gewalt 
dort  zu  brechen,  wo  die  Umstände  dafür  immerhin  günstiger  liegen  als 
sonst  irgendwo  außerhalb  Rußlands. 

Denn  dies  ist  noch  hinzuzufügen:  Die  gewöhnliche  Meinung,  als  ob 
es  sich  hier  um  eine  diktatorische  Vergewaltigung  „des  Bauerntums" 
handelt,  ist  eine  ebenso  verschwommene  Vorstellung  wie  so  viele  andere 
Sentiments  über  Rußland.  Zunächst  sind  fast  ein  Drittel  dieser 
„Bauern"  durchaus  verelendete  Landproletarier,  für  die  der  Uebergang 
in  die  Kolchosen  ein  reiner  Gewinn  und  eine  direkte  Verbesserung  ihres 
Lebensfußes  darstellt.  Die  überwiegende  Masse  der  Bauern  sind  aller- 
dings sogenannte  Mittelbauern,  mehr  als  60  %  der  Bauernschaft.  Aber 
unter  diesen  Mittelbauern  darf  man  sich  keine  europäischen  Mittel- 
bauern vorstellen.  Denn  sie  arbeiten  fast  durchwegs  ohne  fremde  Hilfs- 
kräfte, mit  schlechtem  Inventar  und  auf  einem  kleinen  Bodenstück.  Sie 
sind  von  der  proletarischen  Lebenslage  eigentlich  nur  durch  ihre  Be- 
sitzerideologie getrennt.  Diese  weicht  aber  mehr  und  mehr  sowohl  in- 
folge der  rapiden  Verschlechterung  ihrer  Lage  seit  der  Vernichtung  des 
Kulakentums  und  seit  dem  Bestand  der  kollektivierten  Betriebe,  als  auch 
infolge  der  Erkenntnis  von  den  Vorteilen  der  letzteren.  Es  ist  immerhin 
beachtenswert,  daß  nach  dem  sogenannten  „Rückzug  Stalins"  in  der 
Kollektivierungspolitik,  d.  h.  nach  der  Abschwächung  des  Zwanges  zum 
Beitritt  in  die  Kolchosen,  worauf  zunächst  ein  massenhafter  Austritt  der 
Mittelbauern  erfolgte,  doch  noch  ein  Viertel  dieser  Betriebe  freiwillig 
in  den  Kolchosen  verblieb.  Und  die  Bildung  neuer  Kolchosen  schreitet 
seither  zwar  nicht  mehr  so  stürmisch,  aber  doch  stetig  fort.  Und  wenn 
man  in  Rechnung  stellt,  was  abermals  gewissenhafte  Beobachter  der 
russischen  Vorgänge  immer  wieder  betonen,  daß  auch  die  bäuerliche 
Jugend  bereits  in  einer  völlig  neuen  revolutionären  Ideologie  auf- 
wächst, in  der  insbesondere  die  Besitzerinteressen  schon  sehr  geschwächt, 
wenn  nicht  sogar  beseitigt  sind,  so  verliert  die  kindische  Vorstellung, 
welche  den  Kollektivierungsprozeß  der  Landwirtschaft  unter  dem  Ge- 
sichtspunkte der  Vergewaltigung  der  Masse  der  Bauern  betrachtet,  jeden 
Anspruch  auf  ernste  Beachtung.  Solche  Kritiker  müßte  man  fragen,  ob 
ihnen  lieber  wäre,  wenn  durch  Wahrung  der  „heiligen"  Prinzipien  von 
Demokratie  und  Freiheit  es  den  Kulaken  möglich  gemacht  worden  wäre, 
mit  den  unabsehbaren  Scharen  eines  dann  in  Verelendung  zurückgehal- 
tenen und  zur  Verzweiflung  gebrachten  Bauernvolkes  über  die  Arbeiter 
in  den  Städten  herzufallen  und  mit  dem  Sturz  der  proletarischen  Sowjet- 
diktatur einen  „Sieg  der  Demokratie"  zu  feiern,  der  in  Rußland  selbst 
der  Beginn  der  furchtbarsten  Reaktion  wäre  und  außerhalb  Rußlands 
überall  zu  einem  Sieg  des  Faschismus  und  zur  Zurückwerfung  des  Pro- 
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letariates  auf  unabsehbare  Zeit  führen  müßte  — ,  während  jetzt  mit  der 
Errichtung  der  gewaltigen  Getreidefabriken  und  mit  der  Ausdehnung 
der  Kolchosen  nicht  nur  eine  technische  Modernisierung  der  Landwirt- 
schaft möglich  geworden  ist,  sondern  zugleich  auch  eine  bisher  noch 
nie  dagewesene  stürmische  Kultivierung  des  Bauernvolkes  selbst. 

Gewiß  sollen  und  dürfen  wir  die  Augen  vor  den  Brutalitäten  und 
Grausamkeiten  des  Terrorismus  bei  der  „Entkulakisierung"  sowie  in 
der  Tscheka  und  der  GPU  nicht  schließen.  Je  mehr  die  Stimme  des 
Protestes  und  der  Empörung  gegen  solche  Schandtaten,  wie  z.  B.  die 
Erschießung  der  48  angeblichen  Saboteure,  sich  vernehmlich  machen 
wird,  um  so  mehr  wird  dies  zu  einer  Art  internationalen  sozialistischen 
Kontrolle  und  Hemmung  solcher  Scheußlichkeiten  führen.  Ihre  Wirk- 
samkeit wird  aber  gerade  davon  abhängen,  daß  man  diese  Schrecklich- 
keiten nicht  so  sehr  dem  Werk  der  russischen  Revolution  selbst  zur  Last 
schreibt  als  der  Entartung  ihres  Apparates. 4  Aber  alle  diese  notwen- 
dige Verurteilung  solcher  Gewalttaten  und  Grausamkeiten  darf  doch 
nicht  dazu  führen,  in  der  typischen  Illusion  eines  demokratischen  Pazi- 
fisten die  russische  Revolution  wie  ein  pedantischer  Schullehrer 
zu  beurteilen,  der  dem  gewaltigen  Ereignis  schließlich  die  Note 
„ganz  ungenügend  in  äußerer  Form"  erteilt.  Vielleicht  wird  man 
auch  etwas  vorsichtiger  in  solchen  Verurteilungen,  wenn  man  sich  ein 
wenig  kritischer  der  Rolle  der  Demokratie  in  der  eigenen  Partei- 
geschichte zuwendet.  Auch  hier  soll  diese  Bemerkung  nicht  moralisie- 
rend gemacht  sein,  obzwar  dazu  gerade  in  der  neueren  Entwicklung 
mancherlei  Anlaß  wäre,  sondern  im  Gegenteil,  es  soll  darauf  hinge- 
wiesen werden,  daß  jede  starke  Partei  auch  in  ihrer  eignen  Mitte  Mei- 
nungsfreiheit nur  bis  zu  einem  gewissen  Grade  duldet  und  dulden  kann, 
weil  sonst  die  politische  Schlagfertigkeit  der  Partei  natürlich  bedroht 
und  die  Erreichung  ihrer  Ziele  erschwert  werden  würde.  Freilich,  der 
Grad,  bis  zu  dem  dies  möglich  ist,  entscheidet  zuweilen  darüber,  ob  der 
Charakter  einer  Partei  unverändert  geblieben  oder  nicht  vielleicht 
entartet  ist.  Aber  jedenfalls  zwei  Parteien  sind  in  einer  Partei 
nicht  möglich,  und  noch  weniger  sind  sie  es  möglich  in  einer 
Revolution.  Es  ist  daher  auch  eine  ganz  widerspruchsvolle  Vor- 
stellung, zu  fordern,  daß  die  diktatorische  Leitung  einer  Revo- 
lution durch  „Demokratie"  der  Parteien  abgelöst  werden  soll.  Dies 
wäre  gleichbedeutend  mit  einer  Schwächung  der  Revolution  selbst. 
Welche  Partei  eine  Revolution  führt,  entscheidet  nicht  die  Demokratie, 
sondern  die  Revolution  selbst.  So  war  es  in  allen  Revolutionen,  so 
unterdrückt  z.  B.  jetzt  die  spanische  Revolution  die  katholische  Presse, 

4  In  dieser  Richtung  ist  die  scharfe  Kritik  und  glänzende  Analyse  dieser  Entartung 
in  Trotzkis  neuester  Schrift  sehr  lesenswert:  „Probleme  der  Entwicklung  der 
USSR."  (Berlin  1931). 
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und  nicht  anders  ist  es  auch  in  der  russischen.  5  Einen  verständlichen 
Sinn  hat  die  Forderung  nach  Demokratie  in  der  russischen  Revolution 
nur  für  die  herrschende  Partei  selbst,  d.  h.  daß  in  der  führenden  Partei 
und  Klasse  auch  wirklich  Demokratie  besteht.  In  diesem  Sinne  bedeutet 
die  Forderung  nach  Demokratie  die  Forderung  nach  Begrenzung  und 
Kontrolle  des  Parteiapparates,  eine  Forderung,  die  auch  tatsächlich 
einen  Gegenstand  des  Kampfes  in  der  russischen  Revolution  gebildet 
hat  und  vorläufig  mit  der  Niederlage  Trotzkis  unterlegen  ist.  Aus  diesem 
Ueberwuchern  des  Apparates  in  der  russischen  Revolution  können  frei- 
lich große  Gefahren  für  sie  erwachsen,  aber  die  Ueberwindung  dieses 
inneren  Mangels  der  russischen  Revolution  hat  nichts  zu  tun  mit  dem 
Sieg  der  sogenannten  Demokratie  im  Sinne  einer  Gleichberechtigung 
aller  Parteien,  was  heute  inmitten  des  angestrengtesten  wirtschaftlichen 
Aufbauwerkes  des  Fünfjahrplanes  gleichbedeutend  wäre  mit  Aus- 
lieferung desselben  an  den  politischen  Streit  mit  Leuten,  die  dieses  Auf- 
bauwerk entweder  überhaupt  nicht  wollen  oder  aus  lauter  Doktrinaris- 
mus zu  zaghaft  wären,  es  fortzuführen.  Der  russische  Terrorismus  kann 
nicht  überwunden  werden  durch  die  „Demokratie",  sondern  nur  durch 
den  Sieg  des  Fünfjahrplanes  resp.  des  wirtschaftlichen  Aufbaues.  In- 
dem die  neuen  Lebensverhältnisse  geschaffen  werden,  in  denen  der 
Terrorismus  nicht  mehr  notwendig  sein  wird,  ist  dies  das  sicherste,  aber 
auch  das  einzige  Mittel,  ihn  zu  beseitigen,  ohne  daß  daraus  eine  Nieder- 
lage der  russischen  Revolution  und  des  gesamten  Weltproletariates  wird. 


IV.  Die  Verkennung  der  Arbeitermentalität 

Wir  haben  im  vorhergehenden  bereits  bemerkt,  daß  auch  das  in  einem 
europäischen  Staate  zur  Herrschaft  gelangende  Proletariat  seine  Macht 
nicht  „demokratisch",  sondern  diktatorisch  wird  ausüben  müssen,  und 
daß  die  ganze  Demokratie  nur  darin  bestehen  wird,  daß  diese  Herr- 
schaft sich  eben  auf  das  zur  Majorität  gewordene  Proletariat  stützen 
wird.  Damit  ist  ein  weiterer  Punkt  erreicht,  dessen  nicht  genügende  Be- 
rücksichtigung ebenfalls  viel  Unklarheit  sowohl  in  der  Würdigung  der 
russischen  als  in  den  Vorstellungen  über  die  soziale  Revolution  über- 
haupt hervorgerufen  hat.  Der  Sieg  des  revolutionären  proletarischen 
Klassenkampfes  bedeutet  nämlich,  daß  nunmehr  eine  Arbeiter- 
herrschaft als  Uebergangsphase  zur  sozialistischen  Gesellschaft 
aufgerichtet  wird.  Der  Sieg  des  Proletariates  bedeutet,  daß  nunmehr  die 

5  Ueber  die  inneren  Unmöglichkeiten  der  dauernden  demokratischen  Gleichberech- 
tigung auch  nur  zweier  Parteien  in  der  Revolution  informiert  sehr  gut  die 
Schilderung  der  anfänglichen  Koalition  der  Bolschewiki  mit  den  linken  Sozial- 
revolutionären bei  I.  Steinberg,  „Als  ich  Volkskommissar  war." 


l72  Max  Adler 

„unteren"  Schichten  zur  Herrschaft  kommen,  die  armen  Leute  aus  der 
Arbeiterklasse  und  aus  der  bäuerlichen  Bevölkerung.  Man  übersieht  be- 
sonders bei  der  Betrachtung  der  russischen  Revolution,  daß  der  Aus- 
druck einer  „Arbeiter-  und  Bauernrevolution"  kein  bloßes  Schlagwort 
ist,  sondern  daß  es  sich  hier  wirklich  um  das  Heraufkommen  dieser 
untersten  und  gedrücktesten  Schichten  der  alten  zarischen  Gesellschaft 
handelt.  Nirgends  gilt  das  Wort,  mit  dem  Marx  einmal  das 
Proletariat  als  die  Negation  der  Menschheit  bezeichnet  hat,  mehr 
als  von  den  russischen  Arbeitern  und  Bauern,  die  vor  der  Revo- 
lution einem  unglaublichen  Elend  und  allen  Lastern  der  Roheit 
und  Unwissenheit  ausgeliefert  waren.  Schon  von  diesem  Gesichts- 
punkt aus  wird  man  begreifen,  daß  die  äußere  Toilette  des  russi- 
schen Befreiungswerkes  sich  keineswegs  in  so  gewählten  Formen  der 
Kultiviertheit  präsentieren  kann,  in  welchen  wir  alle  gerne  gerade  den 
Verlauf  der  sozialistischen  Revolution  vor  sich  gehen  sehen  möchten. 
Aber  auch  abgesehen  von  diesem  außerordentlichen  tiefen  Kulturniveau 
eines  durch  jahrhundertelange  Barbarei  des  Zarismus  und  Kapitalismus 
mißhandelten  Volkes  müssen  wir  selbst  für  die  höher  entwickelten 
Kulturzustände  der  Arbeiter  und  Bauern  in  europäischen  Verhältnissen 
doch  unsere  traditionellen  Vorstellungen  von  den  Formen,  in  denen  sich 
der  Sieg  des  Proletariates  vollziehen  kann  und  wird,  berichtigen.  Wir 
sehen  „das  Proletariat"  zumeist  doch  nur  allzu  ideologisch  und  beson- 
ders in  seiner  geschichtlichen  Rolle  als  Träger  der  sozialen  Revolution, 
also  des  größten  gesellschaftlichen  und  moralischen  Fortschrittes,  allzu 
idealistisch,  allzu  romantisch  und  daher  allzu  schematisch.  Es  ist  nicht 
nur  die  schöne  geordnete  Masse,  die  unter  roten  fliegenden  Fahnen  und 
in  brausendem  Enthusiasmus  bei  Arbeiterfesten  und  politischen  Demon- 
strationen durch  die  Straßen  zieht,  es  ist  auch  nicht  nur  die  wissens- 
durstige Masse,  die  sich  zu  den  Bildungskursen  drängt  und  den  großen 
Lehrern  mit  liebevollem  Respekt  entgegentritt!  Es  ist  auch  zugleich 
immer  noch  die  große  Elendsmasse,  die  aus  lichtlosen  Höhlen,  in  denen 
sie  hausen  muß,  oft  genug  aus  den  Schlupfwinkeln  der  Obdachlosigkeit 
an  den  Tag  hervorsteigt,  es  ist  die  haßerfüllte  Masse,  die  ihre  Entbeh- 
rungen und  Unterdrückungen  wild  herausschreit,  und  an  denen,  die  sie 
für  Schuldige  hält,  Rache  nehmen  will,  es  ist  auch  immer  noch  eine 
große  Masse  der  unwissend  und  roh  Gebliebenen,  die  nichts  von  der 
Kultur  der  Herrschenden  kennt,  und  der  es  ganz  gleichgültig  ist,  wenn 
mit  der  Zertrümmerung  der  kapitalistischen  Herrschaft  auch  die  Kul- 
turgüter eines  privilegierten  Lebens  vernichtet,  ja  sogar  auch  die  Lebens- 
ordnung der  wohlwollenden  Freunde  aus  dem  gutsituierten  Bürgertum 
und  in  den  Reihen  der  nur  mit  Mißtrauen  betrachteten  Intellektuellen 
gestört  wird.  Es  bedeutet  keine  Entwertung  oder  auch  nur  Unterschät- 
zung der  Bildungs-  und  Kulturarbeit  der  sozialdemokratischen  Organi- 
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sation,  wenn  man  doch  betonen  muß,  daß  es  ihr  nicht  nur  niemals  ge- 
lingen konnte,  die  ganze  Masse  des  Proletariates  zu  erfassen,  dessen 
unbeeinflußt  gebliebenen  Teile  gleichwohl  in  Zeiten  revolutionärer  Ge- 
staltung des  Klassenkampfes  seine  Form  und  sein  Tempo  oft  entschei- 
dend bestimmen,  sondern  daß  auch  die  organisierten  und  sozialistisch 
gebildeten  Schichten  des  Proletariates  eben  doch  ihren  besonderen  Klas- 
sencharakter behalten,  mit  sowohl  anderen  Lebensformen  als  denen  der 
bürgerlichen  Kultur,  wie  insbesondere  auch  anderer  Mentalität  und  ganz 
anderem  Empfinden  und  Werten.  Gerade  der  auf  der  Höhe  seiner 
Klassenbildung  stehende  revolutionäre  Arbeiter  empfindet  es  doppelt 
drückend,  daß  er  in  der  bürgerlichen  Gesellschaft  ein  Menschendasein 
zweiter  Klasse  führt,  und  für  ihn  bedeutet  daher  die  Beseitigung  des 
kulturellen  Lebensstiles  der  bürgerlichen  Welt  keinen  Kulturuntergang; 
und  die  in  der  Revolution  erfolgende,  oft  sogar  weitgehende  Verletzung 
der  Bewegungsfreiheit  für  die  herrschenden  Schichten  und  alle  die- 
jenigen, die  mit  ihnen  sympathisieren,  kann  ihm  nicht  als  eine  Ver- 
letzung der  Ideen  von  „Freiheit"  und  „Menschlichkeit"  gelten,  da  sie 
ihm  im  Gegenteil  nur  als  das  notwendige  Mittel  zur  Herstellung  einer 
neuen,  noch  nie  dagewesenen  Freiheit  und  Menschenmög- 
lichkeit aller  erscheinen  muß.  Die  soziale  Revolution  als  die  Auf- 
stiegsbewegung der  unteren  Klassen  wird  daher  immer  bei  aller  Schön- 
heit und  erwärmenden  Kraft  ihrer  großen  Ziele,  die  sich  auch  in  der 
unmittelbaren  Hebung  des  moralischen  und  kulturellen  Niveaus  der 
kämpfenden  Proletarierschichten  unverkennbar  äußert,  doch  zugleich 
auch  stets  mit  den  Schattenseiten  des  Kampfes  und  mit  den  Mängeln, 
Fremdhaftigkeiten,  ja  sogar  Lastern  behaftet  sein,  die  sich  aus  dem  so- 
lange niedergehaltenen  Kulturzustande  dieser  Schichten  ergeben.  Sie 
waren  eben  in  der  kapitalistischen  Welt  wirklich  die  „niedrigen" 
Schichten.  Und  daher  bietet  sich  dann  leicht  für  den  bloß  ästhetischen 
oder  idealistischen  Schwärmer  der  Revolution  ein  abstoßendes  Bild 
ihrer  „Kulturlosigkeit".  Auch  die  große  französische  Revolution  ist  nur 
in  der  Entfernung  der  späteren  Jahrzehnte  eine  „schöne"  Revolution  ge- 
wesen, die  Revolution  der  Menschenrechte.  In  der  Nähe  gesehen  haben 
rohe  und  fast  vertierte  Bauern  auf  dem  Lande  die  Schlösser  und  Kir- 
chensitze verbrannt,  und  in  den  Städten  schmutzige  und  übelriechende 
Sansculotten  die  elegante,  geist-  und  schönheitsgesättigte  Kultur  des 
ancien  regime  zerschlagen.  So  wurde  eine  neue  Welt  geschaffen,  die 
bürgerliche,  die  zwar  ihre  eigene  gewaltige  und  andersartig  schöne 
Kultur  herausbildete,  aber  doch  nie  wieder  das  vielleicht  viel  fein- 
geistigere Aroma  des  achtzehnten  Jahrhunderts  wieder  erstehen  lassen 
konnte.  In  Rußland  ist  heute  die  alte  und  wundervolle  Kultur  der  Zeit 
eines  Gogol,  Puschkin  und  Turgenjeff,  eines  Glinka  und  Tschaikowsky 
zerschlagen  und  sicher  für  immer  dahin.  Aber  damit  ist  nur  die  Kultur 
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eines  engen  Kreises  der  Privilegierten  vernichtet,  und  mit  dem  nun  an 
die  Oberfläche  der  Gesellschaft  hervorgetretenen  Schichten  der  Arbeiter 
und  Bauern  ist  gewiß  zunächst  ein  Element  herrschend  geworden,  wel- 
ches noch  in  vielfach  ungeschlachter,  ja  fast  kulturloser  Weise  sich  be- 
tätigt. Aber  was  ein  furchtbarer  Rückschritt  von  der  Warte  des 
Privilegs  aus  ist,  das  ist  zugleich  ein  unermeßlicher  Fortschritt 
von  dem  Standpunkte  dieser  breiten  Masse  selbst,  die  trotz  aller  Dik- 
tatur, die  über  sie  waltet,  doch  zur  Selbstbetätigung  gekommen 
ist  und  in  einer  unerhörten  Schnelligkeit  und  Intensität  ihre  nicht  selbst 
verschuldete  Barbarei  und  Roheit  abstreift. 

Aber  nicht  bloß  die  Warte  des  Privilegs  führt  hier  zu  einem  ganz 
falschen  historischen  Urteil,  sondern  auch  schon  die  Warte  der 
gehobenen  proletarischen  Lebensstellung,  auf  wel- 
cher heute  —  soll  man  sagen,  glücklicherweise?  —  schon  ein  nennens- 
werter Bruchteil  des  Proletariates  steht.  Die  eingeschobene  Frage  ist 
dadurch  berechtigt,  daß  es  sich  eben  doch  nur  um  einen  Bruchteil 
handelt,  dessen  Lebenslage  und  Mentalität  durchaus  nicht 
typisch  für  die  Lebenslage  und  für  das  Denken  und  Fühlen  der 
großen  Masse  des  Proletariates  ist.  Vielmehr  befindet  sich  diese  soge- 
nannte Arbeiteraristokratie  oft  sogar  in  einem,  wenn  auch  nicht  immer 
bewußten  Gegensatz  zu  den  Anschauungen  und  Interessen  der  Masse. 
Aber  zufolge  der  leitenden  Stellungen,  die  sie  in  der  Arbeiterbewegung 
innehat,  wird  sie  nicht  nur  zumeist  für  das  Proletariat  genommen,  son- 
dern hält  sich  auch  selbst  dafür,  obgleich  das  nicht  mehr  für  alle  ihre 
Vertreter  zutrifft.  Wie  anders  sieht  aber  das  Proletariat  aus  in  den 
Fraktionssitzungen  des  Parlamentes,  in  den  Sitzungen  der  Instanzen  des 
Partei-  und  Gewerkschaftsapparates,  ja  sogar  auf  Parteitagen  und  Kon- 
gressen, und  wie  anders  in  den  Massenversammlungen  und  in  den  Be- 
trieben! Wie  anders,  als  auf  den  Höhen  dieser  arrivierten  Schichten 
lebt  es  sich  in  den  Niederungen  eines  Wochenlohnes  von  25 — 40  RM. 
für  die  ganze  Familie!  Es  ist  eines  der  größten  Probleme  der  Partei- 
organisation und  Parteidemokratie,  die  Ursprünglichkeit  des  Klassen- 
empfindens und  Klasseninteresses,  ja  der  Klassenempörung,  wie  dies 
alles  in  der  sozialistischen  Masse  lebt,  zwar  zu  bilden  und  aus  der  rebel- 
lischen Instinktform  in  eine  revolutionäre  Vernunftform  umzuwandeln, 
zugleich  aber  doch  ungebrochen  bis  in  ihre  höchsten  Vertre- 
tungsorgane zu  erhalten.  Und  es  ist  daher  kein  Wunder,  daß  schon  in 
den  Anfängen  der  modernen  Arbeiterbewegung,  nämlich  bereits  auf  dem 
II.  Kongreß  der  I.  Internationale  in  Lausanne,  das  Thema  von  den  Ge- 
fahren der  Arbeiteraristokratie  auf  der  Tagesordnung  stand,  von  der 
es  in  der  Folgezeit  leider  nur  zu  sehr  verschwunden  ist.  Es  liegt  aber 
auf  der  Hand,  daß  die  Beurteilung  der  Formen  und  Notwendigkeiten 
der   sozialen   Revolution   und   daher   auch   die  Wertung   der   russischen 
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Vorgänge  sich  ganz  anders  von  dem  Standpunkte  des  Proletariers  der 
Masse  vollzieht,  für  den  in  seiner  Lebensstellung  sich  noch  nichts 
wesentlich  an  dem  proletarischen  Erlebnis  der  Ausbeutung,  Entbehrung 
und  Lebensunsicherheit  geändert  hat,  wie  für  den  Proletarier,  für  den 
mit  der  Erreichung  eines  gesicherten  und  auskömmlichen  Daseins  und 
einer  sozialen  Geltung  eigentlich  für  seine  Person  die  Emanzipation  des 
Proletariers  schon  vollzogen  ist.  Für  die  breiten  Massen  des  arbeitenden 
Volkes  in  Stadt  und  Land  wird  daher  auch  außerhalb  Rußlands  schon 
der  bloße  Sturz  ihrer  politischen  und  ökonomischen  Unterdrückung,  die 
Beseitigung  ihres  Daseins  zweiter  Klasse  eine  für  jeden  einzelnen  fühl- 
bare Befreiung  und  Erhöhung  seines  Lebens  bedeuten,  auch  wenn  damit 
seine  ökonomische  Notlage  zunächst  noch  gar  keine  wirkliche  Verbes- 
serung erfährt. 

Es  gibt  heute  leider  unter  uns  einen  Standpunkt,  der  erst  kürzlich 
wieder  auf  dem  Leipziger  Parteitage  vertreten  wurde,  daß  das  Wort  von 
Karl  Marx,  das  Proletariat  habe  nichts  zu  verlieren  als  seine  Ketten,  für 
die  heutige  Lage  nicht  mehr  gelte.  In  einer  solchen  Ansicht  dokumentiert 
sich  das,  was  ich  als  die  Entwicklung  des  Sozialismus  vom  klassenrevo- 
lutionären Führertum  zum  parteikonservativen  Funktionärtum 
bezeichnen  muß.  Es  ist  sicherlich  unbestreitbar,  daß  das  Proletariat 
heute  einen  großen  Besitz  von  sozialpolitischen  Errungenschaften  zu 
verteidigen  hat,  aber  es  ist  ebenso  sicher,  daß  gerade  diese  Errungen- 
schaften durch  die  krisenhafte  Gestaltung  der  kapitalistischen  Wirtschaft 
im  wachsenden  Maße  immer  problematischer  werden.  Und  ebenso  ist 
unbestreitbar,  daß  die  gewaltige  Entwicklung  der  modernen  Arbeiter- 
bewegung ihr  auch  ein  großes  Besitztum  an  Gewerkschafts-,  Partei- 
und  Genossenschaftsvermögen,  an  Arbeiterbanken,  Arbeiterhäusern, 
Parteidruckereien  usw.  verschafft  hat,  ebenso  auch  einen  starken  Ein- 
fluß in  Kommunalverwaltungen  und  Wohlfahrtsinstituten.  Wenn  aber 
die  Rücksichtnahme  auf  allen  diesen  Besitz  die  Klassenpolitik  des  Pro- 
letariates behindern  dürfte,  klassenrevolutionäre  Entscheidungen  zu  tref- 
fen und  ihre  Mitglieder  schon  vorher  in  diesem  Sinne  zu  erziehen,  dann 
wäre  ein  solches  Proletariat  viel  schlechter  daran  als  das  unentwickelte 
zu  Zeiten  des  Kommunistischen  Manifestes,  denn  es  hätte  sich  selbst 
neue  Ketten  geschmiedet,  mit  denen  es  sich  nicht  bloß  an  den 
Bestand  der  bürgerlichen  Gesellschaft,  sondern  sogar  an  bürgerliche 
Denk-  und  Fühlweise  gefesselt  hätte. 

Für  Rußland  ist  dieses  ganze  Problem  jedenfalls  noch  ganz  gegen- 
standslos gewesen,  da  dort  die  breite  Masse  der  Arbeiter  und  Bauern 
wirklich  nur  ihre  Ketten  verloren  hat.  Und  wer  aus  dieser  Perspektive 
heraus  die  Dinge  in  Rußland  betrachtet,  dem  wird  es  nicht  mehr 
paradox  erscheinen,  daß  trotz  allem  Terrorismus  und  trotz  aller  Lebens- 
not besonders  die  heranwachsende  Jugend  ein  kraftvolles  Lebensgefühl 
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der  Befreiung  empfindet,  und  daß  die  revolutionären  Proletarier  in 
allen  Ländern  aus  ihrem  Arbeiterempfinden  heraus  die  russische  Revo- 
lution als  die  größte  Befreiungstat  der  Geschichte  werten. 


V.  Die  Enttäuschung  der  Intellektuellen 

Mit  der  Verkennung  des  Umstandes,  daß  sich  aus  einer  Revolution 
der  untersten  Schichten  der  Gesellschaft  überhaupt,  und  besonders  in 
Rußland,  notwendig  Widersprüche  im  Kulturbilde  der  Aufwärtsbewe- 
gung der  Gesellschaft  ergeben  müssen,  hängt  nun  auch  das  zusammen, 
was  so  viele  als  ihre  Enttäuschung  über  die  russische  Revolution 
bezeichnen  und  oft  in  Ausdrücken  großer  Erschütterung  dargelegt 
haben.  Aber  hier  muß  man  doch  fragen:  Wer  sind  diese  Enttäuschten? 
In  vielen  Fällen  sind  es  sicherlich  auch  Arbeiter,  die  nach  Sowjetruß- 
land gegangen  sind,  weil  sie  glaubten,  daß  sie  dort  in  ein  fertiges 
sozialistisches  Gemeinwesen  kommen  und  bessere  Lebensverhältnisse 
vorfinden  werden.  Sie  mußten  natürlich  mächtig  enttäuscht  sein,  wie 
überhaupt  jeder,  der  mit  der  Sowjetunion  und  ihrem  furchtbaren  Ent- 
wicklungskampf nur  in  der  äußeren  Beziehung  steht,  daß  er  ihre  Vor- 
teile genießen  will,  ohne  ihre  Kämpfe  mitgemacht  zu  haben  und  wei- 
terhin ihre  Anforderungen  an  die  eigene  Opferwilligkeit  zu  erfüllen. 
Aber  abgesehen  von  diesen  Enttäuschten,  die  eigentlich  nicht  in  Be- 
tracht kommen,  weil  sie  ein  ganz  unsozialistisches  Denken  und  Verhalten 
repräsentieren,  gibt  es  hauptsächlich  zwei  Gruppen  der  Enttäuschten, 
die  sozialistischen  Idealisten  und  die  sozialistischen  Theoretiker,  kurz 
—  die  Intellektuellen.  Die  russischen  Arbeiter  selbst  und  ebenso  die 
armen  Bauern  mögen  vielleicht  zum  Teil  leidenschaftliche  Gegner  des 
Stalinschen  Kurses  sein,  aber  von  der  russischen  Revolution  sind  sie 
keineswegs  enttäuscht.  Gewiß,  sie  leiden  unter  den  heutigen  Zuständen, 
aber  —  sie  haben  auch  früher  gelitten,  und  sie  wissen  jetzt  wenigstens, 
warum  und  wozu  sie  leiden,  ja  sie  können  sogar  darüber  kritisieren. 
Die  Diktatur  erdrückt  nur  die  Kritik  an  der  Politik  der  Partei,  nicht 
aber  die  Kritik  an  den  Zuständen,  die  im  Gegenteil  oft  so  erstaunlich 
freimütig  in  den  russischen  Zeitungen  geübt  wird,  daß  ja  das  beste 
Material,  mit  denen  die  feindlichen  Kritiker  des  Sowjetsystems  ihre 
Polemik  bestreiten,  gerade  aus  den  russischen  Zeitungen  und  Arbeiter- 
korrespondenzen stammt.  Enttäuscht  dagegen  sind  vor  allem  viele 
Künstler,  Dichter,  Literaten  usw.,  die  als  enthusiastische  Anhänger  des 
Sozialismus  ein  lichtes  Zukunftsbild  der  sozialistischen  Gesellschaft  so 
wie  wir  alle  im  Herzen  tragen,  und  nun  zurückschaudern  vor  dem  so 
ganz  anderen  Bilde  eines  durch  Not,  Roheit  und  Gewalt  aller  Art  ent- 
stellten  Staates,      das   vorläufig  noch   gar   keine   Aehnlichkeit   mit   der 
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sozialistischen  Zukunft  hat,  deren  Gegenwart  sie  in  Sowjetrußland  be- 
reits anzutreffen  glaubten.  So  ist  es  verständlich,  daß  sie  aus  dieser 
Stimmung  der  Enttäuschung  heraus  in  den  Ereignissen  in  Rußland  mehr 
einen  Verrat  am  Sozialismus  sehen  als  den  Beginn  der  Verwirklichung 
desselben.  Demgegenüber  kann  man  nur  sagen,  was  überhaupt  als  Mah- 
nung für  alle  jene  gilt,  die  ein  warmes  Herz  für  das  Ideal  haben,  aber 
es  gleichsam  im  luftleeren  Raum  hegen,  daß  es  zweierlei  ist:  für  ein 
Ideal  zu  schwärmen  und  es  zu  verwirklichen.  Der  ideale  Bau  der  sozia- 
listischen Gesellschaft  wird  überall  zu  seiner  Verwirklichung  gewaltige 
Anstrengungen  und  Opfer  von  dem  Proletariate  verlangen.  Und  wenn 
es  etwas  gibt,  das  wir  heute  bereits  aus  den  Verhältnissen  in  Rußland 
und  aus  der  Weltkrise  der  Gegenwart  lernen  können,  so  ist  es  die 
Erkenntnis,  daß  der  Sozialismus  sich  nirgendwo  so 
verwirklichen  wird,  daß  das  Proletariat  einfach 
den  vollen  unge  minderten  Kulturbesitz  der  kapi- 
talistischen Welt  in  friedlicher  Ruhe  und  gleich- 
sam in  Feiertagskleidern  wird  übernehmen  können. 
Auch  in  der  sogenannten  demokratischen  Entwicklung  zum  Sozialismus 
wird  dem  Proletariate  der  Kampf  und  die  Opfer  dieses  Kampfes  nir- 
gends erspart  bleiben;  und  schon  vorher  werden  die  Krisen  des 
Kapitalismus  dem  Proletariat  nicht  weniger  Leid  auferlegen  als  der 
Revolutionssturm  in  Rußland.  Oder  gibt  es  nicht  schon  heute  genug 
Hunger,  Verzweiflung  und  Selbstmorde  im  Proletariat? 

Das  russische  Bauvolk  fühlt  sicherlich  den  Schmutz  und  die  Not 
und  die  Unfreiheit  nicht  minder  als  die  Kritiker  — ,  aber  es  baut 
und  weiß,  daß  dies  eine  Arbeit  auf  Leben  und  Tod  ist,  d.  h.  eine  Arbeit, 
bei  der  ein  neues  Leben  ermöglicht  wird,  wenn  auch  nicht  schon  für 
sich  selbst,  doch  sicher  für  die  spätere  Generation.  Wenn  wir  jetzt  erlebt 
haben,  daß  eine  bürgerliche  Regierung  in  einer  Notverordnung  dem 
arbeitenden,  ohnedies  bereits  schwer  leidenden  Volke  neue  Lasten  auf- 
erlegen konnte  und  dies  damit  zu  rechtfertigen  sucht,  daß  die  jetzt 
lebenden  Generationen  im  Interesse  der  Zukunft  und  des  Volksganzen 
solche  Opfer  auf  sich  nehmen  müssen,  wo  dieses  Volksganze  doch  eine 
offizielle  Lüge  ist,  da  es  sich  in  Wirklichkeit  um  die  Opfer  für  die 
kapitalistische  Wirtschaft  und  den  Klassenstaat  der  Herrschenden  han- 
delt, so  kann  man  gerade  vom  sozialistischen  Standpunkte  aus  sich 
nicht  darüber  verwundern,  daß  selbst  Opfer  bis  an  die  äußerste  Grenze 
der  Erträglichkeit  getragen  werden,  wenn  dies  für  das  eigene  Ganze 
und  die  eigene  Zukunft  geschieht. 

Ein  Stück  der  Enttäuschung  dieser  Intellektuellen,  besonders  jener, 
die  durch  innere  Berufung  und  Befähigung  sich  in  der  Führerrolle  des 
Proletariates  zu  sehen  gewohnt  sind,  liegt  auch  darin,  daß  in  der 
sozialen  Revolution   das  Proletariat  eben  selbst  auch  die   Führung  an 
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sich  reißt,  oder  sich  doch  so  umwandelt,  daß  es  nicht  mehr  als  bloßes 
Objekt  der  Führung,  sondern  als  ein  die  Führung  mitbestimmender 
selbstbewußter  Faktor  auftritt.  Daraus  entspringen  ja  die  gewaltigen 
Vorzüge  einer  moralischen  und  geistigen  Erhöhung,  sowie  einer  poli- 
tischen Aktivierung  des  Proletariates;  damit  sind  aber  zugleich,  und 
besonders  bei  noch  in  der  Mehrheit  unreifen  Massen  alle  Mängel  der 
Massenaktion  gegeben,  Irrungen,  Leidenschaften  und  direktes  Unver- 
ständnis. Diese  Momente  prägen  dann  der  revolutionären  Entwicklung 
einen  Charakter  der  Irrationalität  auf,  der  schmerzlich  mit  dem  theore- 
tischen Bilde  der  Entwicklung  zum  Sozialismus  kontrastiert.  Gleichwohl 
ist  dies  in  der  Wirklichkeit  der  proletarischen  Revolution  unvermeid- 
lich, und  schon  jetzt  bietet  außerhalb  der  russischen  Revolution  der 
Gegensatz  der  überall  erwachenden  proletarischen  Massenbedürfnisse, 
Massenmentalität  und  -aktivität  zur  Linie  eines  intellektuellen  und  be- 
rufsmäßigen Führertums  ein  immer  schärfer  hervortretendes  Problem, 
das  nur  im  Sinne  einer  gleichzeitig  von  oben  nach  unten  dringenden 
revolutionären  Massenbildung  und  einer  von  unten  nach  oben  wirk- 
samen Massenkontrolle  gelöst  werden  kann. 

Enttäuscht  sind  aber  auch  gewisse  sozialistische  Theoretiker,  die  aus 
der  marxistischen  Grunderkenntnis,  daß  die  ökonomische  Entwicklung 
die  Grundlage  für  die  gesamte  gesellschaftliche  Entwicklung  darstellt, 
folgern,  daß  die  Aufrichtung  der  sozialistischen  Gesellschaft  nur  auf 
dem  Boden  der  höchstentwickelten  kapitalistischen  Produktionsweise 
und  nur  durch  das  fortgeschrittenste  Proletariat  erfolgen  könnte.  Sie 
sehen  daher  in  dem  Bestreben,  den  Sozialismus  in  einem  so  ökonomisch 
rückständigen  Lande,  wie  es  die  Sowjetunion  ist,  zu  verwirklichen,  einen 
Rückfall  in  den  vormarxistischen  Sozialismus  und  einen  zum  absoluten 
Scheitern  bestimmten  Mißbrauch  der  marxistischen  Theorie  und  des 
proletarischen  Klassenkampfes.  Allein  gerade  hier  ist  ein  Punkt  ge- 
geben, an  dem  wir  Marxisten  alle  umzulernen  haben. 
Denn  die  eben  dargelegte  theoretische  Anschauung  ist  so  ziemlich  die 
allgemeine  Anschauung  des  Marxismus  gewesen.  Sie  ging  aber  dabei  von 
einer  im  Grunde  eigentlich  konstruktiven  Annahme  aus,  die  in  der 
Wirklichkeit  der  Geschichte  durchaus  nicht  gerechtfertigt  war,  nämlich 
von  der  Gleichmäßigkeit  der  kapitalistischen  Entwicklung  in  den  ver- 
schiedenen Ländern,  und  damit  auch  von  einer  Gleichartigkeit  und 
Gleichzeitigkeit  der  proletarischen  Entwicklung  in  allen  diesen  Ländern. 
Sie  unterstellte  insbesonders  auch  eine  internationale  Einheit  und 
Aktionsbereitsschaft  des  Weltproletariats,  die  es  trotz  aller  internatio- 
nalen Kongresse  nie  gegeben  hat  und  besonders  nicht  seit  dem  Aus- 
bruch des  Krieges.  Wir  brauchen  uns  hier  nicht  auf  den  großen  Streit 
innerhalb  der  russischen  Revolution  einzulassen,  ob  der  Sozialismus 
in  einem  Lande  möglich  ist  oder  nicht.  Denn  das  Entscheidende  für 
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unseren  Gegenstand  ist,  daß  durch  den  tatsächlichen  Verlauf  der  Ge- 
schichte bewiesen  wurde,  daß  der  Weg  zum  Sozialismus  auch  in  e  i  n  e  m 
Lande  allein  möglich  ist,  nur  daß  diese  Entwicklung  dann  einen  ganz 
abnormalen  Verlauf  zeigen  wird.  Und  dieser  Fall  ist  dann  mög- 
lich und  notwendig,  wenn  ein  großes  Land,  das  in  seinen  Grenzen  die 
wichtigsten  Produktionsmittel  und  Produktionskräfte  für  die  Befriedi- 
gung elementarer  Bedürfnisse  des  Lebens  enthält,  und  das  groß  genug 
ist,  sich  gegen  äußere  Gefahren  wirksam  zu  verteidigen,  in  eine  solche 
Isolierung  geraten  ist,  daß  es  wie  ein  geschlossenes,  aber  autarkes 
Wirtschaftsgebiet  dasteht.  Schon  lange  vor  der  Periode  des  Fünfjahr- 
planes habe  ich  einmal  in  einer  Diskussion  über  Sowjetrußland  eine 
Eventualität  dargelegt,  die  mir  damals  selbst  noch  phantastisch  schien, 
daß  ein  großes  Wirtschaftsgebiet  auch  inmitten  der  kapitalistischen 
Welt  sich  sozialistisch  umgestalten  könnte,  wenn  es  auf  alle  Bequem- 
lichkeiten und  Lebensgewohnheiten  verzichtet,  die  aus  der  Verflochtenheit 
mit  der  kapitalistischen  Wirtschaftsordnung  der  Umgebung  hervorgeht, 
und  wenn  diese  Senkung  des  Lebensstandards  auf  alle  seine  Mitglieder 
gleichmäßig  ausgedehnt  ist.  In  Rußland  hat  sich  diese  Eventualität 
durch  seine  Boykottierung  und  sodann  durch  seine  bewußte  Abschlie- 
ßung  mittels  des  Außenhandelsmonopols  tatsächlich  verwirklicht,  mit 
der  Modifikation,  daß  diese  Isolierung  hier  allerdings  für  die  ungezählte 
Mehrheit  des  russischen  Volkes  keine  Senkung,  sondern  eher  eine  Er- 
höhung seines  Lebensstandards  bedeutet,  wovon  noch  die  Rede  sein 
wird.  Der  Weg  zum  Sozialismus  in  Rußland  wäre  sicher  ein  anderer 
und  der  gewohnten  Vorstellung  viel  mehr  entsprechend,  wenn  der  Sowjet- 
union die  Weltrevolution  zu  Hilfe  gekommen  wäre.  Da  es  nicht  geschah, 
zeigt  er  die  Ungewöhnlichkeiten  und  Unvollkommenheiten,  die  eben  mit 
der  Abnormität  dieses  Weges  zusammenhängen.  Dies  verstößt  keines- 
wegs gegen  die  Grunderkenntnis  des  Marxismus,  da  auch  gerade  die 
Abnormität  des  russischen  Weges  die  Folge  der  besonderen  dortigen 
ökonomischen  Verhältnisse  ist.  Und  es  ist  nicht  überflüssig,  darauf  hin- 
zuweisen, daß  auch  Marx  und  Engels  die  Möglichkeit  einer  sozialisti- 
schen Entwicklung  in  Rußland  nicht  ausgeschlossen  haben,  die  ganz 
andersartig  verläuft  als  in  den  Ländern  der  hohen  kapitalistischen  Ent- 
wicklung, indem  sie  der  Ansicht  waren,  daß  die  russische  sozialistische 
Umgestaltung  vielleicht  unmittelbar  an  das  Gemeineigentum  in  der  russi- 
schen Bauerngemeinde  anknüpfen  könnte.  Allerdings  setzen  sie  dabei 
voraus,  daß  der  Anstoß  hierzu  durch  die  soziale  Revolution  der  ent- 
wickelteren kapitalistischen  Länder  erfolgen  werde.  G  Jedenfalls  müssen 
wir  die  Vorstellung  von  der  einzig  möglichen  Entwicklung  des  Sozialis- 
mus in  einer  gradlinigen  Fortsetzung  der  kapitalistischen  Höherentwick- 
lung heute  korrigieren,   und   dies   um   so   mehr,   als   immer   deutlicher 
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wird,  daß  gerade  die  Revolutionierung  der  Agrarverhältnisse  durch  die 
Zuspitzung  der  Klassengegensätze  auch  auf  dem  Lande  überall  zu  einer 
neuen  Klassensituation  in  der  bürgerlichen  Gesellschaft  führen  wird, 
welche  für  die  Entstehung  und  den  Verlauf  der  sozialen  Revolution 
außerhalb  Rußlands  entscheidende  Bedeutung  haben  wird. 


VI.  Das  Elend  in  Rußland 

Vielfach  wird  auch  gesagt:  Der  Sozialismus  ist  doch  die  Idee 
eines  vollkommeneren  Daseins  der  Menschen,  als  dies 
in  der  kapitalistischen  Gesellschaft  möglich  ist.  Der  Sozialismus  ist,  wie 
mit  Recht  betont  wird,  ein  Lebensideal,  bei  dem  das  Glück  und  die 
Freiheit  jedes  einzelnen  der  eigentliche  Zweck  ist.  Schon  im  Kommu- 
nistischen Manifest  heißt  es,  daß  wir  eine  Gesellschaftsordnung  an- 
streben, in  der  die  Freiheit  eines  jeden  einzelnen  die  Voraussetzung 
der  Freiheit  aller  ist.  Für  eine  Vollkommenheit  der  Gesellschaft,  bei 
der  es  nicht  auch  jedem  einzelnen  Mitgliede  derselben  besser  ginge, 
haben  wir  marxistischen  Sozialisten  kein  Interesse.  Wir  bekämpfen 
im  Gegenteil  jeden  antikisierenden  oder  auch  modernen  „universali- 
stischen" Kultus  des  „Ganzen",  welches  mit  Klassengegensätzen  ver- 
einbar ist,  als  ein  Trugmittel.  Aber  so  richtig  dies  ist,  so  muß  man  sich 
andererseits  doch  vor  einem  sehr  irreführenden  Mißverständnis  hüten, 
das  abermals  zu  einer  großen  Fehlerquelle  für  die  Beurteilung  der 
russischen  Revolution  geführt  hat. 

Der  Weg  zum  Sozialismus  ist  gewiß  ein  Weg  zum  größeren  Glück 
aller,  aber  keineswegs  muß  er  schon  diese  Lebensverbesserung  selbst 
bedeuten.  Der  Weg  führt  zum  vollkommeneren  Dasein  aller,  aber  auf 
diesem  Wege  kann,  ja  muß  oft  sogar  eine  empfindliche  Einbuße  an 
Lebensglück  und  Lebenssicherheit  erfolgen.  Gewiß  bedeutet  die  sozia- 
listische Bewegung  des  Proletariates  durch  ihre  ökonomische,  politische 
und  kulturelle  Organisationsarbeit  ein  ununterbrochenes  Wachstum  des 
Proletariates  in  physischer,  geistiger  und  moralischer  Hinsicht,  ja  ge- 
radezu den  Kulturaufstieg  der  Massen.  Aber  dieser  ist  bisher  schon 
keineswegs  gleichbedeutend  gewesen  mit  einem  ruhigen,  ohne  Opfer  an 
Behaglichkeit,  Freiheit  und  selbst  Leben  sich  vollziehenden  Fortschritt. 
Vielmehr  gehören  Opfer,  Märtyrertum  und  oft  auch  langandauernde 
Rückschläge  gerade  zu  dem  Wesen  des  proletarischen  Klassenaufstieges. 
Und  was  man  die  Verbürgerlichung  des  Klassenkampfes  nennt,  was  man 
mit  Recht  als  den  geistigen  und  politischen  Tod  des  proletarischen 
Sozialismus  bekämpfen  muß,  das  ist  eben  jene  Bestrebung,  die  Siche- 
rung einer  auskömmlichen  Lebensexistenz  in  der  kapitalistischen  Ge- 
sellschaft als  eine  Zielsetzung  auch  des  proletarischen  Klassenkampfes 
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zu  betrachten,  während  dies  doch  nur  die  Zielsetzung  einer  bürgerlichen 
Lebensauffassung  ist.  Es  ist  heute  unnötig,  die  Wichtigkeit  der  Gegen- 
wartsforderungen des  Proletariates,  also  die  Verbesserung  seiner 
Lebens-  und  Arbeitsbedingungen,  noch  zu  betonen.  Aber  viel  wichtiger 
ist,  in  einer  revolutionären  Epoche,  wie  es  die  heutige  ist,  darauf  hin- 
zuweisen, daß  der  Weg  zum  Sozialismus  eben  nicht  bloß  durch  die  Er- 
füllung der  Gegenwartsforderungen  führt,  sondern  daß  es  geschichtliche 
Situationen  geben  kann,  in  denen  diese  völlig  zurücktreten  müssen  vor 
den  Zukunftsforderungen  des  Proletariates.  Die  Gesinnung,  die  den 
Sozialismus  so  auffaßt,  daß  er  sich  für  seine  Anhänger  unmittelbar 
bezahlt  machen  muß,  hat  wirklich  aus  ihm  nur  eine  andere  Form  der 
Lohnbewegung  gemacht.  Dabei  ist  es  gar  nicht  einmal  nötig,  auf  allen 
Lohn  zu  verzichten.  Gerade  das  russische  Beispiel  zeigt,  daß  es  trotz 
aller  Kümmernisse  und  Entbehrungen  doch  auch  noch  eine  andere  Form 
des  unmittelbaren  Gewinnes  auf  dem  Weg  zum  Sozialismus  geben  kann: 
Den  Gewinn  an  proletarischem  Kraftbewußtsein  und  die  Freude,  die 
Anfänge  einer  neuen  Welt  selbst  mitzuschaffen. 

Uebrigens  muß  man  bei  der  immer  wiederkehrenden  Ausmalung  und 
abschreckenden  Schilderung  des  russischen  Elends  doch 
endlich  einmal  auch  anfangen,  etwas  kritischere  Vorstellungen  damit 
zu  verbinden.  Dieses  Elend  erscheint  nämlich  vor  allem  deshalb  so  ab- 
stoßend, weil  man  es  nach  ganz  unzulässigen  Maßstäben  beurteilt.  Daß 
man  nicht  den  Maßstab  der  behaglichen  Häuslichkeit  eines  noch  gut 
situierten  europäischen  Mittelständlers  oder  auch  nur  eines  in  gehobener 
Lebensstellung  befindlichen  Proletariers  zum  Vergleich  heranziehen 
darf,  haben  wir  bereits  dargelegt.  Aber  man  darf  auch  nicht  den  Lebens- 
fuß eines  durchschnittlichen  mittel-  oder  westeuropäischen  Proletariers 
heranziehen,  da  dieser  Lebensfuß  immer  schon  geschichtlich  und  kul- 
turell ein  verschiedener  war.  Ja  nicht  einmal  mit  der  Lage  in  Rußland 
vor  dem  Kriege  ist  ein  Vergleich  ohne  weiters  zulässig,  weil  der  Tief- 
stand der  industriellen  und  landwirtschaftlichen  Produktion  in  Rußland 
erst  nach  dem  Kriege  im  Jahre  1921  erfolgt  war.  Man  muß  also  von 
diesem  tiefsten  Endpunkt  ausgehen,  und  dann  ist  seither  ein  kon- 
stanter Aufstieg  erfolgt.  Das  heutige  Elend  ist  schon  viel  weni- 
ger groß  als  es  vor  zehn  Jahren  war.  Vor  allem  aber  besteht  der  große 
Unterschied,  daß  in  der  russischen  ökonomischen  Entwicklung  das 
Elend  nur  eine  freilich  noch  auf  lange  Zeit  hinaus  notwendige  Begleit- 
erscheinung eines  Wirtschaftsaufbaues  ist,  dessen  Zweck  es  ist, 
das  Elend  abzubauen  und  zu  verringern,  während  das 
Massenelend  außerhalb  Rußlands  durch  die  innere  Gesetzlichkeit  des 
Kapitalismus  die  notwendige  Tendenz  hat,  zu  steigen  und  innerhalb 
des  Kapitalismus  unüberwindbar  zu  sein.  So  muß  man  also  die 
Entbehrungen  der  russischen  Zustände  als   die  Kosten   des  Auf- 
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b  a  u  e  s  der  neuen  Gesellschaft  betrachten.  Man  kann  oft  den  Ent- 
setzensruf hören,  daß  die  Menschen  in  Sowjetrußland  keine  Seife  haben. 
Aber  ganz  abgesehen  von  der  Frage,  wie  viele  russische  Menschen  auch 
schon  vorher  den  Mangel  an  Seife  schwer  entbehrten,  ist  noch  mehr  die 
Frage  zulässig,  wie  viele  Menschen  außerhalb  Rußlands  die  Toiletten- 
seife im  täglichen  Gebrauche  entbehren  müssen,  weil  sie  kaum  das  Geld 
für  das  tägliche  Brot  haben.  Und  viele  wundern  sich,  daß  das  russische 
Volk  diese  Entbehrungen  aushält,  und  werfen  die  kritische  Frage  auf, 
wie  lange  es  alle  diese  Not  noch  ertragen  werde?  Aber  es  ist  sonderbar, 
daß  dieselben  Menschenfreunde  sich  so  wenig  fragen,  wie  lange  denn 
noch  die  notleidenden  Proletarierschichten  und  verarmenden  Mittel- 
ständler und  Intellektuellen  in  den  kapitalistischen  Ländern  die  stei- 
gende Not  und  die  wachsende  kapitalistische  Ausbeutung  dazu  ertragen 
werden?  Wenn  sich  alle  diese  Schichten  einem  Zwange  der  kapitalisti- 
schen Gesellschaft  fügen,  der  ihnen  doch  gar  nichts  bietet,  nicht  einmal 
die  Aussicht  auf  eine  lichtere  Zukunft,  ist  es  da  so  verwunderlich,  wenn 
Menschen  selbst  durch  eine  „Hölle"  gehen,  sobald  sie  wissen,  daß  der 
Weg  durch  sie  ins  Freie  führt? 


VII.  Der  angebliche 

Widerspruch  gegen  die  Oekonomie 

Ein  besonders  arger  Fehler,  der  doppelt  irreführend  ist,  weil  er  sich 
besonders  gerne  in  das  Gewand  marxistischer  Kritik  kleidet,  ist  die 
Verurteilung  der  russischen  Bestrebungen,  und  insbesondere  des  Fünf- 
jahrplanes vom  Standpunkte  einer  angeblich  ökonomischen  Kritik.  Ge- 
wöhnlich setzt  man  sich  dabei  auf  das  hohe  Roß  und  sucht  alle  Kritik, 
die  von  der  eigenen  abweicht,  mit  der  Autorität  des  „Fachmannes" 
niederzuschmettern.  Ein  solcher  Kritiker  hat  unlängst  in  einer  Partei- 
zeitung das  schöne  Wort  geprägt:  „Wo  von  Oekonomie  die  Rede  ist,  hat 
die  Lyrik  zu  schweigen",  wobei  unter  den  Lyrikern  alle  die  verstanden 
werden,  welche  trotz  aller  Unvollkommenheiten  und  Schrecknisse  den 
Glauben  an  die  russische  Revolution  nicht  verloren  haben.  Wollen  wir 
aber  das  Wort  von  der  Oekonomie  wirklich  ernst  nehmen,  dann  muß 
doch  vor  allem  gefragt  werden :  „Von  welcher  Oekonomie  ist  hier 
die  Rede?"  Und  sofort  verwandelt  sich  der  Hochmut  dieses  anscheinend 
wissenschaftlichen  Standpunktes  in  eine  klägliche  Kritiklosigkeit.  Seit 
Marx  wissen  wir,  daß  ökonomische  Kategorien  stets  historische 
Kategorien  sind.  Dies  gehört  zu  jenen  Erkenntnissen,  die  immer  wieder 
als  elementare  Wahrheiten,  sogenannte  Binsenwahrheiten,  hingestellt 
werden,  mit  deren  Hervorhebung  man  einen  doch  nicht  belästigen  soll; 
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aber  es  zeigt  sich,  daß  sie  in  der  kritischen  Anwendung  nur  zu  häufig 
ganz  vergessen  werden.  So  bedeutet  auch  hier  die  Berufung  auf  Oeko- 
nomie  gar  nichts,  wenn  nicht  gesagt  wird,  welche  historische  Oeko- 
nomie  gemeint  ist.  Auf  unseren  Fall  angewendet  heißt  dies:  Es  gibt  eine 
Oekonoraie  des  Kapitalismus,  eine  solche  des  Sozialismus  und  eine 
solche  des  Ueberganges  vom  Kapitalismus  zum  Sozialismus.  Die  Oeko- 
nomie  des  Kapitalismus  wird  getragen  von  dem  Prinzip  der  Rentabilität; 
demzufolge  ist  hier  „ökonomisch"  und  „produktiv"  nur,  was  sich  ren- 
tiert, was  einen  Profit  abwirft  resp.  den  Profit  steigert.  Die  sozialistische 
Oekonomie  hat  dagegen  als  tragendes  Prinzip  die  möglichst  vollständige 
Bedürfnisbefriedigung,  die  sich  mit  dem  möglichst  geringen  Arbeitsleid 
beschaffen  läßt.  Sie  wird  daher  z.  B.  gewisse  Arbeitsmethoden  erhalten 
und  vielleicht  sogar  vorziehen,  die  vom  kapitalistischen  Standpunkt 
weniger  ökonomisch  oder  unökonomisch  sind,  wenn  sie  aber  weniger 
gesundheitsschädlich  sind,  oder  andere  Funktionsbedürfnisse,  wie  z.  B. 
Kunstempfinden,  oder  auch  gar  nur  sentimentale  Bedürfnisse  befrie- 
digen, deren  Erfüllung  aber  für  wertvoll  genug  gehalten  wird.  Und 
wieder  eine  andere  Oekonomie  hat  eine  Gesellschaft,  die  sich  im  be- 
wußten Uebergang  von  dem  kapitalistischen  zum  sozialistischen  System 
befindet  und  diesen  Uebergang  für  sich  allein  und  noch  dazu  mit  un- 
genügenden Mitteln  sowie  von  fortwährendem  inneren  Widerstand  be- 
droht durchführen  muß. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  es  ganz  sinnlos  ist,  die  Prinzipien  der 
kapitalistischen  oder  der  sozialistischen  Oekonomie  auf  diese  Ueber- 
gangsepoche  in  ihrer  historischen  Eigen-  und  Einzigartigkeit  anwenden 
zu  wollen.  Danach  ist  z.  B.  also  der  Streit  über  das  Prinzip  von  der 
Proportionalität  zwischen  Produktionsmittel-  und  Konsumtionsmittel- 
industrie zu  beurteilen.  Ein  Mißverhältnis  in  diesen  Industrien  führt  in 
der  kapitalistischen  Oekonomie  zu  Krisen,  die  stets  auf  Kosten  des  Pro- 
letariates und  immer  häufiger  auch  der  Mittelschichten  ablaufen  und 
überwunden  werden.  In  einer  sozialistischen  Oekonomie  würde  diese 
Disproportionalität  auf  einen  Fehler  in  der  Produktions-  und  Konsum- 
tionsstatistik zurückzuführen  sein,  der  durch  sorgfältigere  Methoden 
ausgeschaltet  werden  müßte,  wobei  zugleich  das  entstandene  Mißver- 
hältnis inzwischen  gleichmäßig  zu  Lasten  aller  verteilt  würde.  In  einem 
Uebergangssystem  wie  dem  Sowjetsystem  kann  aber  dieses  Mißverhält- 
nis sogar  direkt  gewollt  sein,  weil  es  für  den  Zweck  des 
Aufbaues  einer  gesellschaftlich  höheren  ökonomischen  Struktur  vor 
allem  notwendig  ist.  den  Apparat  ihrer  Produktionsmittelindustrien  zu 
verstärken  und  auf  diese  Weise  die  Industrialisierung  der  Wirtschaft  zu 
forcieren.  Das  Mißverhältnis  zwischen  Produktions-  und  Konsumtions- 
mittelindustrie bewirkt  natürlich  auch  hier  eine  Krise  und  kommt  inner- 
halb dieser  Oekonomie  zum  Ausdruck  in   dem  Mangel   an   Gebrauchs- 
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gütern  des  täglichen  Lebens,  ja  sogar  in  der  Lebensnot,  bis  zu  welcher 
sich  dieser  Mangel  steigern  kann.  Aber  dieses  Elend  hat  erstens  einen 
ganz  anderen  strukturellen  Charakter  als  das  Elend  in  den  kapitalisti- 
schen Krisen  und  im  kapitalistischen  Dauerzustand:  Es  wird  allen 
auferlegt,  ist  eine  allgemeine  Not,  und  wird,  so  sehr  es  auch  vielen 
Widerstrebenden  oder  Indifferenten  aufgezwungen  werden  muß,  doch 
gerade  von  den  mit  Bewußtsein  das  Sowjetsystem  tragenden  Schichten 
als  eine  gesellschaftliche  Pflicht  empfunden.  Hunger  tut 
immer  weh.  Aber  ein  Hunger,  der  nur  die  notwendige  Begleitung  eines 
neuen  gesellschaftlichen  Planwillens  und  Machtbewußtseins  ist,  das  sich 
selbst  den  Weg  zur  Ueberwindung  des  Hungers  bahnt,  wird  anders  er- 
tragen als  der  Hunger,  in  dem  das  Proletariat  der  kapitalistischen  Län- 
der ein  immer  mehr  mißhandeltes  Opfer  für  Interessen  wird,  die  gar 
nicht  seine  eigenen  Interessen  sind.  Wenn  das  schon  Lyrik  ist,  dann  ist 
es  wenigstens  die  Lyrik,  die  zur  Weltrevolution  führt. 

Dazu  kommt  noch,  daß  in  dieser  revolutionären  Oekonomie  doch 
auch  die  Garantien  des  Besserwerdens  in  jedenfalls  viel 
höherem  Maße  gelegen  sind  als  in  der  Oekonomie  des  Kapitalismus. 
Man  tröstet  ja  jetzt  so  oft  die  durch  die  steigende  Arbeitslosigkeit,  Lohn- 
senkung, Kurzarbeit  und  gleichzeitige  Teuerung  immer  verzweifelteren 
Arbeitermassen  damit,  „daß  es  schon  besser  werden  wird".  Aber  was 
ist  eigentlich  dieses  „Besser"?  Auch  nach  der  Meinung  derjenigen,  die 
keineswegs  noch  von  einer  letzten  Krise  des  Kapitalismus  sprechen  wol- 
len, kann  es  sich  doch  nur  darum  handeln,  daß  die  Krisen  des  Kapi- 
talismus länger  und  schwerer  und  die  Pausen  dazwischen  kürzer  wer- 
den. Das  „Besserwerden"  also  im  Kapitalismus,  worauf  man  die  Arbeiter 
vertröstet,  ist  bloß  das  Erwarten  der  kurzen  Pause  vor  der  nächsten 
Krise.  Ist  das  wirklich  ein  Trost  und  eine  Aussicht?  Kann  man  sich 
wundern,  wenn  es  revolutionäre  Sozialdemokraten  gibt,  die  eine  solche 
Hoffnung  auf  Besserung  keineswegs  als  Optimismus  betrachten,  sondern 
eher  als  Pessimismus  ansehen  werden?  Denn  ist  es  nicht  im  Grunde 
ein  gerade  für  den  revolutionären  Proletarier  unerträglicher  Pessimis- 
mus, darauf  noch  „hoffen"  zu  sollen,  daß  diese  Krise  nicht  endlich  zur 
Ueberwindung  des  Kapitalismus  zwingen  wird,  sondern  daß  nach  einer 
kurzen  „Besserung"  eine  abermalige  Elendswelle  kommen  wird,  und 
daß  auch  seine  Kinder  immer  noch  dieses  grausame  Spiel  von  kurzem 
Aufatmen  und  Hinabgestoßenwerden  in  bitterste  Verzweiflung  von 
neuem  werden  durchmachen  müssen?! 

Demgegenüber  bedeutet  aber  der  Hinweis  auf  die  Besserung  der  Ver- 
hältnisse in  dem  Sowjetsystem  keine  solche  widerspruchsvolle  Ver- 
tröstung, sondern  den  Ausblick  auf  eine  innere  ökonomische  Tendenz 
zur  Steigerung  der  Produktivität  der  Arbeit,  deren  immer  deutlicheres 
Hervortreten   gesichert   ist,  wenn    das   Werk   der   russischen   Revolution 
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nicht  durch  äußere  oder  innere  Konterrevolution  durchbrochen  wird. 
Denn  schon  bis  jetzt  ergibt  sich  ein  nicht  zu  bestreitender  und  auch  von 
objektiven  Gegnern  nicht  bestrittener,  fast  stetiger  Aufstieg  der  russi- 
schen Volkswirtschaft,  wenn  man  den  furchtbaren  Tiefstand  des  Jahres 
1920  21  zum  Ausgangspunkt  nimmt,  in  welchem  die  industrielle  Pro- 
duktion bis  auf  20  % ,  die  landwirtschaftliche  bis  auf  50  %  des  Friedens- 
standes gesunken  war.  Bereits  im  Jahre  1927  war  mit  Ausnahme  der 
landwirtschaftlichen  Produktion  und  der  Eisenproduktion  der  Vor- 
kriegsstand wieder  erreicht,  und  seither  bewegt  sich  der  wirtschaftliche 
Aufbau  sowohl  auf  dem  industriellen  wie  auf  dem  landwirtschaftlichen 
Gebiete  in  dem  bekannten  und  staunenerregenden  stürmischen  Tempo 
des  Fünfjahrplanes,  das  in  den  vorausgehenden  Kapiteln  dieses  Buches 
geschildert  wurde.  So  urteilt  daher  auch  ein  strenger  Kritiker  und 
Gegner  des  Sowjetsystems,  A.  J  u  g  ow  ,  folgendermaßen: 

„Wenn  man  den  Fünfjahrplan  nicht  als  System  einer  planmäßigen  Gestaltung 
des  Wirtschaftsganzen  und  der  Hebung  des  Volkswohlstandes  nimmt,  sondern  ihn 
lediglich  betrachtet  als  das  Bestreben  der  Staatsmacht,  durch  die  Anspannung  aller 
Kräfte  der  Bevölkerung  und  durch  Ausschöpfung  aller  Reserven  eine  größtmögliche 
Entfaltung  der  Produktion  in  der  kürzest  denkbaren  Frist  zu  erzwingen,  so  sind 
die  quantitativen  Erfolge  zweifellos  ungewöhnlich  groß  .  .  .  Die 
Zunahme  der  Produktion  erreicht  jährlich  24  bis  25  % ,  ein  Tempo,  das  nicht  ein- 
mal Amerika  jemals  gekannt  hat.  Die  Entwicklung  der  Landwirtschaft  vollzieht 
sich  langsamer,  aber  die  Zunahme  der  Anbaufläche  und  der  Ernteerträge  sowohl 
für    Getreide    als   auch   für   Nutzpflanzen   ist    beträchtlich."  ' 

Und  wenn  es  auch  sicherlich  viele  Schwierigkeiten  und  Rückschläge 
in  diesem  Werk  des  Fünfjahrplanes  gibt,  so  ist  es  doch  eine  ganz  un- 
zulängliche Kritik,  jedes  Zurückbleiben  der  Produktion  hinter  den  auf- 
gestellten Kontrollziffern  schon  als  ein  „Versagen"  oder  gar  als  einen 
„Zusammenbruch"  des  Fünfjahrplans  zu  bezeichnen.  Man  kann  aus  der 
russischen  Presse  selbst  eine  ganze  Fülle  von  Beispielen  zusammen- 
stellen, in  denen  entweder  über  schlechte  Qualität  der  Produkte  Klage 
geführt,  oder  wo  berichtet  wird,  daß  die  Produktion  zurückgeht,  wie 
z.  B.  in  den  Kohlengruben  im  Winter  1930,  oder  wo  Betriebe  stillstehen 
müssen,  weil  ihnen  Rohmaterial  fehlt,  oder  weil  Maschinen  defekt  ge- 
worden sind  oder  die  Arbeiter  davonlaufen  und  dergleichen  mehr. 
Aber  dies  alles  bedeutet  nur,  daß  das  Tempo  des  Aufbauwerkes  eben 
vielfach  verlangsamt  oder  gestört  werden  kann,  und  bei  den  Schwierig- 
keiten, unter  denen  es  sich  vollzieht,  gestört  werden  muß,  nicht  aber 
daß  das  Aufbauwerk  selbst  dadurch  verhindert  wird.  Hier  urteilt  aber- 
mals Jugow  viel  objektiver  als  viele  gehässigen  Artikel  in  der  Partei- 
presse, die  aus  jeder  solchen  lokalen  oder  zeitweiligen  Schlappe  einen 
Bankerott  der  russischen  Wirtschaft  machen,  indem  er  schreibt: 

'  A.  Jugow  „Wird  der  Fünfjahrplan  durchgeführt?"  Im  „Sächsischen  Volksblatt" 
vom  16.  Mai  1931. 
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„Freilich  entstehen  auch  bei  der  Durchführung  des  Produktionsprogramms  des 
Fünfjahrplan  neue  Widersprüche,  neue  „schmale  Stellen"  in  Hülle  und  Fülle. 
Doch  im  ganzen  ist  zu  sagen,  daß  die  Durchführung  des  Planes  in  Industrie  und 
Landwirtschaft  ziemlich  dicht  an  die  Zielsetzungen  des  Planes 
heranreich  t." 


VIII.  Das  sogenannte 
Mißlingen  des  Fünfjahrplans 

Wenn  A.  Jugow  und  mit  ihm  viele  andere  sozialdemokratische  Kri- 
tiker der  Meinung  sind,  daß  der  Fünfjahrplan  trotzdem  nicht  verwirk- 
licht werden  kann,  so  bezieht  sich  dieses  Urteil  darauf,  daß  sie  die 
Unmöglichkeit  hervorheben,  durch  den  Fünfjahrplan  gleichzeitig  eine 
allgemeine  Hebung  des  Volkswohlstandes  zu  bewirken.  An  dieser 
Anschauung  ist  zweifellos  richtig,  daß  die  Durchführung  der  soziali- 
stischen Aufbauarbeit  in  Rußland  heute  ohne  diesen  Tribut  einer 
Massennot  nicht  möglich  ist.  Ja  es  ist  höchstwahrscheinlich,  daß  im 
Falle  der  Erreichung  des  Zieles  des  Fünfjahrplanes  damit  die  Zeit  der 
Not  noch  gar  nicht  beendet  sein  wird.  Doch  scheint  mir  dieser  Gesichts- 
punkt der  das  Aufbauwerk  begleitenden  Herabsenkung  der  persönlichen 
Lebenshaltung  nicht  der  entscheidende  Punkt  für  die  Betrachtung  vom 
sozialistischen  Entwicklungs  Standpunkt  zu  sein,  beson- 
ders wenn  man  zugleich  die  verbreiteten  Vorstellungen  über  die 
Massennot  in  Rußland  entscheidend  berichtigen  muß.  Denn  es 
steht  fest,  daß  die  Sterblichkeit  in  Rußland  ab- 
genommen hat.  Der  jährliche  Bevölkerungszuwachs  von  nahezu 
31/2  Millionen  ergibt  sich  nicht  aus  einer  gesteigerten  Geburtenziffer, 
sondern  aus  einer  verminderten  Sterblichkeit.  „In  den  drei  Jahren  von 
1911  bis  1913  betrug  die  Geburtenziffer  46,8  auf  1000,  in  den  drei 
Jahren  1926  bis  1928  nur  40,0.  Die  entsprechenden  Sterblichkeitsziffern 
lauten  30,5  bzw.  17,4!" 8  Wenn  also  die  Sterblichkeit  in  so  hohem 
Maße  zurückgehen  konnte,  so  beweist  dies,  daß  heute  selbst  unter 
diesen  schwierigen  Verhältnissen  mehr  Kinder  aufgezogen  und  mehr 
Menschen  länger  leben  können  als  dies  früher  der  Fall  war,  was 
keineswegs  mit  dem  traditionellen  Bild  von  der  russischen  „Ver- 
elendung" zusammenstimmt.  Hierbei  ist  ganz  unberücksichtigt  ge- 
blieben, was  aber  nicht  außer  acht  gelassen  werden  darf,  daß  die  unleug- 
bare materielle  Not  doch  eine  wesentlich  weniger  niederdrückende  Wir- 
kung dadurch  hat,  daß  das  Dasein  unter  dem  Sowjetsystem  gesell- 
schaftlich von  Grund  aus  anders  orientiert  ist  als 
im   Kapitalismus,   seinen   Schwerpunkt   in   den    Formen    des   ö  f  f  e  n  t  - 

8   Michael  Faruman  „Piatiletka"   Seite  29. 
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liehen  Lebens  und  nicht  der  Häuslichkeit  findet,  und  daher  durch 
die  gerade  von  bürgerlichen  Beurteilern  hervorgehobene  große  Entwick- 
lung des  Klublebens  in  der  Kommunistischen  Partei  und  der  Zugäng- 
lichmachung  von  wissenschaftlicher  und  künstlerischer  Bildung,  Auf- 
klärung und  Unterhaltung  für  die  Massen  eine  sehr  wirksame  Korrektur 
erfährt. 

Damit  ist  aber  natürlich  nicht  gesagt,  daß  die  Herabdrückung  des 
materiellen  Lebensniveaus  und  die  Beanspruchung  der  äußersten  physi- 
schen und  psychischen  Opferbereitschaft  der  Massen  nicht  auch  eine 
Grenze  haben  kann,  die  um  so  näher  rückt,  je  länger  und  intensiver 
eine  solche  Lebensnot  dauert.  Hier  liegt  die  eigentliche  Gefahr  für  die 
Entwicklung  der  russischen  Revolution,  sowie  der  verhängnisvolle  schäd- 
liche Einfluß  einer  die  Parteidemokratie  ausschaltenden  Diktatur.  Man 
kann  hier  nur  restlos  dem  beipflichten,  was  Trotzki  in  seiner  schon  er- 
wähnten Broschüre  sagt  9 : 

..Ein  Dampfkessel  vermag  auch  bei  grober  Behandlung  lange  Zeit  nützliche 
Arbeit  zu  leisten  .  .  .  Der  von  der  Oktober-Revolution  geschmiedete  Sowjetkessel 
ist  imstande,  auch  unter  schlechten  Mechanikern  gigantische  Arbeit  zu  leisten. 
Aber  allein  schon  der  Defekt  des  Manometers  (gemeint  ist  der  Mangel  der  demo- 
kratischen Kontrolle  der  Partei)  kennzeichnet  die  ständige  Gefahr  einer  Explosion 
der  ganzen  Maschine." 

Die  Ueberwindung  dieser  Gefahr  ist  gleichbedeutend  mit  dem  Sieg 
der  Partei  über  den  Apparat,  mit  der  Beseitigung  der  Einschüchterung, 
Bespitzelung  und  direkten  Brutalisierung  seitens  einer  verselbständigten 
Bürokratie  und  Herstellung  der  Massenaktivität  des  Sowjetsystems. 
Dieser  notwendige  Kampf  gegen  die  Entartung  der  Sowjetdiktatur  hat 
aber  nichts  zu  tun  mit  einem  Kampf  gegen  diese  Diktatur  selbst,  die, 
wie  jetzt  wohl  schon  klar  genug  geworden  ist,  eine  notwendige  Form 
der  noch  im  Gange  befindlichen  Revolution  ist.  Es  handelt  sich  dabei 
nicht  darum,  diese  Diktatur  durch  eine  allgemeine  Demokratie  zu  er- 
setzen, sondern  vielmehr  die  russische  Diktatur  zu  einem  wirklichen 
Ausdruck  des  Gesamtwillens  der  proletarischen  und  bäuerlichen  Träger 
des  Fünf j ahrwerkes  zu  machen.  In  einem  solchen  Prozeß  der  partei- 
demokratischen Yerlebendigung  und  moralischen  Verbreiterung  der 
Diktatur  werden  dann  auch  die  politischen  Mittel  geschaffen,  um  inner- 
halb der  notwendigen  Forcierung  der  Industrialisierung  und  der  Kollek- 
tivierung des  Landbaues  eine  größere  Berücksichtigung  der  Be- 
friedigung der  täglichen  Bedürfnisse  in  jenem  Ausmaße  herbeizu- 
führen, der  die  Generallinie  der  sozialistischen  Umwandlung  nicht  stört. 
Auch  Verlangsamungen  des  Tempos  dieses  Umbaues  sind  dann  nicht 
mehr  gefährlich,  weil  die  etwa  daraus  entstehenden  Schwierigkeiten 
infolge  der  Erleichterung  der  Lebenslage  auch  eher  mit  in  Kauf  ge- 
nommen werden. 

"  Trotzki  a.  a.  0.  Seite  11. 


lob  Max  Adler 

Nach  alledem  ist  das  vielgebrauchte  Schlagwort  von  dem  angeblichen 
Mißlingen  des  Fünfjahrplanes  eine  ganz  unklare  Vorstellung.  Der  Fünf- 
jahrplan kann  gar  nicht  mißlingen,  wenn  die  russische  Revolution 
siegreich  bleibt.  Nur  wird  er  natürlich  auch  nach  seiner  Vollendung 
noch  keineswegs  etwa  den  dann  erreichten  sozialistischen  Zustand  der 
Gesellschaft  bewirken,  ja  nicht  einmal  Rußland  schon  auf  die  Höhe  der 
entwickelten  kapitalistischen  Zivilisation  gebracht  haben.  Der  Fünfjahr- 
plan bedeutet,  daß  er  auf  alle  Fälle  noch  viele  Jahre  der  Not  und 
infolgedessen  auch  innerer  Widerstände  und  Gefahren  bringt,  da  auch 
nach  seiner  Vollendung  gewiß  noch  ein  neuer  Fünfjahrplan  nötig  sein 
wird,  um  das  Werk  wirklich  fortzusetzen. 10 


IX.  Schluß:  Die  Aufgabe  der  Sozialdemokratie 

Es  gibt  nur  eine  Möglichkeit  des  Mißlingens  des  Fünfjahrplanes  — 
natürlich  abgesehen  von  dem  Fall  eines  konterrevolutionären  Krieges  — , 
wenn  infolge  der  schon  mehrfach  gekennzeichneten  Ausartung  des  Appa- 
rates der  russischen  Revolution  es  zu  einem  konterrevolutionären  Auf- 
stand gegen  das  Sowjetsystem  selbst  käme,  durch  welches  es  zu  Fall 
gebracht  würde.  Es  gibt  also  ein  Mißlingen  des  Fünfjahrplanes  nur  aus 
konterrevolutionären,  nicht  aber  aus  ökonomischen  Ursachen;  nicht  in- 
folge der  russischen  Diktatur,  sondern  infolge  ihrer  nicht  mehr  partei- 
demokratisch wirkenden  Funktion.  Dies  wäre  aber  zugleich  eine  entsetz- 
liche  Weltniederlage  des  ganzen   Proletariates. 

Und  daraus  ergibt  sich  eine  klare  und  unwidersprechliche  Folge- 
rung für  unsere  Stellung  zu  den  Ereignissen  in  Sowjetrußland.  Die 
Sozialdemokratie,  die  sich  mit  Recht  als  internationale  und  revolu- 
tionäre Partei  bezeichnet,  hat  die  Pflicht,  trotz  ihres  notwendigen  Gegen- 
satzes gegen  die  dritte  Internationale  und  gegen  die  kommunistischen 
Parteien  außerhalb  Rußlands,  die  russische  Revolution  auch  in  ihrer 
jetzigen  Gestalt  gegen  alle  feindlichen  Bestrebungen  des  Kapitalismus 
und  der  bürgerlichen  Reaktion  zu  verteidigen.  Dies  haben  auch  die 
Internationalen  Kongresse  von  Hamburg,  Marseille  und  Brüssel  als 
Richtlinie  festgelegt,  und  mit  Recht  konnte  der  Sekretär  unserer  Inter- 

j0  Sehr  bezeichnend  ist,  daß  wieder  gerade  auf  bürgerlicher  Seite  diese  Gefahr  des 
Mißlingens  des  Fünfjahrplans  viel  weniger  in  Rechnung  gestellt  wird  als  von  sozial- 
demokratischer Seite.  Ja  im  Gegenteil,  der  amerikanische  Schriftsteller  Knicker- 
b  o  c  k  e  r  hat  in  seinem  Buch  „Der  rote  Handel  droht",  obgleich  keineswegs  für 
Sowjetrußland  gestimmt  und  indem  er  die  Unvollkommenheiten  und  inneren 
Widersprüche  des  russischen  Aufbaues  sogar  sehr  stark  hervorhebt,  doch  so  wenig 
Zweifel  an  dem  wirtschaftlichen  Erfolg  des  russischen  Programms,  daß  er  darin  be- 
reits eine  Gefahr  für  die  kapitalistische  Welt  erblickt  und  vor  der  drohenden  Of- 
fensive der  sowjetrussischen  Wirtschaft  auf  dem  Weltmarkte  warnt. 
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nationale,  Friedrich  Adler,  betonen:  „Die  Sozialistische  Arbeiterinter- 
nationale ist  heute  ebenso  wie  nur  jemals  bereit,  sich  mit  ganzer  Ener- 
gie für  die  Verteidigung  Sowjetrußlands  einzusetzen."  " 
Im  Zusammenhang  mit  dieser  prinzipiellen  Feststellung  muß  auch  der 
Sinn  eines  Schlagwortes  richtiggestellt  werden,  das  besonders  bei  wohl- 
wollenden bürgerlichen  Gegnern  der  Sozialdemokratie  gebraucht  wird, 
aber  auch  im  eigenen  Lager  Eingang  gefunden  hat,  daß  die  Sozial- 
demokratie den  Westen  von  der  „Gefahr  des  Bolschewismus"  bewahrt 
hat.  Dies  ist  insofern  richtig,  wenn  damit  die  Abwehr  der  Anwendung 
von  im  Westen  unmöglichen  Methoden  der  sozialen  Revolution  gemeint 
ist.  Nur  diese  Gefahr  des  Bolschewismus  ist  abzulehnen,  nicht  aber  die 
durch  den  Bolschewismus  erfolgte  Zerstörung  der  kapitalistischen  Welt. 
Letzteres  bedeutet  auch  für  die  Sozialdemokratie  keine  Gefahr,  sondern 
bildet  vielmehr  den  Grund,  die  russische  Revolution  auch  in  ihrer  ge- 
gebenen bolschewistischen  Gestalt  als  die  Vorpostenstellung  der  großen 
Emanzipation  des  Proletariates  überhaupt  zu  verteidigen. 

Aber  die  bloße  Verteidigung  genügt  heute  nicht  mehr,  sondern  es  ist 
nötig,  daß  die  Sozialdemokratie  ihren  politischen  Einfluß  überall  zur 
direkten  Unterstützung  des  Fünfjahrplanes  gegen- 
über den  Regierungen  des  eigenen  Landes  geltend  macht.  Dazu  reichen 
noch  so  feierliche  Sympathieresolutionen  nicht  aus,  sondern  ist 
es  vor  allem  nötig,  im  eigenen  Lager  rücksichtslos  mit  der  Fülle  von 
unklaren  und,  wie  wir  gesehen  haben,  zumeist  auch  ganz  unmarxisti- 
schen Vorurteilen  und  Denkweisen  aufzuräumen.  Diese  Aufklärungs- 
arbeit ist  um  so  nötiger,  als  dadurch  unsozialistische  Einstellungen 
beseitigt  werden,  die  auch  den  klassenrevolutionären  Cha- 
rakter der  sozialdemokratischen  Arbeiterbewe- 
gung selbst  trüben  und  so  die  Partei  unfähig  für  ihr  eigenes 
soziales  Revolutionswerk  machen.  Um  so  weniger  wird  sie  dann  im- 
stande sein,  ihren  politischen  Einfluß  in  bewußter  und  internationaler 
Weise  zur  realen  Förderung  der  russischen  Revolution  geltend  zu 
machen.  Je  mehr  daher  diese  Selbstrevolutionierung  der 
Sozialdemokratie  gelingt  und  einen  sicheren  Ausdruck  in  der 
praktischen  Unterstützung  der  russischen  Revolution  findet,  um  so  mehr 
muß  daraus  ein  neuer  Geist  der  wirklich  internationalen  Kampfgemein- 
schaft und  Kampfbereitschaft  erwachsen.  Auf  diese  Weise  werden  sich 
ganz  von  selbst  die  Voraussetzungen  des  Wiedererstehens  der  ungeteilten 
Internationale  des  Proletariats  ergeben.  Und  dann  wird  die  russische 
Revolution  und  die  Befreiung  des  außerrussischen  Proletariates  z  u  - 
gleich  gesichert  sein:  durch  die  dann  möglich  gewordene  Weltrevo- 
lution des  Proletariates. 

11  Friedrich  Adler,  „Der  Moskauer  Prozeß  und  die  sozialistische  Arbeiter- 
internationale'',  im  „Kampf".  XXIV,  S.   153. 
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abnorm  —  Vakuum 


Fremdwörterverzeichnis 


abnorm    =    ungewöhnlich 

administrativ  ~  verwaltend 

Aequivalenz   —   Gleichwertigkeit 

Akkumulation  =  Anhäufung 

Anarchie  =  Ordnungslosigkeit 

Anatomie   =  Zergliederungskunde 

ancien  regime  =  das  alte  Regierungssystem 

anormal  =  regelwidrig 

antik  =  altertümlich 

Aroma  =  Duft 

arrivieren    =    emporkommen 

autark   =   selbstgenügsam 

autonom   =  selbständig 

Baisse  =  Börsensturz,  Niedergang 

Boykott  =  wirtschaftliche  Aechtung 

Deklaration   =    Erklärung 

Dekret  =  Verordnung 

Depression  =  wirtschaftlicher  Niedergang 

Desjatine   =   etwas  über   1   Hektar 

Detail   =  Einzelheit 

Dialektik  =  Wechselwirkung 

differenzieren  =  unterschiedlich  gestalten 
Direktive   =  Anleitung 

Disproportionalität  =  Mißverhältnis 

Dynamik  =   Bewegung 

Emanzipation  =  Befreiung 

enorm   =  ungeheuer 

Epidemie  =  Seuche 

Etappe   =  Stufe 

Eventualität  =   Möglichkeit 

experimentieren  =  versuchen 

Fata  Morgana  =  Trugbild 

forcieren   =   verstärken 

Funktion  =  Aufgabe,  Tätigkeit 

gigantisch  =  riesig 

Hierarchie   =    Rangordnung 

indifferent    =    gleichgültig 

Insurrektion   =   Aufstand 

Intervention  =  Einmischung 

Investition   =   Anlage 

Irrationalität  =  Planlosigkeit,  Vernunft- 
widrigkeit 

isoliert  =  abgesondert 

kalkulieren  =  berechnen 

Kapazität  =  Fähigkeit 

Kader   =   Kerntruppe 

kapitulieren  =  sich  ergeben 

Koeffizient  =   Verhältniszahl 

kollektivieren  =  vergesellschaften 

kompensieren  =  ausgleichen 

Kompetenz  =   Zuständigkeit 

konjunkturell    =    der    Marktlage     nach 


konkret    =    bestimmt 
konstitutionell    =   verfassungsmäßig 
Konzentration   =  Verdichtung 
Konzession  =  Zugeständnis 
Korrektur  —  Verbesserung 
labil  =  schwankend 
legal  =  gesetzmäßig 
lokal  =  örtlich 
Materie  =   Sachverhalt 
Menetekel  =  Drohung 
Modifikation  =  Abwandlung 
Nivellierung  =  Einebnung 
operativ  =   ausführend 
Perspektive   =   Zukunftsaussicht 
Physiologie    =    Lehre    von    der    leben- 
digen Natur 
Pluralitätswahlrecht  —  System  der  rela- 
tiven   Mehrheit 
Primivität  =  Unentwickeltheit 
Privileg  =  Vorrecht 
Produktivität  =  Ergiebigkeit 
Prognose  =   Voraussage 
prosperity  =  Gedeihen 
Pud  =  ca.  16  kg 
Quorum  =  beschlußfähige  Anzahl 
Quote  =  Anteil 
ratifizieren  =  genehmigen 
rationell   =   zweckmäßig 
Referendum  =  Volksentscheid 
relativ  =  in  Beziehung 
Rentabilität  =  Einträglichkeit 
Repressalien  =  Zwangsmaßnahmen 
Reproduktion  =  Wiedererzeugung 
Requisition    =    Beschlagnahme 

Resistenz  =  Widerstand 

Restaurierung    ==    Erneuerung 

sabotieren   =  verhindern 

Sektion   =  Teilorganisation 

Sektor  =  Teilgebiet 

sekundär  =  zweitrangig 

Sentiment   ==   Gefühlsurteil 

singulär  =   einzigartig 

skeptisch  =  zweifelnd 

strukturell  =  dem  Aufbau  nach 

Superlativ   =   höchste   Steigerung 

Synthese  =  Mischung,  Vereinigung 

Tendenz   =    Richtung 

territorial  =  gebietlich 

Terrorismus  =  Schreckensherrschaft 

Thermidor   =   Monat   der   französischen 
Gegenrevolution 

Vakuum  =  Leere 


Was  will  die  Marxistische  Büchergemeinde? 


Was  brauchen   wir? 

Wir  brauchen  billige  und  allgemeinver- 
ständliche Schriften,  die  ans  die  Not  unse- 
rer Zeit  und  ihre  Ursachen  verstehen  las- 
sen und  uns  zeigen,  mit  welchen  Mitteln 
und  auf  welchen  Wegen  die  Massen  des 
arbeitenden  Volkes  sich  gegen  Ausbeutung, 
Arbeitslosigkeit  und  Unterdrückung  wehren 
können.  Wir  brauchen  Wegweiser  für  den 
Klassenkampf  des  Proletariats,  aufrüttelnde 
und  fruchtbare  Kritik,  die  mutig  und  ent- 
schlossen sagt,  was  ist.  Unbestechlich  und 
illusionslos  muß  die  Wahrheit  gesucht  und 
ausgesprochen  werden,  die  Fehler  der  Ver- 
gangenheit bekannt,  die  Aufgaben  der  Gegen- 
wart gedeutet  und  der  Weg  in  die  Zu- 
kunft, der  Weg  zur  Eroberung  der  Macht, 
der    Weg    zum    Sozialismus    gezeigt    werden. 


Was   wollen   wir? 

Wir  wollen  die  Massen  des  Proletariats  zum 
Kampf  gegen  die  Ausbeuter  und  ihre  faschi- 
stischen Söldner  mobilisieren.  Wir  wollen  den 
„Sozialismus  der  dummen  Kerle",  die  echein- 
sozialistischen  Phrasen  der  Hitlerbanden  ent- 
larven, wir  wollen  den  kämpfenden  Heeren 
des  Proletariats  die  geistigen  Waffen  im 
Kampfe  gegen  das  Bürgertum  geben.  Wir 
wollen  den  Massen  die  Ursachen  ihres  Elends 
und  den  Weg  aus  ihrem  Elend  heraus  zum 
Sozialismus  zeigen.  Wir  wollen  der  Arbeiter- 
klasse sagen,  was  sie  in  unserer  Zeit  des 
immer  brutaler  sich  herausstellenden  Klas- 
sengegensatzes, des  immer  heftiger  tobenden 
Klassenkampfes  tun  muß,  wenn  sie  sich  ein 
menschenwürdiges  Dasein  und  den  Aufstieg 
erkämpfen  will. 


Was   tun    wir? 

Wir  geben  ein  Bild  von  der  Krise  des  Kapi- 
talismus, von  ihrer  Auswirkung  auf  die 
Lebenshaltung  der  Arbeiterschaft.  Wir  zeigen 
die  Veränderungen  der  kapitalistischen  Wirt- 
schaft, ihre  Erstarrung  und  Verfaulung.  Wir 
enthüllen  das  „Wunder"  der  amerikanischen 
Wirtschaft,  wir  beleuchten  das  Wesen  der 
Rationalisierung.  Wir  weisen  nach,  welche 
Umstellung  in  den  Organisationen  der  Arbei- 
terschaft notwendig  sind.  Wir  6tellen  dar, 
welche  Hemmungen  und  Möglichkeiten  für 
die  Eroberung  der  Macht  durch  das  Prole- 
tariat bestehen.  Wir  übermitteln  schlagkräf- 
tige Argumente  gegen  den  Kapitalismus,  für 
den  Sozialismus.  Die  Reform  des  Bewußtseins 
und  die  Revolutionierung  der  Gesellschaft 
wollen  wir  fördern,  den  Aufbau  des  Sozialis- 
mus vorbereiten. 


Was  bringen    wir? 

Wir  bringen  alle  Vierteljahre  ein  Buch,  das 
den  Mitgliedern  gegen  einen  monatlichen  Bei- 
trag von  RM.  1, —  kostenlos  ausgeliefert  wird. 
Die  gut  gebundenen  Bücher  im  Umfang  von 
ca.  200  Seiten  kosten  für  Nichtmitglieder  im 
Buchhandel  RM.  4,75.  Der  Eintritt  in  die 
Büchergemeinde  ist  kostenfrei,  bedeutet  also 
eine  große  Ersparnis. 
Das   Verlagsprogramm  1930/31: 

1.  Buch:  Die  Krise  des  Kapitalismus  und  die 

Aufgabe  der   Arbeiterklasse. 

2.  Buch:  Die  Organisation  im  Klassenkampf. 

3.  Buch:  Unsere  Stellung  zu  Sowjetrußland. 

4.  Buch:  Wie    kommt    das     Proletariat    zur 

Macht? 

Diese  Bücherreihe  wird  entsprechend  den  Be- 
dürfnissen der  Leser  und  den  Aufgaben  der 
Zeit  fortgesetzt. 


Herausgeber  der  „Roten  Bücher"  sind  die 
Herausgeber  der  Halbmonatsschrift  „Der 
Klassenkampf":  Mai  Adler,  Kurt  Rosenfeld, 
Max  Sevdewitz,  Heinrich  Ströbel. 


Der  Erwerb  der  Mitgliedschaft  verpflichtet 
nicht  zum  Bezug  früher  erschienener  Bücher, 
berechtigt  aber  zu  deren  Bezug  zum  Mit- 
gliederpreise. 


Bestellungen  sind  zu  richten  an  die  Marxistische  Verlagsgesellschaft 
m.  b.  H.,  Berlin-Tempelhof,  Hohenzollernkorso  67.  Zahlungen  an 
Max  Sey dewitz,  Berlin,  Postscheckkonto:  Berlin  151261. 


Werbeobleute  melden  sich  beim  Verlag  der  Marxistischen  Bücher- 
gemeinde  und   verlangen    Werbematerial    und   Vorbedingungen. 


DIB  „ROTEN  BÜCHEE" 

Das  1.  Buch  der  „Roten  Bücher '  „Die  Krise  des  Kapitalis- 
mus und  die  Aufgabe  der  Arbeiterklasse"  gibt  ein  Bild  von 
der  Krise  des  Kapitalismus  und  zeigt  die  Erstarrung  und 
Verfaulung  des  kapitalistischen  Systems.  Gegenüber  dem 
Wunderglauben  an  ständigen  Aufschwung  oder  normalen 
Wechsel  von  Aufschwung  und  Krise  wird  das  Versagen 
des  kapitalistischen  Systems  aufgedeckt.  Die  Ueberwin- 
dung  des  Kapitalismus  ist  eine  praktisch  notwendige  Auf- 
gabe; die  Organisation  der  revolutionären  Bereitschaft 
des  Proletariats  ist  der  erste  Schritt  zur  Ueberwindung  des 
Faschismus  und  der  proletarischen  Spaltung. 
Die  Mitarbeiter  sind:  Max  Adler,  Eg.  Graf,  F.  Petrich,  Max 
Seydewitz,  Ed.  Weckerle. 

Das   2.   Buch   der   „Roten   Bücher'   „Die   Organisation   im 

Klassenkampf"  zeigt  die  Bedeutung  der  Organisation  im 
Klassenkampf.  Nur  der  organisierte  Klassenkampf  kann 
zum  Ziele  führen.  Aber  Mängel  in  der  Organisation  kön- 
nen auch  zum  Hemmschuh  des  Fortschritts  werden.  Das 
Buch  zeigt  nicht  nur  die  Mängel  der  bolschewistischen 
Organisationsform  mit  ihrem  überspitzten  bürokratisch- 
zentralistischen  Aufbau,  sondern  auch  die  Tendenzen  zur 
bürokratischen  Erstarrung  der  sozialdemokratischen  Or- 
ganisation. Die  geschichtlichen  und  grundsätzlichen  Unter- 
suchungen beschließt  ein  Organisationsentwurf  zur 
Wiederbelebung  der  Demokratie  in  der  Partei. 
Die  Mitarbeiter  sind:  F.  Bieligk,  E.  Eckstein,  0.  Jenssen, 
K.  Laumann,  H.  Wagner. 

Das  4.  Buch  wird  den  „Weg  zur  Macht"  behandeln,  die 
Lehren  und  Schlüsse  aus  der  deutschen  Revolution  von 
1918  ziehen  und  die  Taktik  und  Perspektiven  der  weiteren 
Entwicklung  überprüfen.  Sind  die  wirtschaftsdemokrati- 
schen Entwicklungsperspektiven  und  die  Taktik  der  Koali- 
tion die  einzig  möglichen?  Oder  gibt  es  noch  andere  Aus- 
sichten und  Wege  zur  Machtergreifung  des  demokra- 
tischen Sozialismus? 

Bücher,    die   Sie   interessieren  werden! 
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